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Das Thema Flächenrecycling hat sich am Institut für Geotechnik der TU Freiberg in-
zwischen fest etabliert. Die geotechnische Forschung und Lehre wurde in den letzten 
beiden Jahrzehnten in erheblichem Maße durch die geotechnischen Aufgabenstellungen 
bei der Sicherung und Rekultivierung der Braunkohletagebaue in Mittel- und Ost-
deutschland geprägt. Aber auch andere vom Menschen verursachte Schäden der Erd-
oberfläche beeinträchtigen diese in ihrer Funktion als Baugrund. Dazu gehören u.a. 
Schäden und Gefährdungen durch industrielle und militärische Hinterlassenschaften 
und die damit verbundenen Kontaminationen.  
Anfang der 1990er Jahre wurde innerhalb des Studienganges Geotechnik die Studien-
richtung Umwelttechnik eingeführt, die die klassische Geotechnikausbildung um das 
Themengebiet der Altlastensanierung erweiterte. Und diese Ausbildung bezog wieder-
um wirtschaftliche, rechtliche und ökologische Vorlesungsreihen mit ein. Die Gründung 
des Kompetenzzentrums für interdisziplinäres Flächenrecycling CiF e.V. zusammen mit 
Professoren aus der Fakultät für Wirtschafts- und Rechtswissenschaften war sozusagen 
die logische Folge, da CiF nun auch der Forschungsseite zum Thema Flächenrecycling 
eine gemeinsame Plattform bietet. 
Diese Arbeit reiht sich ein in den interdisziplinären Forschungsansatz des Kompetenz-
zentrums. Wirtschaftliche und technische Aspekte für die Mobilisierung von Brachflä-
chen werden erörtert und neue Lösungsansätze diskutiert. Es wird die Frage gestellt, in 
welcher Weise Öffentlich Private Partnerschaften, sog. PPP, eine wirtschaftliche Per-
spektive für die Wiedernutzbarmachung Brachflächen darstellen. Zusätzlich wird die 
Entwicklung eines Geokunststoff Gabions vorgestellt, der dazu beitragen soll, Abbruch-
abfälle aus Flächenrecyclingprojekten in stärkerem Maße einer neuen Nutzung zuzufüh-
ren. 
Für das Zustandekommen dieser Arbeit danke ich ganz besonders den Gründern des 
Kompetenzzentrums für interdisziplinäres Flächenrecycling CiF e.V. an der TU Frei-
berg: Prof. Herbert Klapperich, Prof. Dieter Jacob, Prof. Rainer Wolf und Prof. Rafig 
Azzam (RWTH Aachen).  
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Kein Politikfeld hat in den letzten Jahrzehnten solche Fortschritte gemacht, so an Be-
deutungsumfang zugenommen und Einzug gehalten in das öffentliche Bewusstsein wie 
die Umweltpolitik. Das Bestreben, Wasser, Luft und Boden, die uns als Lebensgrundla-
ge zur Verfügung stehen, in hoher Qualität zu erhalten, ist Gemeingut geworden. Haben 
die Medien Luft und Wasser bereits früh den Schutz durch Gesetze und Verordnungen 
erhalten und ihren Status als „Schutzgut“ zuerkannt bekommen, so musste der Boden 
bis zum Jahr 1999 auf diesen Titel warten, in dem das Bundes-Bodenschutz-Gesetz in 
Kraft trat. Zu viele Rechte und Interessen waren und sind mit dem (Wirtschafts-)Gut 
Boden verbunden. Das Besitzrecht an Grund und Boden galt wohl lange mehr als das 
Recht auf Gesundheit und eine intakte Umwelt.  
 
Mit dem Streben nach der Erhaltung von Landschaft und Lebensraum zogen neue Ide-
alvorstellungen in unser Gemeingut ein: „Recycling“ darf wohl zweifellos als zentraler 
Umweltbegriff der 80er und 90er Jahre bezeichnet werden. Analog zur Wandlung des 
Abfall-Begriffs hin zum „Wertstoff“ spricht man heute in der Dimension der Landflä-
chen, die ihren ursprünglichen Nutzungszweck verloren haben nun von „Revitalisie-
rung“ und „Flächenrecycling“.  
Während ihrer Nutzungszeit für Industrie, Gewerbe, Wohnen, Verkehr oder Militär wa-
ren diese Flächen mit einem bestimmten Wert behaftet, bildeten einen Teil des Anlage-
vermögens und waren Bestandteil eines sie umgebenden Immobilienmarktes. Als 
Brachflächen verloren sie aber an Wert, sei es, weil auf dem betreffenden Immobilien-
markt keine Nachfrage herrscht, oder weil ihre Aufbereitungskosten den Verkehrswert 
bereits weit überschreiten würden.  
Da das Problem der brachliegenden, kontaminierten Flächen nicht nur ein Umweltprob-
lem ist, sondern ein volkswirtschaftliches Problem, werden dringend Lösungen ge-
braucht. Es sind Strategien erforderlich, diese Flächen mit vertretbaren finanziellen Mit-
teln den heutigen Umweltstandards anzugleichen und sie wieder in die Flächennutzung 
einzugliedern – als Naturflächen oder als anthropogen genutzte Flächen. Die Mobilisie-
rung von Brachflächen bedarf dabei sowohl privater, als auch öffentlicher bzw. gesell-
schaftlicher Anstrengungen.  






1. Problemstellung und Ziel der Arbeit 
 
Flächen, die ihren Nutzungszweck verloren haben, sei es aufgrund geänderter wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen, werden umgangssprachlich als 
Brachflächen bezeichnet. Die ober- und unterirdischen Überreste der ehemaligen Nut-
zung kennzeichnen meist einen negativen Qualitätszustand für die Umwelt bzw. für eine 
zukünftige Nutzung.  
Die Verantwortlichkeit für die Wiederherstellung eines erwünschten, der Gesetzeslage 
angepassten Zustandes einer solchen Fläche ist zum einen direkt einer Rechtsperson 
zuzuordnen (gem. Bundes-Bodenschutzgesetz dem Handlungsstörer oder dem Besitzer 
der Fläche), sie ist aber insgesamt auch gesellschaftlicher Natur. Diese gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung drückt sich z.B. in der Regelung von Gesetzen aus, aber auch 
in der systematischen behördlichen Erfassung und Bewertung dieser Flächen, in der 
Treuhand-Verwaltung von Brachflächen und nicht zuletzt in den finanziellen Leistun-
gen der Gesellschaft für die Beseitigung von Umweltschäden auf Altablagerungen und 
Altstandorten. 
Die finanziellen Aufwendungen, die sich aus den gesetzlichen Vorschriften mit den 
entsprechenden Schadstoffgrenzwerten ergeben, stellen in den meisten Fällen einen 
erheblichen Hinderungsgrund dar, Brachflächen gemäß den geltenden Anforderungen 
neu zu nutzen. Eine erneute wirtschaftliche Verwertung der Fläche nach einer entspre-
chenden Aufbereitung ist in hohem Maße abhängig vom wirtschaftlichen Umfeld und 
vom Immobilienmarkt, in dessen Einflussbereich die Brachfläche sich befindet. Die 
Rentabilitätsberechnung für ein privatwirtschaftliches (Revitalisierungs-)Projekt beste-
hend aus den Aufwendungen für das Grundstück, die notwendigen Aufbereitungen und 
den zu erwartenden Erlösen fällt in vielen Fällen aber erst dann positiv aus, wenn finan-
zielle Zuwendungen der öffentlichen Hand als ein weiteres „Plus“ in die Waagschale 
geworfen werden.1 So lassen sich Flächenrecyclingprojekte ökonomisch grundsätzlich 
in drei Typen unterscheiden:2  
A: Rentable Projekte: Flächenentwicklung und Altlastensanierung sind finanzierbar 
B:  Projekte, die erst durch Zuschüsse rentabel werden: aufgrund hoher Sanierungs-
kosten ist die Beschaffung zusätzlicher Finanzierungsmittel aus Förderpro-
                                                 
1
 Vgl. Oehne, Frank. Privatfinanzierung von Maßnahmen zur Altlastensanierung im Zuge von Infrastruk-
turprojekten, in Sanierung kontaminierter Standorte 1997, Utech Berlin 97, S. 57 
2
 Umweltbundesamt: Leitfaden über Finanzierungsmöglichkeiten und –hilfen in der Altlastenbearbeitung 
und im Brachflächenrecycling; Forschungsbericht 298 77 750; UBA FB 000095; Berlin 2001; S. 6 







C:  Unrentable Projekte: Sanierungs- und Entwicklungskosten übersteigen trotz zu-
sätzlicher Finanzierungsmittel den Verkehrswert des Grundstücks 
 
Des Weiteren besteht für die Investorenseite nur in seltenen Fällen wirklicher Hand-
lungsdruck, sich mit der Rentabilität einer Baumaßnahme auf einem Altstandort bzw. 
einem Brachenstandort mit vermutetem Kontaminationsrisiko auseinanderzusetzen. 
Alternativen bieten sich in großer Zahl an, seien es landwirtschaftliche Flächen, die als 
Gewerbegebiete ausgewiesen werden, bis hin zu Standorten im Ausland, die kosten-
günstiger und mit geringeren Auflagen für den Umweltschutz genutzt werden können. 
 
Die gesamtgesellschaftliche Verantwortung für kontaminierte Flächen, ihr zahlen- und 
flächenmäßig großer Umfang, sowie ihre Bedeutung und Auswirkungen bis weit in die 
Zukunft, aber auch die weltweite Präsenz der Problematik, nicht nur in den Industrie-
staaten, rechtfertigen eine intensive wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem 
Thema Altlasten und Brachflächen.  Zwischen der Erforschung und Verbesserung der 
Techniken zur Dekontamination bestehender Schadensfälle und dem Schutz vor zukünf-
tigen Schädigungen durch menschliches Handeln im Sinne von präventiver Gesetzge-
bung und Normung stehen folgende Fragen im Vordergrund: Was soll mit den beste-
henden Altstandorten und Brachflächen geschehen, wer kommt finanziell und instituti-
onell für sie in Zukunft auf? Kann der Staat bzw. die Gesellschaft als anonyme Instanz 
diese Aufgabe auf Dauer erfüllen? Welche Anreize können geschaffen werden, um das 
Engagement auf brachliegendem, unter Umständen kontaminiertem Land zu verstär-
ken? 
 
Diese Arbeit widmet sich insbesondere der Fragestellung, wie Öffentlich Private Part-
nerschaften (PPP) die Mobilisierung von Brachflächen unterstützen können. Da aus den 
genannten Gründen eine privatwirtschaftliche Nutzung oft nicht mehr in Frage kommt, 
sollte auch die Möglichkeit eines öffentlichen Nutzungszwecks in die Überlegungen 
einbezogen werden. Die Public Private Partnership könnte die Basis für ein privatwirt-
schaftliches Engagement bei der Revitalisierung einer Brachfläche mit einem geplanten 
öffentlichen Nutzungszweck darstellen. Diese Partnerschaft sollte möglichst über einen 
langfristigen Zeitraum verlaufen (Stichwort: Lebenszyklus des PPP Projektes) und sie 
muss für beide Seiten einen dauerhaften Vorteil darstellen (win-win Situation). 






1.1 Bodennutzung und Landverbrauch  
 
Die „Bildung von Bodenbewusstsein in der Öffentlichkeit“3 war dem Wegbereiter des 
Bundesbodenschutzgesetzes Prof. Willi Thoenes neben dem nachhaltigen Bodenschutz 
und der Bodenvorsorge ein wichtiges Anliegen. Diese Sicht beinhaltet einen bewussten 
Gebrauch des Bodens durch den Menschen, sie fordert nicht die absolute Unberührtheit, 
lässt aber auch eine Verseuchung oder gar Zerstörung des Bodens durch menschliches 
Tun nicht zu. Unser Handeln und unsere zukünftigen Entscheidungen für die Landnut-
zung sind geprägt durch die aktuell vorgegebene Nutzungsweise und durch die Nutzung 
in der Vergangenheit, sowie die Erwartungen, die wir an unsere Lebensgrundlage ha-
ben. Alle Statistiken, die im Zusammenhang mit der Bodennutzung in den letzten Jah-
ren und Jahrzehnten fortgeschrieben wurden, geben wichtige Hinweise für zukünftige 
Entscheidungen. Die Einsicht in die Tatsache, dass in den letzten 60 Jahren in Deutsch-
land, Europa oder den USA im Vergleich zur Bevölkerungsentwicklung überdurch-
schnittlich viel Bodenfläche bebaut wurde, lässt eine negative Entwicklung für unsere 
Lebensumstände erwarten, wenn der „Flächenverbrauch“4 im selben Maße voranschrei-
tet. Die negativen Folgen zeigen sich nicht immer so deutlich wie z.B. bei den Hoch-
wassergeschehen des Jahres 2002. Die Auswirkungen können erst längerfristig zum 
Tragen kommen, z.B. eine verminderte Grundwasserneubildungsrate aufgrund zuneh-
mender Versiegelung durch Neubauten, oder allgemein Verschiebungen innerhalb des 
Wasserkreislaufs zugunsten einer erhöhten Verdunstung und eines verstärkten Oberflä-
chenabflusses. Die Effekte der Erderwärmung stehen ursächlich im Zusammenhang mit 
der Bodennutzung, sei es durch die Bereitstellung von Verkehrsflächen, die Energieab-
gabe durch die Außenflächen von Wohnbauten oder die Konstruktion von großflächi-
gen Flachdächern für Industrie- und Gewerbebauten. 
Die Einsicht in die zwingende Verschlechterung der Lebensumstände nachfolgender 
Generationen infolge des vom Menschen verursachten weltweiten Klimawandels hat die 
öffentlichen Institutionen bereits erreicht.  Staat, Länder und Kommunen, die sich der 
„Daseinsvorsorge“ der Bevölkerung verpflichtet haben, versuchen mit einer „Nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie“ und mit einer Verminderung der Flächeninanspruchnahme 
                                                 
3
 Vgl. altlastenspektrum 6/2003, Interview Prof. Thoenes „Nur was man kennt, lässt sich schützen und 
nutzen“, S. 281-282 
4
 Als Flächenverbrauch bzw. Flächeninanspruchnahme bezeichnet man das Umwidmen von vormals 
naturnaher, land- und forstwirtschaftlich genutzter Fläche zu Siedlungs- und Verkehrsfläche. Aus: Lan-
desanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg: Kommunales Flächenmanagement, Strategie und Um-
setzung, Karlsruhe 2003, S. 7 






die Entwicklung zu beeinflussen und die negativen Auswirkungen zu dämpfen. Die In-
teressen des einzelnen Bürgers, die Interessen der Wirtschaft und des sozialen Gemein-
wesens müssen dabei aber berücksichtigt werden. Die Handlungsmuster der Bürger 
oder unterschiedlicher Interessengruppen sind jedoch in den meisten Fällen nicht 
„nachhaltig“. Ihre Entscheidungen werden von individuellen Werten, Überzeugungen 
und Ängsten getragen. Als Beispiel gelte der Wunsch nach dem Bau des Eigenheims, 
der für den Bürger in einer von Unsicherheit geprägten Zeit zur Vorstellung der klassi-
schen Altersvorsorge geworden ist. Diese Wertvorstellung wird durch Banken und 
Bausparkassen aktiv beworben, Immobilienvermögen assoziiert Sicherheit und Unab-
hängigkeit.  
Genauso können Personen des öffentlichen Lebens, z.B. Bürgermeister vom Wahrheits-
gehalt und Sinn einer Nachhaltigkeitsstrategie überzeugt sein, und müssen doch die Inf-
rastruktur ihrer Gemeinden auf einem modernen Niveau halten und damit auch Flächen 
verbrauchen, wenn sie eine Wiederwahl anstreben. Die Interessen sind also zum Teil 
konträr, Nachhaltigkeit einzufordern setzt Einsicht voraus – die Einsicht darin, dass 
nachhaltiges Verhalten Vorteile bringt. 
Der Zusammenhang zwischen der Verschlechterung des Umweltzustandes und dem 
Flächenverbrauch kann in Form von empirischen Zahlen, die durch das statistische 
Bundesamt ermittelt werden, nachgewiesen werden. Zum anderen wird die (negative) 
Entwicklung des Flächenverbrauchs auch subjektiv vom Einzelnen in seiner Umgebung 
wahrgenommen.  
 
1.1.1 Statistiken zur Bodennutzung 
Das Statistische Bundesamt veröffentlicht seine Daten zur Bodenutzung in Deutschland 
als Ergebnis der Umweltökonomischen Gesamtrechnung (UGR) unter www.destatis.de. 
Die „Bodenfläche nach Nutzungsarten“ und die „Siedlungs- und Verkehrsfläche nach 
Art der tatsächlichen Nutzung“ geben Auskunft über die Verteilung des Flächenbedarfs. 
Die Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung erfolgt u.a. durch Auswertung 
des Liegenschaftskatasters. Diese Daten dienen dazu, Entwicklungstendenzen der Bo-
dennutzung zu beobachten und daraus Richtlinien der Raumordnungs- und Umwelt-
schutzpolitik abzuleiten.5   
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 Raumordnungsbericht 2005, Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung , S. 53 






Die Flächenerhebung für die Angaben zur Umweltökonomischen Gesamtrechnung 
(UGR) des Statistischen Bundesamtes erfolgt vierjährlich, seit 2002 wird sie durch eine 
jährliche Erfassung  ausschließlich der Siedlungs- und Verkehrsfläche ergänzt.6  
Die Bodenfläche teilte sich demnach im Jahr 2001 in Deutschland auf in 53,5 % für 
Landwirtschaft, 29,5 % für Wald, 12,3 % für Siedlungs- und Verkehrszwecke7, 2,3 % 
für Wasserflächen und 2,4 % für sonstige Zwecke. Im Jahr 2004 lag der Anteil der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche bei 12,6 %. Es erfolgt eine Umverteilung der Flächennut-
zung von der Landwirtschaftsfläche hin zur Siedlungs- und Verkehrsfläche, aber auch 
hin zu einer vergrößerten Waldfläche. Von 1996 bis 2000 nahm die Landwirtschaftsflä-
che täglich um 140 ha ab, wohingegen die Waldfläche täglich um 28 ha zunahm, die 
Siedlungs- und Verkehrsfläche eine tägliche Zunahme von 129 ha erfuhr und auch die 
Wasserflächen um 10 ha pro Tag zunahmen. Der Indikator „Tägliche Veränderung der 
Siedlungs- und Verkehrsfläche“ ist dabei zu einer Messgröße mit Schlüsselaussagekraft 
geworden. Die folgende Tabelle wurde der Umweltökonomischen Gesamtrechnung 










Zeitraum Hektar Kettenindex (2000 = 100) 
1993 - 1997 120 105 
1997 - 1998 124 102 
1998 - 1999 131 101 
1999 - 2000 131 102 
2000 - 2001 131 100 
2001 - 2002 117 95 
2002 - 2003 105 90 
2003 - 2004 93 88 
Tab. 1: Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche, Bauinvestitionen8 
                                                 
6
 Vgl. Umweltnutzung und Wirtschaft, Bericht zu den Umweltökonomischen Gesamtrechnungen 2005: 
Methode und Datengrundlage S. 75 Hrsg. Statistisches Bundesamt Wiesbaden, als download in 
www.destatis.de  
7
 Die Definition von „Siedlungs- und Verkehrsfläche“ darf nicht mit „versiegelter Fläche“ gleichgesetzt 
werden, da in die SuV (Siedlungs- und Verkehrsfläche) auch unbebaute und nicht versiegelte Flächen 
eingehen. Schätzungen, welche auf aktuellen Studien beruhen, ergeben einen Versiegelungsgrad der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche von 35 bis 63 %. Bericht zur Umweltökonomischen Gesamtrechnung 2005, 
S.75. 
8
 Tabelle entnommen aus: Umweltnutzung und Wirtschaft, Bericht zu den Umweltökonomischen Ge-
samtrechnungen 2005, S. 77, Hrsg. Statistisches Bundesamt Wiesbaden 







Die Veränderung der Siedlungs- und Verkehrsfläche wird darin einem Index für Bauin-
vestitionen gegenübergestellt, dessen Basisjahr das Jahr 2000 darstellt. Es wird deutlich, 
dass die Bauinvestitionen mit dem Verbrauch an Siedlungs- und Verkehrsfläche korre-
lieren. Es handelt sich bei den Investitionen also meist um Neubauten auf vorher unbe-
bautem Boden. Deutlich erkennbar ist der Rückgang des täglichen Flächenbedarfs seit 
dem Jahr 2000. Ursächlich hierfür ist die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in 
Deutschland in den zurückliegenden Jahren mit einer schwachen konjunkturellen Lage, 
die sich besonders schnell auf die Bauwirtschaft auswirkte. Entlastung für den Flächen-
verbrauch brachten u.a. aber auch eine veränderte Wirtschaftsstruktur hin zu weniger 
flächenintensiven Branchen und Produktionsverlagerungen ins Ausland. Der Rückgang 
des Flächenbedarfs in den letzten Jahren ist demnach kein bewusster Verzicht auf Neu-
versiegelung, sondern in großem Maße der wirtschaftlichen Lage geschuldet. 
Innerhalb der Umweltökonomischen Gesamtrechnung werden neben der Ermittlung der 
Veränderungen an der Siedlungs- und Verkehrsfläche auch andere umweltrelevante 
Größen ermittelt. Generell wird dabei festgestellt, in welchem Maße Materialien und 
Schadstoffe durch wirtschaftliche Tätigkeit an die Umwelt abgegeben werden, bzw. 
Rohstoffe der Umwelt entnommen werden. Abbildung 1 zeigt, dass zwischen 1991 und 
2003 in Deutschland ein genereller Rückgang bei der Abgabe/ Entnahme von Materia-
lien in/aus der Umwelt stattgefunden hat. Dagegen haben die strukturellen Eingriffe in 
die Umwelt durch Flächenverbrauch eine negative Entwicklung genommen: zwischen 
1991 und 2003 hat die Siedlungs- und Verkehrsfläche um 11%  zugenommen.   
  
 
Abb. 1: Veränderung der Umweltnutzung für  
wirtschaftliche Zwecke zwischen 1991 und 2003 9 
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 Quelle: Statistisches Bundesamt: www.destatis.de  






Wo liegen die Gründe für diese gegensätzliche Entwicklung? Zum einen haben die 
Umweltmedien Wasser und Luft einen gewissen Vorsprung im öffentlichen Umwelt-
bewusstsein und in den gesetzlichen Regelungen des Umweltschutzes. Die bestehenden 
Vorschriften und Gesetze zur Luft- und Wasserreinhaltung haben zu einem deutlichen 
technischen Fortschritt geführt. Zur Umweltnutzung gehört aber auch die Nutzung von 
Bodenfläche für wirtschaftliche Zwecke. Das Empfinden der negativen Folgen aus einer 
übermäßigen Inanspruchnahme von freier Fläche setzt sich erst langsam im öffentlichen 
Bewusstsein durch. Regelungen zur Beschränkung von Flächenverbrauch sind vorhan-
den, die so entstandenen Ausgleichsflächen, die den Flächenverbrauch kompensieren 
sollen, tragen aber nicht zur Reduzierung der Siedlungs- und Verkehrsfläche bei. Die 
Ausgleichspflicht hat in den meisten Fällen das Resultat, dass z.B. landwirtschaftliche 
Flächen mit Gehölzen bepflanzt werden und diese somit ökologisch höherwertig wer-
den, dies hat aber keine Auswirkungen auf die Siedlungs- und Verkehrsfläche. 
Der starke Flächenverbrauch in den Jahren 1991 bis 2003 muss aber auch im Zusam-
menhang mit der besonderen Lage Deutschlands in der Zeit nach der Wiedervereini-
gung gesehen werden. Investitionen mussten getätigt werden, damit ein Zusammen-
wachsen der beiden Gebiete auch physisch möglich wurde. Autobahnverbreiterungen 
und Autobahnneubauten, Ausbau der Zugverbindungen zwischen Ost- und West-
deutschland fanden statt. Und der Nachholbedarf der Bevölkerung der neuen Bundes-
länder in Bezug auf die Wohnqualität und den Konsum hatte ebenfalls Auswirkungen 
auf den Flächenbedarf in diesen Jahren.  
 
Die künftige Entwicklung der Siedlungsflächen sieht entsprechend einer Trendextrapo-
lation des Raumordnungsberichts 2005 des Bundesamtes für Bauwesen und Raumord-
nung eine jährliche Zunahme von 38.000 ha bis zum Jahr 2020 voraus. Dies entspricht 
einem täglichen Zuwachs von 104 ha.10 Trendberechnungen sind allerdings nicht mit 
Prognosen gleichzusetzen, sondern beruhen auf der Annahme, dass bisherige Entwick-
lungen sich in die Zukunft fortsetzen, ohne durch politische Maßnahmen beeinflusst zu 
werden. Die Grundtendenz der Raumentwicklung in Deutschland ist aber ein Auseinan-
derdriften unterschiedlicher Regionen. Starke Wachstumskerne, gekennzeichnet durch 
ein gleichzeitiges Anwachsen von Bevölkerung und Beschäftigung, und Gebiete mit 
Schrumpfungsmerkmalen stehen einander gegenüber.11 
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 Raumordnungsbericht 2005, S. 57 
11
 Vgl. Abbildung „Trends der Raumentwicklung“, Raumordnungsbericht 2005, S. 85 






1.1.2 Expertenratschläge zur Flächeninanspruchnahme 
 
Für die nationale Nachhaltigkeitsstrategie wurde als Zielgröße für das Jahr 2020 eine 
Flächeninanspruchnahme durch Siedlungs- und Verkehrsfläche von 30 ha/Tag formu-
liert. Wirksame und einschneidende Maßnahmen sind also erforderlich, um den Trend 
im Flächenwachstum von 104 ha/d auf 30 ha/d zu reduzieren. Der Rat für Nachhaltige 
Entwicklung und der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU) haben in ihren 
Gutachten Politikempfehlungen zum Thema Flächenverbrauch abgegeben. Der Nach-
haltigkeitsrat forderte im Jahr 2004, dass Raumordnungspläne mit einer verbindlichen 
Festlegung von Flächenzielen durch die Länder aufgestellt werden und dass es eine Re-
chenschafts- und Begründungspflicht für die Flächeninanspruchnahme geben solle. Ne-
ben weiteren Empfehlungen zur Reform von Grundsteuer und Grunderwerbssteuer for-
derte der Rat den Wegfall der Eigenheimzulage und die Abschaffung der Entfernungs-
pauschale. Begründet wurde dies mit der guten Ausstattung Deutschlands mit Eigen-
heimen, Mietwohnungen und gewerblichen Bauten, so dass diese Subventionen für 
nicht mehr notwendig erachtet wurden. Empfohlen wurde zusätzlich eine Neuerschlie-
ßungsabgabe, um Kosten der Flächeninanspruchnahme umzulegen. Befürwortet wurde 
außerdem die Änderung des Baurechts mit einer erweiterten Begründung für Bauen im 
Außenbereich, sowie wirkungsvolle Abrissgebote. Einen Handel mit Flächenauswei-
sungszertifikaten hält der Rat für Nachhaltige Entwicklung für nicht sinnvoll.12  
 
Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen befürwortet dagegen in seinem Um-
weltgutachten 2004 die Einführung handelbarer Flächenausweisungsrechte und ist zu-
sätzlich für die Einführung einer Neuversiegelungsabgabe.13 In einem Sondergutachten 
vom Juni 2005 fordert der SRU: „Die Pendlerpauschale sollte schrittweise in eine ent-
fernungsunabhängige Pauschale umgewandelt werden; die Eigenheimförderung sollte 
gestrichen werden.“14 
Die Eigenheimzulage wurde mittlerweile von der Politik abgeschafft, die Pendlerpau-
schale seit 2007 gekürzt. Ob diese Maßnahmen zu einem erheblich reduziertem Flä-
chenverbrauch führen, wird abzuwarten sein. Im Hinblick auf die Reduzierung von 
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 Rat für Nachhaltige Entwicklung: „Mehr Wert für die Fläche: Das Ziel-30-ha für die Nachhaltigkeit in 
Stadt und Land. Empfehlungen des Rates für Nachhaltige Entwicklung an die Bundesregierung“, Juli 
2004 
13
 Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen: „Umweltgutachten 2004, Umweltpolitische Hand-
lungsfähigkeit sichern“, Mai 2004 
14
 Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen: „Umwelt und Straßenverkehr, Hohe Mobilität - um-
weltverträglicher Verkehr“, Sondergutachten vom Juni 2005 






Brachflächen empfiehlt man, dass deren Wiedernutzung mit Hilfe von Fondslösungen 
erleichtert werden solle. Zum anderen wird vorgeschlagen, Industriebrachen generell 
von der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung freizustellen.15 Baumaßnahmen auf 
Sanierungsflächen sollten also nicht wie bisher vorgeschrieben, durch die zusätzliche 
Aufwertung anderer Flächen ausgeglichen werden. 
 
Durch Bodennutzung und Landverbrauch entstehen gleichzeitig Flächen, die im Wirt-
schaftskreislauf nicht mehr gebraucht werden, gewissermaßen wieder freigesetzt wer-
den. Brachflächen sind Flächen, die ihren ursprünglichen Nutzungszweck verloren ha-
ben und unter Umständen negative Eigenschaften aufweisen. Nach Erhebungen des 
Umweltbundesamtes (UBA) existierten im Jahr 2000 rund 128.000 ha Brachflächen, die 
Fortschreibung für 2002 wies einen Anstieg auf 139.000 ha aus. Hierin enthalten sind 
u.a. Gewerbebrachen, Bahn- und Postbrachen. Täglich kommen geschätzte 12 ha an 
Brachflächen dazu.16 Im Jahr 1996 bezifferte das Bundesamt für Bauordnung und 
Raumwesen (BBR) außerdem den Bestand an Konversionsflächen (ehemals militärisch 
genutzten Flächen) in Deutschland auf zusätzliche 400.000 Hektar.17  
Mangels Nachfrage und großer Überhänge an baureifem Gewerbebauland und Wohn-
bauland werden Brachflächen zunehmend in Grünflächen umgewandelt und dienen als 
Freizeit- und Erholungsflächen.18 Die Erholungsflächen sind innerhalb der SuV-
Statistik der letzten Jahre auch tatsächlich überproportional gewachsen. Betrug die täg-
liche Zunahme an Erholungsflächen in den Jahren 1996-2000 noch 21 ha/ Tag (inner-
halb der SuV von 129 ha/Tag), so waren dies 2002-2003 bereits 32 ha/ Tag (innerhalb 
der SuV von 93 ha/Tag).19  
 
1.1.3 Maßstäbe für zukünftige Bodennutzung und Flächenverbrauch 
 
Welche Bedeutung Land, Fläche und Boden in Zukunft in Deutschland haben werden, 
zeichnet sich schon heute ab. Die klassischen Wirtschaftszweige Industrie und Gewerbe 
müssen in einer globalisierten Wirtschaft bestehen, Unternehmen agieren weltweit und 
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 Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen: „Umweltgutachten 2004, Umweltpolitische Hand-
lungsfähigkeit sichern“, Mai 2004 
16
 BBR Raumordnungsbericht 2005, S.66 
17
 Website des BBR: 195.37.164.153/raumordnung/siedlung/brachflaeche.htm   
18
 Raumordnungsbericht 2005, S. 66 
19
 Raumordnungsbericht 2005, S. 56 Abbildung „Tägliche Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfläche 
1996 bis 2003“ 






suchen ihre Standorte nach neuen Maßstäben aus. Der Transport von Personen und Gü-
tern durch Kfz- und LKW-Verkehr dominiert, weil er individuell und schnell erfolgen 
soll. Zeit und Information sind wertvolle Güter in einer Wissens- und Informationsge-
sellschaft. Die Infrastruktur für eine solche Gesellschaft orientiert sich an neuen Stan-
dards für Lebensqualität, Sozial- und Umweltbedingungen. Wohnqualität, Freizeitges-
taltung und Konsumbefriedigung nehmen mehr Raum im Gesellschaftsleben ein als die 
Erwerbstätigkeit. Demographische Berechnungen weisen zudem eindeutig darauf hin, 
dass die Gesellschaft in Deutschland älter wird und auch zahlenmäßig abnimmt. Mehr 
Raum für weniger Menschen, bedeutet einerseits zwar erst einmal mehr Platz für den 
einzelnen. Auf der anderen Seite bergen Schrumpfungsprozesse auch große Nachteile. 
Überdimensionierte Infrastruktur verursacht erhöhte Kosten aufgrund von mangelnder 
Auslastung, z.B. bei der Wasserver- und –entsorgung, im ÖPNV, bei Krankenhäusern, 
Kindergärten, Schulen.20 Eine generelle Veränderung und Anpassung der Lebensver-
hältnisse orientiert an Nachhaltigkeitsgrundsätzen sind daher unumgänglich.21 
 
Auch der Wandel der Wirtschaftsausrichtung in Deutschland weg von der industriellen 
Produktion traditioneller Prägung hin zu den Dienstleistungssektoren überträgt sich auf 
das Aussehen der Landschaft. Die Industrie- und Bergbauvergangenheit vieler Regionen 
bildet mittlerweile einen historischen Hintergrund. Die Lebensbereiche Freizeit und 
Tourismus nehmen dagegen infolge verringerter Arbeitszeit und erhöhter Freizeit viel 
Raum ein. Jene Faktoren, die aus der heutigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Ausprägung Deutschlands resultieren, haben auch Folgen für die Gestalt der Kultur-
landschaft. Die Kulturlandschaft ist einerseits eine durch den Menschen stark umgestal-
tete Landschaft. Sie ist aber auch „Teil des kollektiven Gedächtnisses“. Dieser Bezug 
zwischen Landschaft und Mensch drückt sich aus in der „Aufgabe des Kultivierens 
durch den Menschen“, und in der Überzeugung, dass „Schutz und Entwicklung von 
Landschaften an menschliche Bedürfnisse angepasst sein müssen“.22 Diese Sicht stellt 
den Menschen in das Zentrum der Kulturlandschaft. Der Mensch wird auch in Zukunft 
über die Bodennutzung und den Flächenverbrauch bestimmen und seine Bedürfnisse 
werden ein Maßstab für die zukünftige Bodennutzung sein. Die Erkenntnisse und Erfah-
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 Vgl. Stadtumbau Ost – Anpassung der technischen Infrastruktur, Erkenntnisstand, Bewertung, offene 
Fragen, Hrsg. BBR, Werkstatt: Praxis Heft 41, Bonn 2006 
21
 Zum Leitbild einer nachhaltigen Entwicklungs- und Siedlungspolitik hat sich Deutschland 1992 auf der 
Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro und 1996 auf der 
Weltsiedlungskonferenz Habitat II verpflichtet. 
22
 Future Landscapes, Perspektiven der Kulturlandschaft, Hrsg. BMVBS und BBR, Berlin 2006, S.74 






rungen aus dem heutigen Umweltzustand, der vom Klimawandel geprägt ist und der 
auch aus einem sorglosen Umgang mit Fläche resultiert, werden aber die determinieren-
den Randbedingungen werden.  
 
1.2 Revitalisierung und Flächenrecycling – der Wertstoffkreislauf des 
Bodens 
 
Die Wiedergewinnung knapper Naturstoffe ist keine Erfindung der heutigen Zeit, nur 
die Wertschätzung der unterschiedlichen Stoffe differiert. Erdöl, Metalle, Silizium und 
andere Rohstoffe haben einen hohen Wert in unserer Zivilisation. Altmetall wird auf-
grund der hohen Nachfrage derzeit zu hohen Preisen gehandelt, wogegen gebrauchter 
Kunststoff, Altpapier oder Glas vor allem aufgrund der bestehenden Umweltgesetzge-
bung in geschlossenen Kreisläufen gehalten und wiederverwertet werden. Das Prinzip 
der „closed loops“ ist also ein probates Mittel, um die Lebensbedingungen späterer Ge-
nerationen zumindest aus heutiger Sicht zu bewahren. Um diese Kreisläufe aufrecht zu 
erhalten, und um vor allem den Stoffumsatz innerhalb des Kreislaufs in seiner Menge 
möglichst gering zu halten, sind politische, technische und wissenschaftliche Fortschrit-
te nötig.  
Flächenrecycling ist ein Begriff, der im Kontext der bewussten Auseinandersetzung mit 
Recycling erst seit relativ wenigen Jahren ein Schlagwort in der Öffentlichkeit gewor-
den ist. Der Stoff in diesem Kreislauf ist die Erdoberfläche, die uns für menschliche 
Besiedlung und Bewirtschaftung zugänglich ist. Diese Fläche ist bekanntermaßen be-
grenzt.  







Abb. 2: Immobilienkreislauf, vereinfachte Darstellung23 
 
Aus immobilienwirtschaftlicher Sicht steht die Nutzung bzw. die potentielle Nutzbar-
keit einer Fläche mit allen Wertaspekten im Vordergrund. Lage, Größe, Bebauungsrech-
te und technische Ausstattung bestimmen hauptsächlich über den Wert eines Grund-
stücks. Punkte, die negativ in die Rechnung eingehen, wie Altlasten, unterirdische und 
oberirdische Bebauung von geringem Wert bzw. Abrisserfordernis, hoher Grundwasser-
stand oder sonstige Baugrunddefizite können nur durch den Faktor „Lage“ aufgewogen 
werden. Befindet sich eine Fläche nach Einschätzung des Immobilienmarktes nicht an 
wirtschaftlich interessanten Standorten, so dehnen sich die Zeiträume des Brachliegens 
nach einer Nutzungsaufgabe unter Umständen sehr lange aus. Bleibt die Nachfrage nach 
einem Standort über Jahre oder Jahrzehnte aus, so scheidet dieser de facto aus dem Im-
mobilienmarkt aus. Das Ausscheiden aus diesem Kreislauf kann einerseits kontrolliert 
erfolgen (was den Idealfall darstellt und wohl eher die Ausnahme ist) durch einen ge-
ordneten Rückbau und eine Zuordnung zu einer neuen Flächenkategorie z.B. Weide-
land, Wald oder öffentlicher Park. Der wohl häufigere Fall ist aber immer noch ein Lie-
genlassen der Fläche ohne Nachsorge, sowie wilder Bewuchs.  
 
                                                 
23




























1.3 Ökonomisierung öffentlicher Aufgabenerfüllung  
 
Die Leistungen des öffentlichen Sektors unterliegen seit geraumer Zeit einer Überprü-
fung, inwieweit man sie wirtschaftlicher, effizienter und zukunftsfähiger gestalten könn-
te. Dieser Ökonomisierungstrend hat wohl bereits alle öffentlichen Stellen und Einrich-
tungen erfasst. Dabei gab es solche Trends nach Expertenmeinung schon öfter in der 
Geschichte. Phasen der Ökonomisierung des Staates wurden durch Phasen einer stärke-
ren Politisierung des Staates abgelöst.24 Liberale Wirtschaftstheorien haben die Ent-
wicklung des „New Public Management“ beeinflusst - eine Verwaltungsmodernisie-
rung, welche sich an ökonomischen und betriebswirtschaftlichen Sichtweisen orientiert. 
Bei der stärkeren Ökonomisierung des Staates wird jedoch auch Gedankengut der 
Wohlfahrtsökonomie aufgegriffen. Privatwirtschaftliche Unternehmen sollen demnach 
verpflichtet werden, sich am Gemeinwohl zu orientieren, wenn sie beispielsweise Auf-
gaben öffentlicher Versorgungsbetriebe übernehmen. Kommunen sollen sich anderer-
seits als moderne Dienstleistungsunternehmen verstehen. Die Grenzen zwischen Staat, 
Wirtschaft und Drittem Sektor (des sog. Nonprofitsektors) bei der Erbringung von öf-
fentlichen Leistungen werden unschärfer. Dabei geht es nicht mehr nur um einen Wett-
bewerb um staatliche Aufträge, sondern es gibt zunehmend neue Formen der Koopera-
tion zwischen diesen Sektoren. Die Tätigkeit des Staates muss deswegen darin bestehen, 
diese Kooperationsbereitschaft zu fördern, um die Vorteile einer Ökonomisierung für 
alle Akteure (Staat, Wirtschaft, Dritter Sektor, Bürger) auszuschöpfen.25 
 
Im Sinne dieser Ökonomisierung werden auch in der Umweltpolitik neue Steuerungs-
konzepte notwendig, insbesondere dort, wo hartnäckig fortbestehende, persistente Um-
weltprobleme gelöst werden müssen. Traditionelle Formen der hierarchischen Interven-
tion werden ergänzt durch neue Steuerungsformen und kooperatives Regieren, das Ak-
teursspektrum im Umweltbereich wird größer. Unter dem Schlagwort „Governance“ 
werden diese Gestaltungsfragen in der Umweltpolitik diskutiert.26 „Aktive Selbstregu-
lierung und Partizipation“, „Effektivitätssteigerung der Umweltpolitik“, sowie „Um-
weltverantwortung der Verursacherbereiche“ werden vom Sachverständigenrat für 
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Umweltfragen ebenso beobachtet wie gefordert. Die Umweltexperten wollen einen Dia-
log mit der Wirtschaft unter dem Aspekt der „ökonomisch – ökologischen Langzeitper-
spektive“ anstoßen. Nach ihrer Ansicht resultieren aus ökologischen Krisenereignissen 
erhebliche ökonomische Risiken. Wenn man dagegen die Handlungspotenziale zivilge-
sellschaftlicher Akteure in Umweltfragen ausschöpfen würde, indem man den Wirt-
schaftssektor mit den von ihm ausgehenden langfristigen Umwelteffekten konfrontiert 
und ihn stärker in die Umweltpolitik integriert, so resultiert daraus sowohl ökonomi-
sche, als auch ökologische Wertschöpfung. Es gilt also, auf der einen Seite den öffentli-
chen Sektor ökonomischer zu gestalten und auf der anderen Seite Wirtschaftsunterneh-
men in öffentliche Aufgabenfelder vorstoßen zu lassen, die sie als neue Geschäftsfelder 
erschließen können.  
 
Brachflächen aus Industrie, Gewerbe, Verkehr und Wohnen sind mittlerweile dort zum 
massiven und auch persistent fortbestehenden Umweltproblem geworden, wo sie auf-
grund wirtschaftlicher Umwälzungen in großer Zahl und in kurzen Zeiträumen entstan-
den sind. Dies betrifft in Deutschland klassische Industrie- und Bergbauregionen wie 
z.B. das Ruhrgebiet oder die Braunkohleregionen in Sachsen und Brandenburg bzw. die 
Chemie-, Textil- oder Maschinenbaustandorte in Mitteldeutschland. Für die einzelnen 
Standorte und besonders für diejenigen, die dem Projekttyp C zuzurechnen sind, sind 
oft auf lange Sicht keine privatwirtschaftlichen Nachnutzungsperspektiven vorhanden. 
Dennoch besteht aufgrund der Vielzahl und des untragbaren Zustandes dieser Flächen 
ein massives öffentliches Interesse an ihrer Beseitigung bzw. nach neuen Konzepten für 
eine sinnvolle Nutzung. Es ist dabei nicht allein die Aufgabe öffentlicher Stellen, diese 
Probleme zu lösen. Möglicherweise ergeben sich im Sinne einer „Ökonomisierung“ und 
damit Einbeziehung privat(wirtschaftlicher) Akteure neue Partnerschaften für das Flä-
chenrecycling.  
Public Private Partnership für das Brachflächenrecycling setzt voraus, dass sich die 
Partner aufeinander einstellen, so dass die Partnerschaft einerseits nach ökonomischen 
Grundsätzen gewinnbringend für beide Seiten funktioniert und andererseits eine Aufga-










1.4 Untersuchungskonzept  
 
Untersucht werden soll, welche Möglichkeiten sich für das Brachflächenrecycling erge-
ben könnten, wenn der öffentliche und der private Sektor gemeinsam an Problemlö-
sungsstrategien arbeiten. Es sollen auf allen Seiten Vorteile aus der Kooperation er-
wachsen, eine Verbesserung der ökologischen Situation auf Brachflächen soll gleichzei-
tig ökonomische Vorteile für die Region, die Gesellschaft und für die Wirtschaft brin-
gen. 
Es werden im Rahmen dieser Arbeit ausgewählte Projekte auf Brachflächenstandorten 
in unterschiedlichen Ländern und in Deutschland hinsichtlich ihrer Innovationsfähigkeit 
und interdisziplinären Umsetzungsstrategie untersucht. Dabei sollen solche Projekte auf 
Brachflächen identifiziert werden, die auf einer Öffentlich Privaten Partnerschaft, einer 
PPP basieren. Im Sinne der Definition von PPP wird dabei vorausgesetzt, dass es sich 
um eine öffentliche Aufgabe mit privatwirtschaftlicher Umsetzung handelt. Im Falle der 
Brachflächen kommt dafür ein öffentlicher Nutzungszweck auf der Fläche dem PPP 
Verständnis am nächsten. Der öffentliche Nutzungszweck wird von privatwirtschaftli-
chen Partnern während mehrerer Phasen des Projektlebenszyklus realisiert.  
Neben dieser Recherche widmet sich diese Dissertation der Untersuchung eines konkre-
ten jedoch bislang theoretischen Beispielfalles. Es wird ein Untersuchungsgebiet nörd-
lich von Chemnitz näher beleuchtet, das zu Zeiten der Industrialisierung intensiv indus-
triell genutzt wurde und das heute fast gänzlich brach liegt. Es handelt sich hierbei um 
das Chemnitztal entlang des gleichnamigen Flusses. Die Altstandorte und Altablage-
rungen im Tal wurden recherchiert und die Bedingungen für die zukünftige Nutzbarkeit 
abgeschätzt. Eine stillgelegte Bahnstrecke, die parallel zum Fluss durch das Tal verläuft, 
wird im Rahmen der Arbeit als „Initialbrachfläche“ identifiziert. Ihre Nutzung als Rad-
weg ist allseits gewünscht, jedoch bisher nicht realisiert. So wurde ein theoretischer 
Ansatz entwickelt, wie man dieses Projekt mit Hilfe der privatwirtschaftlichen Seite 
beschleunigen könnte. Das in der Region ansässige Unternehmen DIAMANT Fahrrad 
GmbH erklärte sich bereit, diesen Forschungsansatz zu unterstützen und ihren Namen 
für diese theoretische PPP „DIAMANT Radweg“ zur Verfügung zu stellen. Zahlreiche 
Interviewpartner wurden um eine Stellungnahme zu der PPP gebeten. 
Neben diesem konkreten Beispiel werden weitere Ansätze behandelt, wie privates und 
privatwirtschaftliches Engagement auf Brachflächen zu neuen Gestaltungs- und Finan-
zierungsformen führen können.  
 






Den Abschluss der Arbeit bildet die Vorstellung eines neu entwickelten Geokunststoff 
Gabions, mit dem Bauschutt aus Flächenrecyclingprojekten verstärkt einer neuen Ver-
wendung zugeführt werden soll. Die Konstruktion besteht aus einem Stahlquader mit 
Geokunststoff Überzug. Zu dem ingenieurtechnischen Entwurf wurden Belastungstests 
an zwei befüllten Gabionen mit unterschiedlichem Geokunststoff Überzug durchge-
führt. Anwendungsgebiete für den Geokunststoff Gabion werden diskutiert. 
 
1.5 Zielstellung  
 
Die vorliegende Dissertation stellt sich zum Ziel, interdisziplinäre Lösungsansätze für 
die Nutzbarmachung von Brachflächen zu beschreiben. Ein liberaler Grundtenor liegt 
dabei sowohl auf der wirtschaftlichen als auch auf der ökologischen Seite. Es wird we-
der die 100 % ökologisch einwandfreie Lösung noch die profitabelste wirtschaftliche 
Lösung angestrebt, keines dieser Ideale ist unter den üblichen Bedingungen auf Brach-
flächen zu erreichen. Kompromisslösungen lassen dagegen die Ansprüche der unter-
schiedlichen Richtungen gelten, und helfen die Stagnation zu überwinden, in der sich 
die meisten Flächen zweifellos befinden. 
 
Das Prinzip der Öffentlich Privaten Partnerschaft – der Public Private Partnership (PPP) 
soll hierbei als ein möglicher Lösungsansatz genauer untersucht und bewertet werden. 
Privates, privatwirtschaftliches oder öffentliches Engagement auf brachliegenden Flä-
chen setzt aber voraus, dass ein Bedarf nach Flächennutzung besteht. Zum einen muss 
natürlich versucht werden, den allgemein bestehenden Flächenbedarf teilweise auch auf 
brachliegende Flächen umzulenken, andererseits weisen Brachflächen im Gegensatz zu 
anderen Flächen Eigenheiten auf, die ihre zukünftige Nutzung oft einschränken. Die 
Schwierigkeit besteht also darin, den optimalen Nutzungszweck für die jeweilige Fläche 
zu finden und zudem den passenden Akteur bzw. die passende Partnerschaft. Dass eine 
Brachflächen-Reaktivierung eine Schlüsselfunktion für eine Region haben kann und als 
„Initialbrachfläche“ vielleicht die Entwicklung weiterer Flächen nach sich zieht, soll 











2. Zur Brachflächenproblematik  
 
 
Die Aussagen über die Brachflächenpotentiale in Deutschland beruhen bislang haupt-
sächlich auf Schätzungen. Angaben zum Brachenbestand müssen immer im Zusam-
menhang mit der gewählten Definition von „Brache“ und den Bedingungen der Erhe-
bung gesehen werden.   
Vielerorts sind Flächenkataster erst im Aufbau, die auch Brachflächen in ihrer Größen-
ordnung regional genau ausweisen. Wenn diese Systeme ausgereift sind und verlässli-
che Zahlen von der Basis liefern können und wenn eine eindeutige Zuordnung der Flä-
chen nach einheitlichen Standards möglich ist, werden gesamtgesellschaftliche Maß-
nahmen und Programme vielleicht viel gezielter und effektiver eingesetzt werden kön-
nen.  
Im Folgenden soll ein Querschnitt aus den für die Brachflächenproblematik relevanten 
Themenbereichen den heutigen Stand der Wissenschaft umreißen. 
 
2.1 Begriffserklärungen und Definitionen 
 
Eine „Brache“ bezeichnet im ursprünglichen Sprachgebrauch ein unbestelltes Feld. 
Periodisch wurde dabei auf den Anbau von Getreide auf Ackerflächen verzichtet und 
eine Regenerationsphase eingehalten, um einen Nährstoffausgleich des Bodens zu er-
möglichen.27 Heute gilt ein Grundstück auch als Brache, wenn es sich einmal in 
menschlicher Nutzung befand, seine Nutzung (z.B. aus wirtschaftlichen Gründen) aber 
wieder aufgegeben wurde, jedoch Spuren (wie z.B. Gebäude, Bodenkontaminationen) 
an der Fläche hinterlassen hat. Diese Spuren können eine Folgenutzung beeinträchtigen 
oder gar schwere Umweltschäden darstellen. 
 
Das BBR definiert Brachen als „vormals gewerbliche und militärische Baufläche, die 
längerfristig – mindestens ein Jahr (andere Definition: mindestens fünf Jahre) – weder 
für gewerbliche noch für wohnbauliche Zwecke genutzt wurde und für die eine (Gebäu-
de-) bauliche Anschlussnutzung erfolgen soll“. Bezüglich der Größe einer Brachfläche 
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gilt innerhalb der Definition eine Untergrenze von 1 ha. Flächen, die kleiner sind, wer-
den demnach als „Baulücken“ bezeichnet. Eine Brachfläche wird laut BBR als „wieder-
nutzbar“ bezeichnet, sofern „Erschließungsanlagen und Baurecht vorhanden sind und 
eine Baugenehmigung erteilbar wäre. Die Wiedernutzung ist dann erfolgt, wenn auf 
Flächen mit der Nachnutzung begonnen wurde“.28 
 
Im Rahmen des EU Forschungsprojektes CLARINET wurde nachfolgender Definiti-
onsvorschlag vereinbart: 
Brachflächen sind Standorte, die 
• Von der früheren Nutzung des Standortes und dessen Umgebung beeinträchtigt sind, 
• Un- bzw. untergenutzt sind, 
• Reale oder spürbare Kontaminationsprobleme haben, 
• Sich hauptsächlich in entwickelten Stadtgebieten befinden, 
• Interventionen erfordern, um eine Wiedernutzung zu ermöglichen. 
Weiterhin wird durch CLARINET festgestellt, dass eine übergreifende europäische 
Brachflächendefinition nicht besteht, sowie keine klare Abgrenzung der „Brachflächen“ 
von den „Altlasten/ Altstandorten“ existiert. 29 
 
Die Arbeitshilfe Kommunales Flächenressourcen-Management in Bayern definiert 
Brachflächen als Flächenkategorie, die bebaute oder unbebaute Flächen umschließt, 
deren Vornutzung gewerblicher, infrastruktureller oder militärischer Art war, bzw. eine 
Restnutzung aufweist, oder für die eine Nutzungsaufgabe absehbar ist. „Auf Brachflä-
chen können weiterhin 
• schädliche Bodenveränderungen (nach § 2 Abs. 3 BBodSchG), 
• Verdachtsflächen, d.h. Flächen, bei denen ein Verdacht auf schädliche Bodenverän-
derungen besteht (§ 2 Abs. 4 BBodSchG), 
• Altlasten (§ 2 Abs. 5 BBodSchG) oder 
• altlastverdächtige Flächen, (§ 2 Abs. 6 BBodSchG) vorkommen.“ 30 
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Altlasten im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG „Gesetz zum Schutz 
vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten“) sind: 
1. stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie sonstige Grundstücke, auf denen 
Abfälle behandelt, gelagert oder abgelagert worden sind (Altablagerungen), 
und  
2. Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige Grundstücke, auf denen mit 
umweltgefährdenden Stoffen umgegangen worden ist, ausgenommen Anlagen, 
deren Stilllegung einer Genehmigung nach dem Atomgesetz bedarf (Altstand-
orte), 
durch die schädliche Bodenveränderungen oder sonstige Gefahren für den einzelnen 
oder die Allgemeinheit hervorgerufen werden. 
Davon unterschieden werden so genannte altlastverdächtige Flächen. Dies sind Altab-
lagerungen und Altstandorte, bei denen der Verdacht schädlicher Bodenveränderungen 
oder sonstiger Gefahren für den einzelnen oder die Allgemeinheit besteht.31  
 
Flächenrecycling ist die nutzungsbezogene Wiedereingliederung solcher Grundstücke 
in den Wirtschafts- und Naturkreislauf, die ihre bisherige Funktion und Nutzung verlo-
ren haben – wie stillgelegte Industrie- oder Gewerbebetriebe, Militärliegenschaften, 
Verkehrsflächen u.ä. – mittels planerischer, umwelttechnischer und wirtschaftspoliti-
scher Maßnahmen.32 
Der Ingenieurtechnische Verband Altlasten (ITVA) unterscheidet für Brachflächen zu-
dem Fallgruppen nach Nutzungszielen: Flächen mit einer definierten Nachnutzung wer-
den dem Typ A zugerechnet, Flächen ohne definierte Nachnutzung dem Typ B. Typ A 
untergliedert sich weiter in die Untergruppen A1 bis A3:  
• A1 beinhaltet eine weitgehende Erhaltung der Bausubstanz durch Sanierung 
• A2 zielt ab auf die weitgehende Beräumung der Fläche zur Schaffung von Rohbau-
land für eine Neubebauung und  
• A3 definiert sich als vollständiger Rückbau und Renaturierung zur Erhöhung des 
Naturraumangebots. 
• Typ B enthält alle Flächen, deren Nachnutzung undefiniert ist im Sinne derzeit nicht 
vollziehbarer Nutzungsplanungen 
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32
 ITVA: Flächenrecycling, Arbeitshilfe – C 5 - 1, Juli 1998 






Weitaus bekannter ist allerdings die Einteilung von Brachen in A, B und C-Projekte, 
wie bereits in Abschnitt 1 dargestellt. Vergleicht man die Aufwendungen für Grund-
stückserwerb, Sanierung usw. einer Brache mit dem zu erwartenden Verkehrswert der 
Fläche nach der Aufbereitung (vgl. Abb. 6), so unterscheidet man zwischen rentablen 
Projekten (A-Flächen), Projekten, die durch öffentliche Zuschüsse rentabel werden (B-
Flächen) und den unrentablen, deren Verkehrswert nach der Sanierung unterhalb der 
Aufwendungen liegt (C-Flächen). Für ihre Mobilisierung ist ein „aktives Eingreifen der 
öffentlichen Hand nach dem Gemeinlastprinzip“ nötig.33  
 
Abb. 3: Finanzierungstypen von Brachflächen34 
  
2.2 Brachflächen im Kontext globaler und nationaler Schrumpfungspro-
zesse  
 
Derzeit leben 3 Milliarden von den weltweit 6,1 Mrd. Menschen in Städten. Der Anteil 
der weltweit in Städten lebenden Bevölkerung wuchs von 3% im Jahr 1800 auf 14% im 
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Jahre 1900 und schließlich 47 % im Jahr 2000.35 Die explosionsartige Verstädterung, 
die in Europa durch die Industrialisierung ausgelöst wurde, setzte sich in den USA und 
Japan fort, schließlich weltweit. Die Metropolen Europas waren es aber, die auch als 
erstes von Schrumpfungsprozessen betroffen waren. London, Liverpool, Manchester, 
Paris, Lille, Berlin, Dresden, Leipzig, Magdeburg und Wien verzeichneten im vergan-
genen Jahrhundert nachhaltige Einwohnerverluste. Das Phänomen dieser neuzeitlichen 
Schrumpfung griff nach dem zweiten Weltkrieg auf die USA über und übertraf dort in 
ihrem Ausmaß bald die europäischen Industrieländer. Heute schrumpfen Städte nicht 
mehr nur in Deutschland oder den USA, sondern auch in Russland, Polen, der Ukraine, 
in Chile, Südafrika oder China. Dabei sind keine negativen äußeren Ursachen wie Krie-
ge, Seuchen oder Hungersnöte Auslöser für den drastischen Bevölkerungsrückgang, der 
sich ganz im Gegenteil in Friedenszeiten bei nie gekanntem Wohlstand vollzieht. Ursa-
chen hierfür sind eine generell veränderte Wirtschaftsstruktur, die sich von der verarbei-
tenden Industrie zur Serviceindustrie wandelt, zudem steigende Produktivität bei sin-
kender Beschäftigung und vor allem die Konkurrenzsituation in einer globalen Wirt-
schaftswelt. Infolge dessen wurden die Beschäftigungsstrukturen ganzer Regionen in 
relativ kurzen Zeiträumen nachhaltig verändert. In den wohlhabenden Ländern haben 
Suburbanisierungstendenzen die Innenstädte entvölkert. Zudem begünstigt der natürli-
che Bevölkerungsverlust durch geringe Geburtenraten insbesondere in den entwickelten 
Ländern den Schrumpfungsprozess vieler Städte. Dabei steht nach Expertenmeinung der 
allgemeine wirtschaftliche Wohlstand im direkten Zusammenhang mit dem Bevölke-
rungsverlust: je höher das Pro-Kopf-Einkommen, desto niedriger die Geburtenrate.36 
 
Die negativen Auswirkungen entvölkerter Städte machen sich in Form von Kriminalität 
und einem drastisch wertgeminderten Wohnumfeld und allgemein schwachen Immobi-
lienmärkten bemerkbar. „Empty spaces - dangerous places“: hohe Leerstandsquoten, 
Abwanderung des Mittelstands und Verlust des Arbeitsplatzangebots führten als Nega-
tivbeispiel in den 1970er Jahren in verlassenen Industriestädten der USA zur Bildung 
von Ghettos. Die Situation verschärfte sich insbesondere durch Rassismus (schwarze 
Bevölkerung in den Innenstädten, Abwanderung der weißen Bevölkerung in die Su-
burbs).  
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Aber auch in postsozialistischen Gesellschaften gingen die wirtschaftlichen und institu-
tionellen Veränderungen mit Bevölkerungsverlusten, aber auch starken Migrationsströ-
men einher. Russland verzeichnete zwischen 1989 und 2002 einen natürlichen Bevölke-
rungsverlust von 7,4 Millionen Menschen, dieser wurde jedoch durch Migration aus 
ehemaligen Sowjetrepubliken in Höhe von 5,6 Millionen Menschen abgemildert. Zu-
sätzlich beträgt jedoch auch die Lebenserwartung in der Russischen Föderation nur 
noch 65,3 Jahre (2001).37 
Die drastischen Veränderungen der politischen und gesellschaftlichen Gegebenheiten 
Anfang der 1990er Jahre führten sowohl in den ehemaligen Ostblockstaaten als auch im 
Westen zu einschneidenden wirtschaftlichen Konsequenzen. Konnten diese im Falle 
von Ostdeutschland erheblich deutlicher abgemildert werden als anderswo, so wird 
durch Ökonomen doch kritisiert, dass es hier zu einer unangemessenen Entwertung der 
Unternehmen kam. Die schlagartige Weltmarktintegration, eine 300%ige Währungs-
aufwertung und die anschließende Hochlohnpolitik haben die ökonomischen Existenz-
chancen der Unternehmen vernichtet. Politisch gewollt war eine schnelle soziale Integ-
ration der neuen Bürger, die „Subventionierung von Personen verbot aber einen ähnlich 
umfangreichen Mitteleinsatz zur parallelen Subventionierung der Unternehmen“.38 Die 
gegenwärtige Lage der Kommunen in Ostdeutschland ist geprägt von einem starken 
Bevölkerungsverlust (viele Städte haben seit 1990 20-30 % ihrer Einwohner verloren) 
einer sinkenden Investitionsquote und einer Steuerquote, die bei 40-50 % des Westni-
veaus stagniert.39 
 
Die Ursachen für die modernen Schrumpfungsprozesse liegen demnach in vielerlei Hin-
sicht in sozioökonomischen Entwicklungen der letzten beiden Dekaden begründet. Ab-
wanderung und das Einbüßen von Infrastruktur auf der einen Seite, ein Mangel an qua-
lifizierten Arbeitskräften, Unternehmensverlagerungen und sinkende Steuereinahmen 
auf der anderen Seite sind die Folge. Das Resultat sind nicht zuletzt verlassene Unter-
nehmensstandorte, leer stehende Wohnblöcke und Gewerbeeinheiten. 
In Großbritannien kannte man das Problem schrumpfender Städte bereits in den 1920er 
Jahren. Die Altindustrieregionen des Nordens büßten damals ihre ökonomische Grund-
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lage ein, als Montan-, Textilindustrie und Schiffbau in eine weltweite Konkurrenzsitua-
tion kamen und Absatzprobleme zu Rezession, Deindustrialisierung und Arbeitslosig-
keit führten. Dort wurden erstmals Konzepte zur Förderung wirtschaftlich benachteilig-
ter Gebiete entwickelt.40 In regionalen Fördergebieten, den „special areas“, erhielten 
Unternehmen im Falle einer Ansiedelung direkte Subventionen und günstige Kredite, 
um die dortige Wirtschaft anzuregen. Das Konzept erfuhr unter neoliberalen Wirt-
schaftsstrategien Anfang der 1980er Jahre eine neue Ausrichtung auf eine streng 
marktwirtschaftliche Basis, wobei vor allem privatwirtschaftlichen Unternehmen eine 
zentrale Rolle im städtischen Erneuerungsprozess zugeschrieben wurde. Sonderwirt-
schaftszonen, sog. „Enterprise Zones“, die meist auf Industrie-, Bergbau- oder Ver-
kehrsbrachen ausgewiesen wurden („brownfield areas“), wurden eingerichtet und mit 
besonderen Standortvorteilen versehen. Dabei wurden die Unternehmen für 10 Jahre 
von der Gewerbesteuer befreit, Investoren erhielten Abschreibungserleichterungen und 
Zollerleichterungen, oder die Befreiung von statistischen Informationspflichten gegen-
über der Regierung. Vereinfachte Genehmigungsverfahren und eine zügige Bearbeitung 
von Bauanträgen waren weitere Standortvorteile in den Enterprise Zones. Ihr Beitrag 
zur regionalen Wirtschaftsförderung blieb dennoch gering, als wesentlicher Grund für 
das Scheitern des Konzepts wird der zu geringe Anteil von so genannten Wachstumsin-
dustrien in den Zones genannt. Dennoch fand das Konzept weltweit Beachtung. In den 
USA wurde in der Folge unter der Regierung Clinton ein Förderprogramm unter der 
Bezeichnung „Empowerment Zones/ Enterprise Community Initiative“ aufgelegt. Ne-
ben wirtschaftlichen Zielen sah das Programm vor, dass insbesondere soziale und öko-
logische Belange beachtet werden mussten.41  
 
Ein Erfolg der Sonderwirtschaftszonen ist demzufolge aber nur dort abzusehen, wo zu-
kunftsfähige Wachstums- und Schlüsselindustrien angesiedelt werden können. Bei der 
Standortwahl muss zugleich Wert auf die individuelle Standortqualität gelegt werden. 
Ist das Standortpotential dabei zu gering, z.B. wegen einer schlechten Anbindung an die 
überregionale Infrastruktur, so werden die Unternehmen nach Ablauf der Förderperiode 
den Standort wieder verlassen. Gleichzeitig muss als Konsequenz festgestellt werden, 
dass es nicht überall, wo brachliegende Flächen zur Verfügung stehen, gelingen kann, 
Schlüsseltechnologien anzusiedeln, so dass für den überwiegenden Teil der Altstandorte 
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diese Lösung nicht in Betracht kommt. Man wird also auch nach Alternativkonzepten 
suchen müssen, die ohne hohen Erwartungsdruck wirtschaftlicher Prosperität jedoch im 
Sinne der Allgemeinheit und des Umweltschutzes eine Zukunft auf diesen Flächen ha-
ben. 
 
2.3 Kategorien für Brachflächen und Altstandorte 
 
Die Problematik der Altlasten und insbesondere der Altstandorte ist sicherlich in jedem 
Land der Erde heute in irgendeiner Form präsent. Der Zusammenbruch der kommunis-
tischen Gesellschaftssysteme Anfang der 1990er Jahre in Mittel- und Osteuropa und die 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen haben aber in besonders kurzer 
Zeit besonders viele Brachen entstehen lassen.  
Der Stand der Technik in den Produktionsbetrieben und die Alltagsumstände in den 
sozialistischen und kommunistischen Ländern waren überwiegend auf dem Niveau der 
1960er Jahre stehen geblieben. Ein gewaltiger Nachholbedarf in Unternehmens-, Privat- 
und Infrastrukturinvestitionen war vorhanden. Die Stilllegung der veralteten Produkti-
onsbetriebe in Ostdeutschland war andererseits auch eine Chance für Umwelt. Dabei 
sind die Selbstreinigungsmechanismen der Natur im Rückblick erstaunlich und auch die 
bisherigen Sanierungsleistungen von größtem Wert für die Zukunft der Regionen. 
Die Situation der Städte in Ostdeutschland nach 1990 bedeutete, dass sie sich gegenüber 
Investoren, Bürgern und Besuchern neu darstellen und allgemein verbessern mussten 
und dies in kürzester Zeit. Ihre Identitätskrise begann mancherorts schon im 2. Welt-
krieg, als z.B. die vormals prosperierenden Städte Chemnitz, Dresden, oder Magdeburg 
ihre Zentren verloren, und damit auch einen wichtigen Teil ihres Stadtbildes. Der Wie-
deraufbau der Städte wurde in der DDR gemäß den gesellschaftspolitischen Vorstellun-
gen des Sozialismus betrieben. Plattenbauten und ideologisch überprägte Innenstädte 
trugen zwar dem Zeitgeist Rechnung, sie löschten aber endgültig die einstige Identität 
aus. Im Falle von Chemnitz geschah dies gar in zweifacher Hinsicht: der Innenstadtcha-
rakter ging aufgrund der monumentalen Bebauung des Stadtkerns verloren und die Er-
innerung an das einstige Chemnitz wurde mit der Namensänderung in Karl-Marx-Stadt 
einfach gelöscht. Die Neubauten allerdings ließen eine Stimmigkeit mit dem übrigen 
Stadtbild vermissen, Baulücken und Freiflächen, Straßen, die im Format für Paradeauf-
märsche geplant wurden, zerstörten die einstige urbane Wirkung. So hatten es die Vor-






zeigestädte des Sozialismus am schwersten, nach der politischen Wendezeit an Attrakti-
vität zu gewinnen.  
 
Zur heutigen Brachflächensituation in den ostdeutschen Städten muss weiterhin ange-
merkt werden, dass gerade Städte in Sachsen eine Vorreiterrolle bei der Industrialisie-
rung in Deutschland spielten. Die klassischen Industrien nahmen hier ihren Anfang und 
waren Anziehungspunkt der zuwandernden Arbeiterschaft aus ganz Deutschland. Und 
auch nach dem 2. Weltkrieg blieb die Bedeutsamkeit dieser Standorte erhalten. Jedoch 
wurden die dann Volkseigenen Betriebe jahrzehntelang weiter betrieben, ohne Umwelt- 
und Technikstandards anzuheben. Die Textilindustrie, die auch in Kleinstädten mit 
zahlreichen Betriebsstätten vertreten war, produzierte weiter in den Innenstädten wie 
dies schon zu Anfang des Jahrhunderts der Fall war. Eine Separierung zwischen Wohn- 
und Arbeitsumfeld fand dagegen nur dergestalt statt, dass Wohnungen am Stadtrand 
gebaut wurden - in Plattenbauweise und ausgestattet mit dem Komfort, den die Altbau-
wohnungen nicht boten. Die Sanierung der Innenstädte wurde dagegen vernachlässigt.  
 
Diese Mischung aus veralteten Produktionsstätten in Innenstadtlage, einer intensiven 
und extrem monotonen Bebauung mit Plattenbausiedlungen an den Stadträndern und 
eine Vernachlässigung der traditionellen Innenstadtzentren hinsichtlich ihrer einstigen 
Bedeutung für Handel und Gewerbe war eine denkbar schlechte Voraussetzung. Der 
Nachholbedarf hinsichtlich der Wohnsituation und des Konsums konnte kurzfristig nur 
gestillt werden, indem schnell neue Flächen bereitgestellt wurden für Einkaufszentren 
und Eigenheimsiedlungen an den Stadträndern. Hoher Flächenverbrauch und gleichzei-
tiges Brachfallen der „alten“ Flächen verwundern aus heutiger Sicht nicht.  
Das Problem eines Überangebots an Immobilien wird dagegen immer deutlicher, je län-
ger es besteht. Verschärft wurde es zusätzlich durch staatliche Förderung von Immobi-
lieninvestments in Ostdeutschland in den 1990er Jahren. Trotz zurückgehender Bevöl-
kerungszahlen wurden fast 800.000 neue Wohnungen gebaut. Sonderabschreibungen 
machten die Investition in Immobilien in Ostdeutschland lohnenswert. Dass die Immo-
bilien Verluste machten, weil sie am Markt nicht nachgefragt werden, ist im Falle der 
Steuerabzugsmöglichkeit erwünscht gewesen. Investitionen erfolgten also ungeachtet 
der Nachfrageentwicklung und unabhängig von der zu erwartenden Miete der Objekte 






oder gar ihrer Lage.42 Ein Zyniker würde nun auf die Anzahl der Wohnungen verwei-
sen, die bis jetzt durch das Programm Stadtumbau Ost abgerissen wurden bzw. noch 
abgerissen werden müssen. 
Politische Fehler aus den Zeiten der Wiedervereinigung, eine globalisierte Wirtschafts-
welt, Bevölkerungsverlust und die insgesamt schlechten Startbedingungen der ostdeut-
schen Unternehmen, was Investitionsbedarf und Marktausrichtung anging, führten zu 
einem ungeahnt schnellen und intensiven Brachfallen von Standorten in Ostdeutsch-
land. Die Brachflächensituation in den neuen Ländern ist in keiner Weise mit der in den 
alten Bundesländern zu vergleichen.   
 
 
Brachflächen lassen sich allgemein nach ihrer räumlichen Zugehörigkeit in die folgen-
den Kategorien einteilen.  
 
• Brachflächen in Innenstadtlage, insbesondere Altstandorte von Industrie und Ge-
werbe, die häufig verbunden waren mit einem synchronem Brachfallen einer Viel-
zahl ähnlicher Standorte Anfang der 1990er Jahre infolge von Monostrukturen. Da-
zu kommen die Wohnbrachen in innerstädtischer Lage, die in vielen Fällen nicht nur 
einzelne Gebäude darstellen, sondern ganze leer stehende Wohnviertel, deren 
scheinbar einzige Perspektive der Abriss mit Hilfe von Stadtumbauprogrammen ist.     
• Brachflächen im suburbanen Raum. Mit diesem Begriff werden Flächen am Rand 
der Agglomerationen, an Stadträndern und in Streulagen bezeichnet.43 Diese Brach-
flächenkategorie gewinnt zunehmend an Bedeutung, da man auch ungenutzte neue 
Gewerbegebiete dazurechnet, welche die Kommunen in der Hoffnung auf einen 
wirtschaftlichen Aufschwung erschließen haben lassen, und die zu wenig Auslas-
tung finden. Investitionsruinen der 1990er Jahre sind ebenfalls häufig dieser Lage-
kategorie zuzuordnen. 
• Brachflächen im ländlichen Umfeld, insbesondere in Flusstälern. Es handelt sich 
um ehemalige Produktionsstandorte, die von ihrer Gründung im 19. Jahrhundert bis 
zum Ende der DDR unverändert geblieben sind und wegen ihrer aus heutiger Sicht 
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ungünstigen Lage keine wirtschaftliche Nachnutzung erfahren. Der Abbruch dieser 
Standorte und eine Renaturierung, nicht zuletzt im Sinne des Hochwasserschutzes, 
gestalten sich aber fast als unmöglich, weil weder Investoren noch öffentliche Hand 
dafür Geld aufbringen können.  
 
 
Beispiel für Brachflächen in Innenstadtlage: Burgstädt, Sachsen    
  
Die Stadt Burgstädt nördlich von Chemnitz war eines der Zentren der sächsischen Tex-
tilindustrie. Betrug die Einwohnerzahl 1834 noch 2.668 Personen, stieg sie bis 1946 auf 
19.453 an. Im Jahr 2005 hatte die Stadt noch 12.215 Einwohner. Geprägt wird das 
Stadtbild noch heute von den zahlreichen Fabriken der Textilindustrie und des Maschi-
nenbaus. Jedoch handelt es sich bei fast allen um Altstandorte. Im Stadtgebiet befanden 
sich einst 14 Textilfabrikstandorte mit Namen wie Textilwerk Clara Zetkin, Trikotagen 
Kristall, Trikotagen Doppel Moppel, Feinstrickwaren Goldfasan, VEB Modische Wä-
sche, Turmalin Strumpfwerke. Das Altlastenkataster weist weiterhin Buntfärbereien, 
eine Fabrik für Textilmaschinenbau, sowie 8 stillgelegte Tankstellen im unmittelbaren 
Stadtgebiet aus.44 Die nachfolgende Abbildung zeigt den Stadtplan mit den farblich ge-
kennzeichneten Altstandorten. Blau markiert sind dabei die ehemaligen Tankstellen, 
grün die Textilwerke und orange weitere gewerbliche und industrielle Altstandorte.45 
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Abb.4: Stadtplan Burgstädt mit Altstandorten 
 
Viele der Altstandortflächen, auf denen bereits ein Abriss stattgefunden hat, werden nun 
für den Einzelhandel und für Fachmärkte genutzt. Neue Ansiedelungen für Industrie 
und Gewerbe gab es vorrangig westlich von Burgstädt, wo man durch den Autobahn-
neubau Chemnitz – Leipzig günstige Bedingungen für die Infrastrukturanbindung bieten 
kann. Ebenso sind Wohngebiete außerhalb der Stadt entstanden. Burgstädt ist damit in 
einer ähnlichen Lage wie andere Kleinstädte, deren Wirtschaftsstruktur sich seit 1990 
stark verändert hat. Um eine lebenswerte Innenstadt dauerhaft zu erhalten, muss es ge-
lingen, nicht nur Einzelhandel in der Stadt anzusiedeln, sondern auch wieder Bewohner 
für die Innenstadt zu gewinnen. Die weichen Standortfaktoren46  wie das Image als 
Wirtschaftsstandort, Unternehmensfreundlichkeit der Verwaltung und soziales Klima, 
aber auch Freizeitwert, Stadtbild und Innenstadtattraktivität, Wohnwert und Kulturan-
gebot sind für in der Peripherie angesiedelte Unternehmen auf Dauer ebenso wichtig 
wie die harten Standortfaktoren.47 Unternehmen konkurrieren deutschlandweit um qua-
lifizierte und hoch qualifizierte Mitarbeiter. Um diese anzuwerben und auch zu halten, 
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sind eben auch weiche Standortfaktoren wie das Image einer Region/ Stadt oder eine 
intakte Stadtstruktur ausschlaggebend. Nach Ansicht von Experten bringt der Auto-
bahnneubau der Region starke wirtschaftliche Impulse.48 Es gilt also, diese Chance zu 
nutzen und das Lebensumfeld zukunftsfähig zu gestalten. 
 
Die Brachflächen in der Innenstadt könnten hierbei einen großen Beitrag für die Ver-
besserung der weichen Standortfaktoren leisten. Bisher hat hauptsächlich die Ansiede-
lung von Fachmärkten und Lebensmitteleinzelhandel auf beräumten innerstädtischen 
Brachen stattgefunden. Und es ist zu befürchten, dass die Entwicklung zu einseitig ver-
läuft und möglicherweise eher zum Nachteil der Innenstadtattraktivität. Revitalisie-
rungsprojekte auf Brachflächen sollten auch die Chance bieten, die Innenstadt als 
Wohnumfeld aufzuwerten und dadurch den Immobilienmarkt zu beleben. Immobilien in 
Innenstadtlage würden eine höhere Nachfrage bei jungen Leuten erfahren, wenn sie 
ähnliche Bedingungen wie Immobilien am Stadtrand bieten würden. Dazu zählt vor 
allem die Ausstattung mit entsprechenden Grünflächen und Privatgärten, aber auch mit 
ausreichend Stellplätzen und Garagen für PKW.  
Ein gemeinsames Vorgehen von Immobilienbesitzern und Stadtverwaltung wäre hier 
sicherlich Ziel führend, um Bedingungen zu schaffen, die den Wohnimmobilienmarkt 
zukunftsfähig machen. Findet dagegen nur eine Förderung bei der Ansiedelung von 
Gewerbe statt, leidet der Wohnungsmarkt und mit ihm die Immobilenpreise. Die Brach-
flächen sollten in diesem Zusammenhang durchaus in einer Schlüsselposition bei der 
Innenstadtentwicklung gesehen werden. 
 
 
Beispiel für Brachflächen im suburbanen Raum: Südwestsachsen 
 
Der suburbane Raum kennzeichnet im allgemeinen Gebiete im unmittelbaren Umfeld 
von Städten. Die Stadtrandgebiete, die hier gemeint sind, sind entweder als Mischgebie-
te von Wohnen, Gewerbe und Industrie ausgewiesen oder haben den Charakter von rei-
nen Gewerbegebieten. Flächen im suburbanen Raum sind meist verkehrstechnisch gut 
erschlossen und werden deswegen von Gewerbe und Industrie verstärkt nachgefragt. 
Dennoch finden sich auch im suburbanen Raum Brachflächen. Sie entstehen einerseits 
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wenn Unternehmen ihre Standorte aufgeben z.B. infolge von Insolvenz. Andererseits  
entstehen suburbane Brachen auch dort, wo z.B. Bau- oder Gewerbegebiete ausgewie-
sen wurden, deren Flächen über einen längeren Zeitraum (5, 10 Jahre) keine Nachfrage 
erfahren. Diese Brachen bzw. Baulücken sind unbebaut, haben aber eine Erschließung 
mit Versorgungsleitungen usw. erhalten.  
 
Wenn man die Anforderungen der Wirtschaft an Unternehmensstandorte im suburbanen 
Raum kennt, lassen sich damit auch die Chancen für die dortigen Brachflächenstandorte 
einschätzen. Als Beispiel soll eine Erhebung im Raum Südwestsachsen aus dem Jahr 
2002 herangezogen werden. Die Studie im Auftrag des Regierungspräsidiums Chemnitz 
„Standortanalyse Südwestsachsen“49 untersucht 129 öffentlich geförderte Gewerbege-
biete im Regierungsbezirk Chemnitz mit einer Bruttogesamtfläche von 2.432 ha. Die 
durchschnittliche Auslastung dieser Gewerbeflächen betrug 78,1 %. Im Vergleich zu 
den Regierungsbezirken Leipzig (Auslastung 70,3%) und Dresden (Auslastung 69,8 %) 
ist dies der höchste Wert. Im Jahr 2001 waren von den 129 öffentlich geförderten Ge-
werbegebieten 28 voll ausgelastet (d.h. ein Auslastungsgrad von 99-100%), 51 Gewer-
begebiete waren gut ausgelastet (Auslastungsgrad 78,2 %-98,9 %) und 50 unterdurch-
schnittlich ausgelastet (0-78,1 %). Dabei wurde aber festgestellt, dass sich voll ausge-
lastete Gewerbegebiete im Erzgebirge ebenso wie in der Verdichtungsregion Chemnitz-
Zwickau finden. Und unterdurchschnittlich ausgelastete Gewerbegebiete finden sich 
ebenfalls sowohl im ländlichen Bereich als auch im Verdichtungsgebiet. Es gibt also 
keinen ursächlichen Zusammenhang zwischen der Auslastung der Gewerbegebiete und 
ihrer räumlichen Lage in Südwestsachsen.  
Unternehmen haben je nach ihrer wirtschaftlichen Ausrichtung zwar unterschiedliche 
Präferenzen und Anforderungen an die Standortqualität. Eine Befragung im Rahmen der 
Standortanalyse Südwestsachsen hat dennoch eine eindeutige Hierarchie bei den ent-
scheidenden Standortfaktoren für Gewerbegebiete ergeben. 33 Standortfaktoren wurde 
dabei abgefragt. Auf den ersten bzw. letzten Plätzen finden sich demnach:50 
  1.  Tarife für Ver- und Entsorgung 
  2.  Fernstraßen (-anbindung) 
  3.  Verfügbarkeit von qualifizierten Arbeitskräften 
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31.  Luftverkehr 
32.  Marktnähe zu Osteuropa 
33.  Schienenanbindung 
 
Erfüllen also Regionen die ersten drei Kriterien, so sollte man auch suburbane Brachen 
stärker bewerben und offensiver auf dem Immobilienmarkt anbieten. In der Studie wird 
in den Handlungsempfehlungen unter anderem darauf hingewiesen, dass Gewerbeflä-
chendatenbanken (z.B. KWIS) stärker mit anderen Angeboten im Internet vernetzt wer-
den sollten, um die Zugänglichkeit zu Informationen zu erleichtern. Diese Empfehlung 
wird mittlerweile durch das Regierungspräsidium Chemnitz umgesetzt und auch Infor-
mationen über die Brachflächenstandorte sollen mit Hilfe des Datenbanksystems KWIS 
im Internet öffentlich zugänglich gemacht werden.51 
 
 
Beispiel für Brachflächen im ländlichen Raum: Chemnitztal 
 
Auf einer Länge von ca. 27 km reihten sich zu Zeiten der Industrialisierung in dem im 
Norden von Chemnitz gelegenen Tal Fabriken der Textil- und Chemischen Industrie 
aneinander. Das Chemnitztal wurde bevorzugt für solche industrielle Zwecke genutzt, 
welche einen hohen Wasserbedarf für die Produktion erforderten, wie Färbereien, che-
mische Betriebe und Textilfabriken. Zum anderen wurde die energetische Kraft des 
Flusses zur Stromerzeugung für die Betriebe genutzt. Nach 1990 wurden diese Standor-
te nahezu alle innerhalb kurzer Zeit aus wirtschaftlichen Gründen aufgegeben und fielen 
brach. Im Sächsischen Altlastenkataster werden 62 Altstandorte und Altablagerungen 
entlang des Flusses Chemnitz (ohne Stadtgebiet Chemnitz) registriert.52  
Das Tal war zu seiner industriellen Blütezeit um 1900 von so hoher Wirtschaftskraft, 
dass die Fabrikbesitzer durchsetzten, dass eine Eisenbahnlinie entlang des Flusses ge-
baut wurde (1905), obwohl in geringer Entfernung bereits die Eisenbahnstrecke Chem-
nitz-Leipzig vorhanden war. Diese verlief allerdings auf dem Höhenzug über dem Tal. 
Der Betrieb der „Chemnitztalbahn“ wurde 1998 eingestellt und sie liegt heute wie die 
Fabriken brach. 
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Eine Neuansiedelung von Industrie oder Gewerbe in dem Ausmaß wie vor 100 Jahren 
ist aufgrund der veränderten Anforderungen an die Infrastruktur heute höchst unwahr-
scheinlich. 
Der Handlungsbedarf im Hinblick auf die Umweltverschmutzungen durch Altablage-
rungen und Altstandorte ist aber noch immer hoch. Eine Sanierung der verbliebenen 
Hot Spots ist dringend erforderlich, wenn das Tal wieder seine natürliche Funktionsfä-
higkeit zurückerhalten soll. Renaturierung und eine schonende Nutzung durch den Men-
schen sind nach Meinung vieler die wahrscheinliche Perspektive für das Tal. Die Sanie-
rung gestaltet sich in einigen Fällen als sehr kostenaufwändig (z.B. Chemiebetrieb Fett-
chemie Mohsdorf, ehemals FEWA). Zudem können ohne einen privaten Investor kaum 
öffentliche Mittel für die Sanierung bereitgestellt werden. Ein Dilemma, in dem sich 
heute viele Altstandorte in den Tälern von Mittelgebirgsregionen, aber insbesondere in 
Ostdeutschland befinden. 
Das Beispiel des Chemnitztales soll in einem späteren Abschnitt (Kapitel 4) dieser Ar-
beit noch einmal intensiver aufgearbeitet werden und insbesondere die Schlüsselfunkti-
on der Eisenbahnstrecke erörtert werden. 
Brachflächen im ländlichen Raum, die in vergleichbarer Dichte wie im Chemnitztal 
auftreten und dennoch keine Anbindung an äquivalente Infrastruktur aufweisen, erfor-
dern einen ganzheitlichen Handlungsansatz, der die umgebende Region mit einbezieht. 
Renaturierung an sich ist sicherlich eine nachhaltige Perspektive für Flächen in ländli-
cher Umgebung. Die Kostenintensität der Sanierungsleistungen erfordert jedoch große 
öffentliche Anstrengungen in einer Region, in der zudem noch andere Probleme vor-
herrschen. 
 
Die genannten Beispiele in den drei Kategorien sollen deutlich machen, dass zwar die 
Besonderheiten jedes einzelnen Brachenstandortes für die zukünftige Nutzung und 
Entwicklung zu berücksichtigen sind, dass aber zusätzlich jede Brachfläche, jeder Alt-
standort, im regionalen Umfeld und in seiner Umgebung betrachtet werden muss. Die 
Anbindung an überregionale Infrastruktureinrichtungen, insbesondere Straßen und Au-
tobahnen, ist für eine Perspektive als Unternehmensstandort von größter Bedeutung. 
Die Nutzung der brachliegenden Standorte und Flächen für die Öffentlichkeit – Flächen 
wieder zugänglich zu machen, die zur Gefahr geworden sind – ist ein weiterer Aspekt, 
der im Hinblick auf eine neue Entwicklung von Landschaften in die Überlegungen mit-
einbezogen werden sollte. So ist es denn in jedem Fall erforderlich, die Zusammenhän-






ge räumlich zu erfassen und Konzepte für Brachenstandorte auch mit ihren Auswirkun-
gen auf benachbarte Brachen zu durchdenken. In den genannten Kategorien Brachen in 
Innenstadtlage, Brachen im suburbanen und Brachen im ländlichen Raum am Beispiel 
Südwestsachsen wird deutlich, dass die Entwicklung der Stadt Chemnitz im Zusam-
menhang steht mit der Entwicklung der Region Südwestsachsen und damit auch mit den 
Chancen für die ländlichen Räume. Die Wirtschaftsschwerpunkte in der Region haben 
sich innerhalb von 100 Jahren gründlich geändert. Die Altstandorte und Brachflächen 
hinken der heutigen wirtschaftlichen Entwicklung hinterher. Für die Brachflächen sind 
deswegen Konzepte erforderlich, die weiter in die Zukunft hineinreichen, um den Mit-
teleinsatz möglichst langfristig und nachhaltig zu gestalten. Niemand kann die Zeit zu-
rückdrehen und die wirtschaftlichen Bedingungen aus der „Gründerzeit“ wiederbeleben. 
Was die Flüsse einst für die industrielle Entwicklung bedeutet haben, sind heutzutage 
die Fernstraßen und Autobahnen. Es wurden erhebliche Summen in ihren Bau und Un-
terhalt investiert. Die Forderung, keine neuen Flächen mehr in Anspruch zu nehmen 
und statt dessen nur noch Brachflächen wieder zu nutzen, läuft nicht nur in vielen Fällen 
der Realität zuwider, sondern würde auch volkswirtschaftlichen Schaden bedeuten. Der 
Umgang mit den brachliegenden Flächen muss also rationell und ohne dogmatische 
Extrema stattfinden. Brachflächen bieten Chancen auch jenseits einer industriellen oder 
gewerblichen Nutzung. Sie sind Reservoire für Flächenausgleichsmaßnahmen, Renatu-
rierung und Naherholung. Eine Aufbereitung der Flächen im Hinblick auf ihre natur-
räumliche Funktionsfähigkeit - in Abhängigkeit von der geplanten Folgenutzung - wirft 
die zentrale Frage nach der Finanzierung einer Brachflächensanierung auf.  
 
   
2.4 Die gegenwärtige Finanzierung von Projekten mit Altlasten 
 
Bauprojekte auf Altstandorten oder allgemeiner gesprochen auf Brachflächen können in 
den meisten Fällen nur dann realisiert werden, wenn sie eine wirtschaftliche Rentabilität 
erwarten lassen. Zu den herkömmlichen Baukosten, die auch auf unbelasteten Standor-
ten anfallen würden, kommen auf Brachen zusätzlich noch Aufwendungen für eine 
notwendige Beräumung der Fläche (d.h. Abriss, Entsorgung von Bauschutt), die Vorbe-
reitung des Baugrunds (Geländemodellierung, Geländeauffüllung, Untergrundverdich-
tung) oder die Sanierung bzw. Sicherung von belasteten Bodenschichten hinzu.  






Die Kosten für die Altlastensanierung zur Schadensbeseitigung bzw. Gefahrenabwehr 
sind für einen Investor immer ein Negativsaldo. Auch ein möglichst geringer Grund-
stückskaufpreis wiegt die Aufwendungen für Sanierung und Abrissleistungen oft nicht 
auf, und das Risiko unerwarteter zusätzlicher Altlasten wird nicht gern in Kauf genom-
men. Deswegen müssen öffentliche Fördergelder einerseits einen Anreiz zur Investition 
schaffen und andererseits die tatsächlichen Mehrkosten decken. Doch all diese Voraus-
setzungen werden trotzdem immer nur dann in einer erfolgreichen Projektrealisierung 
münden, wenn die Lage des Grundstücks für ein dauerhaftes Geschäftsinteresse ausrei-
chend attraktiv ist.   
Erworben werden Brachflächen von Unternehmen, die sich darauf spezialisiert haben, 
solche Grundstücke baureif zu machen, um sie dann am Grundstücksmarkt weiterzu-
verkaufen. Altlastenverdacht, Abriss und Sanierung, sowie der zeitliche, planungstech-
nische und organisatorische Mehraufwand für Projekte an Brachenstandorten, inklusive 
der Auseinandersetzung mit den entsprechenden Behörden und Fördermittelstellen stel-
len gewaltige Hürden dar. Der herkömmliche Nachfrager von Grundstücken für Gewer-
be-, Industrie- oder gar Wohnimmobilien scheut diesen Aufwand, der ein Höchstmaß an 
Erfahrung voraussetzt. 
 
Der Öffentlichkeit bzw. der öffentlichen Verwaltung kommt also im Falle der Entwick-
lung von Brachflächen eine besondere Verantwortung zu, insbesondere als Risikoträger. 
Die ITVA Arbeitshilfe „Flächenrecycling“ beschreibt in diesem Zusammenhang vier 
geläufige Trägermodelle für die Realisierung von Flächenrecyclingprojekten, bei de-
nen die Ziele von Kommune, Land oder Staat mit den privatwirtschaftlichen Zielen ge-
bündelt werden, um eine partnerschaftliche Lösung zu erreichen.53 
• Koordinierungsmodell,  
• Modell Fördermittelprogramm,  
• Modell Sondervermögen,  
• Modell Grundstücksfonds  
Als Träger agieren Kommunen bzw. Gesellschaften aus Kommunen und privaten Inves-
toren. Mit dem Projektmanagement wird jedoch in der Regel ein Dritter beauftragt, der 
Konversionsplaner oder „Flächenrecycler“. Das Risiko trägt je nach Modell Kommune 
oder privater Investor (Koordinierungsmodell, Modell Fördermittelprogramm) bzw. die 
öffentliche Hand oder die durch Geschäftsbesorgungsvertrag beauftragte Gesellschaft 
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(Modell Sondervermögen, Modell Grundstücksfonds). Die Finanzierung der Flächenre-
cyclingprojekte stützt sich auf Fördermöglichkeiten aus Landes-, Bundes und EU Pro-
grammen (Koordinierungsmodell, Modell Fördermittelprogramm, Modell Grundstücks-
fonds). Handelt es sich um staatliches Eigentum (im Falle des Modells Sondervermö-
gen), erfolgt die Entwicklung mit staatlichen Mitteln und das Grundstück wird dann 
veräußert.54  
Flächenrecyclingprojekte sind also in den überwiegenden Fällen von öffentlichen För-
dergeldern abhängig, aber auch die Initiative zu ihrer Entwicklung geht oft nur von Sei-
ten der öffentlichen Hand aus. Alternative Finanzierungsmöglichkeiten und Besonder-
heiten bei Brachflächenentwicklungen in finanzieller Hinsicht greifen exemplarisch die 
nachfolgenden Abschnitte auf.  
 
2.4.1 Aspekte bei der privatwirtschaftlichen Entwicklung auf Altstandorten 
 
Eine privatwirtschaftliche Entwicklung von brachliegenden, vorher genutzten und evtl. 
mit Altlasten behafteten Grundstücken findet immer dann statt, wenn wirtschaftliche 
Erwägungen dies zulassen, d.h. wenn die am Bodenmarkt erzielbaren Grundstückserlö-
se hoch genug sind, um den zusätzlichen Aufwand für die Sanierung in Kauf zu nehmen 
bzw. wenn Förderprogramme finanziellen Ausgleich schaffen. 
Handelt es sich um Prestigeobjekte in exponierter Lage und ist zudem das öffentliche 
Interesse an einer Wiederbelebung groß, so können auch private Mittel die treibende 
Kraft hinter einer Flächenentwicklung sein. In aller Regel setzt das private Engagement 
aber erst dann ein, nachdem die Aufbereitung der unter Umständen verseuchten Flächen 
mit öffentlichen Mitteln erfolgt ist.  
 
Am Beispiel des Innenhafens Duisburg, der zum „Dienstleistungspark Innenhafen“ um-
gestaltet wurde, nachdem die Flächen durch einen Grundstücksfonds von den altindus-
triellen Flächeneigentümern gekauft wurden, sollen Interessen und Motive der öffentli-
chen und privaten Seite dargestellt werden. Schon in den 1980er Jahren wurde durch 
das Land Nordrhein-Westfalen ein Grundstücksfonds gebildet, der es ermöglichte, ge-
zielt altindustrielle Flächen des Kohlebergbaus und der Stahlindustrie aufzukaufen und 
für neue Nutzungen freizugeben. Die Planung des Dienstleistungsparks „Innenhafen 
Duisburg“ übernahm der Architekt Sir Norman Foster. Die integrierten Museen, Woh-
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nungen, Gastronomieeinrichtungen und Dienstleistungszentren stellen eine intensive 
Mischung von Arbeit, Kultur, Wohnen und Freizeit auf den Flächen dar. Der Name des 
weltweit anerkannten Architekten erzeugte gleichzeitig ein positives Image für die Ver-
marktung der ehemaligen Brachflächen. Mit den Verwertungserlösen aus den Wohn-
bauprojekten konnte zugleich die Projektentwicklung finanziert werden. Die Vorfinan-
zierung der öffentlichen Infrastruktur in Höhe von 60 Mio. € geschah zwar aus öffentli-
chen Mitteln (u.a. Städtebauförderprogramm NRW, Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz, Ökologieprogramm Emscher Lippe, Regionales Wirtschaftsförderungsprogramm 
gemäß den EU-Ziel-2-Richtlinien). Das privat finanzierte Investment aber wird bis zum 
Abschluss des Projektes auf bis zu 350-400 Mio. € geschätzt. 55 
 
Beispiele dieser Art sind insbesondere in den klassischen Industrieregionen Großbritan-
niens und Deutschlands heute zu beobachten. Dienstleistungszentren ersetzen die Pro-
duktionsstandorte für Kohle und Stahl. Moderne Architektur ergänzt sich mit den ehe-
maligen Industriebauten. Dabei bieten Atrien, Aussichtsplattformen und Hallen ein 
großzügiges Raumangebot für die zukünftige Nutzung in der Arbeits- und Gesell-
schaftswelt. Dabei soll die Umgestaltung sozialen und ökologischen Leitzielen folgen. 
Eine zukunftsfähige, nachhaltige Nutzung kommt jedoch erst zustande, wenn auch wirt-
schaftliche Interessen damit in Einklang stehen. Bewusst hat man im z.B. Ruhrgebiet 
nach dem Ende der Ära als Industrierevier nicht die Rückführung auf den vorindustriel-
len Zustand gewollt, sondern die Nutzung der vorhandenen „Hüllen“ zu anderen Zwe-
cken. Dass bekannte Namen und architektonische Neuerungen, künstlerische Inszenie-
rungen und der „Revierstolz“ dabei eine Rolle spielen, muss hier ebenso nochmals be-
tont werden. Die Identifikation der Menschen (und damit der zukünftigen Nachfrager 
nach Immobilien) mit einem Gebiet darf nicht unterschätzt werden. Nicht alles, was an 
Gebäuden und Einrichtungen der Vergangenheit angehört, muss schlecht oder überflüs-
sig sein. Ein wichtiger Aspekt der Umgestaltung ist wohl, dass der Lebensstandard der 
Gesellschaft und der Zustand der Umwelt gehoben wurden und den modernen Lebens-
/Arbeitsbedingungen angepasst wurden, ohne Vergangenes zu verleugnen. Nur wenn es 
gelingt, die Menschen in einem Raum zu halten, ihnen neue Perspektiven für ihr persön-
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liches Wohl zu ermöglichen, werden auch neue wirtschaftliche Interessen daraus er-
wachsen. 
 
Naturräumlich günstige oder bevorzugte Gegenden wie in Süddeutschland wurden in 
der Vergangenheit immer als Vorzugsstandort für die „Zukunftsbranchen“ oder High 
Tech Industrien genutzt, gerade weil u.a. eine reizvolle Umgebung einen hohen Frei-
zeitwert für die Beschäftigten darstellte, aber auch ein entsprechendes Image für die 
Firma. Dies scheint sich zu ändern, wahrscheinlich nicht zuletzt auch wegen der teuren 
Büromieten. Angesiedelte Unternehmen der neuen Generation im Computer- oder Me-
diensektor, von Kreativagenturen, Wissenschaftsparks oder sonstigen Dienstleistungs-
unternehmen etablieren sich nun zunehmend in den wiederentdeckten Industriestädten 
und auch an ehemaligen Kasernenstandorten, deren Altimmobilien eine eigene Identifi-
kation und ein besonderes Image darstellen. Die „Speicher Stadt“ im Hamburger Hafen 
oder ehemalige Fabrikgebäude im Ruhrgebiet sind Beispiele dieser Art. Die Imagebil-
dung spielt bei der Vermarktung der Flächen eine große Rolle, wobei nach Ansicht von 
Entwicklern im Anfangsstadium der Flächenvermarktung eher ein flexibles Flächen-
image erforderlich ist.56  
 
Dabei ist aber vor allem die Namensgebung für den Standort und die zukünftige Büro-
adresse von großer Wichtigkeit. Aus dem „Hüttengelände Burbach“ wurden z.B. die 
„Saarterrassen“, weil die anzusiedelnden Unternehmen eine ihnen entsprechende positi-
ve Adressbildung benötigen. Für die Vermarktung reicht der Name allein aber nicht aus. 
Die Standorte müssen mit Hilfe von Kampagnen und Events ins Bewusstsein der Öf-
fentlichkeit gebracht werden. Auf diese Weise ist das Standortmarketing als aktive 
Wirtschaftsförderung zu sehen. Insbesondere in strukturschwachen Räumen mit einem 
Nachfragedefizit nach Immobilien gilt es, Angebote zu schaffen. Wenn Trends und Ni-
schen in einer Region erkannt werden und es gelingt, ein Flächenangebot für „Anker-
mieter“ zu schaffen, d.h. für die ersten Mieter auf der Fläche, so werden dadurch Be-
dürfnisse geweckt, die wiederum Folgeinvestitionen durch weitere Unternehmen und 
Existenzgründer nach sich ziehen.57 Investoren, Projektbeteiligte und Bürger müssen 
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während der Vermarktungsphase für den Standort sensibilisiert und über das Vorhaben 
informiert werden. 
 
2.4.2 Öffentliche Förderung der Brachflächenrevitalisierung und der Altlastensa-
nierung  in Deutschland  
 
Das Umweltbundesamt hat im Jahr 2001 einen „Leitfaden über Finanzierungsmöglich-
keiten und –hilfen in der Altlastenbearbeitung und im Brachflächenrecycling“ 58 heraus-
gegeben, welcher einen genauen Überblick über Förder- und Finanzierungsmöglichkei-
ten in Bezug auf Altlasten und Brachflächen gibt. Danach können öffentliche oder pri-
vate Antragsteller Finanzierungshilfen in Form von Darlehen oder Zuschüssen bei der 
EU, beim Bund und den Ländern in Anspruch nehmen. Die öffentlichen Gelder werden 
zum Zweck der Strukturförderung, der Städtebauförderung und der Förderung von For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben eingesetzt.  
 
Programme der Europäischen Union im Rahmen der Strukturförderung 
 
Innerhalb der Europäischen Union besteht teilweise ein großes Gefälle zwischen struk-
turschwachen und strukturstarken Gebieten. Man hat sich das Ziel gesetzt, diese Unter-
schiede durch gemeinschaftliche Anstrengungen zu mildern und zu diesem Zweck sog. 
Strukturfonds gebildet. Regionen mit einem Entwicklungsrückstand, Grenzregionen und 
Regionen mit einer rückläufigen industriellen Entwicklung sollen dabei gezielt geför-
dert werden. Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE59) stellt dazu in 
den Förderzeiträumen 2000-2006 bzw. 2007 bis 2013 Mittel zur Verfügung. Die einzel-
nen Programme zielen auf die jeweiligen betroffen Räume ab. So fördert z.B. die Ge-
meinschaftsinitiative URBAN II60 speziell städtische Gebiete, INTERREG III61 fokus-
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siert die transeuropäische Zusammenarbeit und LEADER+62 die Entwicklung des länd-
lichen Raums.  
Vorhaben, die mit einer Altlastensanierung verbunden sind, können dabei in den sog. 
„Ziel 1“ und „Ziel 2“ Gebieten gefördert werden. Die ostdeutschen Länder gehören zum 
Ziel 1 Gebiet. Die Fortschreibung des EFRE für die Jahre 2006-2013 sieht Finanzhilfen 
vor für  
a)  produktive Investitionen, die zur Schaffung und Erhaltung dauerhafter Arbeitsplätze 
beitragen, und zwar in erster Linie durch Direktbeihilfen für Investitionen vor allem 
in kleine und mittlere Unternehmen (KMU); 
b)  Investitionen in die Infrastruktur; 
c)  die Erschließung des endogenen Potenzials durch Maßnahmen zur Unterstützung der 
regionalen und lokalen Entwicklung. 63 
 
Inhaltlich zielt EFRE ab auf „Konvergenz“ (Angleichung regionaler wirtschaftlicher 
Ungleichgewichte in Europa), „Regionale Wettbewerbstätigkeit und Beschäftigung“ 
und „Europäische territoriale Zusammenarbeit“. Mit dem Konvergenzziel konzentriert 
EFRE seine Unterstützung unter anderem auch auf die „Wiederherstellung des physi-
schen Umfelds, darunter Sanierung von verschmutzten Geländen und Flächen und Neu-
erschließung von brachliegenden Flächen“, sowie auf die „Entwicklung von Unterneh-
mensnetzwerken, Öffentlich Privaten Partnerschaften und Cluster“.64  
 
Förderprogramme/ Kreditprogramme des Bundes 
Im genannten Leitfaden65 des Umweltbundesamtes werden weiterhin auf der Ebene des 
Bundes folgende Fördermöglichkeiten bzw. Fördervoraussetzungen für die Gewährung 
von Zuschüssen aufgeführt: 
• Gemeinschaftsaufgabe (GA) „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
                                                                                                                                               
2000 bis 2006 wurden im Rahmen von URBAN II 728,3 Mio. Euro zur Verfügung gestellt, die aus-
schließlich aus dem EFRE finanziert werden.   
Vgl. http://www.deutscher-verband.org/seiten/urban-netzwerk/urban-gi-urban.asp  
61
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• Inanspruchnahme zinsvergünstigter Kredite: Kreditanstalt für Wiederaufbau: ERP 
Aufbauprogramm für die neuen Bundesländer, ERP Regionalprogramm alte Bun-
desländer (ERP: European Recovery Programm, hervorgegangen aus der Marshall-
Plan-Hilfe66)  
• Umweltprogramm der Deutschen Ausgleichsbank (Vorhaben zur Vermeidung/ 
Verminderung von Umweltbelastungen, welche gleichzeitig den Bedingungen des 
ERP Programms entsprechen). 
• Deutsche Bundesstiftung für Umwelt (Förderung von Vorhaben zum Schutz der 
Umwelt unter besonderer Berücksichtigung der mittelständischen Wirtschaft) 
• Freistellung nach dem Umweltrahmengesetz 
• Forschungs- und Entwicklungsvorhaben: BMFT-, BMU-, DFG- und DBU Projekte 
 
Freistellung nach dem Umweltrahmengesetz, „Altlastenfreistellung“ 
Das Umweltrahmengesetz67 wurde 1990 noch von der damaligen DDR Regierung erlas-
sen. Es besteht in Teilen fort, insbesondere die Regelung zur Freistellung von der Ver-
antwortung für Umweltschäden wurde beibehalten, um die Investitionsbereitschaft auf 
Altstandorten zu fördern. Die Freistellung konnte gemäß dem Gesetz bis zum 30. März 
1992 beantragt werden. Der Freigestellte trägt dabei außer in Härtefällen einen Eigenan-
teil von mindestens 10 %, die Länder tragen die restlichen Kosten an der Sanierung. Für 
Treuhand Unternehmen wurde gemäß einem Verwaltungsabkommen am 1.12.1992 die 
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nicht auf besonderen Titeln beruhender Ansprüche zur Abwehr benachteiligender Einwirkungen von 
einem Grundstück auf ein benachbartes Grundstück Ansprüche auf Schadensersatz. Die zuständige Be-
hörde kann vom Eigentümer, Besitzer oder Erwerber jedoch Vorkehrungen zum Schutz vor benachteili-
genden Einwirkungen verlangen, soweit diese nach dem Stand der Technik durchführbar und wirtschaft-
lich vertretbar sind. Im Übrigen kann die Freistellung nach Satz 1 auch hinsichtlich der Ansprüche auf 
Schadensersatz nach Satz 5 sowie nach sonstigen Vorschriften erfolgen; auch in diesem Falle ist das Land 
Schuldner der Schadensersatzansprüche. 
  






Beteiligung des Bundes an den Kosten festgeschrieben. Bund und Länder teilen sich die 
Kosten im Verhältnis 60 zu 40 (bei Großprojekten im Verhältnis 75 zu 25).68   
 
2.4.3 Resümee zur Finanzierung von Brachflächenrevitalisierungsprojekten 
 
Es geht also darum, sowohl auf privater, als auch auf öffentlicher Seite Geldgeber zu 
motivieren und Gelder zu mobilisieren – die ganz offensichtlich vorhanden sind. Für die 
Sanierung von Brachen werden große Summen im öffentlichen Haushalt der EU und 
Deutschlands bereitgehalten, es bedarf allerdings einer aufwändigen Antragsstellung 
und des Nachweises, dass alle Fördervoraussetzungen erfüllt sind. Privatwirtschaftli-
ches Engagement und die Garantie, Arbeitsplätze zu schaffen, sind zumeist eine Vorbe-
dingung, da Kredite und Zuschüsse bevorzugt an kleine und mittlere Unternehmen ver-
geben werden, die sich auf den Altstandorten ansiedeln sollen. Strukturschwache Räu-
me, für die die Fördermöglichkeiten insbesondere vorgesehen sind, leiden aber an ei-
nem Mangel an Unternehmensgründungen, der nicht zu beheben ist durch das Verspre-
chen eines sanierten Unternehmensstandortes. Private Investoren zu motivieren, heißt 
auch, sie von der Rentabilität eines Projektes zu überzeugen, bei dem die Fläche zwar 
noch als Brachfläche anzusehen ist, deren Zukunftspotential ein Engagement aber lohnt.  
 
Der Denkansatz muss also weg von der klassischen Nutzung eines Altstandortes zu 
Produktionszwecken, wie sie in vielen „Leitfäden“ zur Revitalisierung von Brachen 
hartnäckig vorausgesetzt wird. Die Bedingungen für die heutige Wirtschaft sind andere 
als vor hundert Jahren. Eine Renaissance der einstigen Betriebsstätten in ihrer damali-
gen Form ist nicht mehr möglich, moderne Produktionsstätten benötigen z.B. Produkti-
onsgebäude und Lagerräume mit 6-9 Metern Deckenhöhe, sind eingeschossig und brau-
chen einen direkten Anschluss an Bundesstraße und Autobahn. Der klassische Altstand-
ort in innerstädtischer Lage oder im Flusstal mit 3-geschossigen Altbauten, zahlreichen 
Nebengebäuden, und womöglich verseuchtem Betriebsgelände wird schon rein aus 
Zeitgründen nicht in Betracht gezogen. Wer trotzdem diese Standorte in aufwändigen 
Leitfäden, Katastern und Datenbanken für eine Nutzung durch Maschinenbau, Elektro-
technik oder Textilproduktion vorhält, in der irrigen Annahme, es fehle nur an diesen 
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Instrumenten, damit Investoren „ihren“ Altstandort finden, der gibt sich einer Illusion 
hin.69 
 
Welche neuen Formen der Nutzung können eine Alternative darstellen? Und: Sind sie 
bezahlbar? sind eher Fragen, denen man sich zuwenden sollte, wenn es um die Zukunft 
von Altstandorten geht. Es besteht mit Sicherheit vielfach der Wunsch, diese Flächen 
für die Öffentlichkeit zugänglich und nutzbar zu machen – oder alternativ sie der Natur 
zurückzugeben. Die Gesellschaft hat also ein Interesse an einer Revitalisierung, es be-
steht ein öffentlicher Bedarf. Wenn die „Geschäftsidee“ auf bestimmten Brachflächen 
eine „Öffentliche Nutzung“ ist, wie kann dann privates Investment zu ihrer Realisierung 
beitragen? Wie könnte eine Partnerschaft aus Öffentlichen und der Privatwirtschaft 
diesbezüglich aussehen und welche Auswirkungen hätte solch ein Projekt auf benach-
barte Brachen? All diese Fragen verdeutlichen auch, dass man Revitalisierungsprojekte 
in Zukunft nicht nur aus der Problemperspektive sondern aus einem neuen Blickwinkel 
betrachten sollte.  
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3. PPP - Die Öffentlich Private Partnerschaft – Koopera-
tion zwischen Staat und Markt  
 
 
Der englischsprachige Begriff „Public Private Partnership“ (PPP) wird auch im Deut-
schen zunehmend selbstverständlich gebraucht, um eine Kooperationsform zu beschrei-
ben, in dem privatwirtschaftliche Akteure „öffentliche“ Leistungen erbringen. Die öf-
fentliche Hand tritt als Nachfrager von Dienstleistungen und Infrastruktur auf, und pri-
vate Unternehmen bieten die diesbezüglichen Leistungen im Wettbewerb zueinander an. 
Der Staat übernimmt dabei die Rolle des Konsumenten und entfernt sich von seiner 
traditionellen Aufgabe als Investor und Produzent. Er kauft Verkehrs-, Schul-, Gesund-
heitskapazitäten etc., die von Privaten gebaut, finanziert und betrieben werden.70 Die 
öffentliche Leistung wird also in privatwirtschaftlicher Regie durchgeführt, und das 
Gemeinwesen (bzw. der einzelne Nutzer im Fall einer Mautlösung) vergütet dem priva-
ten Partner seine Leistungen, wobei langfristige Verträge den gegenseitigen Nutzen 
beider Seiten regeln. Aber: 
 
„Gerechtfertigt sind diese neuen Wege nur dann, wenn öffentliche Leistungen effizien-
ter, mit höherer Qualität und kostengünstiger erbracht werden als herkömmliche Be-
schaffungsvorgänge des Staates.“71 
 
„PPP bedürfen entweder im Rahmen eines Vertrages oder entsprechender Vorschriften 
einer angemessenen Kontrolle, um das öffentliche Interesse zu wahren.“ 
Und:  
„Ein technisch-ökonomisch "schlechtes" Projekt wird auch durch private Beteiligung 
nicht tragfähig.“ 72 
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Es besteht derzeit insgesamt ein großes Interesse in Deutschland an PPP. Bundesregie-
rung, Länder und Kommunen setzen sich intensiv mit der Frage auseinander, wie sie 
öffentliche Leistungen mit Hilfe von PPP Konstellationen vorteilhafter anbieten kön-
nen. Wie ernst dieses Thema genommen wird – und wie viel man sich offensichtlich 
davon verspricht – wird deutlich an der Vielzahl der Fachbeiträge zum Thema PPP. Es 
existiert z.B. im Internet eine eigene Homepage www.ppp-bund.de. Die „PPP Task 
Force“ des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen ließ in einer 
Projektstudie73 alle aktuellen PPP Projekte in Bund, Ländern und Kommunen zusam-
menstellen. Und: am 1. September 2005 trat das „Gesetz zur Beschleunigung der Um-
setzung von Öffentlich Privaten Partnerschaften und zur Verbesserung gesetzlicher 
Rahmenbedingungen für Öffentlich Private Partnerschaften“74 in Kraft.  
Auch Banken, Baukonzerne, die Wirtschaftspresse und natürlich Forschungskreise neh-
men sich in besonderer Weise und aus ihrer Sicht dem Thema seit geraumer Zeit an und 
analysieren auch die diesbezügliche Entwicklung im Ausland und ihre Anwendbarkeit 
in Deutschland. Dabei werden vor allem den PPP Aktivitäten in Großbritannien (Stich-
wort Private Finance Initiative PFI), die schon immer eine gewisse Vorbildfunktion 
hatten, besondere Aufmerksamkeit geschenkt.  
 
3.1 Wesen und Inhalt des PPP Begriffs 
 
Partnerschaften zwischen öffentlichen und privaten Institutionen sind im Grunde keine 
Neuerfindung, es gibt sie im weitesten Sinne seit jeher und sie bestehen zwischen dem 
Staat und dem einzelnen Bürger, oder zwischen Staat und Unternehmen. Gemeinwesen 
und Individuum befinden sich in Beziehung zueinander, es werden Leistungen ausge-
tauscht. Die Erbringung der öffentlichen Leistungen ist jedoch in besonderem Maße 
dem öffentlichen Interesse und der öffentlichen Kritik ausgesetzt. Diskussionen um eine 
Ökonomisierung der öffentlichen Leistungen – also Qualitätsverbesserungen und Zeit-/ 
Kosteneinsparungen – sind das Motiv für das starke Interesse an PPP Modellen. Können 
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staatliche Leistungen besser und kostengünstiger erbracht werden, wenn die Privatwirt-
schaft an Stelle von staatlicher Administration als Hersteller/ Erbringer dieser Leistun-
gen auftritt?  
Die PPP Diskussion ist in dieser Hinsicht auch gespalten: für die einen gilt nur die Öf-
fentliche Hand als Garant für eine gerechte Leistungserbringung, weil sie dem Gemein-
wohl verpflichtet ist, die Motive der Privatwirtschaft werden von ihnen dagegen auf 
Gewinninteressen reduziert gesehen. Das gegnerische Lager hingegen sieht den Staat 
als trägen, unwirtschaftlichen Produzenten von öffentlichen Leistungen, der möglichst 
nach dem Vorbild eines modernen Unternehmens rationalisiert und umgestaltet werden 
möge. Überzeichnete Schwächen der öffentlichen Hand und vermeintliche Stärken des 
Privatsektors werden hier gegenübergestellt.75 Es gibt aber auch Ansichten, die eine 
„interdisziplinäre Teambildung in Form von Public Private Partnership“76 vorzeichnen.  
Politische und wirtschaftliche Prozesse sind letztlich in einer Gesellschaft wechselseitig 
voneinander abhängig. Stimmen die politischen Rahmenbedingungen, so entfaltet sich 
die Wirtschaft und trägt wiederum zum Prosperieren des Gesellschaftssystems bei und 
umgekehrt. Beide Seiten müssen sich aber vergegenwärtigen, welche Leistungen besser 
von der öffentlichen und welche besser von der privaten Seite erbracht werden können. 
Ein Unternehmer, der Backwaren fabrikmäßig herstellt, hat in einem Fernsehbeitrag 
seine Unternehmensphilosophie einmal so beschrieben: in seinem Unternehmen soll die 
Maschine die Arbeitsschritte ausführen, welche die Maschine besser kann, und der 
Mensch soll die Arbeitsschritte ausführen, die er besser kann, um täglich ein Produkt 
von gleicher und hoher Qualität in großen Mengen herstellen zu können. Genauso 
müsste man es auch mit PPP Modellen sehen: dort, wo ein deutlicher Vorteil für die 
Gesellschaft aus ihrem Einsatz zu erwarten ist, sollte man die Privatwirtschaft an der 
öffentlichen Leistungserbringung entsprechend beteiligen. Wo dies aus Gründen der 
Sicherheit, Verfassungsmäßigkeit oder dgl. nicht möglich ist, ist darauf zu verzichten.  
 
3.1.1 Herkunft und Verwendung des PPP Begriffs 
 
Die erstmalige Verwendung des Begriffs „Public Private Partnership“ wird dem ehema-
ligen US Präsidenten Carter zugeschrieben. Seine Regierungserklärung vom 28.3.1978 
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enthielt Ausführungen über eine marktwirtschaftlich gesteuerte Stadtentwicklungspoli-
tik, die mit der Wortneuschöpfung der Public Private Partnership umschrieben wurde.77 
Die erste Public Private Partnership im Bereich der Stadtentwicklung soll jedoch in den 
USA schon viel früher ins Leben gerufen worden sein. Sie wurde 1943 in Pittsburgh 
unter dem Namen ACCD (Allegheny Conference on Community Development) von der 
Mellon Bank, sowie 30 führenden Unternehmen Pittsburghs mit dem Ziel gegründet, 
Strategien für die wirtschaftliche, soziale und städtebauliche Entwicklung der Stadt zu 
entwerfen. Pittsburgh gilt heute in den USA als Vorzeigestadt für die erfolgreiche Be-
wältigung des strukturellen Wandels mit Hilfe einer Public Private Partnership, auch 
wenn der PPP Begriff damals noch nicht geprägt war. 
 
In den letzten Jahren tritt der PPP Begriff am häufigsten im Zusammenhang mit der 
Erstellung und dem Betrieb öffentlicher Infrastruktur im Verkehrsbereich und im 
Schulwesen auf. Prinzipiell kann ein PPP Modell in vielen öffentlichen Bereichen zum 
Einsatz kommen. Der Bau von Botschaften, Justizvollzugsanstalten oder anderer öffent-
licher Einrichtungen wird beispielsweise in Großbritannien zunehmend in PPP Model-
len realisiert, wobei die Finanzmittel, die von Seiten des privaten Partners eingebracht 
werden, den Charakter einer Vor- oder Zwischenfinanzierung haben. PPP ist deswegen 
im Gegensatz zu möglicherweise missverständlichen Auslegungen des Begriffs kein 
neues Finanzierungsinstrument, mit dessen Hilfe öffentliche Haushalte entlastet werden 
können.78 Die Finanzkrise der Gebietskörperschaften in Deutschland wird nämlich im-
mer wieder als Erklärung für den derzeit hohen Stellenwert der PPP Diskussion ange-
führt. Es geht bei PPP Projekten einerseits um eine insgesamt stärkere Marktorientie-
rung des Staates im Hinblick auf seine Investitionen. Andererseits erhofft sich der Staat 
bei der Erbringung von öffentlichen Leistungen durch PPP Konstellationen Vorteile, 
nämlich höhere Effizienz und Effektivität. Es vollzieht sich ein „Wandel vom produzie-
renden zum gewährleistenden Staat“. Staat und Verwaltungen produzieren primär öf-
fentliche Dienstleistungen nicht mehr selbst, sondern haben zu gewährleisten, dass die 
entsprechenden Aufgaben wahrgenommen werden.79 
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Im umgangssprachlichen Diskurs wird der PPP Begriff oft relativ unbestimmt und un-
scharf gebraucht und ist fast schon zum Modewort geworden, dessen Inhalt reduziert 
wird auf „Mehr Markt, weniger Staat“. Bei näherer Auseinandersetzung mit dem Beg-
riff, mit der Idee der Public Private Partnership fällt auf, dass man sich schwer tut, eine 
allgemein gültige Definition zu finden. Folgende definitorischen Ansätze wurden so 
stellvertretend für alle derzeit existierenden Beschreibungen des PPP Begriffs ausge-
wählt. 
 
3.1.2 Definitionslinien von PPP 
 
Eine der ersten Definitionen für Public Private Partnership bzw. einer begrifflichen 
Umschreibung lieferte das Committee for Economic Development (CED) im Jahr 
1982 80: 
  
„PPP meint Kooperation zwischen Personen und Organisationen aus dem öffentlichen 
wie dem privaten Sektor zum wechselseitigen Vorteil. Solche Kooperationen haben zwei 
Dimensionen: die policy-Dimension, die der Formulierung von Zielen der Kommune 
gilt, und die operative-Dimension zur Realisierung der Ziele. Der Zweck von PPP ist, 
diese Dimensionen auf eine Weise zu verbinden, dass die Beteiligten zum Vorteil der 
Allgemeinheit beitragen und gleichzeitig ihren eigenen Interessen bzw. denen ihrer Or-
ganisationen dienen. Die policy-Dimension verlangt einen Prozess, der Konsens erzeugt 
über die gemeinsamen Ziele, die zu ergreifenden Maßnahmen, die Rollen- und Aufga-
benverteilung und eine nachhaltige Unterstützung für aktives Handeln. (…) Die opera-
tive-Dimension kann drei grundsätzliche Formen annehmen: Die private Initiative im 
öffentlichen Interesse…, die staatliche Initiative zur Erleichterung oder Ermutigung 
privaten Handelns im öffentlichen Interesse…(oder) joint-ventures von öffentlichen 
Stellen und privaten Akteuren…“  
 
Die PPP Task Force des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
bezeichnet in ihrem Leitfaden mit dem Titel „Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei 
PPP-Projekten“ eine „Public Private Partnership“ (PPP) als „eine langfristige, vertrag-
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lich geregelte Zusammenarbeit zwischen öffentlicher Hand und Privatwirtschaft über 
den gesamten Lebenszyklus öffentlicher Infrastrukturprojekte mit dem Ziel, diese wirt-
schaftlich zu realisieren.“ 81 
 
Weitere ausgewählte Definitionsansätze lauten: 
 
Unter PPP wird ganz allgemein die Kooperation verstanden von öffentlichen Händen 
und privater Wirtschaft beim Entwerfen, bei der Planung, Erstellung, Finanzierung, 
dem Management und dem Betreiben bislang öffentlich erbrachter Leistungen. Überall 
in Europa existieren schon seit langem die unterschiedlichsten Formen öffentlich-
privater Partnerschaften. Sie reichen von der Berücksichtigung betriebswirtschaftlichen 
Know-how und privatwirtschaftlicher Finanzierungsmethoden bei der Realisierung öf-
fentlicher Leistungen bis hin zu privaten Eigentumsformen in öffentlichen Wirtschafts-
bereichen, von Partnerschaften, in denen öffentliche und private Partner ihre Vermö-
genswerte, ihre Finanzen oder ihr Know-how unter gemeinsames Management stellen, 
bis zu partnerschaftlichen Investitionsvorhaben mit gemeinsamer Ertragsbeteiligung. 
Wir kennen diese Kooperationsformen unter Begriffen wie Vorfinanzierungs-, 
Dienstleistungs-, Kooperations- und Betreibermodelle. Als Finanzierungsformen ken-
nen wir sie unter Begriffen wie kommunales Leasing, Fondsfinanzierung, Mietkaufmo-
delle, Factoring, Projektfinanzierung oder Contracting.82 
 
PPP Projekte haben die Optimierung der Gesamtnutzungskosten zum Ziel und versu-
chen dies durch einen möglichst ganzheitlichen Ansatz (Lifecycle-Ansatz; Integration 
von Planung, Errichtung, Betrieb, Finanzieren und Verwertung) sicherzustellen. Die 
integrierte Übernahme von Planungs-, Bau-, Finanzierungs- und Betreiberleistungen 
gekoppelt mit einem einheitlichen Leistungsentgelt je nach Realisierungsform kann in 
unterschiedlicher Ausprägung und in unterschiedlichen Rechtsformen vereinbart wer-
den (Beisp.: Bau- und Zwischenfinanzierungsleistungen bei GU-Vergabe; Integration 
von Planungs-, Bau-, Finanzierungs- und Betreiberelementen bei Mietkauf, Leasing und 
Miete).83 
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Die Gesellschaft für öffentliche Wirtschaft (GOEW) steht in ihrem Positionspapier zu 
PPP auf dem Stand, dass der PPP Begriff nicht klar definiert sei. „Es handelt sich um 
einen unstrukturierten Sammelbegriff für unterschiedliche Formen der Zusammenarbeit 
von öffentlichen Einheiten mit privaten Wirtschaftssubjekten. Wesentliche Merkmale 
sind eine längerfristige Zusammenarbeit sowie ein aus der Art der Aufgabenwahrneh-
mung resultierender Abstimmungsbedarf im Zeitverlauf. (…) Unter PPP können nur 
solche Kooperationsformen subsumiert werden, bei denen die Leistungen und Gegen-
leistungen der privaten und öffentlichen Partner nicht bereits mit Einrichtung der PPP 
klar definiert und festgelegt sind. Klassische Verträge zwischen öffentlichen und priva-
ten Vertragspartnern stellen keine PPP dar. (…) Die Chancen von PPP liegen darin, 
dass sich durch die Einbeziehung von Privaten eine bisher öffentlich erstellte Leistung 
effizienter erstellen lässt. Dies dürfte in der Regel der Fall sein, wenn bei einer Ver-
trags-PPP über den gesamten Lebenszyklus das Projekt geplant, finanziert, betrieben 
und erfolgsabhängig gesteuert wird. Ein besonderer Vorteil des Lebenszykluskonzepts 
resultiert daraus, dass sämtliche Kosten für eine bestimmte Leistung über die gesamte 
Projektlaufzeit erfasst und transparent gemacht werden.“84 
 
Die Gesellschaft für öffentliche Wirtschaft (GOEW) unterscheidet weiterhin im Sinne 
des Grünbuchs der EU85 in: 
Organisations-PPP / Institutionelle PPP: im Sinne der klassischen gemischtwirt-
schaftlichen Unternehmung mit dem Ziel einer dauerhaften, unbefristeten Wahrneh-
mung einer bestimmten Aufgabe, wobei der Koordinations- und Kooperationsbedarf 
zwischen den Anteilseignern aus Anpassungsmaßnahmen an geänderte Umweltbedin-
gungen im Zeitablauf resultiert;  
Projekt PPP / Vertrags PPP: Einbeziehung privater Unternehmen in zeitlich befristete 
und abgegrenzte öffentliche Projekte und Aufgabenfelder, die sich durchaus über einen 
längeren Zeitraum (z.B. 30 Jahre) erstrecken kann. Bereits bei Vertragsabschluss be-
steht ein für beide Vertragspartner erkennbarer Koordinations- und Kooperationsbe-
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darf während der Vertragslaufzeit.86  
Und im Gegensatz zu PPP wird unter der „Konventionellen Realisierung“ verstanden: 
Die konventionelle Realisierung (Eigenbau) sieht die grundsätzliche Trennung von Pla-
nung, Errichtung, Finanzierung, Betrieb und Verwertung in Einzelverträgen vor. Die 
Errichtung bzw. die Beschaffung kann dabei per Fachlosvergabe (Vielzahl von einzel-
nen Werk-, Kauf- und Dienstleistungsverträgen), Generalunter- oder Generalüberneh-
merverträgen (ggf. incl. Zwischenfinanzierung) oder auch als schlüsselfertiger Kauf 
(incl. Zwischenfinanzierung) erfolgen.87 
 
3.1.3 PPP im engeren und im weiteren Sinne 
 
Die Task Force des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen defi-
niert, dass „PPP Projekte im engeren Sinne“ Projekte sind, die „mindestens drei Ele-
mente des Lebenszyklus in einem ganzheitlichen Ansatz einbeziehen”. Alle anderen 
Formen der Zusammenarbeit zwischen öffentlicher Hand und Privaten werden dagegen 
PPP Projekte im weiteren Sinne genannt.88 Die Phasen des „Lebenszyklus“ eines Pro-
jektes sind dabei: Planung, Bau, Finanzierung, Betrieb und Verwertung. 
 
3.1.4 Abgrenzung des PPP Begriffs von der Privatisierungsdiskussion 
 
 „Offen dabei ist die Frage, inwieweit es sich hierbei um eine dauerhafte neue Form 
öffentlicher Aufgabenwahrnehmung handelt oder nur um ein Übergangsstadium zur 
vollständigen Privatisierung.“89 
 
Neben der Euphorie, die derzeit im Zusammenhang mit den erhofften Chancen aus öf-
fentlich privaten Partnerschaften herrscht, mischen sich auch Stimmen in die Diskussi-
on, die vor einer schleichenden Privatisierung unter dem Deckmantel des propagierten 
partnerschaftlichen Ansatzes warnen. Die Kooperationsform PPP wird als Form der 




 Dr. Jörg Christen, Finanzministerium Rheinland-Pfalz: PPP/ PFI Terminologie, in Public Private Part-
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Stiftung, Bonn, Januar 2002, S. 80 
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Privatisierung - im Sinne einer Übertragung öffentlicher Aufgaben, samt Entschei-
dungskompetenzen und Verantwortung für Risiken an private Unternehmen - empfun-
den. Damit verbunden ist ein Teilrückzug der öffentlichen Hand von ihren bisherigen 
Aufgabenfeldern, der von den Befürwortern als Konzentration auf ihre Kernkompeten-
zen beurteilt wird, von den Gegnern dagegen als Rückzug von ihrer Verantwortung. Die 
öffentliche Hand und ihre Verwaltungsorgane haben grundsätzlich für die Daseinsvor-
sorge der Gesellschaft zu sorgen. Die Verlagerung existentieller öffentlicher Aufgaben 
(wie Bildungs-, Gesundheits- und Sozialleistungen) an private Träger wird dabei mit 
besonderer Aufmerksamkeit und auch Vorsicht beurteilt. 
Dennoch stellt sich in der öffentlichen Verwaltung die Frage, welche öffentlichen Auf-
gaben als selbst wahrzunehmende Kernaufgaben gelten und welche Randaufgaben 
beinhalten, die auch durch Dritte erfüllt werden können. Die Entscheidung zwischen 
„Make or Buy“ ist in Wirtschaftsunternehmen gängige Praxis, sie stellt sich aber auch 
im öffentlichen Bereich immer deutlicher.90 Eine strikte Trennung zwischen öffentlicher 
und privater Aufgabenerfüllung ist zudem in der Realität ohnehin nicht vorhanden: 
staatliche, halbstaatliche und private Leistungsanbieter sind bereits durch ein Netzwerk 
von Verflechtungen miteinander verbunden.91  
Was sich letztendlich aus den Öffentlich Privaten Partnerschaften entwickelt, hängt aber 
davon ab, ob sie für beide Seiten erfolgreich sind. Ist das Verhältnis zwischen den bei-
den Partnern unausgewogen, d.h. kommt der private Partner nicht auf seine Kosten oder 
leidet die öffentliche Aufgabenerfüllung, so wird man sich nach einer gewissen PPP 
Experimentphase zurückziehen und Alternativen finden müssen. Stellen beide Seiten 
einen Geschäftserfolg bzw. einen Vorteil für die Allgemeinheit durch die PPP Lösung 
fest, so wird dieses Modell auch in Zukunft für sie von Bedeutung sein.  
 
3.2 Grundelemente der Öffentlich Privaten Partnerschaft 
 
Als Voraussetzung für eine gelungene Öffentlich Private Partnerschaft gilt zum einen, 
dass die öffentliche Aufgabe nach Art, Umfang, Güte, Raum- und Zeitbezug eindeutig 
determinierbar sein muss, zum anderen, dass die aus der Aufgabenstellung resultieren-
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 Peter Eichhorn: Merkmale guter Public Private Partnership, in: Dietrich Budäus (Hrsg.) Kooperations-
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2006, S. 107 
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de Dienstleistung quantitativ und monetär erfassbar ist, und nicht zuletzt, dass das Zu-
sammenwirken unter gleichberechtigten Partnern vertrauens- und rücksichtsvoll ge-
schieht.92  
 
Die Qualität der erwarteten Leistung muss also von Seiten des öffentlichen Nachfragers 
genau beschrieben werden93 und die langfristigen Kosten, die ihm aus dem Vertragsver-
hältnis erwachsen, müssen kalkuliert und für die öffentlichen Haushalte transparent dar-
gestellt sein. Weiterhin muss der monetäre Vorteil, der der Allgemeinheit aus der Öf-
fentlich Privaten Partnerschaft im Gegensatz zu einer konventionellen Realisierung er-
wächst, genau belegt sein. Dies alles erfordert eine intensive Vorbereitungsphase inner-
halb der die Entscheidung zugunsten oder gegen eine PPP gefällt wird. Die öffentliche 
Hand und ihre Vertreter stehen in erster Linie vor dem Problem, sich in eine wirtschaft-
liche Materie hineinzudenken, die von ihrer bisherigen Praxis abweicht. Aus diesem 
Grund spielen Beraterfirmen eine wichtige Rolle, die im Stadium der Entscheidungsfin-
dung als Vermittler auftreten. Die öffentliche Hand beabsichtigt, Aufgaben, die nicht als 
Kernaufgaben identifiziert werden, nach außen zu verlagern. Und dieser Intention ent-
sprechend wird auch die Entscheidungsvorbereitung mit den zugehörigen Kalkulationen 
und Vorplanungen in private Hände gegeben, an Beraterfirmen, die entsprechende Refe-
renzen vorweisen können. 
 
3.2.1 Lebenszyklusbetrachtung als Schnittmenge aus Ökonomie und Ökologie 
 
Public Private Partnership (PPP) umfasst als ganzheitliches Modell Planung, Finan-
zierung, Bau/Sanierung und Betrieb, ggf. auch die Verwertung öffentlicher Hochbau- 
und Infrastruktureinrichtungen durch Private. Die Berücksichtigung dieses ganzheitli-
chen Ansatzes (Lebenszyklusansatz) soll dazu beitragen, dass die ökonomischen Aus-
wirkungen eines Projektes über die gesamte Projektlaufzeit transparent und die Kosten 
optimiert werden. (…) Die Leistungen, die über den gesamten Projektlebenszyklus zu 
erbringen sind, werden in einer gemeinsamen Ausschreibung vergeben. 94  
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94
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Zu der neuen Sichtweise auf die Erbringung von öffentlichen Leistungen gehört, den 
gesamten „Lebenszyklus“ eines Projektes im Vorhinein in der Planung und im Ent-
scheidungsprozess zu berücksichtigen. Der Lebenszyklus-Ansatz ist bei PPP Projekten 
schon deswegen ursächlich von Bedeutung, weil die Verträge langfristigen Charakter 
haben. Darin liegt auch gleichzeitig ein Vorteil für die öffentliche Seite, da diese lange 
Vertragsfrist gleichsam einen Anreiz schafft, sich nicht nur auf die Reduzierung der 
Baukosten zu beschränken, sondern die gesamten Lebenszykluskosten zu optimieren.95 
Die Baukosten machen häufig nur ein Viertel der Gesamtkosten aus und sie beeinflus-
sen außerdem die späteren Betriebs- und Unterhaltungskosten, so können sich z.B. auch 
höhere Baukosten später durch niedrigere Betriebskosten sehr wohl rechnen.96 Andere 
Experten schätzen, dass die Lebensdauerkosten eines Gebäudes nur zu rund 15 bis 20 
Prozent in der Errichtungsphase anfallen.97 
Der Lebenszyklusansatz ist somit einerseits von wirtschaftlichen Überlegungen hin-
sichtlich einer Kostenoptimierung geprägt, andererseits erfüllt diese Denkweise ent-
scheidende Kriterien der Nachhaltigkeit: Energiekosten, die durch vorausschauende 
Berechnungen und Überlegungen innerhalb der Lebensdauer einer Immobilie eingespart 
werden, wirken sich auch positiv auf die Umwelt aus. Und in letzter Konsequenz 
schließt der PPP Ansatz auch die Verwertung oder den Rückbau (Abbruch, Entsorgung, 
Recycling) von Infrastruktureinrichtung mit ein. Die Kosten hierfür sollten in der Pla-
nungsphase ebenso berücksichtigt werden. Dies hat nämlich Folgen für die Auswahl der 
Baustoffe und der Bauart, weil die problemlose Trennung und gefahrlose (und damit 
wirtschaftliche) Entsorgung von unterschiedlichem Baumaterial möglich sein muss. 
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Abb. 5: Beteiligung Privater an Lebenszyklusphasen in PPP Projekten 98,99 
 
3.2.2 Leistungsbereiche und Typologisierung 
 
Im öffentlichen Bereich gibt es der Literatur zufolge etliche Sektoren oder Handlungs-
felder, für die PPP in Betracht kommt. Bisher wurden meist sog. Organisationsprivati-
sierungen durchgeführt, d.h. die öffentliche Hand bildet zur Erfüllung einer (Dauer-
)Aufgabe Unternehmen mit privater Gesellschaftsform (AG, GmbH), welche aber in 
ihrem Eigentum stehen. Die Institutionelle PPP ist dagegen eine gemischtwirtschaftli-
che Gesellschaft mit öffentlicher und privater Beteiligung, welche ebenfalls für eine 
Daueraufgabe gebildet wird (Kooperationsmodell). Diese Organisationsformen sind 
inzwischen gängige Praxis im Bereich der Abfallwirtschaft, im öffentlichen Nahverkehr 
oder dgl. 
PPP Projekte „im engeren Sinne“, bei denen der private Partner in mindestens drei Ele-
mente des Lebenszyklus eingebunden ist, und die als Erwerbermodelle (BOT Modell), 
Inhabermodelle (BTO Modell) oder Investorenmodelle (BOO Modell) oder allgemein 
als Betreibermodelle bezeichnet werden, weisen allerdings andere Merkmale auf und 
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 Arnold, W., Hüfner, P.: Public Private Partnership – Chance für die Modernisierung von Infrastruktur 
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 PSPC Participation Consult GmbH: ÖPP im kommunalen Hochbau. Möglichkeiten und Anforderungen 
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PPP im engeren Sinne 
PPP im weiteren Sinne 
 
Lebenszyklusphase:  Durchführung öff. Sektor     
 Lebenszyklusphase:      Beteiligung Privater 
* Betrieb umfasst die Komponenten Erhaltung, Bewirtschaftung und Vermarktung 
Lebenszyklus Phasen  
Konv. Realisierung Planung Bau Finanzierung Betrieb* Verwertung 
Finanzierungsmodelle Planung Bau Finanzierung Betrieb* Verwertung 
Betreibermodelle Planung Bau Finanzierung Betrieb* Verwertung 
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sind in Deutschland noch der Ausnahmefall. Ein Konzessionsmodell, bei dem der Pri-
vate das Recht erhält, seine Kosten über Entgelte von Nutzern direkt zu finanzieren, ist 
in Deutschland vor allem mit der LKW Maut auf Autobahnen unter dem Namen Toll 
Collect bekannt geworden.  
 
Bezeichnung Merkmale 
Organisationsprivatisierung Daueraufgabe, öff. Hand ist Eigentümer eines Unterneh-
mens mit privater Rechtsform (GmbH, AG) 
Institutionelle PPP Daueraufgabe, Gemischtwirtschaftliche Gesellschaft mit 
öffentlicher und privater Beteiligung 
Kooperationsmodell/  
Gesellschaftsmodell 
Projektbezogene öffentliche Aufgabe wird einer Objekt-
gesellschaft übertragen, an der öffentliche Hand und 
private Unternehmen beteiligt sind. 
Erwerbermodell  
(BOT: Build-Operate-Transfer) 
Der private Partner plant, baut, finanziert und betreibt auf 
einem Grundstück, das in seinem Eigentum steht, eine 
Immobilie, und der öffentliche Partner leistet ein regel-
mäßiges Entgelt für die öffentliche Nutzung. Nach Ver-




Im Unterschied zum Erwerbermodell handelt es sich um 
ein Grundstück, das sich von Beginn an im Eigentum des 
öffentlichen Partners befindet. 
Investorenmodell  
(BOO: Build-Operate-Own) 
Bezeichnung als Leasing-, oder Mietmodell: im Unter-
schied zum Erwerbermodell besteht keine Verpflichtung 
zur Eigentumsübertragung am Vertragsende. Statt dessen 
Optionsrecht der öff. Hand, die Immobilie entweder zu-
rückzugeben, oder zu einem festgelegten Restwert zu 
erwerben. 
Konzessionsmodell Der Private erbringt Leistungen direkt an den Bürger und 
erhält dafür das Recht, Entgelte oder Gebühren vom Bür-
ger einzufordern. Der Eigentumsübergang am Vertrags-
ende kann unterschiedlich geregelt werden. 
 
Tabelle 2: Typen öffentlich-privater Partnerschaften nach difu100 
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Folgende „PPP affinen“ Bereiche werden derzeit in der Literatur101,102,103 für den öf-
fentlichen Sektor genannt: 
 
Verkehr Verkehrsinfrastrukturfinanzierung: Investitionsbedarf für 
Unterhalt, Ausbau, Modernisierung und Neubau von Ver-
kehrsinfrastruktur 
Gebietskörperschaften Stadterneuerung, Städtebau, Stadtsanierung, Grund-
stücksaufbereitung, Wohnungsbau, Baulandentwicklung, 
Ver- und Entsorgung, Verwaltungsgebäude 
Energie Erzeugung, Verteilung, Erneuerbare Energien 
Gesundheit Gesundheitsfürsorge, Notfallversorgung, Krankenhäuser 
Bildung Schulen, Universitäten, Berufsbildende Einrichtungen, Aus- 
und Weiterbildung 
Wirtschaft Wirtschaftsförderung, Technologieförderung, Kultur- und 
Fremdenverkehrsförderung, Standortmarketing, Beschäfti-
gungsförderung, Existenzgründung 
Außerdem in den Bereichen: 
Sicherheit, Justiz, Kultur, Soziales, Freizeit, Information und Kommunikation 
 
Tabelle 3: Sektoren und Handlungsfelder mit PPP Affinität 
 
 
Die Meinungen der öffentlichen Verwaltung über öffentlich private Partnerschaften 
gehen allerdings auseinander. Die Bestandsaufnahme der PPP Projekte in Deutschland 
im Auftrag der Task Force hat folgende Gründe für und gegen PPP aus Sicht der Kom-
munen ergeben: 
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Gründe für PPP aus Sicht  
der Kommunen 
Gründe gegen PPP aus Sicht  
der Kommunen 
Effizienzvorteile erwartet  Fehlende Erfahrung 
Beschleunigte Projektrealisierung Unwirtschaftlichkeit 
Bedarf an privatem Kapital Großer Aufwand  
Höhere Effektivität  
(bessere Zielerreichung)  
Fehlende Mittel zur  
Anschubfinanzierung 
 Fehlende Partner 
 
Tabelle 4: Gründe für und gegen PPP aus Sicht der Kommunen nach difu104 
 
3.2.3 Wirtschaftlichkeitsnachweis, Effizienz und Effektivität 
 
PPP ist eine von mehreren Beschaffungsvarianten. Maßgeblich für die Auswahl der 
Beschaffungsvariante ist die Wirtschaftlichkeit. 105 
 
Die oben dargestellten Modelle öffentlich privater Partnerschaften im „engeren Sinne“ 
beinhalten zwar unter Umständen eine (Vor-)Finanzierung der Investitionskosten durch 
einen privaten Auftragnehmer. Die Refinanzierung dieser Investitionskosten (also die 
Rückzahlung), sowie die Übernahme der Kosten für das Betreiben der Immobilie liegen 
jedoch auf Seiten der öffentlichen Hand. Während der Nutzungsphase leistet sie z.B. die 
vereinbarten Leasing-, oder Mietkaufraten und streckt damit den Zeitraum für den Fi-
nanzmittelbedarf für Investition und Nutzungskosten über den Lebenszyklus bzw. Pro-
jektzyklus. Die öffentlich private Partnerschaft ist aber keine Finanzierungsalternative, 
sondern eine Beschaffungsalternative.106 Der „Bedarf an privatem Kapital“, sollte also 
für die Kommunen kein hinreichender Grund für PPP sein. Es handelt sich hier um kre-
ditähnliche Rechtsgeschäfte, die die kommunalen Haushalte langfristig verpflichten. 
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Eine Entlastung der öffentlichen Haushalte kann durch PPP Modelle nur eintreten, 
wenn diese im Ergebnis wirtschaftlicher sind als die Eigenrealisierung.  
Einsparpotentiale infolge einer Projektrealisierung im PPP-Modell ergeben sich dort, 
wo Baufolgekosten gesenkt werden können und die entstandene Infrastruktur durch 
ökonomische Bewirtschaftung über den gesamten Lebenszyklus ihre erwünschte Funk-
tion behält. Betrachtet man z.B. die Nutzungsdauer eines öffentlichen Gebäudes, so 
können die Nutzungskosten, die sich über die Jahre aufsummieren, sogar die ursprüng-
lichen Investitionskosten übersteigen. In die Nutzungskosten gehen nämlich Kapitalkos-
ten, Verwaltungskosten, Betriebskosten, Unterhaltungs- und Instandsetzungskosten mit 
ein.107  
 
Man erhofft sich aus dem Zustandkommen eines PPP Modells einerseits eine höhere 
„Effektivität“, d.h. eine bessere Zielerreichung mit Hilfe des privaten Partners (Organi-
sations-, Zeitvorteile). Und andererseits eine höhere „Effizienz“, also eine höhere Wirt-
schaftlichkeit im Vergleich zur herkömmlichen Durchführung. 108  
 
Der Ablauf eines PPP Projektes gliedert sich in folgende Phasen: 
Stufe I  Machbarkeitsstudie:  Eignungstest und Wirtschaftlichkeitsprognose 
Stufe II  Ausschreibungsverfahren 
Stufe III  Bau- und Betriebsphase 
 
Im Eignungstest diskutiert ein Beratungsunternehmen zusammen mit den projektbetei-
ligten öffentlichen Stellen nach bestimmten Kriterien die generelle Eignung der öffent-
lichen Aufgabe als PPP Projekt. Die Wirtschaftlichkeitsprognose wird dann nach Zu-
sammenstellung aller relevanten Daten durch die Öffentliche Hand von dem Beraterun-
ternehmen errechnet. Die Kosten einer konventionellen Realisierung werden dabei mit 
Hilfe der Barwertmethode mit den Kosten des PPP Modells verglichen. Der Ausgaben-
barwert der Eigenrealisierung wird dabei als Public Sector Comparator (PSC) bezeich-
net. In den Ausgabenbarwert des PPP Modells gehen in erster Linie Erfahrungswerte 
des Beraters ein, da zum Zeitpunkt der Wirtschaftlichkeitsprognose noch keine Aus-
schreibung stattgefunden hat. Die Entscheidung des öffentlichen Auftraggebers, ob eine 
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Ausschreibung als PPP Projekt erfolgen soll, hängt also in hohem Maße von der Über-
zeugungskraft des Beraters ab und von seiner Einschätzung, ob die PPP Variante vor-
teilhafter ist als die herkömmliche Beschaffung.  
Das Erstellen der Ausschreibungsunterlagen erfordert dann in den meisten Fällen eben-
so Beraterleistungen, um besonders der Anforderung des PPP Modells nach einer „Out-
putorientierung“ gerecht zu werden. Generell sind PPP Aufträge nach den Regeln der 
VOB/A bzw. VOL/A zu vergeben.109 
Als Bewertungsmaßstab für die Beurteilung der eingegangenen Angebote dient der 
Kostenumfang der Eigenrealisierung. Es werden also nur Angebote in die engere Wahl 
gezogen, die kostengünstiger sind als die herkömmliche Beschaffungsweise. Nach ent-
sprechenden Verhandlungen und einer Entscheidung der (kommunalen) politischen 
Gremien wird dem Gewinner der Ausschreibung der Zuschlag erteilt. 
Es darf nicht aber vergessen werden, dass der öffentliche Auftraggeber die Leistungser-
füllung des PPP Partners jederzeit angemessen kontrollieren muss. Dadurch wird eine 
erhoffte Senkung der Personalkosten beispielsweise auf der öffentlichen Seite aufgrund 
des Kontrollaufwands geringer ausfallen. Beraterkosten und Transaktionskosten infolge 
Vertragsanbahnung, Vertragsabschluss, Vertragsüberwachung und Vertragsdurchset-




Der wichtigste Effizienzsteigernde Faktor schlechthin ist der optimale Risikotransfer.110 
Die Teilung des Risikos hängt von der Fähigkeit der Beteiligten ab, dieses zu beurteilen, 
zu kontrollieren und zu beherrschen.111 
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 Das Vergabeverfahren von PPP Projekten erfolgt grundsätzlich wie bei Projekten in der klassischen 
Beschaffungsvariante. Je nach Höhe des Auftragsvolumens bedient man sich unterhalb des Schwellen-
wertes von 5.278 Mio. € der öffentlichen Ausschreibung, der beschränkten Ausschreibung oder einer 
freihändigen Vergabe. Oberhalb des Schwellenwertes wird das Offene Verfahren, das Nichtoffene Ver-
fahren, Verhandlungsverfahren oder ein Wettbewerblicher Dialog verwendet. Bei der Wahl des Verfah-
rens haben die öffentliche Ausschreibung bzw. das Offene Verfahren grundsätzlich Vorrang, wobei be-
sonders komplexe Aufträge, zu denen PPP Modelle gehören, auch in den nachgeordneten Vergabeformen 
ausgeschrieben werden können. Dies hat den Vorteil, dass relativ formstrenge Verfahren umgangen wer-
den können und auch der Bewerberkreis eingeschränkt werden kann. Bewerber mit einer „Präqualifikati-
on“, die also ihre grundsätzliche Eignung als Auftragnehmer öffentlicher Projekte nachgewiesen haben, 
sind infolge ihrer Zertifizierung im Vorteil.  
Weitere wichtige Ausführungen unter: PSPC Participation Consult GmbH: ÖPP im kommunalen Hoch-
bau. Möglichkeiten und Anforderungen für das mittelständische Baugewerbe, Zentralverband des Deut-
schen Baugewerbes (Hrsg.), Berlin, Mai 2006, ab S. 20 
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 Dieter Jacob, Bernd Kochendörfer: Effizienzgewinne bei privatwirtschaftlicher Realisierung von Inf-
rastrukturvorhaben, Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Köln, 2002, S. 20 
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Es sollte nicht die Diskussion um die Risikoteilung im Vordergrund stehen, sondern die 
Vermeidung von Risiken. Risikomanagementinformationssysteme, Frühwarnsysteme zur 
Identifikation, Vermeidung und Handhabung unterschiedlicher Risiken.112  
 
Angesprochen wurde bereits die zentrale Position eines Beraterteams, das sich auf die 
Anbahnung von PPP Projekten und die Unterstützung von öffentlichen Stellen speziali-
siert hat. Auch die Identifikation und Bewertung der Risiken, die als Risikokosten in 
den Ausgabenbarwert des PPP Modells eingehen, hängen von der Erfahrung des Bera-
terteams ab. Bei PPP Modellen werden in der Literatur folgende Risiken als relevant 
bezeichnet: 113,114,115: 
• Partnerrisiko 
• Regulierungs- und Gesetzesrisiko 
• Finanzrisiken, Risiken des Geldtransfers 
• Risiken aus höherer Gewalt 
• Rechtliche Risiken, Vertragsrisiko 
• Planungs- und Baurisiken (Scheitern des Planungskonzepts, mangelnde Planungs-
qualität, Änderungen durch Auftraggeber oder Betreiber, fehlerhafte Umsetzung, In-
solvenz Planungsbüro, fehlerhafte Preiskalkulation, fehlerhafter Zeitplan, schlechte 
Qualität, Nachtragskosten, unvorhergesehene Bodenverhältnisse / Baugrundrisiko, 
Bauzeitüberschreitung, Insolvenz Bauunternehmen) 
• Inbetriebsetzungs- und Betriebsrisiko (höhere Betriebskosten, höhere Instandhal-
tungskosten, ungenügende Instandhaltung, Verfügbarkeit / Ausfallrisiko, Vandalis-
mus) 
• Technologie- oder Veralterungsrisiko 
• Marktrisiko, Nachfragerisiko, Auslastungsrisiko 
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 Hans-Peter Schwintowski, Birgit Ortlieb: PPP zwischen Markt und Regulierung- ein Diskussionsbei-
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Grundsätzlich sollte aber auch ein „Beratungsrisiko“ in die Aufzählung aufgenommen 
werden: Entscheidet sich eine z.B. eine Kommune infolge des Eignungstests und der 
Wirtschaftlichkeitsprognose durch den Berater für eine Ausschreibung als PPP Projekt, 
geht sie auch das Risiko ein, dass  
1. die Angebote evtl. über den Kosten der Eigenrealisierung liegen, und damit Kosten 
für die PPP Beratung und Ausschreibung entstanden sind, oder 
2. eine fehlerhafte Berechnung des PSC zugrunde liegen kann, oder 
3. die outputorientierte Ausschreibung fehlerhaft bzw. unvollständig sein kann. 
 
Zudem wird von Gegnern von PPP Modellen kritisch angemerkt, dass die Bündelung 
von Aufgaben und Projekten zur Folge hat, dass Bau- und Dienstleistungsaufträge ver-
mehrt an große, national und international tätige Anbieter vergeben werden, und dass 
der lokale und regionale Mittelstand nicht zum Zuge kommt.116 Die Kommunalen Gre-
mien gehen damit das Risiko ein, infolge einer Benachteiligung ansässiger Unterneh-
men oder aber auch infolge einer möglichen „Schlechterfüllung“ der öffentlichen Leis-
tung im PPP Modell nicht wieder gewählt zu werden. 
 
3.3 Öffentlich Private Partnerschaften für das Flächenrecycling 
 
PPP Modelle für den Problembereich Brachflächen und für das Flächenrecycling auf 
Altstandorten einzusetzen, kann einerseits bedeuten, dass die Öffentliche Hand von Pri-
vaten in altlastenspezifischen Aufgabenbereichen unterstützt wird: 
• Inventarisierung und Kontrolle von Altlasten,  
• Maßnahmen zur Sanierungsuntersuchung oder -planung 
• Durchsetzung von Sanierungsanforderungen, Gefahrenabwehr 
• Einrichtung von Grundstücksfonds,  
• Sanierung und Herrichtung der Flächen für Neuinvestitionen. 
 
PPP Konstellationen ergeben sich oder werden so genannt, wenn z.B. Kooperationsver-
einbarungen zwischen Wirtschaft, Land und Kommunen getroffen werden, die die Auf-
bereitung und Sanierung von Altlasten zum Gegenstand haben. Die Vertragspartner 
leisten vereinbarungsgemäß einen bestimmten Finanzierungsanteil, wie z.B. im Falle 
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des AAV Altlastensanierungs- und Altlastenaufbereitungsverbandes NRW, und stim-
men dann über die Durchführung geplanter Maßnahmen ab. Das Ziel dieser Flächen-
aufbereitung ist in der Regel ein Verkauf, sowie eine privatwirtschaftliche Nachnut-
zung.  
 
Auf der anderen Seite kann man den Zweck von PPP Modellen für das Flächenrecyc-
ling auch darin sehen, dass sich private und öffentliche Partner zusammenfinden, um 
eine Partnerschaft auf einer Brachfläche zu initiieren. Die Öffentlich Private Partner-
schaft bedeutet von ihrem Grundverständnis her, dass private Partner bei der Bereitstel-
lung öffentlicher Leistungen langfristig beteiligt werden, um Effizienzvorteile für die 
Gesellschaft oder die Leistungsnehmer zu generieren. Die öffentliche Leistung oder 
Aufgabe kann dabei aber auch ein öffentlicher Nutzungszweck auf einer Brachfläche/ 
einem Altstandort sein. Wie in vorangegangenen Abschnitten bereits erläutert, fehlen 
oftmals Nachfrager aus dem privatwirtschaftlichen Bereich für die Nachnutzung von 
Brachflächen. Eine öffentliche Nutzung ist zwar auf solchen Flächen oftmals erwünscht 
und das öffentliche Interesse nach einer Umgestaltung langjähriger Brachen ist hoch. 
Jedoch fehlen hierbei öffentliche Mittel für die Realisierung. Ließe sich allerdings der 
öffentliche Nutzungszweck mit Hilfe von privaten Partnern im Rahmen eines PPP Mo-
dells verwirklichen und gelingt es auch, wirtschaftliche Vorteile bzw. eine Geschäfts-
grundlage für den Privaten langfristig zu erzeugen, so ergibt sich daraus ein neuer 
Denkansatz. 
 
Wie groß der Impuls ist, den eine Flächenrevitalisierung durch einen öffentlichen Nut-
zer auszulösen vermag, soll an einem exponierten Beispiel deutlich gemacht werden. 
Infolge der Wiedervereinigung Deutschlands erhielt Berlin seinen Status als Bundes-
hauptstadt zurück. Das Parlament, die Regierung und viele weitere öffentliche Instituti-
onen bereiteten in den 1990er Jahren ihren Umzug nach Berlin vor. Die Sanierung des 
(brachliegenden) Reichstages und zahlreiche weitere öffentliche Neubaumaßnahmen, 
sowie ein intensiver Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, gaben Berlin seine einstige Be-
deutung als Hauptstadt zurück. Nationale und internationale Unternehmen verlagerten 
ebenfalls ihre Zentralen und Geschäftsstandorte nach Berlin. In der Folge wurde ein nie 
gekannter Bauboom ausgelöst. Der Potsdamer Platz – die wohl berühmteste ehemalige 
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Brachfläche Berlins – wurde aufwendig neu gestaltet und mit Geschäftsgebäuden be-
baut.117  
 
In den Medien oder in der Literatur werden oftmals Öffentlich Private Partnerschaften 
für die Flächenrevitalisierung propagiert, die man jedoch definitionsgemäß als PPP im 
weiteren Sinne bezeichnen sollte. Es geht um ein grundsätzliches Einvernehmen zwi-
schen öffentlicher Hand und Bürgern, privaten Institutionen oder Wirtschaftseinheiten 
im Hinblick auf den Wunsch, Brachflächen/ Altstandorte neu zu beleben, zu revitalisie-
ren. Gegenstand der gemeinsamen Bemühungen sind z.B. vernachlässigte Stadtviertel, 
die in Nachbarschaftsinitiativen unter engagierter Bürgerbeteiligung eine Aufwertung 
erfahren sollen. Bürger, aber auch privatwirtschaftliche Unternehmen werden stärker in 
(z.B. lokale) Entscheidungsprozesse eingebunden und beteiligen sich aktiv an der Ent-
wicklung ihres Umfeldes. Unter PPP wird dabei die Art und Weise verstanden, wie der 
private Sektor in einem Regenerationsprozess partizipieren kann.118 Aber auch privates 
Engagement in Form von Spenden für einen Wiederaufbau gehört in diese Kategorie. 
Das derzeit bekannteste Beispiel hierfür ist die Frauenkirche in Dresden, deren Ruine 
infolge der Zerstörung im Zweiten Weltkrieg als Mahnmal fungierte und von den 
1990er Jahren bis 2005 unter anderem durch umfangreiche private Geldspenden wie-
deraufgebaut wurde. Auch diese „Brachflächenrevitalisierung“ hat einen gewaltigen 
Investitionsschub in ihrer Umgebung ausgelöst. Ein ganzes Stadtviertel ist um die Frau-
enkirche in Anlehnung an das historische Vorbild wiederaufgebaut worden.  
 
Im nächsten Abschnitt sollen einige der genannten Überlegungen in ein theoretisches 
Modell eingehen. Zu diesem Zweck wurde die Projektstudie „DIAMANT Radweg“ im 
Chemnitz Tal entwickelt. Dieses PPP Projekt vereint die Idee von der öffentlichen Nut-
zung einer Brachfläche mit privatwirtschaftlichem Engagement über mehrere Phasen 
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des Lebenszyklus. Der privatwirtschaftliche Partner profitiert durch eine Geschäftsidee 
auf der öffentlichen Fläche in Form von Werbewirksamkeit (Name DIAMANT Rad-
weg) und leistet einen finanziellen Beitrag zur Realisierung des öffentlichen Nutzungs-
zwecks. 
Die möglichen Folgen und Auswirkungen dieser Flächenrevitalisierung, die mit Hilfe 
der PPP Konstellation zustande kommen könnten, insbesondere ein „Dominoeffekt“ auf 
benachbarte Brachflächen, sollen ebenso abgeschätzt werden. Für Brachflächen mit 
einer solchen Schlüsselstellung wird im Folgenden der Begriff „Initialbrachfläche“ 
geprägt. 
 






4. Projektstudie DIAMANT Radweg im Chemnitztal 
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Abb. 6: Unmaßstäbliche Karte des Untersuchungsgebietes Chemnitztal,  
  eigene Darstellung 






4.1 Industriegeschichte Chemnitz und Chemnitz Tal 
 
Chemnitz wurde schon im 19. Jahrhundert als „Stadt der Arbeit“ bezeichnet, aber auch 
als das „sächsische Manchester“ und gleichzeitig „das sächsische Birmingham“, da so-
wohl Baumwolle als auch Eisen in den Chemnitzer Fabriken verarbeitet wurden. 
Chemnitz war bekannt für seine Textilindustrie, für Maschinenbau und Eisenbahnbau 
und nahm ihren Aufschwung als Industrie- und Handelsstadt. Das damalige wirtschaft-
liche Geschehen in Chemnitz verdeutlicht folgendes Zitat aus der Festschrift zur Ein-
weihung der Chemnitztalbahn im Jahr 1902 sehr anschaulich: 
 
„Was die Welt an Dampfmaschinen, Bohr-, Hobel- und Stossmaschinen, an 
Drehbänken, an Turbinen und Hebemaschinen gebraucht, was sie bedarf an elektro-
technischen, an Brauerei-, Mälzerei- und Eis-Maschinen, an Fahrrädern, Spinn-, 
Spul-, Wirk-, Stick- und Strickmaschinen, an Webstühlen, an Strümpfen, Hand-
schuhen, Trikotagen, Schirmstoffen, Möbelbezügen und dergleichen mehr : Chem-
nitz ist in der Lage es zu liefern in jeder nur gewünschten Form und in vorzüglichs-
ter Qualität.“ 119 
 
Der Raum Südwestsachsen prosperierte zur damaligen Zeit in den genannten Wirt-
schaftszweigen. Plauen, Zwickau, Limbach-Oberfrohna, die Täler des Erzgebirges, 
Städte wie Mittweida, Döbeln oder Waldheim lebten von der Textilindustrie und vom 
Maschinenbau und ihre Produkte waren weit über Europa hinaus bekannt.  
 
Auszug aus der Chronik von Chemnitz120 
„Brachte der Erste Weltkrieg zunächst weiteren industriellen Aufschwung, folgte in den 
Jahren danach jedoch zunehmend Notstand in allen Bereichen. Zahlreiche Chemnitzer 
Unternehmen brachen zusammen, die Zahl der Arbeitslosen war im Verhältnis zu ande-
ren deutschen Städten am höchsten.  1930 hatte die Stadt die meisten Einwohner in ih-
rer gesamten Geschichte, über 360.000 Menschen arbeiteten und lebten hier auf engem 
Raum. Die Firma Auto-Union verlegte 1936 ihren Sitz nach Chemnitz. Die Autobahn 
wurde dicht an Chemnitz vorbeigeführt. 
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Im Zweiten Weltkrieg produzierten Chemnitzer Betriebe wieder verstärkt für die Rüs-
tung. Ab 1940 gab es Luftwarnungen, 1945 im Februar und am 5. März erfolgten die 
schwersten Bomberangriffe. Am Ende des Krieges waren fast 4.000 Menschen in der 
Stadt ums Leben gekommen und das Zentrum sowie angrenzende Wohngebiete auf über 
sechs Quadratkilometern (80% der Innenstadt) zerstört. Der Wiederaufbau wurde Mitte 
der 50er Jahre zugunsten einer neuen, weiten Innenstadt aufgegeben. Das Zentrum er-
hielt ein völlig anderes Aussehen. Bei Vernachlässigung der Altbausubstanz in den 
Gründerzeitquartieren entstanden seit Mitte der 60er Jahre am Rande der Stadt große 
Wohngebiete. Karl-Marx-Stadt, so hieß Chemnitz von 1953 bis 1990, war Zentrum des 
DDR-Maschinenbaues und brachte es Ende der 80er Jahre auf 315.000 Einwohner. 
Trotz weiterer Eingemeindungen in den letzten Jahren leben gegenwärtig nur 260.000 




Abb. 7: Ausmaß der Zerstörung der Innenstadt von Chemnitz im Zweiten Weltkrieg 
 
Chemnitztal 
Das Chemnitztal wurde im 19. Jahrhundert ebenfalls zum Standort für zahlreiche In-
dustriebetriebe. Gründe hierfür waren einerseits sicherlich Platzmangel im eigentlichen 
Stadtgebiet, andererseits aber auch der Fluss Chemnitz, an dem sich die Betriebe ansie-
deln konnten. Das Wasser des Flusses war für Färbereien, Webereien, Pappenfabriken 
usw. ein wichtiges Betriebsmittel, konnte aber aufgrund des starken Gefälles insbeson-
dere auch für die betriebseigene Energiegewinnung genutzt werden. Die im Tal bereits 
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seit Jahrhunderten vorhandenen Mühlen wurden z.B. zu Fabriken umgebaut und erwei-
tert.  
Die folgende Aufzählung der industriellen Betriebe im Chemnitztal entspricht dem 
Stand um 1900, damals befand sich die wirtschaftliche Entwicklung im Tal schon in 
Ihrer Blüte. Wie viele Menschen damals tatsächlich Arbeit fanden im Tal, kann heute 
nur noch schwer nachvollzogen werden, die Zahl wird aber mit den damals üblichen 
„Heimarbeitern“ (inkl. Kinderarbeit) in die Tausende gehen.  
 
Industrie im Chemnitztal um 1900 122 
 
Glösa:    Chemische Fabrik Dr. Friedrich & Co. 
Draisdorf:    Kalksteinbrüche 
Wittgensdorf:  Strumpf- und Handschuhproduktion, Diamantschwarzfär-
berei Hermsdorf (1.200 Arbeiter in Chemnitz und Witt-
gensdorf), Schaf- und Baumwollfärberei 
Köthensdorf:  Textilfabrik (spätere Fabrik „Doppelmoppel“ Kinderbe-
kleidung) 
Garnsdorf:    Steinbrüche 
Taura, Markersdorf:  Strumpfmaschinenfabrik Grosser 250 Arbeiter, Strumpf-
fabrik Roscher (600 Arbeiter, 1.000 Heimarbeiter), 2 
Handschuhfabriken, „Erholungsetablissement“ Carola 
Park, Eigentümer Grosser 
Schweizerthal:  Baumwollspinnerei mit Färberei und Bleicherei, weitere 
Spinnerei 
Diethensdorf:   Sandlager, Getreidemühle, Holzschleiferei, Pappenfabrik 
Mohsdorf:  Papierfabrik, Dignowitys Chemische Fabrik  
(spätere FEWA) 
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Stein:  Papierfabrik Lorenz (50 Arbeiter), Pappenfabrik Weber, 
Baumwollspinnerei, Holzschleiferei und Pappenfabrik 
Schwalbe (80 Arbeiter, ab 1922 Zwirnerei) 
Göritzhain:  Holzschleiferei und Pappenfabrik Pfeifer, Pappenfabrik 
Gerstäcker, Strohstoff- und Pappenfabrik Scheerer (90 
Arbeiter) (Herstellung von Schreibpapier aus Stroh) 
 
Bau der Chemnitztalstraße und der Chemnitztalbahn 
In den Jahren 1869/ 1870 wurde das bis dahin schwer zugängliche Tal mit einer Straße 
erschlossen, die dem Flusslauf folgt. Die Chemnitztalstraße war die Grundlage für den 
wirtschaftlichen Aufschwung, da mit ihr eine Verbindung zu den Nachbarorten ent-
stand, aber vor allem eine direkte Verbindung nach Chemnitz. Ein Komitee aus Fabrik- 
und Mühlenbesitzern im Chemnitztal hat sich um den Bau der Straße verdient gemacht 
und ihre Realisierung vorangetrieben. Das erste Teilstück der Straße von Göritzhain bis 
Markersdorf wurde 1870 eingeweiht. 1880 fand die Einweihung des zweiten Abschnitts 
von Markersdorf bis Furth statt.123 Die Chemnitztalstraße brachte den erhofften wirt-
schaftlichen Aufschwung für das Tal, dennoch wurde schnell der Ruf nach einer Eisen-
bahnstrecke laut. 
Wiederum ein Komitee aus Fabrikbesitzern, Gemeindevorständen und Pastoren verfass-
te eine Petition für den Bau einer Eisenbahnverbindung zwischen Chemnitz und Wech-
selburg. Nach der Ablehnung durch den Landtag kämpfte das Komitee jedoch weiter für 
das Projekt und brachte eigene finanzielle Mittel auf. Eine erneute Petition an die säch-
sische Staatsregierung in der Landtagsperiode 1895/96 wurde einstimmig bewilligt und 
Mittel in Höhe von 4,5 Millionen Mark zugesagt.124 
Infolge des Hochwasserereignisses im Jahr 1897 wurde aber eine aufwendige Neupla-
nung einer hochwassersicheren Strecke erforderlich und erst im Jahr 1902 konnte die 
neue Bahnstrecke eingeweiht werden. Auf einer Länge von 27 km war der Bau zweier 
Tunnel125 und von 15 Flusstalbrücken notwendig. Die erhebliche Etatüberschreitung - 
die gesamten Baukosten summierten sich letztendlich auf rund 10 Millionen Mark126 – 
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führte zu einer Krise im Sächsischen Landtag und der damalige Sächsische Finanzmi-
nister von Watzdorf trat zurück.  
 
4.2 Charakterisierung des Untersuchungsgebietes heute 
In den Jahren nach der politischen Wende von 1989/1990 erfolgte fast überall im Tal 
die Stilllegung von Betrieben, die während der DDR Zeit in überwiegender Zahl als 
Volkseigene Betriebe, VEB geführt wurden. Die meisten der Fabriken stehen heute leer 
oder erfahren eine untergeordnete Nutzung.  
Laut der „Gewerbestandortanalyse Südwestsachsen“ der TU Chemnitz127 nimmt aus 
Sicht der heutigen sächsischen Unternehmer die Schienenanbindung den letzten Rang 
von 33 abgefragten Standortfaktoren ein. Der Standortfaktor Chemnitztalbahn, der noch 
vor 100 Jahren der wichtigste war, ist heute bedeutungslos. Der letzte planmäßige Rei-
sezug fuhr im Chemnitz Tal am 23.5.1998, der letzte Güterzug 1999. 
 
Gewinner der Unternehmensstilllegungen war die Natur. Der Fluss, der auch als Vorflu-
ter der Stadt Chemnitz die Abwässer aus Fabriken und Privathaushalten aufnahm und 
eine entsprechende Geruchsbelästigung aufwies, ist heute wieder klar. Sein Sediment 
enthält aber noch Giftstoffe aus über 150 Jahren industrieller Produktion. Ebenso die 
Brachflächen an den Flussufern. Produktionsstandorte, die heute teilweise nicht mehr zu 
sehen sind, bergen im Boden die Überreste von Produktionsstoffen. Betriebsdeponien, 
Lagerplätze und Tankstellen wurden durch das Umweltamt untersucht und gesichert. 
Wie stark allerdings die disperse Verunreinigung des Tales ist, ist nicht klar belegt. In 
regelmäßigen Abständen führt die Chemnitz Hochwasser, die schlimmsten Hochwas-
serereignisse waren in den Jahren 1954 und 2002. Jedes Hochwasser verteilt auch die 
Schadstoffe (aus den brachliegenden Arealen), welche dabei verstärkt in den Fluss ein-
getragen werden und in den Auen flussabwärts infolge des erhöhten Wasserstandes ab-
gelagert werden.  
 
Wirtschaftlich ist das Chemnitz Tal heute nicht mehr von vergleichbarer Bedeutung wie 
damals. Der letzte im Tal verbliebene Industriebetrieb ist das Chemieunternehmen 
Zschimmer & Schwarz, Mohsdorf, und es existiert noch ein Steinbruch in Diethensdorf. 
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 Gewerbestandortanalyse Südwestsachsen. Potentiale für ein regionales Gewerbeflächenmanagement, 
Dipl.-Geogr. Claas Beckord und Prof. Peter Jurczek im Auftrag der Initiative Südwestsachsen e.V., veröf-
fentlicht als Heft 39 der „Beiträge zur Kommunal- und Regionalentwicklung“, Chemnitz 2002, S.39 






In der Region Chemnitz konzentriert sich die Industrieansiedelung wie anderswo auch 
üblich in Industriegebieten in der Nähe der Autobahnen. Chemnitz verzeichnete laut 
dem „Städte Ranking“ der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft128 einen Investiti-
onsboom trotz schrumpfender Einwohnerzahl. Die Stadt belegt in dieser Studie Platz 38 
von insgesamt 50 untersuchten deutschen Großstädten. Als Stärken von Chemnitz wer-
den im „Niveau Ranking“ der Anteil der Hochqualifizierten an den Beschäftigten 
(16,3 % aller Beschäftigten, im Vergleich zu 11,9 % als Durchschnittswert der unter-
suchten Städte, damit Rang 7 für Chemnitz) und die Investitionsquote von 13,5 % (Mit-
telwert aller untersuchten Städte 7 %, damit Rang 3 für Chemnitz) genannt. Als Schwä-
chen gelten der Demographie Index (letzter Platz für Chemnitz bei der Untersuchung 
des Anteils jüngerer und älterer Einwohner), die Produktivität und die Steuerkraft pro 
Einwohner, sowie eine um 4,2 % gesunkene Einwohnerzahl im Zeitraum 2000-2005 
(der Durchschnitt innerhalb des Städterankings lag bei + 0,3 %). 
 
Brachenbestand im Chemnitztal 
Um einen Eindruck von dem Bestand an Altstandorten im Chemnitztal zu vermitteln, 
sollen stellvertretend die folgenden Abbildungen für sich sprechen. Eine Auflistung des 
Altlastenbestandes im Chemnitztal enthält Anlage 1. Den Daten des im Landkreis 
Mittweida zuständigen Umweltamtes zufolge kann im unmittelbaren Bereich des 




Abb.8: Wittgensdorf, ehem.   Abb.9: Historische Abbildung der 
Diamantschwarzfärberei     Diamantschwarzfärberei130 
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 INSM-Städte-Ranking 2005, erstellt durch die Initiative Soziale Marktwirtschaft und die Wirtschafts-
Woche als download unter www.insm.de  
129
 Einsichtnahme im Landratsamt Mittweida, Umweltamt, im März und April 2006, vgl. Anlage 1 
130
 Abbildung entnommen aus der Festschrift zur Einweihung der Chemnitzthalbahn am 30.7.1902 in: 
Kluttig, Preußler, Poller: Das Chemnitztal und seine Eisenbahn, S. 29 









Abb.10: Köthensdorf, Textilfabrik   Abb.11: Markersdorf: Industriebrache 
„Doppelmoppel“     „Graziella“ 
 
  
Abb. 12: Schweizerthal,   Abb. 13: Schweizerthal,  
Industriebrache I     ehem. Gasthof 
 
  
Abb. 14: Schweizerthal,   Abb. 15: Markersdorf, ehemalige 
Industriebrache II     Handschuhfabrik, Abriss 2007 
 







Abb. 16: Mohsdorf, Fettchemie  Abb. 17: Mohsdorf, Fettchemie131 
 
  
Abb.18: Stein, ehem. Pappenfabrik  Abb. 19: Stein, ehem. Zwirnerei 
      
 
  
Abb. 20: Stein, ehem. Reißfaserwerk Abb. 21: Felsmassiv zwischen Stein  
und Göritzhain 
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 Hier wurde das erste vollsynthetische Waschmittel der Welt „FEWA“ hergestellt 







Abb. 22: Göritzhain, ehem. Pappenfabrik Abb. 23: Göritzhain, ehem. 
Dienstleistungszentrum, leer stehend 
 
   
Geplanter Umbau der brachliegenden Eisenbahnstrecke zum Radweg 
 
Der ungenutzten Bahnstrecke der Chemnitztalbahn wird - im Kontext dieser Arbeit - bei 
der Brachflächenrevitalisierung im Tal und im Hinblick auf eine neue Entwicklung des 
Tales eine Schlüssel-Rolle zugeordnet. Aufgrund der charakteristischen Ausprägung 
dieser Fläche (als langer schmaler Streifen, der das gesamte Tal durchzieht) wäre eine 
Umgestaltung des Bahndammes auch eine Art neuer Erschließung des Chemnitz Tales. 
Als konkrete Vorstellung beabsichtigt man bereits die Umgestaltung des Schienenweges 
als Radwanderweg. Da die ehemalige Eisenbahnstrecke eng an die Fabriken und Unter-
nehmensstandorte im Tal angebunden war (der überwiegende Teil der Betriebsgelände 
besaß eine eigene Schienenanbindung), berührt auch der zukünftige Radweg unmittel-
bar die heute brach liegenden Altstandorte. Es wird also hiermit angenommen, dass von 
der Umgestaltung der Eisenbahnstrecke auch ein Impuls auf die anliegenden Brachen 
ausgeht (Wirkung als Initialbrachfläche).  
  
Abb. 24: Chemnitztalbahn, Tunnelportal Abb. 25: Chemnitztalbahn, Tunnelausfahrt  
Diethensdorf, Straßenverlauf über Portal  Richtung Mohsdorf 







     
Abb. 26: Stein, Bahnlinie 2005  Abb. 27: Stein, Bahnlinie 2008 
 
   
Die Entwidmung132 der Strecke durch das Eisenbahnbundesamt ist inzwischen abge-
schlossen (23.7.2007). Der Zweckverband Chemnitztalradweg, bestehend aus der 
Mehrzahl der Anliegergemeinden, hat die Bahnlinie (ohne Bahnhöfe) per 1.1.2008 ge-
kauft. Man hat sich über eine Aufteilung der Kosten zu gleichen Teilen geeinigt, um 
ungleiche Belastungen zu vermeiden.133 An den Grunderwerbskosten für diesen Stre-
ckenabschnitt, die laut Zeitungsbericht134 180.000 € plus Nebenkosten betrugen (De-
zember 2007), beteiligten sich 6 Anliegergemeinden des Chemnitztales.  
 
Der finanzielle Aufwand für den Bau des gesamten Radweges wurde für eine Studie im 
Auftrag des Landratsamtes Mittweida im Jahr 2002 mit 3,8 Mio. € eingeschätzt.135  
Trifft die Annahme zu, dass es sich bei der brachliegenden Eisenbahnstrecke bzw. dem 
geplanten Radweg um eine Initialbrache handelt, wäre ein PPP Konzept hilfreich, um 
das Projekt schneller umzusetzen. Partnerschaften mit Privaten im engeren oder weite-
ren Sinne wären dabei alternativ zu betrachten. 
 
                                                 
132
 Die Betriebsanlagen der Bahn unterliegen nach § 18 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) der 
Planfeststellung und sind damit der Planungshoheit der Städte und Gemeinden entzogen. Im Geltungsbe-
reich der Planfeststellung sind nur solche baulichen Anlagen zulässig, die deren Inhalten nicht widerspre-
chen. Bevor eine Bahnbrache also zu anderen Zwecken umgenutzt werden kann, muss sie aus der Plan-
feststellung entlassen werden. Dies geschieht durch ein Entwidmungsverfahren, das nur vom Eigentümer 
der Fläche beantragt werden kann.  
133
 Angaben von Herrn Dr. Pollock, Gemeinde Lichtenau im Gespräch am 6.11.06 
134
 Freie Presse vom 11.12.2007: „Chemnitztalradweg-Bau kann nächstes Jahr starten, Sechs Gemeinden 
kaufen Bahnstrecke für rund 180.000 €“, S. 15 
135
 Touristische Radwegekonzeption für den Landkreis Mittweida im Auftrag des Amtes für Wirtschafts-
förderung im Landratsamt Mittweida, erstellt durch Beratende Ingenieure Uhlig und Wehling Mittweida, 
im Juli 2002  






4.3 Entwicklung eines PPP Konzeptes für die stillgelegte Eisenbahnstre-
cke Chemnitz – Wechselburg 
 
4.3.1 PPP im engeren Sinne 
 
Zuerst soll geprüft werden, inwieweit der Umbau der Bahntrasse zum Radwanderweg 
als Öffentlich Private Partnerschaft im engeren Sinne erfolgen könnte. Die klassischen 
PPP Projekte laufen heute in Deutschland überwiegend im Hochbau ab. Abgesehen von 
den Großprojekten im Autobahn- und Tunnelbau hat sich PPP bei Tiefbauprojekten auf 
kommunaler Ebene noch nicht als Alternativbeschaffungsvariante etabliert. Zumindest 
finden sich aktuell keinerlei Beispiele hierzu. Dies mag wohl hauptsächlich am geringen 
Projektumfang liegen, wenn man das Kriterium Investitionskosten als Maßstab für die 
Eignung einer PPP Lösung heranzieht, wie dies ja von den PPP Beratungsfirmen prakti-
ziert wird. Der Sinn hinter den sog. Schwellenwerten für eine Rentabilität des ange-
strebten PPP Projektes liegt darin, dass die sog. Transaktionskosten, also Kosten für 
die Vertragsanbahnung und –durchsetzung, die Beratungskosten und sonstige Mehr-
aufwendungen für eine PPP Lösung in einem wirtschaftlich angemessenen Verhältnis 
zu den Investitionskosten stehen sollen. Die Höhe der Transaktionskosten lässt sich nur 
schwer senken, da einerseits erhöhter Beratungsbedarf besteht und andererseits Kosten 
für die vertragliche Absicherung entstehen, zumal man sich aus Sicht der (kommunalen) 
Auftraggeber in den meisten Fällen auf Neuland bewegt. Der Schwellenwert, ob ein 
Projekt geeignet erscheint, als PPP Projekt realisiert zu werden, wird von den Berater-
firmen unterschiedlich angegeben. Es existiert jedoch ein Leitfaden136 der PPP Task 





Als „Projektbezogene Eignungskriterien“ werden das Investitionsvolumen und die be-
wirtschaftete Fläche zur Bewertung herangezogen. Die beiden Kriterien sollen zusam-
men mindestens 50 Punkte ergeben, dann ist ein Projekt als PPP geeignet einzustufen.  
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 Storz, M., Frank, M.: Public Private Partnership im Hochbau. Erste Schritte: Der PPP Eignungstest, 
Leitfaden des Finanzministeriums NRW, 2004, als download unter www.ppp.nrw.de, ab S. 28 







Gesamtpunktzahl Investitionsvolumen     35  
Gesamtpunktzahl bewirtschaftete Fläche  15  
Summe (mindestens)     50 
 
Die Gesamtpunktzahl Investitionsvolumen soll mindestens 30 sein, ansonsten erfolgt 
der Abbruch des Eignungstests. Die Gesamtpunktzahl Fläche soll mindestens 10 sein. 
 
Gesamtpunktzahl Investitionsvolumen = Investitionsvolumen * 2 Punkte / Mio. € * (1 + 
Summe der Erhöhungsfaktoren137) 
 
Gesamtpunktzahl Fläche = bewirtschaftete Fläche (in m² BGF) * 2 Punkte / 1.000 m²  
 
Für das geschilderte Beispiel des Radwanderweges liegen derzeit folgende Zahlen vor: 
 
Erwerbskosten: 180.000 € (16 km Abschnitt138) + ca. 124.000 € (geschätzt restl. 11 km) 
Baukosten139: 3,8 Mio. € 
Investitionsvolumen: ca. 4,1 Mio. € 
Radweg Fläche140 ca. 81.000 m² 
Bewirtschaftungskosten pro Jahr ca. 97.000 € 
 
Bei Anwendung der genannten Formeln ergeben sich für das konkrete Projekt folgende 
Punktzahlen: 
 
Gesamtpunktzahl Investitionsvolumen141 = 4,1 [Mio €] *1,5*2 [Punkte/Mio €] = 12,3 
Punkte 
Gesamtpunktzahl Fläche = 81.000 m² * 2 Punkte / 1.000 m² = 162 Punkte 
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 Erhöhungsfaktoren: 0,5 für ein Neubauprojekt, 0,3 für eine umfassende Bestandsbeurteilung, 0,3 für 
standardisierte Verfahren, 0,2 für professionelle Beratung, wobei die ersten beiden nur alternativ gewählt 
werden können. Die Summe der Erhöhungsfaktoren ergibt maximal 1 
138
 Freie Presse Chemnitz vom 11.12.2007, S. 15: Chemnitztalradweg-Bau kann nächstes Jahr starten 
Sechs Gemeinden kaufen Bahnstrecke für rund 180.000 €: …“Kaufvertrag für den rund 16 Kilometer 
langen Streckenabschnitt“ 
139
 Investitionsvolumen entnommen aus der Touristischen Radwegekonzeption des Landkreises Mittwei-
da, erstellt durch Ingenieurbüro Uhlig & Wehling, 2002 
140
 Angaben von Herrn Göpfert, RP Chemnitz im Gespräch am 26.7.06: Regelbreite 2,5 – 3 m, Bewirt-
schaftungskosten pro Jahr 1,20 €/m² 
141
 Es handelt sich um kein Neubauprojekt, deswegen beträgt die Summe der Erhöhungsfaktoren nur 0,5 






Die berechneten Punktezahlen machen einerseits deutlich, dass das Investitionsvolumen 
zu gering ist, um für ein PPP Projekt im engeren Sinne in Frage zu kommen. Anderer-
seits ist aber auch deutlich geworden, dass der PPP Eignungstest, der von der PPP task 
force vor allem für den Hochbau entwickelt wurde, für das Tiefbauprojekt nicht passend 
ist. Das Flächenkriterium ist im eigentlichen Sinne als Gebäudefläche gedacht. 
 
Für eine PPP Lösung im engeren Sinne sollen zudem mindestens drei Lebenszykluspha-
sen (Planung, Bau, Finanzierung, Betrieb, Verwertung) in der Hand des privaten Part-
ners (z.B. Baufirma, Immobilienunternehmen mit PPP Erfahrung) liegen. Im Falle des 
Radwanderweges ist dies grundsätzlich denkbar. Infrage kommt hierbei evtl. das Inha-
bermodell, das Grundstück befindet sich im Eigentum des öffentlichen Partners und der 
private Partner plant, baut, finanziert und/ oder betreibt das Projekt. 
Der Zweck der PPP Lösung aus Sicht der kommunalen Auftraggeber könnte darin lie-
gen, die öffentliche Leistungserstellung an ein Privatunternehmen zwecks Kostenopti-
mierung und Ausschöpfung von Qualitätsvorteilen auszugliedern. Zum anderen handelt 
es sich im Falle des Radwanderweges durch das Chemnitz Tal um die Zuständigkeit 
von insgesamt 8 Kommunen (inkl. Stadt Chemnitz). Eine Koordination und Projektab-
stimmung durch eine zentrale Stelle ist also von Vorteil, auch dies könnte die PPP Vari-
ante dauerhaft bieten.  
 
Bei einem PPP Projekt im engeren Sinne würden also die Kommunen durch den priva-
ten Partner bei der Planung, Erstellung und z.B. beim Betrieb des Radweges hauptsäch-
lich organisatorisch entlastet. Die Leistungen des privaten Partners müssen jedoch ver-
gütet werden. Eine spürbare finanzielle Entlastung für die Öffentliche Hand könnte aber 
möglicherweise erreicht werden, wenn man einen privaten Eigenkapitalgeber am Pro-
jekt beteiligt, der aus einer PPP im weiteren Sinne seine eigenen Vorteile zieht. Eine 
solche Partnerschaft soll nun vorgestellt werden. 
 
4.3.2 PPP im weiteren Sinne: Der DIAMANT Radweg 
 
Die PPP Task Force des Bundes lässt derzeit vertiefende Grundsatzarbeiten anstellen 
zum Themenfeld „Einbindung von Eigenkapitalgebern, Cofinanzierung – Anforderun-
gen eines Sekundärmarktes, Projektpooling“ 142. Die Aspekte „Einbindung von Eigen-
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 Vgl. www.ppp-bund.de Grundsatzarbeiten – Themenfelder, entnommen am 12.12.06 






kapitalgebern“ und „Cofinanzierung“ wären auch für Projekte im Zusammenhang mit 
Flächenrecycling interessant. Deswegen wurden sie in die folgenden Überlegungen ein-
bezogen.  
Bei dem Projekt „DIAMANT Radweg“ geht es um eine Öffentlich Private Partnerschaft 
im „weiteren Sinne“, die wiederum die Reaktivierung der Eisenbahn-Brachfläche im 
Chemnitztal zum Gegenstand hat. Die Partnerschaft wird wiederum nur als theoreti-
sches Beispiel entwickelt. Es soll damit die Möglichkeit aufgezeigt werden, die sich für 
ein Brachflächenprojekt mit einem geplanten öffentlichen Nutzungszweck ergeben 
könnte, wenn private Kapitalgeber einbezogen werden.  
 
Als privater Partner für das entworfene Beispiel wurde ein Unternehmen aus der Region 
Chemnitz ausgewählt, nämlich der Fahrradhersteller DIAMANT Fahrrad GmbH aus 
Hartmannsdorf bei Chemnitz.143 DIAMANT ist eine Fahrradmarke, die seit 1885 in 
Chemnitz produziert wird. Zu DDR Zeiten galt DIAMANT als Qualitätsmarke (VEB 
Elite-Diamant Chemnitz) und genießt diesen Ruf noch heute. Der Bekanntheitsgrad in 
den alten Bundesländern ist allerdings niedrig und die Marketingausgaben des Unter-
nehmens sind gering. Nach der Privatisierung 1992 war DIAMANT in schweizerischem 
Besitz (Villiger), seit 2003 gehören Villiger und DIAMANT zur US amerikanischen 
TREK Bicycle Corporation, Wisconsin (gegründet 1976, 1.500 Angestellte weltweit, 1 
Mio. Fahrräder pro Jahr)144.  
 
Der Partner aus der Privatwirtschaft soll durch sein Engagement am PPP Projekt einen 
Marketingvorteil erlangen durch die Bezeichnung des Radweges als „DIAMANT Rad-
weg“. Die öffentlichen Partner, also die Kommunen erlangen durch die finanzielle Be-
teiligung des Privaten am Projekt einen Kostenvorteil.  
Die Partnerwahl ist im Falle einer öffentlichen Einrichtung, wie hier dem Radwander-
weg, von größter Bedeutung, da das Projekt stark von der öffentlichen Meinung ab-
hängt. Die Kommunen und ihre Vertreter müssen die Öffentlichkeit von der Richtigkeit 
der Idee überzeugen. Ausschlaggebend sind deswegen Faktoren für die Partnerwahl, 
wie: Langfristigkeit, Glaubwürdigkeit der Marketingstrategie und regionale Verbun-
denheit. Die Grundidee des PPP Projektes „DIAMANT Radweg“ wurde mit Hilfe der 
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 Die Firma DIAMANT hat freundlicherweise zugestimmt, dass der Firmenname DIAMANT im Zu-
sammenhang mit diesem Forschungsbeispiel verwendet werden kann. Gespräch mit dem Kaufmänni-
schen Geschäftsführer Herrn Badura, schriftliche Bestätigung per e-mail am 7.10.05 
144
 Angaben aus dem Jahr 2003, vgl. www.velojournal.ch/d/archiv/2003/Ausgabe_01/Villiger.php einge-
sehen am 15.8.05 






Folien in Anlage 2  bei den „Partnern“ vorgestellt. Für das Forschungsprojekt DIA-
MANT Radweg wurden zahlreiche Interviews mit betroffenen Einspruchsgruppen 
(„Stakeholder“) wie z.B. mit den Bürgermeistern der Kommunen, mit der Wirtschafts-
förderung des Landratsamtes, mit dem Kaufmännischen Geschäftsführer der DIA-
MANT Fahrrad GmbH usw. geführt, siehe hierzu auch das „Verzeichnis der Ge-
sprächspartner“ im Anlagenteil der Arbeit. Die Anlage 3 enthält eine Zusammenfas-
sung der Interviewergebnisse. 






(Lichtenau, Taura, Claußnitz, Königshain-Wiederau, Burgstädt, Lunzenau, 
Wechselburg)
Bahn
Tourismusverband Sächsisches Burgen- und Heideland
 
      Abb. 28: Partnerschaft für den DIAMANT Radweg 
 
Der Verkauf der Eisenbahnstrecke hat mittlerweile stattgefunden. Der kommunale 
Zweckverband Chemnitztalradweg ist nun Eigentümer des 16 km langen Streckenab-
schnitts zwischen Auerswalde und Wechselburg. Die Gesamtkosten des Bauvorhabens 
auf diesem Streckenabschnitt sollen zu 100 % vom Freistaat Sachsen übernommen wer-
den.145 Die Unterhaltung des Radweges obliegt den Gemeinden.146 Die jährlichen Un-
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 Freie Presse Chemnitz vom 11.12.2007, S. 15: Chemnitztalradweg-Bau kann nächstes Jahr starten 
Sechs Gemeinden kaufen Bahnstrecke für rund 180.000 €: “Die Kosten der Arbeiten sollen zu 100 Pro-
zent vom Freistaat Sachsen übernommen werden.“ 
146
 Gespräch mit H. Rümmler, Straßenbauamt Chemnitz am 8.6.2006 






terhaltskosten werden dabei nach Angaben des Regierungspräsidiums Chemnitz auf 
97.000 € geschätzt. 147  
Ein privatwirtschaftlicher Partner, der sich finanziell signifikant am Projekt beteiligen 
könnte, wäre den Kommunen daher willkommen. Für den angenommenen Beispielfall 
der Partnerschaft mit der DIAMANT Fahrrad GmbH wären unterschiedliche Formen 
des finanziellen Engagements denkbar. Dies könnte entweder eine festgelegte jährliche 
Summe zugunsten der Unterhaltskosten der Strecke sein, oder die Zahlung orientiert 
sich an den Absatzzahlen der DIAMANT Räder. Dabei wird ein wachsender Marke-
tingerfolg von Radweg und DIAMANT Rad berücksichtigt.  
Das Konzept des DIAMANT Radweges wurde in der Wirtschaftsförderung des Land-
kreises Mittweida zusammen mit dem kaufmännischen Geschäftsführer von der DIA-
MANT Fahrrad GmbH besprochen.148 Die Wirtschaftsförderung Mittweida nimmt in 
der Sache einen wichtigen Stellenwert ein, da durch sie zum einen die Radwegekonzep-
tion für den Landkreis Mittweida in Auftrag gegeben wurde und andererseits ein Ge-
samtkonzept zwischen öffentlicher Hand und Wirtschaft, wie es der DIAMANT Rad-
weg vorsieht, unbedingt eine koordinierende Stelle benötigt. Im Gespräch wurde deut-
lich, dass das Unternehmen DIAMANT durchaus an einem solchen Projekt Interesse 
zeige, dass aber eine deutliche Steigerung der Marketing Ausgaben im Rahmen der Un-
ternehmensstrategie nicht geplant sei. Der Wirtschaftsförderung liegt sehr viel daran, 
ein Produkt aus der Region, wie das DIAMANT Fahrrad, offensiver zu vermarkten.  
Auch in den Gesprächen mit anderen öffentlichen Stellen, wie mit den Bürgermeistern, 
im Regierungspräsidium oder beim Tourismusverband Sächsisches Burgen- und Heide-
land wurde die Idee positiv aufgenommen und auch die Ansicht, dass es sich hierbei 
gleichzeitig um eine aktive Wirtschaftsförderung eines regionalen Unternehmens 
handelt, wurde bestätigt und begrüßt.  
 
Lebenszyklusbetrachtung 
Für die brachliegende Bahnstrecke beginnt mit dem Umbau zum Radweg ein neuer Le-
benszyklus. Neue Eigentümer und ein neuer Nutzungszweck charakterisieren diesen. 
Obwohl es sich um ein PPP Projekt im weiteren Sinne handelt, empfiehlt es sich den-
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 Schätzung der Unterhaltungskosten für den Radweg durch das Chemnitz Tal: 
Nach Angaben der RP Chemnitz, Herr Göpfert Gespräch am 26.7.06: 1,20 €/m² und Jahr Bei 2,50 – 3m 
Regelbreite ergibt sich eine Fläche von 81.000 m² und damit Unterhaltungskosten in Höhe von 97.200 €/ 
Jahr 
148
 Gespräch mit Herrn Ulbricht und Herrn Badura am 21.9.2006 






noch, den Lebenszyklus „Radweg“ genauer unter die Lupe zu nehmen. Die Lebenszyk-
lusphasen 
Planung, Bau, Finanzierung, Betrieb und Verwertung 
sollten auch in diesem Fall schon vorab berücksichtigt werden. 
Die Planung des Projekts im Hinblick auf einen optimierten Betrieb (Unterhaltskosten) 
steht dabei zu Beginn im Vordergrund. Andererseits bietet es sich in dem vorliegenden 
Fall auch an, den privaten Partner intensiv in die Planungsphase mit einzubeziehen. Die 
Anregungen des Fahrradherstellers könnten für den Bau des Radweges durchaus von 
Bedeutung sein, z.B. in der Frage der Radwegoberfläche, oder der Einbindung von Ne-
benstrecken mit speziellen Anforderungen. Durch die Öffentlich Private Partnerschaft 
gehen der öffentliche und der private Teil zudem eine langfristige Beziehung ein. Der 
optimale Betrieb über die Lebensdauer des Projektes liegt also in beider Interesse: wenn 
der private Partner einen finanziellen  Beitrag zum Unterhalt des Radweges beiträgt, 
wird in seinem Sinne auch der positive PR Wert aufrechterhalten.  
 
Zur Lebenszyklusbetrachtung gehört aber auch, Risiken des Projektes (aus Sicht der 
einzelnen Partner) vorab zu identifizieren. Der private Partner DIAMANT profitiert 
über die Marketingstrategie (ausführlichere Angaben hierzu enthält Abschnitt 4.4) durch 
den erhöhten Bekanntheitsgrad und das gestiegene Unternehmensimage von der Pro-
jektbeteiligung. Negative Pressemeldungen über den Radweg fallen demnach genauso 
auf den Namensgeber zurück und schädigen unter Umständen sein Image. DIAMANT 
hat zusätzlich das unternehmerische Risiko, ob sich die erhöhten Ausgaben für Marke-
ting auch tatsächlich auf die Absatzzahlen der Fahrräder und damit auf den unternehme-
rischen Erfolg auswirken. Die Gemeinden gehen das Risiko ein, Haushaltsgelder für 
ihre Infrastruktur nicht optimal einzusetzen bzw. sich zu verschulden. Alle Partner ge-
hen zudem ein Partnerrisiko ein, ob die PPP Konstellation stimmig ist und ob alle Part-
ner dauerhaft gut zusammenarbeiten werden. 
Die Risikobetrachtung auf dem Radweg selbst dürfte folgende Punkte beinhalten: 
Steinschlagrisiko, Unfallrisiko, Überschwemmungsrisiko, Risiko für steigenden Unter-
haltungsaufwand (Brücken, Tunnel, freie Strecke), Risiko strengerer Naturschutzaufla-










Vorteile des Radweges auf der Eisenbahntrasse im Chemnitz Tal 
• Erwartete hohe Nutzerfrequenz durch Anbindung an die Stadt Chemnitz 
• Leichte Befahrbarkeit auch für ungeübte Radfahrer (Ältere, Familien mit Kin-
dern als Zielgruppen) weil sanftes Gefälle, schattiges Tal 
• Naturräumliche Schönheit des Chemnitz Tals 
• Ingenieurbauwerke als Bestandteile des Radweges in dieser Dichte wahrschein-
lich einzigartig in Deutschland: 2 Tunnel und 15 Brücken 
• Sanfter Tourismus im FFH Gebiet und in einer Region mit großer Industriege-
schichte 
• Radweg führt direkt in das „Tal der Burgen“ (Muldental)  
• Anschluss an den Muldentalradweg 149 und den Zschopautalradweg 
 
Vorteile für das Unternehmen DIAMANT 
• Außenbeziehungen und Außenkommunikation werden verstärkt durch das En-
gagement am Radweg 
• Netzwerkbildung in der Region 
• Imagestärkung durch strategisches Marketing 
• Neue Form der direkten Kundenbeziehung  
• CSR: Corporate Social Responsibility (Unternehmensverantwortung für gesell-
schaftliche Belange, Verantwortung für die Region zeigen) 
• Verantwortung für Umweltfragen demonstrieren (Brachflächen Wiederverwen-
dung) und umweltschonendes Freizeitverhalt durch Radfahren unterstützen 
• Glaubwürdigkeit von DIAMANT weil inhaltliche Übereinstimmung von Unter-
nehmenszweck/ Produkt mit der Marketingstrategie DIAMANT Radweg 
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 Vom Tourismusverband Sächsisches Burgen- und Heideland wurde am 19.9.04 eine Radwander-
Befragung am Muldental - Radwanderweg in Rochlitz und Bad Düben durchgeführt. Es wurden 28 Per-
sonen befragt, davon stammten alle bis auf einen aus Sachsen, davon 9 aus Rochlitz, 3 aus Leipzig, die 
übrigen Befragten aus Orten der näheren Umgebung. Es fällt dabei auf, dass kein einziger Radfahrer aus 
Chemnitz an diesem Tag auf dem Muldentalradweg befragt wurde. Diese Stichtagsbefragung ist zwar nur 
ein Anhaltspunkt, aber es muss der Rückschluss gezogen werden, dass die Anbindung der Stadt Chemnitz 
an den Muldentalradweg, der als länderübergreifender Radweg vermarktet wird, mangelhaft ist. Der ge-
plante Radweg durch das Chemnitz Tal könnte eine wichtige Zubringerfunktion für den Muldentalradweg 
übernehmen. Gespräch mit Frau Dr. Sparrer, Tourismusverband Sächs. Burgen- und Heideland in Wald-
heim am 2.2.2006 






Mögliche Einbindung von TREK 
• TREK als Mutterkonzern muss von der Marketingstrategie ebenso überzeugt 
sein 
• Deutschland und USA: seit 1990 bilaterale Forschungskooperation zwischen US 
Umweltbehörde EPA und Bundesministerium für Bildung und Forschung auf 
dem Gebiet Flächenrecycling 
• Evtl. Aufnahme des Chemnitztals als Modellprojekt, sowie einer Partnerregion 
in den USA (z.B. in Wisconsin) mit vergleichbaren Bedingungen (Industrie Tal, 
Eisenbahnstrecke als TREK-Radweg) 
 
 
4.4 Marketing – Konzept „DIAMANT Radweg“ 
 
PR - Public Relations - gilt als zentrales Kommunikationsinstrument, um als Unterneh-
men Beziehungen mit der Öffentlichkeit anzubahnen, die darauf abzielen, Verständnis, 
Vertrauen und Glaubwürdigkeit in das Unternehmen zu schaffen. Das Kommunikati-
onsobjekt ist das Unternehmen selbst und nicht das Produkt. Schlüsselziele sind, den 
Bekanntheitsgrad zu steigern und das Image des Unternehmens zu verbessern, um eine 
positive Einstellung der Kunden zum Unternehmen zu schaffen. 
In der einschlägigen Literatur wird in diesem Zusammenhang von „Nachhaltigkeits-
kommunikation“150 gesprochen. Unternehmen stellen sich im Rahmen ihrer PR als öko-
logisch bewusst sowie sozial kompetent dar und verweisen auf „nachhaltigen Konsum“, 
und den „ethischen Mehrwert“ ihrer Produkte gemäß ihrer Unternehmensphilosophie. 
Insbesondere die soziale Kompetenz eines Unternehmens für seine Umgebung wird 
häufig mit dem Ausdruck „Corporate Social Responsibility“ (CSR) in den Vordergrund 
gerückt. Ein Unternehmen zeigt sich nicht nur gegenüber seinen Mitarbeitern als sozial 
kompetent und verantwortungsvoll, sondern auch gegenüber der Region, in der es an-
sässig ist. 
Für die Unternehmenskommunikation werden außerdem häufig die Freizeitinteressen 
der Bevölkerung genutzt. Das Unternehmenslogo an der Bande des Fußballfeldes ist ein 
geläufiges Beispiel.  
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Im Falle des DIAMANT Radweges gehen diese grundsätzlichen Marketingstrategien 
ein in das Konzept. Der Radweg als Ort für Freizeitbeschäftigung dient der Unterneh-
menskommunikation. Das Engagement des Unternehmens für den Radweg unterstreicht 
gleichzeitig die ökologische und soziale Kompetenz von DIAMANT, da man sich für 
eine nachhaltige und ökologische Freizeitgestaltung der Menschen einsetzt. Naherho-
lung ohne Einsatz von PKW, sondern auf dem Fahrrad ist ökologisch sinnvoll. Aber 
auch die soziale Komponente kommt nicht zu kurz. Radfahren ist ein Sport für die brei-
te Bevölkerung. Mit einem gut funktionierenden Fahrradverleih (Verleih von DIA-
MANT Rädern, vgl. Anlage 2) ist es zusätzlich ein finanziell erschwingliches Hobby. 
Freizeit in der näheren Umgebung bringt den Menschen ihre Heimat näher und schafft 
ein positives Verhältnis zur Natur. Aus Sicht des Tourismus kann sich Chemnitz neu 
präsentieren als Stadt mit Wegen ins Grüne zu Schlössern und Burgen. Diese positive 
Belegung kommt immer gleichzeitig dem Unternehmen DIAMANT zugute. 
 
Obwohl es das Label „DIAMANT Fahrräder“ schon seit Ende des 19. Jahrhunderts 
gibt, gilt es heute als ostdeutsche Marke. Hier gilt natürlich zum einen, den Bekannt-
heitsgrad in den alten Bundesländern zu steigern, zum anderen muss aber auch eine ge-
wisse Markenloyalität in der Region Ostdeutschland gepflegt werden. Marken müssen 
hier verstärkt soziale Kompetenz beweisen, Glaubwürdigkeit und Authentizität haben 
einen hohen Stellenwert .151 Die traditionellen Marken in Ostdeutschland gelten als re-
gionale „Schätze“ und die Markenherkunft ist ein Sympathieverstärker, wie durch Stu-
dien nachgewiesen werden konnte.152  
Deswegen sollten für die Marketing Strategie des DIAMANT Radweges folgende 
Punkte beachtet werden: 
• Eine Marke kann nur wachsen durch Bekanntheit, d.h. es lohnt sich, die Marke-
ting Ausgaben in einem Unternehmen zu erhöhen (vgl. Bruno Banani, Chem-
nitz: durch eine raffinierte Marketing Strategie aus dem Nichts zur Lifestyle 
Marke und zum führenden Unternehmen im Wäsche Sektor) 
• Der Marke DIAMANT ist grundsätzlich sehr einprägsam und „wertvoll“ 
• Gezielte Verbindung der PR Aktivitäten mit Freizeitinteressen der Bevölkerung: 
Fahrradurlaub - die erhöhte Kurzurlaubtendenz, der Wunsch nach preis- und 
umweltbewusstem Urlaub bergen Chancen für den Urlaub in Deutschland, Ost-
deutschland muss von vielen westdeutschen Urlaubern noch entdeckt werden. In 
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Sachsen sind Dresden und das Erzgebirge die touristischen Zugpferde. Aber 
auch die Region um Chemnitz hat Potential, und eine gezielte Vermarktung der 
Industrievergangenheit, von Burgen und Landschaft wird zum Erfolg führen. 
Diese Chance sollte man für eine derartig angelegte PR Aktivität nicht verpas-
sen. 
• Das PPP Engagement von DIAMANT ist kein kurzfristiges Sponsoring, sondern 
als eine langfristige Einbindung in alle Lebensphasen des Radweges zu sehen. 
Da das PPP Projekt DIAMANT Radweg ein Pilotprojekt darstellt, ist auch der 
Innovationsvorsprung und die Vorbildwirkung nicht zu unterschätzen. Davon 
profitieren sowohl die Kommunen, als auch DIAMANT. 
 
Die Steigerung des Bekanntheitsgrades des Unternehmens und der Fahrradmarke DIA-
MANT in Deutschland muss zentrales Ziel für ein PR Engagement sein. Im Falle der 
PPP Konstellation können die Partner mit Hilfe einer PR Kooperation einen entschei-
denden Beitrag zum Erfolg leisten. Die Vermarktung des DIAMANT Radweges über 
die sächsischen Tourismus-Institutionen ist wiederum Teil der Partnerschaft. Als ebenso 
interessant könnte sich aber eine Einbindung der Deutschen Bahn AG in die Partner-
schaft erweisen. Die vorgeschlagene PR Kooperation könnte auch Kommunikationsin-
strumente der Deutschen Bahn AG, wie z.B. die Bahnzeitschrift „mobil“ umfassen. 
Nach einem Bericht der Verlagsgruppe Gruner + Jahr liegt DB mobil aufgrund seiner 
Gesamtreichweite unter den Reisezeitschriften auf dem Niveau von GEO Saison und 
Merian. Monatlich lesen knapp eine Million Menschen das Magazin. DB mobil er-
scheint monatlich in einer Auflage von 500.000 Exemplaren und wird in den Fernver-
kehrszügen der Deutschen Bahn vertrieben.153 Breite Aufmerksamkeit würde man zu-
sätzlich erzielen, wenn man auch das Internetportal der Deutschen Bahn für einen Hin-
weis auf den „DIAMANT Radweg“ nutzen kann. Kunden der Deutschen Bahn sind in 
ihrem Freizeitverhalten als Zielgruppe für einen Fahrradurlaub zu sehen. Durch die Be-
kanntmachung des DIAMANT Radweges auf www.bahn.de werden täglich Millionen 
von Menschen erreicht. Die Deutsche Bahn AG könnte innerhalb der Partnerschaft sehr 
wertvoll sein, profitiert aber auch selbst von der Partnerschaft. Durch die innovative 
Verwertung seiner brachliegenden Nebenstrecken zu Radwegen beweist die Bahn sozia-
le und ökologische Kompetenz, wobei sie überschüssigen Immobilienbestand einer 
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nachhaltigen zukünftigen Nutzung zuführt. Durch das Tourismuskonzept werden Kun-
den der Bahn AG für Bahnurlaubsreisen innerhalb Deutschlands angesprochen. 
 
4.5 Der DIAMANT Radweg als innovatives Projekt im Sinne der Radver-
kehrskonzeption Sachsen 
 
Das PPP Projekt DIAMANT Radweg sollte auch im Zusammenhang mit der Radver-
kehrskonzeption Sachsen gesehen werden, die am 8.11.2005 „zur umfassenden Förde-
rung des Radverkehrs im Alltag und in der Freizeit im Rahmen einer integrierten Ver-
kehrspolitik“ vom Kabinett beschlossen wurde.154  
Die Fortschreibung der Radverkehrskonzeption sieht insbesondere vor, die „Förderung 
bisher nicht oder nur sehr eingeschränkt durch Förderrichtlinien erfassten Radver-
kehrsmaßnahmen zu ermöglichen“. Unter diesen Maßnahmen wird auch speziell die 
„Umnutzung von Bahntrassen zu Radwegen“ genannt.155 Die Radverkehrskonzeption 
enthält eine Liste aller Straßen, für die begleitende Radwege als Maßnahme geplant 
sind. Die B 107 im Landkreis Mittweida wird hierbei in der Anlage 5.1 der Radver-
kehrskonzeption aufgeführt. Explizit genannt werden die Abschnitte Auerswalde-
Chemnitz, Kolonie-Markersdorf, und Claußnitz-Diethensdorf. Für den Bereich der Stadt 
Chemnitz wird der Ausbau des Radweges an der B 107 mit dem Hinweis bedacht: 
„Wichtig! Städtische Radroute Nord“ und mit der Klasse A versehen, welche für höchs-
te Priorität steht und ein angestrebtes Baujahr zwischen 2005 und 2010 vorsieht. Anlage 
8 der Radverkehrskonzeption bietet zudem eine Übersicht über die Fördermöglichkeiten 
für den Radverkehr. Maßnahmen können u.a. im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetzes (GVFG), innerhalb der Städtebauförderung, der Förderung des ländli-
chen Raums, mit Hilfe von Interreg III oder LEADER+ gefördert werden. Eine Finan-
zierung der Umnutzung von Bahntrassen zu Radwegen ist nach GVFG „unter sehr en-
gen Bedingungen möglich“. Die „künftige Finanzierungsmöglichkeit wird geprüft“.156  
Die Radverkehrskonzeption weist in Bezug auf die Unterhaltung der Wegweisung und 
Infrastruktur für die Strecken auf internationale Erfahrungen z.B. im Einsatz von Stif-
tungen hin. In der Schweiz: Veloland Schweiz, Public Private Partnership und in Groß-
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britannien: Sustrans – routes for people. Auf diese beiden Modelle wird innerhalb dieser 
Arbeit noch einmal speziell Bezug genommen (Abschnitte 5.3.2 und 5.3.3).  
 
Die Umsetzung des Radwegbaus im Chemnitztal und evtl. seine innovative Finanzie-
rungspartnerschaft mit einem Industrieunternehmen wie der DIAMANT GmbH Hart-
mannsdorf stehen demnach ganz im Sinne der Radverkehrskonzeption für den Freistaat 
Sachsen. Die Region Chemnitz könnte hierbei eine Modellfunktion übernehmen und 
sich stärker im Bereich Rad-Tourismus etablieren. Für eine verstärkte Vermarktung der 
Region Chemnitz im Bereich Radtourismus ist die Verbindung mit den landschaftlichen 
und kulturgeschichtlichen Vorzügen (Flusstäler, Burgen, Schlösser) wichtig, aber auch 
die Verbindung zur Industrievergangenheit des Chemnitzer Raumes (Industriegeschich-
te, Automobilgeschichte, Eisenbahngeschichte). 
 
Aber auch die Weiterentwicklung der bestehenden Radwanderrouten muss in die Über-
legungen zum Radweg im Chemnitztal einbezogen werden. Im Vorangegangenen wur-
de bereits auf die Anschlussfunktion dieses Radweges an den Muldentalradweg hinge-
wiesen. An diese länderübergreifende touristische Radroute besteht dann von Chemnitz 
ein direkter Anschluss. Der regionale Abschnitt wird intensiv vermarktet als das „Tal 
der Burgen“ mit Bergbauvergangenheit und Naturschönheit, wobei Zwickauer Mulde, 
Freiberger Mulde und Vereinigte Mulde die Kulisse bilden. Bisher ist eine direkte An-
bindung der Stadt Chemnitz an den Muldentalradweg nicht gegeben. Eine Stichtagsbe-
fragung157 durch den Tourismusverband Sächsisches Burgen- und Heideland ließ er-
kennen, dass der Muldentalradweg für die Chemnitzer Bevölkerung nicht zu den vor-
rangigen Naherholungszielen gehört, zumindest war im Rahmen der Stichtagsbefragung 
unter den Befragten kein einziger Chemnitzer. Immerhin hat Chemnitz 260.000 Ein-
wohner, die von dieser Einrichtung Gebrauch machen könnten, wenn die Voraussetzun-
gen dafür verbessert würden.158 Als Empfehlungen159 für den Muldentalradweg werden 
in der Radverkehrskonzeption für Sachsen übrigens genannt, den „Anteil an Asphalt-
strecken zu erhöhen“, „Routenverlegungen zu prüfen, um Steigungsmeter zu reduzie-
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 Auswertung der Stichtagsbefragung am Muldentalradweg am 19.9.04, Tourismusverband Sächsisches 
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ren“, und „fehlende Teilstrecken zu bauen“. Diese Punkte sind auch im Chemnitztal 
ausschlaggebende Faktoren. Die Oberflächenausführung wird hier derzeit aus Natur-
schutzgründen als Sand geschlämmte Schotterdecke geplant.160 Um die Unterhaltskos-
ten für die Kommunen aber in überschaubarer Höhe halten zu können und den Ansprü-
chen der Radfahrer nach qualitativ hochwertigen Strecken nachzukommen, wäre eine 
Ausführung in Asphalt die dauerhaftere Lösung. Die Möglichkeit, die die Eisenbahn-
strecke bietet, den Radweg auf ihrer Trasse direkt am Fluss entlang zu führen und damit 
Steigungsmeter zu reduzieren, ist ebenfalls ein erheblicher Vorteil im Chemnitztal. Und 
was die „fehlenden Teilstrecken“ angeht, ist die bisher fehlende Anbindung der Groß-
stadt Chemnitz an den Muldentalradweg durchaus als Mangel zu sehen, den ein Radweg 
im Chemnitztal als Verbindungsroute wettmachen würde. 
 
Auch die „Touristische Radwegekonzeption des Landkreises Mittweida“ aus dem Jahr 
2002 kommt zu dem Schluss, dass man „die Kräfte der touristischen Radwegekonzepti-
on des Landkreises Mittweida sowie aller Beteiligten vornehmlich auf die Umsetzung 
der konzipierten Radroute durch das Chemnitztal konzentrieren“ solle.161 Für eine wirt-
schaftlich sinnvolle Umsetzung der Radwegekonzeption sei es unerlässlich, die finan-
ziellen Mittel auf ausgewählte Projekte, welche die größten touristischen und wirt-
schaftlichen Effekte erwarten lassen, zu konzentrieren.162 „Der direkte Anschluss der 
Stadt Chemnitz sowie deren Verbindung mit dem Muldental durch das Chemnitztal 
birgt große Potentiale zur weiteren Entwicklung des Wirtschaftszweiges Tourismus im 
Landkreis Mittweida“. Dabei zeige die Erfahrung, dass es günstiger ist, die Nachfrage 
durch ein „Top Angebot“ zu stimulieren, als ein gleichmäßiges, auf geringem Niveau 
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4.6 Multiplikatoreffekte der „Initialbrachfläche“ 
 
  
Abb.29: Bahngleis der brachliegenden  Abb. 30: Radfahrer im Chemnitztal 
Chemnitztalbahn  
 
Das Untersuchungsgebiet Chemnitz Tal wurde für die vorliegende Arbeit folgenderma-
ßen abgesteckt: im Norden begrenzt die Mündung der Chemnitz in die Zwickauer Mul-
de das Gebiet, im Süden dient die Stadtgrenze von Chemnitz als Begrenzung, und die 
Tal-Flanken zu beiden Seiten des Flusses begrenzen es nach Ost und West. Die Seiten-
täler des Chemnitztales weisen einen ebenso markanten Bestand an Altstandorten / Bra-
chen auf wie das Haupttal. Taura, Markersdorf, Wittgensdorf, Garnsdorf oder Auers-
walde werden durch die Umgestaltung und Entwicklung im Haupttal beeinflusst.  
 
Wie an anderer Stelle bereits ausgeführt, wurde bei der vorliegenden Arbeit darauf ver-
zichtet, Lösungsansätze für die Altstandorte des Chemnitztales im Hinblick auf eine 
industrielle Renaissance abzubilden. Die Zeiten, als das Chemnitztal industriewirt-
schaftlich von großem Interesse war, sind endgültig vorbei. Die notwendigen Infrastruk-
turanforderungen der modernen Wirtschaft sind aus heutiger Sicht im Tal nicht mehr 
herzustellen (Platzmangel im engen Flusstal, Naturschutzanforderungen, gestiegene 
Hochwassergefahr etc.). Industrieansiedelungen auf den Brachenstandorten kamen in 
den Jahren seit der politischen Wende nicht zustande und werden es auch in absehbarer 
Zeit nicht.  







So konzentriert sich das entwickelte Konzept für das Chemnitztal auf eine Neuorientie-
rung im Hinblick auf Naherholung, sanften Tourismus und Naturschutz. Die ehemalige 
Eisenbahnstrecke Chemnitz – Wechselburg nimmt eine besondere Stellung unter den 
brach liegenden Flächen ein, da sie das Chemnitztal in seiner gesamten Länge durch-
zieht. Durch eine Umgestaltung des Eisenbahndammes zum Fahrradweg erhält diese 
Brachfläche eine Initialfunktion für das gesamte Tal. Die Umnutzung zum Radwander-
weg bedeutet eine (Neu-) Erschließung des Tales, Radfahrer und Wanderer aus dem 
nahen Chemnitz haben die Möglichkeit, das Tal neu zu erkunden und abseits der Straße 
zu erleben.  
Der Radweg verbindet zudem die meisten Altstandorte miteinander, die nahe an der 
Eisenbahnstrecke liegen, und so wird angenommen, dass er auch für einige von ihnen 
einen mitreißenden Effekt haben wird in Bezug auf die wirtschaftliche Entwicklung. 
Durch die Vielzahl von Nutzern (Freizeitsportler, Naturliebhaber) wird die öffentliche 
Aufmerksamkeit auf das Chemnitztal gelenkt und ein Bedarf nach zusätzlicher touristi-
scher Infrastruktur geweckt. Es wird daher angenommen, dass auch eine Nachfrage 
nach angrenzenden Grundstücken einsetzt. Altstandorte könnten von der Entwicklung 
profitieren, und es könnte eine fortschreitende Entwicklung brach gefallener Standorte 
entlang des Radwanderweges geben. 
 
Neben allen grundsätzlichen Abwägungen ist für die Entscheidungsträger auch die Fra-
ge wichtig, ob der Naturschutz des Chemnitztales über die Freizeitinteressen gestellt 
werden solle. Hierauf muss man antworten, dass von einer intakten Natur im Chemnitz-
tal auch heute noch nicht die Rede sein kann. Oberflächlich betrachtet ist es zwar reich 
an Naturschönheit, aber dennoch ist immer noch von einem hohen Schadstoffbestand 
im Boden und Sediment auszugehen und die vorhandenen Altstandorte können nur mit 
entsprechendem technischen und finanziellen Aufwand saniert werden, um ökologi-
schen Ansprüchen zu genügen. Solche Aufwendungen werden von der Gesellschaft nur 
geleistet, wenn auch das Wohl der Bürger und ihre Lebensqualität davon profitieren. 
Investitionen für die Naherholung führen auch schrittweise zu einer Aufbereitung brach 
liegender Immobilien. Und so besteht auch die Chance für die Natur, im Laufe dieser 
Entwicklung von den Kontaminationsherden befreit zu werden. Die letzten 15 Jahre 
haben gezeigt, dass sich ohne wirtschaftliche Entwicklung am Zustand der Altstandorte 
nichts ändern wird.  







Die ehemalige Eisenbahnlinie Chemnitz - Wechselburg ist ein Bauwerk, das mit gro-
ßem finanziellem Aufwand vor einhundert Jahren realisiert wurde. Aus volkswirtschaft-
licher Sicht hat es sich womöglich in seiner bisherigen Nutzungsphase bereits amorti-
siert. Dennoch stellt es mit all seinen Ingenieurbauwerken, den Tunneln und Brücken, 
dem Bahndamm, den Böschungen und der hochwassersicheren Ausführung einen ge-
wissen Wert dar. Ein Abriss bzw. der teilweise Rückbau der Eisenbahnstrecke wäre 
zumindest ebenfalls mit Aufwand verbunden. Durch den Bau der Straße und der Eisen-
bahnstrecke entlang des Flusses wurde das Tal in markanter Weise anthropogen ge-
prägt. Die Assoziation mit dem Begriff Kulturlandschaft ist nicht abwegig. Die Indust-
rievergangenheit hat ihre Spuren hinterlassen und die Bewohner erinnern sich noch leb-
haft an diese Zeit. Es wäre ein Fehler, die Zeugen dieser Industriegeschichte, wie die 
Industriebrachen, Ingenieurbauwerke, Bahnhöfe und dgl. nun zugunsten eines vorindus-
triellen Naturbildes vollkommen auszulöschen.  
 
Historische Schriften über das Chemnitztal belegen, dass sich im Tal im Zuge des Ei-
senbahnbaus, in der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung und aufgrund seiner Natur-
schönheit eine umfangreiche Gastronomie befunden hat. Einwohner, Fabrikarbeiter und 
Ausflügler aus Chemnitz frequentierten diese Gastwirtschaften. Teilweise waren sogar 
Fabrikbesitzer gleichzeitig Eigentümer von Ausflugslokalen, wie im Falle des Carola 
Park Markersdorf.  
Die Gastronomie des Tals ist heute vergleichsweise verkümmert und die touristische 
Entwicklung mit dem Bau des Radwanderweges verspricht eine Renaissance in dieser 
Hinsicht. Die damaligen Gasthäuser werden heute überwiegend in anderer Form ge-
nutzt. Durch steigende Besucherzahlen im Chemnitztal wird sich jedoch ein dement-
sprechender Bedarf entwickeln. Auch die brach liegenden Altstandorte bieten die Mög-
lichkeit, Gastronomie in ihnen unterzubringen. Die gründerzeitlichen Bauten bieten 
vielleicht gerade aufgrund ihrer großzügigen Räumlichkeiten Chancen für einen Um-
bau, der modernen Gastronomieanforderungen gerecht wird.  
 
Freizeiteinrichtungen und Museen, die sich um die Industriegeschichte des Chemnitzta-
les annehmen, könnten in einem der Altstandorte einen gebührenden Ausstellungsplatz 
erhalten. Das Industriemuseum Chemnitz, das ebenfalls in einer ehemaligen Fabrik un-
tergebracht ist, könnte hier Vorbildfunktion haben, bzw. sogar selbst aktiv werden mit 






einer Außenstelle im Chemnitztal. Dass das Thema Industriegeschichte sowohl für Ein-
wohner der Region Chemnitz, als auch für Besucher von großem Interesse ist, machen 
ähnliche Einrichtungen in der näheren Umgebung deutlich, wie das Textilmuseum in 
Limbach-Oberfrohna und das Fahrzeug Museum Hartmannsdorf. Eine Auswahl von 
Altstandorten, die sich für einen (Teil) Umbau zum Museum eignen würden, ist im 
Chemnitztal auf jeden Fall vorhanden.  
 
Auch der Bahnhof Markersdorf dürfte von der Entwicklung im Tal infolge des Rad-
wanderwegbaues profitieren. Der Verein „Eisenbahnfreunde Markersdorf“ bemüht sich 
seit längerer Zeit um die Erhaltung des Areals und plant die Einrichtung eines Eisen-
bahnmuseums samt Museumsbahnbetrieb. Kommune und Verein haben den Konsens 
geschlossen, dass ein Stück Bahnstrecke (ca. 2 km) zwischen Markersdorf und Die-
thensdorf erhalten werden solle und dass man in diesem Bereich eine Parallelführung 
zwischen Museumsbahn und Radweg realisieren könnte. Die erhöhten Besucherzahlen 
im Tal, die der Radwanderweg erwarten lässt, werden auch dem Museumsprojekt wie-
der neuen Schwung verleihen. Aber nicht nur Eisenbahnliebhaber, sondern auch Natur-
liebhaber und Freizeitgeologen bis hin zu den Schulklassen der Umgebung werden das 
Chemnitz Tal über den Radwanderweg vielleicht neu entdecken. Als naturkundliche 
Besonderheiten sind die „Hocksteine“ in Markersdorf (Naturlehrpfad Markersdorf) zu 
nennen, oder die Strudellöcher im Geröll der Chemnitz.  
 
Der Bau des Radweges wird dazu beitragen, der Stadt Chemnitz ein positives Image 
einer naturnahen Stadt zu verschaffen. Die landschaftlich und kulturgeschichtlich reiz-
volle Umgebung hat aber durchaus auch positive Effekte auf ansässige Firmen und ihre 
Mitarbeiter. Unternehmen sind z.B. auf den Nachwuchs an qualifizierten Mitarbeitern 
angewiesen. Bietet das Wohnumfeld entsprechende Naherholungsmöglichkeiten, so 
wertet dies auch das Unternehmensumfeld einer Region auf. Umgekehrt entstehen 
durch Tourismus und Naherholung Arbeitsplätze und es wird Investitionsbedarf ge-
schaffen. Die Region, in der Wechselwirkungen entstehen, ist dabei nicht nur das be-
trachtete Chemnitztal, sondern auch die Stadt Chemnitz und benachbarte Landkreise.  
 
Ein weiterer positiver Effekt, der aus der Revitalisierung der Initialbrachfläche zu er-
warten wäre, ist möglicherweise eine verstärkte Nachfrage nach Wohnimmobilien im 
Chemnitztal. Die Nähe zur Stadt Chemnitz und die Anbindung der Chemnitztal Ge-






meinden an Chemnitz mit einem touristischen und auch überregional bedeutsamen 
Radweg lässt unter Umständen die Nachfrage nach Wohnimmobilien, z.B. Einfamilien-
häusern, in dieser Region steigen.  
Und ein weiterer Effekt ist nicht zu unterschätzen, nämlich der Druck der öffentlichen 
Meinung. Die Umgestaltung der Bahnlinie zum Radweg erregt öffentliche Aufmerk-
samkeit. Gleichzeitig wird der Blick auf die Brachen im Tal gelenkt, auf denen es seit 
Jahren und Jahrzehnten keine Entwicklung gegeben hat. Bürger und Medien fragen 
nach, wer die Eigentümer dieser Liegenschaften sind und warum sie die Flächen nicht 
entwickeln. Bisher stand das Chemnitztal nicht im Licht der öffentlichen Meinung. 
Aufgrund seines wirtschaftlichen Verfalls war es schlicht in Vergessenheit geraten. 
Auch für die Eigentümer der Brachen hat sich kein Handlungsdruck ergeben. Nun 
kommt mit der Umnutzung der Eisenbahntrasse wieder Bewegung ins Spiel.   
 
Für viele der Altstandorte wird der Abriss die wahrscheinlichste und sinnvollste Lösung 
sein, sowie eine Renaturierung dieser flussnahen Grundstücke. Aber nicht alle Fabriken 
sollten abgerissen werden, zumal einige von ihnen durchaus architektonischen bzw. 
musealen Charme besitzen. Eine spätere Nutzung einer alten Fabrik z.B. als DIAMANT 
RAD Hotel hätte durchaus ihren Reiz. Mit einem Verleih von DIAMANT Rädern, die 
z.B. in einem Schwesterhotel am Muldentalradweg zurückgegeben werden können, oder 
sogar einem Verkaufsraum für Fahrräder wäre ein sinnvoller Nutzungszweck dieser 
Räumlichkeiten durchaus denkbar. Geschäftsideen werden aber erst reifen, sobald die 
Initialbrache umgestaltet ist und der Bedarf bzw. der Markt klar sichtbar geworden ist. 
 
  
Abb. 31: Industriebrache in Taura, Chemnitztal (Vorder- und Rückansicht) 
 











Die Öffentlich Private Partnerschaft „DIAMANT Radweg“ bezieht die wesentlichen 
öffentlichen Stellen für das Projekt mit ein und schafft für den privaten Partner DIA-
MANT einen wirtschaftlichen Anreiz auf der Brachfläche Chemnitztalbahn durch Mar-
ketingzwecke. Der öffentliche Nutzungszweck „Naherholung/ Tourismus“ auf der 
Brachfläche Chemnitztalbahn mit Engagement des Mittelstandsunternehmens DIA-
MANT macht als Beispiel deutlich, dass ein gemeinsames Vorgehen im Brachflächen-
recycling möglich ist, ohne dass der private Partner die Fläche für Betriebszwecke nut-
zen muss. Alle eingebundenen Partner können langfristig von der Zusammenarbeit pro-
fitieren. Die Projektumsetzung für den öffentlichen Nutzungszweck könnte durch die 
PPP Konstellation eine Beschleunigung erfahren, effektiver und zielgerichteter werden.  
Zentrales Element der Partnerschaft ist die PR Kooperation. Jeder Partner trägt einen 
Teil dazu bei, den Radweg dauerhaft bekannt zu machen. Damit geht auch die Marke-
ting Strategie für das DIAMANT Rad auf, die davon gleichzeitig profitiert. Printme-
dien, d.h. sowohl Zeitungen als auch die Unternehmenspublikation der Deutschen Bahn, 
sorgen für die nötige überregionale Aufmerksamkeit. Aber vor allem die geschickte 
Nutzung der Informationsverbreitung durch das Internet könnte den erhofften Erfolg 
bringen. 
 
Die Auswirkungen, die die Entwicklung auf der Initialbrachfläche für das gesamte Tal 
bzw. seine Seitentäler haben würde, sind nicht zu unterschätzen. Die Nutzung des Rad-






weges durch eine breite Öffentlichkeit löst einen touristischen Bedarf / Markt im Tal 
aus, der wiederum Auswirkungen auf den Immobilienmarkt hat. Das positive neue 
Image des Naturraumes Chemnitztal als Naherholungsgebiet dient auch der weiteren 
Imagegestaltung der Stadt Chemnitz und seines Umlandes. Davon profitieren wiederum 
die ansässigen Wirtschaftsunternehmen, deren Standort für Mitarbeiter und Geschäfts-
partner attraktiver geworden ist.  
 
   
Abb. 33: Aussichtsturm auf dem   Abb. 34: Göhrener Viadukt (Bahnstrecke 
Rochlitzer Berg     Chemnitz – Leipzig) nahe der Mündung 




Abb. 35: Im „Land des roten Porphyr“,  Abb. 36: Wechselburg am Fuß des  










5. Internationale Projekte der Brachflächenmobilisierung mit 
PPP Struktur 
 
Public Private Partnership wird als Begriff auch international nicht nur im engeren Sin-
ne gebraucht, um damit die (langfristige) Erstellung öffentlicher Leistungen durch Pri-
vate zu bezeichnen. PPP wird auch dort im weiteren Sinne genannt, wo Partnerschaften 
zwischen Öffentlichen und Privaten die Stadtentwicklung voranbringen sollen und wo 
man Projekte mit besonderem gesellschaftlichem Aufwand zu bewältigen hat, wie z.B. 
im Umweltbereich und speziell bei der Sanierung großflächiger Brachen. Als Initiatoren 
und Bereitsteller einer Anschubfinanzierung fungieren oft die öffentlichen Partner auf 
überstaatlicher Ebene (z.B. EU), bzw. Staaten und Länder. Die Rolle des privaten Part-
ners, also der Bürger oder Wirtschaftsunternehmen, wird betont, aber die Intensität ihrer 
Mitwirkung bzw. sogar eigenständige Initiative differiert in großem Maß. Im Folgenden 
sollen Beispiele für Öffentlich Private Partnerschaften, die auf die Entwicklung von 
brachliegenden, vorgenutzten und vorgeschädigten Flächen abzielen, exemplarisch auf-
geführt werden. Es soll dabei die Rolle der öffentlichen und privaten Partner und der 
Nutzen für das Projekt bzw. dessen Nachhaltigkeit bewertet werden. 
 
5.1 Bevölkerungsrückgang und schrumpfende Städte  
 
Wie bereits eingangs erwähnt, hat man besonders in Großbritannien aufgrund der frühen 
Industrialisierung bereits Anfang des 20. Jahrhunderts Erfahrungen gemacht mit 
Schrumpfungsprozessen aufgrund von wirtschaftlichem Niedergang. Ebenso ist Groß-
britannien ein Pionierland, was die Entwicklung von PPP angeht. Mit einiger zeitlicher 
Verzögerung, aber in vorher nie gekannten räumlichen und sozialen Ausmaßen, erfass-
ten Wirtschaftskrisen auch US-amerikanische Großstädte. Migration, Brachenbildung, 
Umweltzerstörung und Kommunen, die aufgrund der schlechten wirtschaftlichen Ver-
hältnisse die Probleme nicht mehr in den Griff bekamen, führten auch hier in der Ver-
gangenheit zu besonderen Allianzen zwischen öffentlichen und privaten Akteuren, ihre 
Ausprägung unterscheidet sich aber aufgrund des gesellschaftlichen Selbstverständnis-
ses der amerikanischen Bevölkerung von den Projekten in Großbritannien. Der diesbe-
zügliche Erfahrungslevel ist aber auch in anderen europäischen Ländern hoch. Projekte, 
die in der jüngeren Vergangenheit von der Europäischen Union initiiert wurden, werden 






ebenfalls im Weiteren diskutiert und ihre PPP Strategien, sowie ihr Nutzen für die 
Brachflächenrevitalisierung diskutiert. 
 
5.1.1 Lösungsansätze in Industriestädten der USA und Großbritanniens 
 
Im Nordwesten der USA entstanden im 19. und 20. Jahrhundert Industrieballungsräume 
im Zuge der dortigen Entwicklung der Schwerindustrie und Automobilindustrie. Als 
Positiv- und Negativbeispiel für die Stadtentwicklung gelten Pittsburgh und Detroit. 
Pittsburgh war am Ende des 19. Jahrhunderts der größte Stahlerzeugerstandort der 
USA. Bedeutende Steinkohlevorkommen waren ausschlaggebend für die damalige wirt-
schaftliche Entwicklung. Heute haben die ebenfalls vorhandenen Erdgasreserven wirt-
schaftliche Bedeutung. Die Stahlindustrie dominierte die lokale Wirtschaft bis zu den 
weltwirtschaftlichen Krisenereignissen des 20. Jahrhunderts. Man erkannte aber bereits 
in den 1940er Jahren, dass die bis dahin existierende Monostruktur der Wirtschaft anfäl-
lig ist. 1943 wurde deswegen die ACCD (Allegheny Conference on Community Deve-
lopment) als zentrale Institution ins Leben gerufen, ein Zusammenschluss von Vor-
standsvorsitzenden von 30 führenden Unternehmen Pittsburghs unter Leitung der Mel-
lon Bank. Das Ziel dieser Öffentlich Privaten Partnerschaft war, Strategien für die wirt-
schaftliche, soziale und städtebauliche Entwicklung der Stadt zu entwerfen.164 Banken, 
Biotechnologie und Dienstleistungsgewerbe sollten nach dem Niedergang der Stahlin-
dustrie die Rolle als wichtigste Arbeitgeber übernehmen. Da man bereits zu diesem frü-
hen Zeitpunkt umsteuerte und da die Entwicklung aus dem Standpunkt der Wirtschafts-
unternehmer betrachtet wurde, konnten spätere Krisen wie in den 1970er Jahren wie 
anderswo keinen Schaden mehr anrichten. Das persönliche und finanzielle Engagement 
der Unternehmen, das über Jahre andauerte, bescherte der Stadt Ansiedlungserfolge und 
ihr städtebauliches Erscheinungsbild wurde erneuert, ohne die Bedeutung der Kernstadt 
zu schmälern. Ein wichtiges Merkmal der städtischen Infrastruktur sind außerdem die 
vier Universitäten, darunter die Carnegie Mellon University und die Robert Morris Uni-
versity. Auch hier spielten und spielen Private als Gründer, Mäzene und Sponsoren eine 
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wichtige Rolle in der städtischen Infrastruktur. Als Grund für die positive Entwicklung 
insgesamt gilt das Engagement von Unternehmerpersönlichkeiten und wohltätigen pri-
vaten Stiftungen in der Stadtpolitik im Sinne der zukünftigen wirtschaftlichen und sozi-
alen Entwicklung. Dabei erwies sich besonders der unternehmerische Spürsinn für Zu-
kunftstechnologien und Zukunftsbranchen für die Stadt als vorteilhaft. Ob die Vorreiter-
rolle der Privatwirtschaft hierbei auch soziale Belange berücksichtigte, ist eine andere 
Frage. Die Gesellschaft erlitt durch die unternehmerische Entscheidung, sich von der 
Stahlindustrie zu verabschieden, sicherlich kurzfristig Nachteile, z.B. durch verlorene 
Arbeitsplätze. Über lange Sicht dagegen war die Entscheidung richtig und vorausschau-
end. 
Die Suburbanisierung konnte aber auch in dieser amerikanischen Großstadt nicht auf-
gehalten werden, bzw. dies war auch nicht das Ziel der Stadtentwicklungspolitik: 
322.000 Einwohner wohnen in der Innenstadt (2004), gerechnet mit den Vororten leben 
2,4 Mio. Einwohner (2000) in Pittsburgh. 
 
Anfang des 20. Jahrhunderts war Detroit165 Zentrum der amerikanischen Automobil-
produktion (Chrysler, Ford, General Motors). Die Einwohnerzahl stieg zwischen 1900 
und 1950 von 285.000 auf 1,85 Mio., ab 1950 setzte zudem eine massive Stadt-Rand-
Wanderung ein, Grund dafür war neben der zunehmenden persönlichen Mobilität durch 
das Automobil der Rassenkonflikt mit schwarzen Arbeitern, die aus dem Süden der 
USA zuwanderten. Die Ressentiments der weißen Mittelschicht gegen die farbige Un-
terschicht führten zur Abwanderung der Weißen an die Peripherie.  
„Als Chrysler, Ford und General Motors im Gefolge der Ölkrise von 1973 sowie auf-
grund der Aktivität ausländischer Wettbewerber immense Verluste schrieben, schlossen 
sie ihre alten Werke zugunsten neuerer Anlagen, die oft in Billiglohnländern errichtet 
wurden. Allein zwischen 1970 und 1980 verlor Detroit 208.000 Arbeitsplätze. Die Sub-
urbanisierung von Detroit war keine schleichende Entdichtung. Sie war ein Drama. 
Heute liegt ein Drittel der gesamten Stadtfläche brach. 
Zerstört wurde Detroit nicht zuletzt durch seine eigene Vision: die "Motor City". Schon 
in den 1930ern, während des "New Deal", hatte der Staat die Arbeitslosigkeit mit Pro-
grammen zum Autobahn- und Eigenheimbau bekämpft. In den 1950ern zerschnitt der 
Neubau zahlreicher Schnellstraßen die Netzwerke der Nachbarschaft. Stolz ließ Gene-
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ral Motors 1955 die Straßenbahn demontieren. Die Arbeiter konnten - und hatten - sich 
Autos zu leisten. Heute gibt es kaum noch öffentliche Nahverkehrsmittel. 
Besser entwickeln sich, seit den 1990ern, die vier Blöcke der alten "Greektown" mit 
ihren räumlich und baulich eher kleineren Quartieren. Trotz doppelt so hoher Steuern 
wie im Umland will "Compuware", ein weltweit aktiver Produzent von Software, noch 
in diesem Jahr in seine neue Zentrale am Kennedy Square ziehen. Die 3000 Arbeitsplät-
ze könnten die Greektown weiter beleben.“ 166  
 
Die Ausrichtung einer ganzen Stadt auf einen einzigen Industriezweig, die Automobil-
industrie, hat Detroit zwar einen rasant schnellen Aufstieg verschafft, sie erwies sich 
aber als umso fataler, als in den 1970er Jahren die Ölkrise der Autoindustrie eine 
schwere Rezession bescherte. Staatliche Programme hatten zudem durch Beschäfti-
gungsprogramme schon Jahrzehnte zuvor durch intensive Bautätigkeit die einstigen 
Stadtstrukturen zerstört. Die Kernstadt funktionierte nicht mehr, nachdem auch noch die 
Fabriken an andere Standorte verlegt wurden und eine sozial schlechter gestellte Gesell-
schaftsgruppe in ihr zurückblieb. Falsche staatliche Intervention und falsche bzw. auf 
die eigene Branche fixierte unternehmerische Entscheidungen führten hier zum Kollaps. 
Detroit ist das Musterbeispiel einer fehlgeleiteten Stadtentwicklungspolitik und das Ne-
gativbeispiel für innerstädtischen Verfall und Brachenbestand. Bezeichnend war dabei, 
dass es eben keinerlei Partnerschaft zwischen Öffentlichen und Privaten gegeben hat, 





Öffentlich Private Partnerschaften – PPPs – haben in Großbritannien seit langem einen 
hohen Stellenwert. Sowohl die konservativen Regierungen als auch später die Labour 
Partei haben zunächst Privatisierungen staatlicher Betriebe gezielt vorangetrieben. In 
den 80er Jahren wurden in Großbritannien British Airways, British Telekom und viele 
andere Unternehmen privatisiert. Im Nachhinein stellte man aber Nachteile fest, weil 
die Verkäufe zum einen zu billig und zu schnell erfolgten, weil zum anderen durch ver-
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bliebene Monopolstellungen kein Wettbewerb entstand, oder weil schlechtes Manage-
ment („fat cat Syndrom“) erhoffte positive Effekte verhinderte.167 
Ab 1992/ 1993 wurde aufgrund der Erfahrungen ein neues System eingeführt: die Pri-
vate Finance Initiative PFI. 
„Entsprechend diesem neuen Konzept, verkaufte der Staat im Gegensatz zur Privatisie-
rung seine Vermögenswerte nicht. Stattdessen blieb er in letzter Instanz verantwortlich 
für die Vermögenswerte oder die den Vermögenswerten zu Grunde liegende Dienstleis-
tung, auch wenn alle oder einige Teile dieser Vermögenswerte dem privaten Sektor für 
eine bestimmte Zeit übertragen wurden.“ 168  
Ab 1997 (unter Labour) wurden weitere Verbesserungen eingeführt, wie die Schaffung 
einer zentralen Task Force für PFI im Finanzministerium, der Entwurf von Standardver-
trägen, um die Kosten der Ausschreibungsverfahren zu senken, und es sollten Prioritä-
ten sollten gesetzt werden, d.h. PFI sollte nicht bei jedem Projekt durchgesetzt werden, 
sondern nur bei den viel versprechenden. Man konzentrierte sich fortan auf Pilotprojek-
te, um Vertrauen in den Markt zu schaffen und Erfahrung zu sammeln. Weiterhin sollte 
bei der Risikoübertragung forthin kein Maximum sondern ein Optimum angestrebt wer-
den. Die private Organisation öffentlicher Infrastruktur genießt seitdem Vertrauen und 
es wurden Einsparungen für den öffentlichen Sektor realisiert. Die Partnerschaft zwi-
schen Öffentlichen und Privaten und vor allem die PPP im engeren Sinne hat also eine 
lehrreiche Entwicklung hinter sich.  
In Großbritannien, und besonders in Nordengland, bemüht man sich, auch dem Problem 
des Strukturwandels mit Hilfe von Öffentlich Privaten Partnerschaften zu begegnen. 
Überall in den Städten, wie in Manchester, Liverpool oder Birmingham gibt es Flä-
chen, die trotz planerischer Bemühung – trotz Erschließung und umfassender Sanierung 
– nicht mehr dauerhaft für den Grundstücks- und Immobilienmarkt mobilisiert werden 
können. Es können keine Bodenwertsteigerungen mehr erzielt werden, der Wert der 
Flächen sinkt. 
Claiming Land169 ist ein Denkansatz, der auf die Etablierung eines regionalen Land-
pools aus schwer vermittelbaren Brachflächen zielt. Dabei können sich Privatpersonen 
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mit einem Nutzungskonzept (sog. Pioniere) in regelmäßigen Bewerbungsverfahren und 
ohne aufwändige Vorleistungen um die Flächen bewerben. Es wird aber eine unterneh-
merische Perspektive der Konzepte gefordert, wenn in Verbindung mit den Landnut-
zungsrechten Existenzgründungskredite vergeben werden sollen. Für die Nutzungsrech-
te am Land zahlen die Pioniere lediglich damit, dass sie das Land in Wert setzen.170  
 
Bewertung 
Die traditionellen Industrieregionen im Nordwesten der USA und im Norden Englands 
wurden im letzten Jahrhundert besonders stark vom wirtschaftlichen Niedergang ihrer 
ehemaligen Schwerindustrie und Automobilindustrie gezeichnet. Der rasend schnelle 
Aufschwung und die damit verbundene starke Zuwanderung von Arbeitskräften ließ die 
Regionen in kürzester Zeit in ihren Stadtstrukturen schnell anwachsen. Globale wirt-
schaftliche Krisen (Öl-, Stahlkrise) trafen ihre wirtschaftlichen Monostrukturen umso 
härter. Die Stadtstrukturen, die infolge von Suburbanisierung aus den Fugen gerieten, 
entpuppen sich heute als ein Kernproblem. Dort, wo man aufgrund von privatwirtschaft-
lichen Initiativen frühzeitig entgegengesteuert hat und neue Wirtschaftszweige im Be-
reich Dienstleistung und neue Technologien aktiv unterstützt hat, konnte man den Ver-
fall aufhalten (PPP Beispiel Pittsburgh). Im Falle von Detroit hatte anscheinend bis heu-
te keine staatliche und private Strategie durchschlagenden Erfolg (bzw. kam zu spät). 
Im Falle der nordenglischen Städte gibt es zwar eine lange Tradition von Strukturpro-
grammen für städtische Erneuerung, jedoch fehlte hier die privatwirtschaftliche Eigen-
initiative im großen Stil, die einen unternehmerischen Wert und eine wirtschaftliche 
Zukunft der Städte und Flächen fortschreibt. 
 
Das aktive Mitgestalten am wirtschaftlichen Prosperieren einer Stadt durch die Privat-
wirtschaft zeigt sich als sehr effektiver Motor, um negative Entwicklungen zu vermei-
den. Public Private Partnership bedeutet im Fall des erfolgreich restrukturierten Pitts-
burghs vor allem den hohen Einfluss von Unternehmern auf die Stadtentwicklung, der 
in den USA aufgrund eines dezentralen Föderalismus und einer hohen Autonomie 
kommunaler und bundesstaatlicher Behörden Tradition hat. Im Falle Großbritanniens 
dagegen wird die Rolle staatlicher Hilfsprogramme für das Engagement auf Brachen 
großgeschrieben. Dagegen ist Großbritannien ein Vorreiter wenn es um PPP im engeren 
Sinne, also eine starke Einbeziehung privatwirtschaftlicher Partner in öffentliche Auf-
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gabenbereiche geht. Die PPP-Aktivitäten erreichen aber die Brachflächen noch nicht 
umfassend. Als Resümee bleibt festzustellen, dass weder die USA noch Großbritannien 
Musterländer für Öffentlich Private Partnerschaften zugunsten von Brachflächenrevita-
lisierung sind. Entscheidend scheint aber das richtige Zusammenspiel zwischen Wirt-
schaft und Stadtentwicklung, zwischen unternehmerischem Engagement und staatlicher 
Intervention zu sein, um die Weichen zugunsten einer prosperierenden und vielfältigen 
Wirtschaft zu stellen, die es sich leisten kann, die „gebrauchten“ Flächen in irgendeiner 
Form wieder zu verwerten. „Verwerten“ ist dabei im Sinne einer Wertsteigerung ge-
meint, also einer Neunutzung mit wirtschaftlichem Hintergrund. Eine Wertsteigerung 
tritt jedoch auch ein, wenn eine Brachfläche renaturiert wird. Zwar wird sie selbst nicht 
mehr wirtschaftlich genutzt, jedoch profitieren von der Renaturierung die anliegenden 
Flächen, deren Wert nicht mehr durch den benachbarten Schandfleck gemindert wird. 
Auch dieser Aspekt muss berücksichtigt werden.  
Letztendlich darf der Fehler nicht bei den Flächen gesehen werden, sondern bei den 
(Wirtschafts-)Aktivitäten, die nicht mehr zeitgemäß sind. 
 
 
5.1.2 EU Projekt ENTRUST  
 
Das transnationale, europäische Netzwerk ENTRUST (Empowering Neighbourhoods 
Through Recourse on Urban Synergies with Trades) fördert Partnerschaftsmodelle, die 
eine soziale Integration in Stadtquartieren mit der Steigerung wirtschaftlicher Wettbe-
werbsfähigkeit verbinden. Projektstädte sind Berlin, Dublin, Glasgow, Hamburg, Ko-
penhagen, Lissabon, Valetta (Malta) und Vilnius. ENTRUST wird im Rahmen des 5. 
Forschungsprogramms der EU gefördert. Dabei wurde ein Zeitrahmen von Februar 
2002 bis Mai 2004, sowie ein Kostenvolumen von 1,58 Mio. € vorgesehen. Das Netz-
werk sollte die Rolle Öffentlich Privater Kooperationsformen bei Stadtentwicklungs-
maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Integration in benachteiligten Stadtteilen 
erforschen. Eine positive Entwicklung in den benachteiligten Stadtquartieren sollte mit-
unter durch die Bildung von Öffentlich Privaten Partnerschaften ermöglicht werden. 
„Durch die Beteiligung möglichst vieler Akteure aus allen Sektoren sollen nachhaltige 
Strukturen und Entwicklungsperspektiven für die lokalen Projektgebiete geschaffen 
werden. Der transnationale Austausch von lokalen best-practice-Projekten und innova-






tiven Erfahrungen soll die beteiligten Projektpartner befähigen, neue Modelle und Stra-
tegien … zu entwickeln.“171  
 
 
Definition, Motivation und Einbeziehen von Akteuren aus allen Bereichen des pri-
vaten Sektors172 
Der „Private Sektor“ ist kein homogenes Wesen. Es gibt viele Dimensionen des priva-
ten Sektors und es gibt viele Gründe, private Partner in die Stadterneuerung einzubin-
den – und es gibt genauso viele Arten des Mitwirkens. 
Der private Sektor schließt kommerzielle Unternehmen ein (lokale Geschäftsleute, Un-
ternehmen, Hausbesitzer und Immobilienentwickler), weiterhin den sog. „Dritten Sek-
tor“ (nicht am Gewinn orientierte Organisationen), sowie Bewohner und Kunden/ 
Verbraucher. ENTRUST hat sich hierbei ausschließlich auf kommerzielle Unternehmen 
beschränkt. Die Motivation für den kommerziellen Sektor, sich aktiv einzubeziehen, 
kann in einem erhofften Gewinn liegen (z.B. Informationsgewinn oder ein Vertrag mit 
dem Öffentlichen Sektor), oder in der Erwartung, dass die eigene Wettbewerbsfähigkeit 
oder das Geschäftsumfeld bzw. Wohnumfeld verbessert wird. 
Es wurden fünf Arten von Ressourcen identifiziert, die während des Regenerationspro-
zesses angeboten werden können: Sachleistungen, Dienstleistungen, unternehmerische 
Gestaltungsmöglichkeiten, PR und stabile Geschäftsbeziehungen. Die Motivation des 
Öffentlichen Sektors auf der anderen Seite reicht von der Einwerbung zusätzlicher Res-
sourcen bis hin zur Erhöhung der Effektivität des beabsichtigten Projektes.  
 
Die Instrumente, um den privaten Sektor einzubeziehen, sind z.B. formelle Partner-
schaftsabkommen, Netzwerkstrukturen, privater Verleih, direkte Investitionen, Teilhabe 
an Entscheidungsprozessen und Corporate Social Responsibilty / Unternehmensverant-
wortung demonstrieren z.B. durch Sponsoring. Es kann ebenso der Fall sein, dass die 
Aufgabe des Übernehmens und Organisierens des Entwicklungsprozesses selbst an ein 
privates Unternehmen delegiert wird, das dann in einer Mittlerrolle auftritt. Die Funk-
tionen, die durch die privaten Unternehmen erfüllt werden, können sein: Schaffung von 
Arbeitsplätzen, Weiterführen von Geschäften, Ausführung baulicher Verbesserungen 
oder die Erbringung von Dienstleistungen. 
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Vielen Privatunternehmen liegt die nachbarschaftliche Entwicklung am Herzen, weil sie 
ein essentielles Interesse am Wohlergehen der Nachbarschaftsumgebung und ihrer Be-
wohner haben, da sie von Kunden, Verbrauchern und von deren Nachfrage abhängig 
sind. ENTRUST glaubt, dass dieses Eigeninteresse ein großes Potential birgt.   
 
Bewertung 
Da es sich bei ENTRUST in erster Linie um ein zeitlich begrenztes, öffentlich geförder-
tes Projekt der Europäischen Union handelt, sind seine Ergebnisse in erster Linie in ih-
rer Vorbildfunktion für die Zukunft von Bedeutung. Ein Teilaspekt ist der Aufbau Öf-
fentlich Privater Partnerschaft für die Städtische Erneuerung. Die Motive auf beiden 
Seiten sprechen für diesen Ansatz. Grundsätzlich festzuhalten ist, dass städtische Ent-
wicklung und damit die Vermeidung von Brachfallen oder die Regeneration städtischer 
Problemgebiete nicht ohne Einbezug  der betroffenen Wirtschaftsakteure und Unter-
nehmer funktioniert. Prosperierende Wirtschaft und zufrieden stellende Lebensbedin-
gungen für die Stadtbewohner bedingen sich gegenseitig. Eine entscheidende Innovati-
onskraft bzw. durchschlagende Neuerungen in Bezug auf Flächenrecycling mit Hilfe 
von PPP bieten die Ergebnisse bzw. Einzelstudien von ENTRUST nicht. 
 
 
5.1.3 EU Projekt URBACT 
 
Mit Unterstützung des EU Programms URBACT entwickelten 13 europäische Städte 
einen Leitfaden, wie öffentlich private Partnerschaften bei Stadterneuerungsaufgaben in 
Zukunft eine wichtige Rolle spielen können. Der Endbericht: „Public Private Partners-
hip in urban regeneration - A guide to opportunities and practice”173 bietet einen Ü-
berblick über die PPP Ansätze der beteiligten Städte und schildert die Möglichkeiten, 
wie private und öffentliche Beteiligte an der Entwicklung einer Stadt teilhaben können. 
Die sog. „Partners 4 Action“ waren Liverpool, Chemnitz, Brüssel, Amsterdam, Graz, 
Porto, Kopenhagen, Nottingham, Gera, Lille, Riga, Budapest und Nikosia. In den 
Workshops zum Thema PPP bei Gewerbe und Dienstleistungen, bei Erneuerung von 
Stadtquartieren und beim Bau von Wohnungen wurden Grundlagen und Rahmenbedin-
gungen für Finanzierungsmodelle und die Verteilung der Risiken bei der Übertragung 
                                                 
173
 URBACT final report als download unter www.urbact.eu/partners4action/documents  






öffentlicher Aufgaben an private Partner oder in gemeinsame Gesellschaften diskutiert 
und entwickelt. 
Im Endbericht des URBACT Programms wird die Rolle von PPP im Rahmen der ganz-
heitlichen Natur von Stadterneuerung gesehen, bei der „mehr der soziale, kulturelle und 
wirtschaftliche Wandel als die rein bauliche Erneuerung im Mittelpunkt stehen“. „Unser 
Verständnis von PPP umfasst die Einbindung öffentlicher, privater und gesellschaftli-
cher Bereiche in die Partnerschaft, um spezielle Stadterneuerungsziele zu erreichen.“174 
 
Die Stadt Chemnitz175 hat ihre Erfahrungen, die während der Innenstadtentwicklung 
und im Rahmen des Stadtumbaus gemacht wurden, in URBACT eingebracht. Als PPP 
Erfolg wird die Entwicklung der Innenstadt in Partnerschaft mit privaten Investoren, der 
Grundstücks- und Gebäudewirtschaftsgesellschaft mbH und den Wohnungsgesellschaf-
ten im Endbericht vorgestellt. Zusätzlich wurde der Stadtteil Brühl im Rahmen des 
Stadtumbaus neu gestaltet, wobei die Zusammenarbeit zwischen Privaten und Öffentli-
chen bei dem privaten Kulturprojekt Schönherrfabrik sowie bei der Realisierung des 
Bürgerhauses und des Stadtteilparks hervorgehoben wird. Der Stadtteil Brühl wurde in 
den Jahren 1994 – 2000 mit Fördermitteln aus dem URBAN Programm umgestaltet. In 
Gera wird als konkretes PPP Projekt der Umbau und Betrieb der Lutherschule  als PPP 
im engeren Sinne geplant. In Budapest wurde das ehemalige Gaswerk Obuda als Pro-
jekt für URBACT vorgestellt. Im Jahr 2006 gründete die Stadt Budapest die Budapest 
Development and Regeneration Close Company (Budapest CC) als PPP, um die Ent-
wicklung einer Fläche voranzubringen, auf der ein ehemaliges Gaswerk steht. An der 
PPP Gesellschaft hält die Stadt Budapest 80 % und der private Sektor 20 % der Anteile. 
Man plant auf dem Areal, das bis dahin nur teilweise für kulturelle Zwecke genutzt 
wurde, die Expansion des nahe gelegenen „Infoparks“- einer Ansiedelung von Firmen 
der Filmindustrie – außerdem einen Museumsbereich, sowie die Öffnung hin zu einem 
Uferbereich als attraktive Entwicklungsmöglichkeit für privates Investment. In Graz 
wurde ein Start up Center in einer ehemaligen Brauerei eingerichtet. Es gilt als eine 
Schlüsselkomponente der städtischen Nachhaltigkeitsstrategie in Bezug auf die wirt-
schaftliche Entwicklung des westlichen Teils von Graz. In Nottingham fungiert das 
Projekt Nottingham Waterside zur Demonstration für PPP. Die Strategie basiert auf 
einem PPP Ansatz, der einen abgestimmten Masterplan vorsieht, bei dem der private 
Sektor die Führungsrolle bei Entwicklungsprojekten einnimmt. Der öffentliche Sektor 
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sorgt für die nötige Unterstützung bei Finanzierungslücken. Der Plan beinhaltet Woh-
nungsbau und sozialen Wohnungsbau, Raum für Gewerbe und Büros, sowie Raum für 
Freizeitgestaltung an Uferbereichen. Copenhagen Kvarterløft: Das dänische Stadter-
neuerungsgesetz von 1993 verpflichtet zur Einbindung von lokalen Bewohnern in 
Nachbarschaftserneuerungsprogramme. Das Kvarterløft Programm hat dies ebenso als 
zentrales Ziel. Die Aktivitäten umfassen Wohnungsbau (Renovierung und Neubau), 
Verbesserungen des ökologischen Umfelds, das soziale und kulturelle Leben, sowie 
Außenwirkung und Öffentlichkeitsarbeit. In Riga dient die Restaurierung denkmalge-
schützter Holzhäuser in der Kalnciema Straße als Beispiel für eine Öffentlich Private 
Partnerschaft. Das Projekt „Kalnciema Straße“ wird koordiniert durch Urban Baltic, 
eine Nichtregierungs- Organisation die zu diesem Zweck gegründet wurde. Der Stadtrat 
von Riga hat Firmen und Organisationen 85 % Steuererlass garantiert, die die Arbeiten 
am Projekt sponsern. 
 
Bewertung 
Bei den im Rahmen des EU Projektes URBACT vorgestellten Projekten handelt es sich 
jeweils um eine enge Zusammenarbeit zwischen Privatwirtschaft und öffentlicher Seite 
im Rahmen des Stadtumbaus. Die Partnerschaften dienen dazu, ein „Stadterneuerungs-
ziel zu erreichen“. Der Stadtumbau als öffentliche Aufgabe wird mit Hilfe von privaten 
Projektpartnern unterstützt. Um eine PPP im engeren Sinne handelt es sich bei dem 
Schulprojekt in Gera. Die übrigen Beispiele sind als PPP im weiteren Sinne zu verste-
hen.  
 
5.2 Fokus Brachflächen und Umwelt  
5.2.1 EU Projekt ARTERY: Restrukturierung von Flusslandschaften 
 
Das Artery176 Projekt in den Jahren 2003 - 2006 war Teil des europäischen INTERREG 
IIIB Programms für Nordwesteuropa und konzentrierte sich auf die Regenerierung von 
Flusslandschaften in Deutschland, Großbritannien und den Niederlanden. Folgende 
Metropolregionen arbeiteten innerhalb der Artery Partnerschaft zusammen: das Ruhrge-
biet, die Region Rhein-Neckar, sowie die Region Stuttgart-Neckar in Deutschland, das 
Mersey Becken im Nordwesten Englands und die Region Hollandsche IJssel in den 
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Niederlanden. Es handelt sich hierbei um ehemalige Industrieregionen, wobei die Revi-
talisierung ihrer Flusslandschaften insbesondere durch die industriellen Hinterlassen-
schaften behindert wird. Im Mittelpunkt standen die ehemalige und die zukünftige Be-
deutung dieser Flusslandschaften für Europa, die Entwicklung von Strategien für die 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Probleme, sowie die breite Unterstützung 
dieser Vorhaben durch die Bevölkerung und die Privatwirtschaft. 
Mit Hilfe der Finanzierung durch das europäische INTERREG IIIB Programm Nord-
westeuropa in Höhe von 12 Mio. € konnten bauliche Maßnahmen für zehn Pilotprojekte 
realisiert werden.  
 
Artery gliederte sich inhaltlich in 4 Themenbereiche:  
1. Regionale Entwicklungsstrategien,  
2. Mitwirkung der Öffentlichkeit,  
3. Bewusstseinsbildung und  
4. Public Private Partnership 
 
Im Rahmen von Artery wird PPP folgendermaßen definiert: „Unter Public Private 
Partnerships versteht man Partnerschaften zwischen öffentlichen Institutionen und pri-
vatwirtschaftlichen Unternehmen oder Institutionen des privaten Sektors, die zusammen 
Projekte für die öffentliche Hand, also für das Gemeinwohl umsetzen. Wenn sich ein 
Unternehmen mit einem öffentlichen Projekt identifizieren kann, dann führt dies in der 
Regel zu einer breiten Unterstützung des Projekts, ob nun durch Sachleistungen oder 
finanzielle Mittel.“177 Durch das privatwirtschaftliche Engagement wird unternehmeri-
sches Know-how eingebracht, die Umsetzung des Projekts beschleunigt und Ressourcen 
wie Arbeitsmaterial, finanzielle Mittel oder Arbeitskraft beigetragen. Privatwirtschaftli-
ches Engagement kann aber auch durch Management – und Wartungsverträge oder 
durch Handels- und Dienstleistungsabkommen erfolgen. Anhand der Artery Pilotprojek-
te sollte aufgezeigt werden, wie man die Unterstützung von Unternehmen am besten 
gewinnen kann und welche Konzeption zur Regenerierung von Flusslandschaften not-
wendig ist, um echte Vorteile für die Unternehmen zu erzielen: „Eine Win-Win Situati-
on ist immer eine solide Basis für Erfolg.“178 Hierbei wird auch die Frage behandelt, 
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welche Partner sich für eine Public Private Partnership eignen. Finanzielle Investitionen 
und Beratungsleistungen, aber auch Fachwissen des Partners und nicht zuletzt die Be-
reitstellung von Grundstücken kann für ein Projekt entscheidend sein. Deswegen sollte 
man sich in der Planungsphase über die Ansprüche eines Vorhabens klar werden. AR-
TERY vertritt die Position, dass man sich einerseits in der Umgebung nach Partnern aus 
der Wirtschaft gezielt umsehen sollte, welche einerseits die passenden Ressourcen ha-
ben und andererseits ein persönliches Interesse am Projektziel haben könnten. Unter-
nehmen sollten einen wirtschaftlichen Nutzen von dem Investment haben. Dies gilt 
auch für Unternehmen, die als Anlieger von einer geplanten Grundstücksentwicklung 
profitieren könnten. In der Region Rhein-Neckar sollte im Rahmen des Projekts Leben-
diger Neckar ein Wasserspielplatz gebaut werden. Man fand dann in den Stadtwerken 
Heidelberg den richtigen Partner, der die fehlenden 100.000 € beisteuerte. Zusätzliche 
privatwirtschaftliche Mittel sollten in einer frühen Projektphase gesichert werden. Das 
Pilotprojekt „Speke and Garston Coastal Reserve“ am Mündungsbecken des Mersey 
gelang mit Unterstützung der Peel Holding, welche Eigentümerin des Küstenstreifens 
war, an dem das Projekt umgesetzt werden sollte. Auf dem verwahrlosten Küstenstrei-
fen sollte mit Hilfe von ARTERY und der Mersey Basin Campaign ein öffentlicher 
Park entstehen. Man überzeugte die Peel Holding davon, dass durch die Aufwertung des 
Landes auch die angrenzenden Grundstücke profitieren, die ebenfalls im Besitz der Peel 
Holding waren: der John Lennon Airport und ein neu entwickelter Businesspark. Das 
aufgewertete Nachbargrundstück machte den Businesspark für Unternehmen attraktiver 
und man erzielte letztendlich sogar höhere Mietpreise. Die Peel Holding beteiligte sich 
an der Partnerschaft für das Coastal Reserve dadurch, dass sie Rechts- und Manage-
mentberater zur Verfügung stellte, einen Kreisverkehr am Eingang des Coastal Reserve 
baute und Kunstwerke aufstellen ließ. Das Image der Peel Holding bei der Bevölkerung 
gewann so im Zuge des Projektes.  
Die Einbeziehung des privaten Partners in die Planungsphase wird für seine Motivation 
für die Partnerschaft als außerordentlich wichtig erachtet. Dies zeigte ein weiteres Pro-
jekt im Rahmen von ARTERY, der Mersey Vale Nature Park. Die Emery Farm Holding 
als Eigentümerin eines Brachengeländes, auf dem früher Bleichwerke standen, ging eine 
enge Arbeitsbeziehung mit den ARTERY Partnern (Stadtrat von Stockport und Mersey 
Basin Campaign) ein. In der Planungsphase einigte man sich, dass die Emery Farm 
Holding das Land zur Verfügung stellte und ihr im Gegenzug erlaubt werden sollte, 
Erdreich aus anderen Baustellen auf dem Gelände zu verteilen, was auch zu einer Kos-






teneinsparung beim Bau des Nature Parks beitrug. Hätte man die Planung des Projektes 
schon abgeschlossen, ohne den privaten Partner frühzeitig einzubeziehen, wäre die PPP 
nicht gelungen. Das ARTERY Handbuch gibt weiterhin Hinweise, wie man den Kon-
takt mit privaten Partnern aufnehmen kann und sie für ein Projekt gewinnen kann. Hier-
bei ist die Aussicht auf einen wirtschaftlichen Gewinn für die Unternehmen ein zentra-
les Motiv. Man ist sich bei ARTERY darüber im Klaren, dass finanzielle Gewinne für 
Partner des privaten Sektors bei Projekten zur Regenerierung von Flusslandschaften vor 
allem in der Freizeit-, Tourismus- und Immobilienbranche entstehen. Dies zeigte auch 
das Beispiel des Yacht Club Hartkortsee, der eine Partnerschaft mit der Wittener Ge-
sellschaft für Arbeits- und Beschäftigungsförderung und der Stadt Hagen einging. Für 
das ARTERY Pilotprojekt ‚Barrierefreie Tourismusangebote’ an der Ruhr stellte der 
Yacht Club sein Gelände zur Verfügung, um die Errichtung eines Informations- und 
Servicecenters für Tourismus und Naherholung im Ruhrtal zu ermöglichen. Der Yacht 
Club erweiterte im Zuge des Projekts seine Angebote zum Behindertensport und Was-
sersport für Schulen. Im Gegenzug für die Sanierung des Bootshauses durch das AR-
TERY Projekt verpflichtete sich der Yacht Club außerdem zur dauerhaften Instandhal-
tung der aufgewerteten Einrichtungen. Auch der Eigentümer einer Wohnungsbaugesell-
schaft erkannte das Potential der Ruhrtal Initiative und beteiligte sich an verschiedenen 
Aufwertungsprojekten, weil er die steigende Attraktivität der Region als Geschäftsvor-
teil für sich sah. Mehr Menschen und Unternehmen würden sich niederlassen, die Woh-
nungsgesellschaft würde langfristig davon profitieren.  
Die Wirtschaftsunternehmen, die sich als private Partner in den ARTERY Projekten 
engagiert haben, gewannen an Ansehen in der Bevölkerung. Dadurch, dass sich die Un-
ternehmen an sozial und ökologisch bedeutsamen Projekten in ihrer Nachbarschaft be-
teiligten, demonstrierten sie auch, dass ihnen das Wohl ihrer Umgebung wichtig ist. 
„Wird ein Projekt von der Bevölkerung als wichtig eingeschätzt, erhöht dies auch das 
Image der beteiligten Unternehmen und Institutionen.“179 
    
Bewertung  
Das Hauptziel von ARTERY war, neue wirtschaftliche und soziale Chancen in einer 
ökologisch gesunden Umgebung zu schaffen. Marketing und Öffentlichkeitsarbeit wur-
den dabei als zentrale Instrumente eingesetzt. In diesem Sinne wurde auch die Grün-
dung von PPPs gezielt vorangetrieben, wobei die Vorteile der Public Private Partnership 
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für den privaten Partner genau eruiert wurden. Man entwickelte Strategien, wie man 
potentielle Kooperationspartner anspricht, und versetzte sich in die Lage der Unterneh-
men, um ihre Sicht auf das geplante Projekt zu haben und dadurch den richtigen Pro-
jektpartner herauszufinden. Für eine langfristig erfolgreiche Partnerschaft wurde als 
wichtig erachtet, dass der private Partner außerdem bereits intensiv in die Planungspha-
se einbezogen wird. Und es wurde dem privaten Partner deutlich gemacht, dass er wirt-
schaftliche Vorteile aus einem Projekt schöpfen kann, das dem Allgemeinwohl dient 
und dadurch möglicherweise einen hohen Stellenwert in der Bevölkerung hat.  
ARTERY war ein äußerst erfolgreiches EU Projekt. Mit den eingesetzten 12 Mio. € 
gelang es, Folgeinvestitionen von rund 13 Mio. € zu erzielen und außerdem mehr als 
9.000 Arbeitsplätze zu sichern. Deswegen plant man auch die Neuauflage des europäi-
schen Kooperationsprojektes als ARTERY II.  
 
ARTERY hat das Prinzip der Public Private Partnership für seine Belange und Ziele 
erfolgreich eingesetzt und auch vom Grundverständnis her richtig angewendet: PPP 
wurde als ein Instrument gesehen, um ein öffentliches Projekt, also die Regenerierung 
und öffentliche Nutzung von zerstörten Flussufern, mit Hilfe von privaten Partnern um-
zusetzen. Das Handbuch als Ergebnis des dreijährigen Vorhabens darf als gelungen be-
zeichnet werden. Die darin beschriebenen Pilotprojekte haben Vorbildfunktion für zu-
künftige Projekte der Regionalentwicklung in Europa. Und ARTERY hat gezeigt, wie 
PPP als Instrument für die Brachflächenmobilisierung funktionieren kann. 
 
5.2.2 USA: Brownfields National Partnership  
 
In den USA wurde 1994 unter der Regierung Clinton die sog. Brownfield Economic 
Redevelopment Initiative180 vorgestellt. Das Superfund-Programm, das innerhalb der 
US amerikanischen Altlastenpolitik für die Förderung der Brachflächensanierung ge-
nutzt wird, sollte dahingehend verbessert werden, dass der private Sektor verstärkt in 
die Finanzierung von Entwicklungsmaßnahmen einbezogen werden sollte. Daneben 
sollte das öffentliche Bewusstsein für die Problematik verstärkt werden (Common 
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Sense Initiative).  Man beschloss, die Aktivitäten in vier inhaltlichen Bereichen voran-
zutreiben: 
1. Genehmigung von Pilotprojekten im Brachflächenrecycling 
2. Festlegung von Haftung und Sanierungszielen 
3. Gestaltung von Public Private Partnerships mit Hilfestellung für staatliche 
Einrichtungen, Bundesstaaten und Kommunen 
4. Förderung des lokalen Arbeitsmarktes und Anleitung von Initiativen 
 
Im Falle der vorgeschlagenen Public Private Partnerships sollte die EPA (Environmen-
tal Protection Agency) Partnerschaften mit staatlichen Einrichtungen, Bundesstaaten, 
Kommunen und anderen Organisationen eingehen, um eine koordinierte Vorgehenswei-
se im Brachflächenrecycling zu gewährleisten. Unter dem Namen  Brownfields Natio-
nal Partnership sollten Kommunen bei der Schaffung von Partnerschaften zwischen 
dem öffentlichen und dem privaten Sektor unterstützt werden. Ziel hierbei war, den 
Umweltschutz mit wirtschaftlicher Entwicklung und städtischer Revitalisierung zu ver-
binden. Zu diesem Zweck startete die EPA 1997 einen Zwei-Jahres-Aktionsplan mit 
mehr als 100 Vereinbarungen über Investitionen in Brachflächen im Wert von mehr als 
300 Mio. $.   
 
Bewertung  
Im Anschluss an die Agenda vom Mai 1997 wurden keine weiteren Aktivitäten unter 
dem Namen Brownfield National Partnership gestartet. Zumindest enden die Aufzeich-
nungen der US Umweltbehörde EPA hierzu alle im Jahr 1997181. Auch werden keine 
konkreten Beispiele oder Pilotprojekte beschrieben, die die gewünschten Partnerschaf-
ten zwischen öffentlichem und privatem Sektor im Sinne der wirtschaftlichen Entwick-
lung und städtischen Revitalisierung erklären oder dokumentieren würden.   
 
5.2.3 English Partnerships  
 
English Partnerships ist eine staatliche Initiative, die die nationale Brachflächenstrategie 
in Großbritannien gezielt voranbringen soll. Sie wurde im Auftrag des Vizepremiermi-
nisters entwickelt. Der English Partnerships Investment Fund ist dabei das wichtigste 
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Instrument zur Förderung der Wiedernutzbarmachung von Land und zur Stimulierung 
von privatem Engagement in den Erneuerungsprojekten.182 
Die Brachflächenstrategie beinhaltet eine detaillierte Zusammenstellung des Brachflä-
chenbestandes und soll darlegen, wie diese Flächen am besten wieder in einen produkti-
ven Nutzen gebracht werden können. Man bedient sich der Nationalen Landnutzungsda-
tei (National Land Use Database NLUD), in der mehr als 66.000 ha vormals genutzter 
Flächen registriert sind, die neu entwickelt werden könnten. Mit Hilfe von English Part-
nerships wird weiterhin ein Register aller überzähligen öffentlich genutzten Flächen im 
Land aufgebaut, wobei eine enge Zusammenarbeit mit den sog. Regional Development 
Agencies und den öffentlichen Partnern angestrebt wird. Die Regional Development 
Agencies sind zuständig für die wichtigsten Förderprogramme im Brachflächenrecyc-
ling. 
English Partnerships saniert Flächen und hilft bei der kommunalen Entwicklung in ganz 
Großbritannien, die Schaffung neuer Arbeitplätze steht dabei im Vordergrund. Das Na-
tionale Steinkohle Programm, das Förderprogramm „Millennium Kommunen“ und die 
Stadterneuerungsgesellschaften sind dabei für die Kommunen Schlüsselmechanismen 
für ihre Erneuerung. Durch Partnerschaften mit dem privaten Sektor gehen im Zuge der 
Sanierungsmaßnahmen positive Impulse für wirtschaftliches Wachstum und die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen aus. Die öffentlichen Gelder, die zugleich für die Verbesserung 
des Umweltschutzes ausgegeben werden, lösen wiederum private Investitionen aus. 
English Partnerships besitzt eine strategische Rolle innerhalb der Nachhaltigkeitsstrate-
gie Großbritanniens. Eines der Nachhaltigkeitskriterien besagt, dass mindestens 60 % 
des Neubaus von Wohnungen auf Brachflächen realisiert werden sollen, um damit 
Grünflächen zu schonen. Mit der Registrierung und dem Ankauf von Brachflächenland 
und Land in öffentlichem Besitz hofft man dieses Ziel maßgeblich zu erreichen.  
 
Bewertung 
Die britische Initiative English Partnerships sorgt mit der Bereitstellung von öffentli-
chen Geldern zum Brachflächenrecycling für Anschubinvestitionen auf den verlassenen 
Standorten. Diese werden so für eine wirtschaftliche Wiederbelebung attraktiv, und pri-
vate Folgeinvestitionen werden ausgelöst. Die Strategie zielt also ab auf eine erneute 
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privatwirtschaftliche Nutzung der Flächen und die Schaffung von Arbeitsplätzen bei 
gleichzeitiger Verbesserung der Umweltsituation. Die Partnerschaft zwischen öffentli-
cher Hand und dem privaten Sektor kommt durch den Fördermechanismus zustande. 
Eine Public Private Partnership in dem Sinne, dass die sanierten Flächen dagegen für 
eine öffentliche Nutzung vorgesehen werden und dabei privatwirtschaftliches Engage-
ment eine Rolle spielt, liegt hier aber nicht vor. Offensichtlich eignen sich die Flächen 
für eine weitere privatwirtschaftliche Nutzung, bzw. zumindest lohnt sich ein Invest-
ment infolge der staatlichen Förderung für einen bestimmten Zeitraum.  
 
 
5.3 PPP Ansätze für Radwege auf Verkehrsbrachen  
 
In Abschnitt 4 wurde ein Beispielprojekt für eine Public Private Partnership auf einer 
Verkehrsbrache vorgestellt: der DIAMANT Radweg auf der ehemaligen Eisenbahnstre-
cke Chemnitz – Wechselburg. Brachliegende Verkehrsdämme und dabei in erster Linie 
Bahndämme werden inzwischen vielerorts zu Radwegen umgestaltet. Dabei handelt es 
sich aber fast immer um Projekte, die von der öffentlichen Hand geplant, finanziert und 
umgesetzt werden. Die dauerhafte Beteilung Privater in mehreren Projektphasen und 
vor allem als finanzieller Partner ist dagegen selten. Beispiele aus anderen Ländern, bei 
denen private Partner die Revitalisierung von Verkehrswegen zu Radwegen maßgeblich 
vorangebracht haben, sollen nachfolgend dargestellt werden.  
 
 
5.3.1 Rails to Trails USA 
Rails to Trails Conservancy arbeitet seit 1986 als Non Profit Organisation an der Unter-
stützung und Koordinierung für den Bau von Radwegen auf stillgelegten Eisenbahnli-
nien in den Vereinigten Staaten. Seit 1991 hat das US Ministerium für Verkehr mehr als 
1,8 Mrd. $ für Rad-, Wander- und Radwegeprojekte in den USA zur Verfügung gestellt. 
Rails to Trails Conservancy befürwortet eine öffentliche Förderung von Radwegen und 
setzt sich für nachhaltigen Verkehr ein. 
Dabei werden Partnerschaften mit öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen eingegan-
gen. Prominente Unterstützer aus der Wirtschaft sind American Express Company, Co-
ca-Cola und Dasani (Mineralwassermarke von Coca-Cola). 






Mehr als 100.000 Mitglieder unterstützen die Organisation. Ihr Ziel ist, dass bis zum 
Jahr 2020 mindestens 90 % der US-amerikanischen Bevölkerung nicht weiter als drei 
Meilen von einem Radweg entfernt wohnen.  1986 gab es gerade einmal 250 Meilen 
Radwege auf Eisenbahndämmen. Inzwischen stehen 13.400 Meilen zur Verfügung, die 
aufgrund von intensiven Partnerschaften zustande gekommen sind. 10 Millionen US 
Bürger nutzen die Radwege jedes Jahr.183 
Die Leistungen von Rails to Trails Conservancy umfassen u.a. die Unterstützung der 
Kommunen mit eigenem Technikpersonal bei der Planung und beim Bau der Radwege. 
Der Aufbau zusätzlicher regionaler Büros sorgt für eine optimale Erreichbarkeit. Auf 
internationalen Konferenzen versammelt Rails to Trails Conservancy alle zwei Jahre 
hunderte Mitglieder der globalen Radweg-Bewegung für Training, Netzwerkarbeit und 
Informationsaustausch. Daneben bemüht man sich, Sponsoring Partnerschaften mit der 
Wirtschaft aufzubauen, durch die beide Seiten profitieren. 
Zusammen mit Rails to Trails hat z.B. das Mineralbrunnen-Unternehmen Dasani bottled 
water (ein Unternehmen der Coca-Cola Gruppe) das „Dasani Blue Bikes Program“ ge-
startet. Durch dieses Programm wurden z.B. moderne Fahrräder vom Typ TREK an 
acht Kommunen entlang der Rails to Trails Routen quer durch die USA verschenkt. Mit 
der Unterstützung von Lance Armstrong und den kommunalen Partnern wurden die 
TREK Fahrräder werbewirksam an die 8 Kommunen im Land verteilt. Unter 
www.dasani.com kann man sich für eine Freifahrt registrieren lassen. Dasani hat außer-
dem als Sponsor Verbesserungen an den Radwegen vorgenommen durch die Bereitstel-
lung von Picknick Tischen, Bänken, Unterständen und andere Annehmlichkeiten für 
Radfahrer und Wanderer.184  
Der Jahresbericht 2005185  von Rails to Trails Conservancy weist Ausgaben und Ein-
nahmen in Höhe von ca. 6 Mio. US $ aus. 38 % der Einnahmen stammen aus Mit-
gliedsbeiträgen, weitere 27 % aus anderweitigen Einzelbeiträgen. Die Corporate Spon-
sorships machen hingegen nur 4 % der Einnahmen aus. Ausgaben wurden getätigt für 
die Unterstützung bei Radwegprojekten (30 %), für Regionalprogramme (22 %) und für 
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Die Non Profit Organisation Rails to Trails Conservancy unterstützt seit 20 Jahren in 
den USA den Umbau von ehemaligen Eisenbahnstrecken und deren Ausbau zu Radwe-
gen. Sie kämpft dabei für ein hohes Niveau an staatlichen Mitteln und Programmen für 
den nicht motorisierten Verkehr. Durch Mitgliedschaftsbeiträge und Sponsoring Partner 
steht der Organisation ein jährliches Budget von 6 Mio. $ zur Verfügung. Der Bau der 
Radwege und die zugehörigen finanziellen Leistungen werden von den öffentlichen 
Stellen erbracht, Rails to Trails Conservancy leistet vor allem Lobby und Netzwerk Ar-
beit, steuert Know How bei und sorgt für die nötige öffentliche Aufmerksamkeit. Spon-
soren aus der Wirtschaft unterstützen den Ausbau umweltfreundlicher öffentlicher Inf-
rastruktur. Hauptgeldgeber ist ein staatliches Förderprogramm, die Privaten spielen 
beim Bau und Betrieb keine wesentliche Rolle. Dennoch ist interessant festzustellen, 
dass sich die Wirtschaft für dieses Nachhaltigkeitsprojekt als sog „philantropic part-
ners“ engagiert und dass sich ein Marketing Netzwerk gebildet hat.  
 
5.3.2 SUSTRANS – routes for people, Großbritannien 
 
SUSTRANS186  ist Großbritanniens führende Wohltätigkeitsorganisation für nachhalti-
gen Verkehr und Transport (SUSTRANS = sustainable transport). Die Organisation 
wurde 1977 unter dem Eindruck der Ölkrise gegründet. Ziel ihrer Arbeit ist der Schutz 
der Umwelt und der Gesundheit der Bevölkerung in Großbritannien. Im Jahr 2006 wa-
ren 163 Mitarbeiter für SUSTRANS tätig. 
SUSTRANS ist eine registrierte Wohltätigkeitsorganisation und lebt von Spenden und 
Fondsgeldern. Dies beinhaltet die Beiträge zahlreicher Mitglieder sowie die Unterstüt-
zung von wohltätigen Stiftungen und Unternehmen, des weiteren der Nationalen Lotte-
riegesellschaft, dem nationalen Förderprogramm für Rekultivierung (landfill tax credit 
scheme), sowie von den lokalen Regierungen in Wales, Schottland und Nord-Irland, der 
zentralen Regierung in London und der Europäischen Union.  
 
National Cycle Network 
Das britische National Cycle Network, wurde nach und nach durch Zuwendungen der 
Lotteriegesellschaft in Höhe von 43,5 Millionen Pfund möglich gemacht. Die ersten 
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5.000 Meilen des National Cycle Network wurden durch finanzielle Unterstützung der 
„Millenium Commission“ erstellt, weitere Zuwendungen kamen von der Fahrradindust-
rie, repräsentiert durch die „Bicycle Association“, die „Association of Cycle Traders“ 
sowie dem Consortium für den Fahrradeinzelhandel. Mittlerweile sorgen 40.000 
SUSTRANS Unterstützer für den Unterhalt und Ausbau des Radwegenetzes, das inzwi-
schen mehr als 10.000 Meilen umfasst. 
75 % der britischen Bevölkerung erreichen das National Cycle Network in einer Entfer-
nung von weniger als 2 Meilen von ihrem Wohnort entfernt. Die Zusammenarbeit er-
folgt mit Anwohnern, Partnern in lokalen Behörden und Landeigentümern, um neue 
Routen zu identifizieren. Diese neuen Routen des Netzwerks können existierenden 
Straßen oder Radwegen folgen. Untersucht wird hierbei zusätzlich, welche Auswirkun-
gen die Wege auf die lokale Umwelt haben.  
SUSTRANS stützt sich zudem auf ein Team von 1.900 freiwilligen Mitarbeitern, den 
sog. „Rangers“, die sich um das National Cycle Network hinsichtlich Beschilderung, 
Reinigungsarbeiten, oder Repräsentation für SUSTRANS auf Veranstaltungen und Aus-
stellungen kümmern.  
Ein Online Kartenwerk von SUSTRANS gibt den Nutzern Auskunft über Bahnstationen 
in der Nähe des National Cycle Network. Die hierfür gestaltete Webseite 
www.atob.org.uk bietet Informationen über alle Eisenbahngesellschaften, die Fahrräder 
mittransportieren.  
 
Der Jahresbericht für das Geschäftsjahr bis zum 31.3.2006 verzeichnet Gesamteinnah-
men von SUSTRANS in Höhe von 21,9 Mio. Pfund und Ausgaben von 21,5 Mio. 
Pfund. 
SUSTRANS hat eine Instandhaltungsverpflichtung für eine Vielzahl ungenutzter Eisen-
bahnstrecken, wobei die Organisation Eigentümerin des Landes und der darauf befindli-
chen Einrichtungen ist. SUSTRANS ist ein registrierter „Environmental Body“ der zu-
ständigen Stelle für das landfill tax credit scheme und hat daraus schon für viele Projek-
te Unterstützung erhalten. Im Jahr 2006 fanden Bauarbeiten an sechs Projekten statt. 
„Safe routes to School“ und „Bike it“ sind Initiativen an Schulen, die Schüler für einen 
Schulweg per Rad oder zu Fuß begeistern wollen. „Bike it“ wird von der Fahrradindust-
rie gesponsert, organisiert durch SUSTRANS und unterstützt durch die Regierung. Pri-
vate Unterstützer des nationalen Rad-Netzwerkes (National Cycle Network) sind: die 
Freshfield Foundation, der RH Southern Trust und der Serve All Trust. 







Neben den Motiven der Förderung von Gesundheit und Umweltschutz ist man der An-
sicht, dass der Rad-Tourismus wirtschaftlich für viele Regionen von Bedeutung ist. Die 
positiven wirtschaftlichen Effekte erfassen ein ganzes Gebiet. Zudem hat man festge-
stellt, dass die Einrichtungen zum Radfahren Arbeitsplätze schaffen, pro investiertes 
Pfund entstünden doppelt so viele Arbeitsplätze wie beim Straßenbau.187 
 
SUSTRANS Projekte 
• National Cycle Network 
• Lebendige Nachbarschaft: Gestaltung von innerörtlichen Straßenzügen zuguns-
ten des nicht motorisierten Verkehrs 
• Travel Smart: Information und Hilfe, um umweltschonend zu verreisen 
• Active Travel: Initiative für Radfahren und Wandern als effektive Mittel, um ge-
sund zu bleiben  
• Bike it: Programm an Schulen, das für die Fortbewegung per Rad und zu Fuß 
wirbt. 
• Safe Routes to Schools: Ziel ist es, für jedes Kind in Großbritannien einen siche-
ren Weg zur Schule zu ermöglichen. 
 
Geldmittel, Fonds 
• Millenium Commission: Fördermittel der Millenium Commission in Höhe von 
605.000 Pfund zum Ankauf eines Gebäudes im Zentrum von Bristol als neuer 
Hauptsitz/ Zentrum für das National Cycle Network.  
• Unterstützung aus dem New Opportunities Fund 7,4 Mio. Pfund (2001-2006) für 
die Zusammenarbeit mit den lokalen Behörden zur Umsetzung des Programms 
„Green Routes, Safe Routes“  
• Department for Transport: 2 Millionen Pfund in 2005/2006 für das „Links to 
Schools“ Programm. Das Projekt wird Anbindungen von 300 Schulen an das 
Radwegenetz ermöglichen. 
• Die Organisation SUSTRANS ist registrierter „Environmental Body“ von 
ENTRUST, zuständig für das (aus Steuern finanzierte) nationale Kreditpro-
gramm zur Rekultivierung (regulator of the landfill tax credit scheme); derzeit 
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werden durch dieses Programm 6 Projekte innerhalb des National Cycle Net-
works gefördert. 
• Projekte auf alten Eisenbahnstrecken in Wales und Schottland werden von den 
Regionalregierungen Welsh Assembly und Scottish Executive im abgelaufenen 
Geschäftsjahr bis 31.3.2006 mit 2 Mio. bzw. 5,4 Mio. Pfund gefördert 
• Im Jahr 2006 wurden 12 Kunstprojekte auf dem National Cycle Network finan-
ziert. Zum Teil stammten die finanziellen Mittel vom Rat für Künste 
• Der J.J. Charitable Trust und der Mark Leonard Trust engagierten sich für das 
„Travelsmart“ Programm, die Esmee Fairbain Foundation für das Safe Routes to 
Schools 
• Das „Active Travel UK“ Programm wird unter anderem von der Britischen Herz 
Stiftung gefördert. 
• Mit Unterstützung der britischen VODAFONE Stiftung wird eine neue IT Stra-
tegie ermöglicht (32.000 Pfund). 
 
Bewertung 
SUSTRANS bringt die Entwicklung eines Nationalen Radwegenetzes in Großbritannien 
seit fast 30 Jahren erfolgreich voran. Man hat dabei ein dichtes Geflecht aus Partneror-
ganisationen, öffentlichen Fördermittelgebern, der Wirtschaft und den Bürgern ge-
strickt. Die Geldflüsse aus den verschiedensten Fonds und die Übertragungen auf Part-
nerorganisationen sind dabei anhand des Jahresberichtes teilweise nur schwer nachvoll-
ziehbar. Festgestellt werden muss aber letztendlich, dass es sich zum Großteil um öf-
fentliche Fördermittel handelt, die langfristig der wichtigste Grundstock für die Projekte 
von SUSTRANS sind. Private Mittel werden in Form von Spenden, Sponsoring und 
Arbeitsleistungen erbracht. Es handelt sich hierbei aber um keine PPP im engeren Sin-
ne, da Private keine führende Rolle bei der Umsetzung der öffentlichen Leistung (Pla-
nung, Bau, Finanzierung, Betrieb des Radwegenetzes) übernehmen, sondern diese Füh-
rungsrolle verbleibt bei der Non Profit Organisation SUSTRANS. Als bemerkenswert 
bleibt allerdings festzustellen, dass es diese Organisation schon seit annähernd 30 Jah-
ren gibt und dass das bürgerschaftliche Engagement Nachahmung finden sollte in ande-
ren europäischen Ländern. Das Engagement der Industrie und der Wirtschaft ist zwar 
ebenso vorhanden, man misst dem Projekt allerdings noch keine wesentliche Bedeutung 
zu.  






SUSTRANS hat in den formulierten Zielvorstellungen Umwelt- und Gesundheitsförde-
rung als wesentliche Triebkraft der Organisation identifiziert. Die Umweltförderung 
wird dabei mit der einhergehenden Abgasreduzierung propagiert. Der Zusammenhang 
zur Flächenproblematik und zum nachhaltigen Flächenverbrauch wird im Hinblick auf 
Fördermittel aus dem „landfill tax credit scheme“ und der Zusammenarbeit mit 
ENTRUST deutlich.  
 
SUSTRANS beweist, dass partnerschaftliches Engagement zum Ziel führt und versteht 
sich ähnlich wie Rails to Trails als Lobby Organisation für eine nachhaltige Entwick-
lung in Verkehr und Transportwesen, da man im Lauf der Jahre auf beachtliche Erfolge 
zurückblicken kann.  
 
  
5.3.3 Veloland Schweiz  
 
Veloland Schweiz wurde 1995 als Stiftung gegründet. Bis 1998 sollte im Rahmen einer 
Public Private Partnership ein nationales Angebot für Radfahrer realisiert und in den 
Folgejahren weiterentwickelt werden.188 Diese Zielsetzung wurde erweitert auf nachhal-
tige Freizeit- und Tourismusangebote in Kombination mit öffentlichem Transport. Auf-
grund der nationalen Zielsetzung ist die Stiftung der Aufsicht des Bundes unterstellt.  
 
Das Tourismus- und Freizeitkonzept „SchweizMobil“ und soll neben dem bereits etab-
lierten „Veloland Schweiz“ zusätzlich die Angebote „Wanderland Schweiz“, „Moun-
tainbikeland Schweiz“, „Skatingland Schweiz“ und „Paddelland Schweiz“ bereitstellen. 
Diese Freizeit- und Tourismusangebote stehen unter dem Schlagwort „Human Powered 
Mobility“. Zusätzlich wird mit „MobilNet“ eine moderne Lösung zur Internet Kommu-
nikation dieser Angebote zusammen mit den Partnern Schweiz Tourismus und der 
Schweizer Bundesbahn entwickelt, so dass alle Fortbewegungs- und Transportmöglich-
keiten kundenfreundlich verbunden werden können. 
 
Die 3.000 km nationalen Routen des Velolands Schweiz wurden mit regionalen Routen 
erweitert. Zwischen 2003 und 2006 wurden ca. 5.000 km regionale Fahrradrouten in das 
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Veloland Schweiz integriert.189 Die Finanzierung von Veloland Schweiz (Investitionen, 
Unterhalt) wird mit Bundesmitteln, Landesmitteln, Privaten Mitteln, sowie Sponsoring 
und Spenden gesichert. 
 
Für „Veloland Schweiz“ hat man überdies zusammen mit dem Fahrradhersteller Tour 
de Suisse ein Tourenrad entwickelt, das den Anforderungen von Veloland Schweiz ge-
recht wird. Das „Veloland Velo“ zeichnet sich durch Zuverlässigkeit und Langlebigkeit 
aus. Auf der „Veloland“ Homepage findet sich der Online Fahrplan der Schweizer Bun-
desbahn. Weiterhin wurden 60 empfohlene Transportstrecken ausgearbeitet und be-
nannt, auf denen man in Bahnen, Postautos und Schiffen entweder größere Höhendiffe-
renzen überwinden kann, Tagesetappen verkürzen kann, oder die man als Abwechs-
lungsvariante innerhalb des Radurlaubs nutzen kann. Das Online Angebot „Velo& Bett“ 
erleichtert außerdem die Quartierssuche entlang der gewünschten Fahrradroute. 
Somit entstand ein ganzheitliches Freizeit- und Tourismusangebot, das die wichtigsten 
Bedürfnisse verknüpft. Ziel war es, mit "Veloland Schweiz" ein qualitativ hochwertiges 
Angebot für das Radfahren in der Schweiz in den Bereichen Tourismus, Freizeit und 
Alltag bereitzustellen. Dadurch sollte eine bedeutende Wertschöpfung in den Bereichen 
Übernachtung, Gastronomie, Transport, Kommunikation und diverse Dienstleistungen 
generiert werden. 
 
Stiftungsmitglieder von Veloland Schweiz sind: 
• Schweizerische Bundesbahnen  
• Schweizerische Beratungsstelle für Unfallverhütung, Bern 
• Schweiz Tourismus, Zürich 
• Schweizer Tourismus-Verband  
• Swiss Olympic Association, Bern 
• Swiss Cycling, Bern 
• Touring Club Schweiz 
• Verkehrs-Club der Schweiz, Bern 
• Velo Suisse Verband der schweizerischen Fabrikanten, Grossisten und Impor-
teure der Zweiradbranche 
 
                                                 
189
 Velobüro Olten, Beitrag in: www.nationaler-radverkehrsplan.de des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung   






Finanzielle Unterstützung leisten: 
• SECO, Schweizer Kompetenzzentrum für Wirtschaftspolitik 
• Schweizer Bundesamt für Raumentwicklung 
• ASTRA Schweizer Bundesamt für Straßen 
• Fonds für Verkehrssicherheit 
• Aktionsplan Umwelt und Gesundheit 
• SIGNAL, Hersteller von Produkten für Verkehrssicherheit 




Die Stiftung Veloland Schweiz wird aufgrund der engen Zusammenarbeit im Bereich 
„Nachhaltiger Fahrradtourismus“ zwischen öffentlichen und privatwirtschaftlichen Ak-
teuren als Public Private Partnership bezeichnet. Das Radverkehrskonzept der Schweiz 
darf als sehr fortschrittlich bezeichnet werden, da es einerseits modernen Informations-
ansprüchen gerecht wird und andererseits aufgrund des ganzheitlichen Ansatzes auch 
gesamtwirtschaftliche Aspekte berücksichtigt, aber auch selbst generiert. Es gibt jedoch 
keine führende Rolle der Privatwirtschaft in dieser „PPP“, öffentliche Stellen und Ver-
bände dominieren. Und bei der Zusammenarbeit zwischen Öffentlichen und Privaten 
stehen weniger Bauvorhaben neuer Radwege im Vordergrund als vielmehr die Informa-
tionsstrategie und Vermarktung des Fahrradtourismus in der Schweiz. Dennoch müssen 
z.B. die Aktivität der Schweizer Bundesbahn in diesem Konzept, aber auch die innova-
tive Entwicklung des „Veloland Velo“ aufgrund ihrer Vorbildfunktion für das Konzept 
„DIAMANT Radweg im Chemnitz Tal“ hervorgehoben werden. Brachliegende Bahn-
strecken als Ausgangsmaterial für neue Radwege werden im Konzept bzw. der zugehö-
rigen Homepage von Veloland Schweiz jedoch nicht fokussiert. 
 
 
5.4  Sponsoring für die Brachflächenrevitalisierung: Paper Mill Island 
 
Dass sich die Zusammenarbeit zwischen Privaten und Öffentlichen auch im relativ klei-
nen Projektrahmen lohnt, zeigt das Beispiel einer Revitalisierung in den USA: die ehe-
malige Industrie- und Gewerbebrachfläche Paper Mill Island in der Kleinstadt Bald-
winsville im US Staat New York. „Dieses Projekt ist ein Beispiel dafür, wie auch in 






Kleinstädten Vorhaben mit komplexen Finanzierungen aus diversen unterschiedlichen 
öffentlichen und privaten Quellen straff und zeitnah durchgeführt werden können.“190  
 
Die aufgegebene Industriefläche, eine 1 ha große Inselfläche im Zentrum von Bald-
winsville, wurde zwischen 1867 und den 1980er Jahren mehrfach umgenutzt. Auf die 
ursprüngliche Papiermühle folgten eine Werft, ein Ofenbauunternehmen und eine Au-
towerkstatt. Nach geraumer Zeit des Brachliegens bot der Besitzer das Grundstück der 
Stadt als Schenkung an, zumal es aufgrund der vermuteten Altlasten keine Aussicht auf 
einen Verkauf hatte. Paper Mill Island sollte Kernbestandteil eines Rahmenentwick-
lungsplanes für das Stadtviertel werden, das an den Cayuga-Seneca Kanal191 grenzt, in 
dem sich die Inselbrache befand. Man plante eine öffentliche Nutzung der ehemaligen 
Brachfläche als Bürgerpark mit Freilichtbühne. 75 % der Dekontaminationskosten soll-
ten aus Mitteln des Brownfield Programmes des New York State Department of Envi-
ronmental Conservation, übernommen werden. Der Rest sollte als Eigenkostenanteil 
durch die Stadt abgedeckt werden. Als Kontaminationsquellen fand man im Rahmen 
einer Voruntersuchung unterirdische Kraftstoff- und Heizöltanks, vergrabene Fässer 
und PCB belastete elektrische Anlagen, sowie Auffüllungen aus Aschen, Schlacken und 
Bauschutt. Nach Erstellung eines Sanierungsplanes nahm die Stadt die Schenkung an 
und begann 1998 mit Hilfe von Fördermitteln, den Standort zu sanieren. Die Behälter 
und Kontaminationsherde wurden ausgebaut und der Standort zusätzlich durch Einkap-
selung mit einer Stahlspundwand gesichert. Es entstanden dabei Kosten in Höhe von 0,5 
Mio. US $. Der Bau einer neuen Brücke, des Parks und der Freilichtbühne erforderten 
weitere 1,8 Mio. US $. Durch das Engagement der Stadtverwaltung konnte aber eine 
Vielzahl von privaten und öffentlichen Finanzierungsmitteln gewonnen werden. Der 
Abbruch der Gebäude wurde z.B. aus Mitteln des United States Department of Housing 
and Urban Development finanziert. Der Wiederaufbau der Brücke wurde mit Geldern 
des New York State Department of Transportation realisiert. Der für eine Kleinstadt 
erhebliche Eigenanteil für die Sanierung konnte schließlich in Form von Eigenleistun-
gen – Arbeitskräfte und Geräte – bei der Anlage des Parks angerechnet werden.  
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Wichtig für das Gelingen des Gesamtprojektes war jedoch, dass man zwei Großspender 
dafür gewinnen konnte. Die Firma Anheuser Busch, die eine Brauerei in Baldwinsville 
betreibt, spendete einen Betrag von 250.000 $ für den Bau der Freilichtbühne, das sog. 
„Budweiser Amphitheater“. Zusätzlich verpflichtete sich die Pepsi Corporation, fünf 
Jahre lang die Anschaffung und Unterhaltung von Parkeinrichtungen in Höhe von ins-
gesamt 250.000 $ zu übernehmen. Pepsi erhielt dafür die Schankrechte in allen öffentli-
chen Gebäuden und auf öffentlichen Flächen in Baldwinsville.  
 
Die Revitalisierung von Paper Mill Island hat der Stadt und der Region inzwischen 
spürbaren wirtschaftlichen Auftrieb gegeben. Aufgrund des Besucherzustroms an der 
Freilichtbühne wurden zusätzlich Läden und Restaurants in weiteren nahe liegenden 
ehemals leer stehenden Gebäuden eingerichtet.  
 
Eingebettet ist der Erfolg von Paper Mill Island jedoch insgesamt in die Wiederherstel-
lung des New York State Kanal Systems. Durch ein Gesetz aus dem Jahr 1996 wurden 
im Rahmen eines „Canal Revitalization Program“ 32 Mio. US $  für die Wiederherstel-
lung und Erhaltung der Kanal Infrastruktur bereitgestellt. Sie dient heute speziell der 
Freizeitnutzung. Das Kanalsystem, von dem der Erie Kanal192 der historische Vorläufer 
war, ist gleichzeitig Standort für unzählige Fabriken aus der Zeit der Industrialisierung 
im 19. Jahrhundert. Diese sind vielerorts nur noch Altstandorte und liegen brach. Die 
Revitalisierung des New York State Canal Systems aber „erschließt“ die Brachen aufs 
Neue. Wie am Beispiel von Paper Mill Island zu sehen ist, ging die Strategie auf, die 
Kanalinfrastruktur für Freizeit und Tourismus zu revitalisieren, da damit gleichzeitig ein 
Impuls auf die angrenzenden Brachen ausging – das Kanalsystem war in diesem Fall 
also die „Initialbrache“. Die PPP fand dann im geschilderten Beispiel der Kleinstadt 
Baldwinsville auf der angrenzenden Inselbrache statt, wobei das privatwirtschaftliche 
Engagement der Sponsoren entscheidend zum Erfolg beitrug. 
 
Bewertung 
Die Revitalisierung von Paper Mill Island kam zustande, weil Öffentliche und Private in 
einer PPP im weiteren Sinne zusammengearbeitet haben. Der öffentliche Nutzungs-
zweck der Insel als Park und Freizeitfläche mit Konzertbühne war aufgrund des erwar-
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teten hohen Besucherzustroms ein hinreichender Grund für Unternehmen aus der Pri-
vatwirtschaft, sich langfristig finanziell an diesem Projekt zu beteiligen.  
Festgehalten werden soll in diesem Zusammenhang aber auch, dass sich Öffentlich Pri-
vate Partnerschaften zugunsten der Entwicklung von Brachenstandorten auch dann loh-
nen, wenn der Projektumfang bzw. die umgestaltete Fläche vergleichsweise klein sind. 
Der Initialeffekt für  die lokale Wirtschaft kann davon bereits nachhaltig profitieren, wie 
im Beispiel Baldwinsville. Zu sehen war aber auch, dass die Entwicklung auf der Initi-
albrache signifikante Auswirkungen auf umliegende Brachen hat. Privates Sponsoring 
als Beitrag zur Realisierung eines öffentlichen Nutzungszwecks sollte als PPP Zweck 
auf Altstandorten insgesamt nicht unterschätzt werden.  
 






6. Nationale Projekte der Brachflächenmobilisierung mit PPP 
Struktur 
 
6.1 Stadtentwicklung in PPP Struktur  
 
Public Private Partnership in der Stadtentwicklung gab es bisher in Deutschland unter 
dieser Bezeichnung seit den 1990er Jahren u.a. in den Städten des Ruhrgebietes.193 Dort 
arbeiteten öffentliche Hand und private Akteure der Montanindustrie und von Misch-
konzernen bzw. ihre Immobilientöchter zusammen, um die altindustriellen Flächen auf-
zubereiten und im Sinne neuer Nutzungskonzepte für gemischte, also öffentliche und 
private, Zwecke städtebaulich aufzuwerten. Wie eine Untersuchung des Deutschen In-
stituts für Urbanistik (difu) zeigte, war die Zahl dieser PPP Vorhaben allerdings gerin-
ger als ursprünglich angenommen. Der hauptsächliche Nutzen für die private Seite war, 
im Rahmen der PPP öffentliche Fördermittel für ihre eigenen Flächen akquirieren zu 
können: „ohne die Verfügbarkeit öffentlicher Fördermittel aus Programmen des Landes 
und der Europäischen Union wären hier private Akteure kaum zu einer Kooperation 
bereit“.194  
Mit der Einrichtung gemeinsamer öffentlich-privater Entwicklungsgesellschaften über-
nahmen die Privaten die Funktion als Projektentwickler und Bauherren, die öffentliche 
Hand fungierte als Verfahrensbeschleuniger durch Schaffung von Planungsrecht, stellte 
politische und öffentliche Akzeptanz für die Vorhaben her bzw. kümmerte sich um För-
dermittel. Als Initiativen im Sinn einer Öffentlich Privaten Partnerschaft sind zu nen-
nen: die Entwicklungsagentur östliches Ruhrgebiet GmbH, der Initiativkreis Dortmun-
der Norden, sowie die Gesellschaft für Wirtschaftsförderung mbH Duisburg, bestehend 
aus IHK und 39 (Groß) Unternehmen. 
Die Umgestaltung problematischer und vor allem großflächiger Altstandorte oder 
Brachflächen ist in den meisten Fällen nur durch ein gemeinsames Vorgehen zwischen 
öffentlicher Hand und Privaten zu bewältigen, zumal meist ein großes öffentliches Inte-
resse an ihrer Umgestaltung besteht. Die Verteilung der finanziellen Lasten und der 
Risiken zwischen den Partnern sollte dabei durchaus pragmatisch gesehen werden und 
das Machbare im Vordergrund stehen.  
Im Folgenden werden zunächst Stadtentwicklungsprojekte auf Konversionsflächen vor-
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gestellt, die ausdrücklich als PPP publiziert wurden. 
 
6.1.1 Konversion Kaserne Göttingen 
 
Die Zietenkaserne in Göttingen wurde 1993 von der Bundeswehr als Standort aufgege-
ben und kurze Zeit darauf Gegenstand einer umfassenden Planung für ein neues Stadt-
quartier. Die „Zietenterrassen“ wurden im Rahmen des niedersächsischen Landeswett-
bewerbes „Neue Nutzung von Bauland im besiedelten Bereich“ im Jahr 2001 ausge-
zeichnet. Dabei wurde besonders die Wahl einer Public Private Partnership zur Realisie-
rung des Projekts anerkannt.195 
Die rund 50 ha ehemaliger militärischer Flächen wurden beplant mit Reihen- und Ein-
familienhäusern, Geschoßwohnungsbau, wohnverträglichem Gewerbe, einer Fachhoch-
schule, einem Technologiezentrum für Biotechnologie und Medizin, Behörden (Staatli-
ches Amt für Wasser und Abfall, Gewerbeaufsichtsamt, Bundesamt für Telekommuni-
kation, Polizei), sowie mit Kindertagesstätte, Grundschule, Jugendhaus, Geschäften und 
Arztpraxen. 
Das Kooperationsmodell beinhaltete eine PPP Trägerstruktur unter dem Namen „Im-
mobilien Development- und Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. Objekt Zietenkaserne 
KG“ (IDB KG Zietenkaserne). Daran beteiligten sich die Gesellschaft für Wirtschafts-
förderung und Stadtentwicklung Göttingen GWG (100% Tochter der Stadt Göttingen), 




Die neu entstandenen Zietenterrassen, Göttingen, weisen eine deutliche Mischung zwi-
schen öffentlichen und privaten Nutzungsformen auf. Fläche und Lage entsprachen of-
fenbar der Nachfrage am regionalen Immobilienmarkt. Privater Wohnungsbau, ein Be-
darf nach öffentlichen Einrichtungen und die Nachfrage der Wirtschaft machten die 
Entwicklung rentabel und möglich. Zudem bestand ein starkes Interesse von Seiten der 
Finanzgeber (Banken und Sparkassen) an der Realisierung dieses Projektes. Offensicht-
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lich hatte man auch keine Probleme mit einer Kontamination der Fläche, bzw. konnte 
diese im Rahmen des Projektes schultern. Eine Ankerfunktion bei der Neubesiedelung 
hatte das Technologiezentrum für Biotechnologie GöTec inne, das von der Gesellschaft 
für Wirtschaftsförderung und Stadtentwicklung Göttingen betrieben wird.  
Die Bezeichnung der Projektstruktur als Public Private Partnership ist jedoch problema-
tisch. Die beteiligten öffentlichen Partner (Niedersächsische LEG, städtische Gesell-
schaft für Wirtschaftsförderung), sowie die beiden Finanzinstitute (Nord LB und Göt-
tinger Sparkasse) haben zwar eine gemeinsame Gesellschaft in privater Rechtsform ge-
gründet (IDB GmbH & Co KG), die für die Entwicklung der Zietenterrassen zuständig 
war. Als „echte“ PPP hätte aber ein privatwirtschaftliches Unternehmen, an dem keine 
öffentlichen Einrichtungen beteiligt sind, diese Aufgabe übernehmen müssen. Mit Ein-
satz des Privaten in den Lebenszyklusphasen Planung, Bau, Finanzierung und Betrieb 
(inkl. Beteiligung an Risiken) bei der Realisierung öffentlicher Einrichtungen (Ämter, 
Schule, Hochschule usw.) hätte man tatsächlich von einer PPP auf dem Konversionsge-
lände sprechen können. Die zustande gekommene Partnerschaft ist dagegen eine PPP 
im weiteren Sinne, da die öffentliche Hand eine Führungsrolle inne hält.  
Die Partnerschaft aus Öffentlichen und Privaten spielte nur in der Projektphase der Flä-
chenentwicklung eine Rolle. Mit der Bezeichnung als PPP hat man dem Projekt aber 
offensichtlich gebührende Aufmerksamkeit verschafft und konnte vielleicht auch den 
privaten Investoren ein besonderes Klima am Standort vermitteln. 
 
 
6.1.2 Konversion Kaserne Lemgo 
 
Grundstücksentwickler interpretieren die öffentliche Aufgabe im Zusammenhang mit 
PPP und einer (städtischen) Grundstücksentwicklung dahingehend, dass die Kommune 
Flächen für ihre zukünftige Entwicklung sichern und zu diesem Zweck entwickeln müs-
sen. Im Rahmen einer PPP Vereinbarung werde diese Aufgabe an Private übertragen. 
Projektentwicklungsgesellschaften sind aber an dieser Art von Zusammenarbeit bzw. 
Partnerschaft im Falle eines Flächenrecyclingprojektes verständlicherweise nur dann 
interessiert, wenn der lokale und regionale Immobilienmarkt eine Nachfrage nach die-
sen aufbereiteten Flächen hergibt. Als Beispiel soll ein Projekt der WestGkA Manage-






ment Gesellschaft für kommunale Anlagen mbH, Düsseldorf dienen: die Umnutzung 
der ehemaligen Spiegelbergkaserne in Lemgo.197  
Im Falle der WestGkA wurde die Zusammenarbeit mit der Kommune so geregelt, dass 
Grundstücke durch die WestGkA aufgekauft und der Kaufpreis vorfinanziert wird. Ge-
lingt innerhalb einer vertraglichen Laufzeit von 5 Jahren eine Weiterveräußerung nicht, 
werden die verbliebenen Flächen der Stadt „angedient“. Der Projektentwickler finan-
ziert, verwaltet, plant, saniert und erschließt die erworbenen Flächen und veräußert sie 
dann in baureifem Zustand. Der Verkaufspreis deckt die Kosten für den Erwerb, die 
Erschließungs-, Sanierungsleistungen, die Verwaltungskosten und das Honorar der 
WestGkA.198 Als „PPP Modelle“ werden durch den Autor Ishorst vorgestellt: das 
„kommunale Modell“ (die Kommune übernimmt allein alle Gewinne und Verluste, der 
Partner wird auf Honorarbasis tätig), das „Investoren Modell“ (anfallende Gewinne/ 
Verluste entsprechen der Beteiligungsquote) und die „Projektgesellschaft“ (die Kom-
mune hält die Mehrheit an der Gesellschaft, dadurch bleiben Fördermittel verfügbar und 
die Finanzierung des Eigenanteils ist zu Kommunalkreditkonditionen möglich). 
 
Die Umnutzung der ehemaligen Spiegelberg Kaserne in Lemgo umfasste ein Areal von 
8,5 ha am Rande der Innenstadt, nachdem diese 1993 von britischen Streitkräften ver-
lassen wurde. 
In den 1990 er Jahren bestand ein Bedarf nach Wohnungen und Baugrundstücken, au-
ßerdem war der Bau einer Gesamtschule geplant. Die Management Gesellschaft 
WestGkA wurde von der Stadt Lemgo mit dem Erwerb, der Finanzierung und der Be-
vorratung der Liegenschaft beauftragt, außerdem mit dem teilweisen Rückbau von An-
lagen, mit der Planung und Erschließung, sowie mit der Vermarktung der Flächen. Die 
WestGkA war nach eigenen Angaben als „Dienstleister“ für die Kommune tätig, Chan-
cen und Risiken verblieben bei der Stadt Lemgo. Eigentümer der Fläche war die Ober-
finanzdirektion Münster, diese bot an, den Kaufpreis um 50 % zu reduzieren, wenn auf 
der Fläche soziale Nutzungen wie öffentlich geförderter Wohnungsbau und der Bau 
einer Schule realisiert würden. Vereinbart wurde außerdem, dass sich die Oberfinanzdi-
rektion an den Altlastenbeseitigungs- und Abbruchkosten beteiligte. Die Oberfinanzdi-
rektion verkaufte das gesamte Gelände an die WestGkA, die Flächen für die öffentliche 
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Nutzung wurden nach entsprechender Aufbereitung von der Stadt zurückgekauft und 




Die beschriebene Projektumsetzung im „PPP Modell“ im Falle der Spiegelberg Kaserne 
Lemgo durch die WestGkA Management Gesellschaft stellt eine Partnerschaft mit der 
öffentlichen Hand im weiteren Sinne dar. Die Etappen bis zur Baureifmachung und 
Vermarktung des Areals inklusive einer Vorfinanzierung wurden dem privaten Grund-
stücksentwickler übergeben. In der PPP Vereinbarung erfolgte jedoch keinerlei Risiko-
beteiligung des Privaten, er trat dagegen wie selbst beschrieben lediglich als 
„Dienstleister“ auf. Der teilweise öffentliche Nutzungscharakter der Fläche war vom 
Flächeneigentümer Oberfinanzdirektion als Verkaufsbedingung genannt worden, die 
Realisierung dieser Bauprojekte (Schule, sozialer Wohnungsbau) wurde aber nicht von 
der privaten Entwicklungsgesellschaft WestGkA durchgeführt. Demnach liegt kein PPP 
Modell im engeren Sinne vor, da die Beteiligung des Privaten an dem öffentlichen Bau-
projekt nur in zwei Lebenszyklusphasen stattfand (in der Vorfinanzierung und einem 
Teil der Bauphase: Baureifmachung). Die Vermarktung der Flächen für den Eigen-
heimbau wurde durch die Entwicklungsgesellschaft durchgeführt, da sie Eigentümer 
dieser Flächen wurde. Und die Bebauung der öffentlichen Fläche erfolgte in Eigenregie 
der Stadt Lemgo. Die Bauphase wurde also in der Folge wieder getrennt zwischen Öf-
fentlichen und Privaten fortgeführt, so dass die Partnerschaft nur in einem begrenzten 
Zeitraum stattfand. Offen bleibt, ob die „PPP“ die Entwicklung der Gesamtfläche be-
schleunigt und wirtschaftlicher gemacht hat. Eine Vergleichsgröße einer rein kommuna-
len Entwicklungsstrategie gibt es hierzu nicht. 
 
6.1.4 Konversion Kaserne Strausberg  
 
Für die Sanierung und Neubebauung eines ehemaligen Kasernengeländes in Strausberg, 
östlich von Berlin, wurde ebenfalls die Zusammenarbeit in einer Public Private Part-
nership geplant. Die innerstädtische Konversionsfläche hatte eine Größe von 21 ha.199 
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Auf einer Teilfläche waren erhebliche Umweltschäden aus der vorherigen militärischen 
Nutzung, sowie aus industrieller Nutzung (Munitionsfertigung) aufgetreten – Haupt-
schadstoffe: PAK, Schwermetalle, PCB, MKW. 
Teile der Liegenschaft befanden sich im Trinkwassereinzugsgebiet (Zone II).  Als 
marktgängige Verwertung wurde auf einer Teilfläche von 10 ha Wohnbebauung mit 
Eigenheimen vorgesehen. Diese Teilfläche war bereits im Flächennutzungsplan für 
Wohnbebauung ausgewiesen. Für die Projektentwicklung der restlichen (problemati-
schen) Fläche wurde eine interdisziplinäre Interessensgemeinschaft gebildet aus Vertre-
tern der Stadt, einer Landesgesellschaft als Grundstückseigentümerin, sowie einer Inge-
nieur- und Entwicklungsgesellschaft in Partnerschaft mit einer Anwaltskanzlei. “Diese 
Konstellation war entscheidend, um nach PPP Muster in freiwilliger Vorarbeit wichtige 
Projektentwicklungs-Grundlagen zu schaffen.“200 
Für eine detaillierte Altlasten Nachanalyse wurden von der Landesgesellschaft und der 
Stadt Fördermittel beantragt, diese wurden aber erst bereitgestellt, nachdem die Ingeni-
eurgesellschaft bereit war, die Komplementär-Eigenanteile zur Förderung zu überneh-
men. Aufgrund des negativen Ergebnisses der Analyse wurde eine Bebauung im Trink-
wassereinzugsgebiet untersagt, ein Bodenaustausch bis 60 cm unter GOK wurde ange-
ordnet.  
Im PPP Team wurden daraufhin folgende Finanzierungsinstrumentarien ermittelt: der 
Einsatz  von Fördermitteln für eine umfangreiche Flächenrenaturierung, die Bereitstel-
lung von Flächen als Ausgleichsflächen, der Einsatz von ABM Kräften, und wiederum 
mögliche Verkaufserlöse aus einer Teilbebauung mit Eigenheimen.  
Als „pragmatischer Nutzungsmix“ wurde eine großräumige Renaturierung des Geländes 
angestrebt (3/4 der Fläche), ¼ der Fläche sollte bebaut werden. Die Umweltbehörden 
stimmten schließlich einer Bebauung in der Trinkwassereinzugszone zu, nachdem der 
Nachweis durch die Ingenieurgesellschaft erbracht wurde, dass diese unter Auflagen 
risikofrei bebaut werden konnte. Kurioserweise ergaben sich erst aus den Verkaufserlö-
sen der Eigenheimbebauung die erforderlichen Fördermittel-Eigenanteile für die Rena-
turierung. Der ökologisch orientierte innerstädtische Naherholungsbereich umfasste u.a. 
eine parkähnliche Landschaft mit Kinder- und Jugendfreizeitmöglichkeiten (Minigolf, 
Bolzplätze, Cafe, Freilichtbühne usw.) sowie naturnahen Bereichen. 
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Die Partnerschaft aus Öffentlichen und Privaten wurde im Beispiel der Konversion in 
Strausberg lediglich für den Zeitraum der Flächenneuerschließung geschlossen, es han-
delt sich abermals um eine Öffentlich Private Partnerschaft im weiteren Sinne, jedoch 
um keine PPP den Definitionen nach, wie sie im Abschnitt 3 in der Tabelle 2 nach difu 
zusammengefasst sind (keine Organisationsprivatisierung oder Institutionelle PPP, da 
keine Daueraufgabe vorliegt; kein Kooperationsmodell, da keine Objektgesellschaft 
gegründet wurde, an der öffentliche Hand und Privater beteiligt sind). 
Die Bebauung mit einer privaten Nutzung (Eigenheime) überwiegt auf dem Gelände mit 
13 von 21 ha. Dabei machten die Erlöse aus dem Verkauf der Eigenheimgrundstücke 
letztendlich die öffentliche Förderung der Renaturierung und der öffentlichen Nutzung 
der restlichen Fläche möglich. Die innerstädtische Lage des Areals und wohl positive 
Erwartungen an den Immobilienmarkt machten die Nachnutzung der Fläche für den 
Wohnungsbau attraktiv. Die öffentliche Nutzung der Restfläche war bedingt durch den 
besonderen Schutzbedarf der Trinkwasserzone. Ein privates Engagement für den öffent-
lichen Teil der Fläche im Sinne einer PPP wird dagegen nicht sichtbar. Dennoch muss 
man sagen, dass sich aus der Partnerschaft mit den Privaten Vorteile für das Projekt 
ergeben haben: die Projektrealisierung wurde effektiver, d.h. das Ziel wurde schneller 
erreicht, weil ingenieurtechnische, rechtliche und finanzielle Unterstützung (Altlasten-
analyse) den Fortgang beschleunigen konnten. Ausreichende Wirtschaftlichkeit des Pro-
jekts konnte aber nur erreicht werden, weil alle Möglichkeiten ausgeschöpft wurden, um 
einen größtmöglichen Anteil des Areals einer privaten Wohnbebauung zuzuführen. 
 
 
6.2 Bau von öffentlicher Infrastruktur auf Brachflächen im PPP Modell  
 
Die bisher aufgeführten Beispiele für Partnerschaften zugunsten von Brachflächenpro-
jekten in der Stadtentwicklung wurden teilweise vorschnell als „PPP“ bezeichnet. Der 
PPP Begriff scheint ein Modebegriff geworden zu sein, der fast inflationär gebraucht 
wird. Die Beteiligung eines privaten Unternehmens an einem Projekt mit der öffentli-
chen Seite erhält den „PPP Stempel“, damit es ggf. für weitere Investoren Wirtschaft-
lichkeit assoziiert und bei der Vermarktung der eigentlich unattraktiven Brachfläche 
einen psychologischen Vorteil verschafft. Die Partnerschaften zwischen Öffentlichen 
und Privaten zum gegenseitigen Nutzen sollen im Sinne der Definition langfristig sein 






und der Private übernimmt wesentliche Bereiche einer öffentlichen Aufgabe, um Kos-
tenvorteile zu generieren. Der Private übernimmt dabei auch ein gewisses Maß an Risi-
ken. Die genannten Partnerschaften bestanden dagegen entweder nur in einem sehr be-
grenzten Zeitraum, oder die Realisierung eines öffentlichen Nutzungszwecks tritt zu-
gunsten einer überwiegend privatwirtschaftlichen Nutzung in den Hintergrund. Der 
Grund für die Beteiligung des Privaten liegt bei den gelungenen PPPs schlicht daran, 
dass die zu entwickelnden Brachflächen – Kontamination hin oder her – wirtschaftli-
chen Erfolg versprachen, man könnte diese Flächen in die Kategorie der A- oder B-
Projekte einordnen. Ihre Rentabilität ergab sich entweder durch die Nachfrage am Markt 
bzw. durch die Beschaffung entsprechender Fördergelder. 
 
Beim Bau öffentlicher Infrastruktur mit partnerschaftlicher Beteiligung von Privaten bei 
der Projektrealisierung wäre eine Public Private Partnership ihrer Definition nach schon 
eher gegeben. Deswegen sollen im folgenden Abschnitt lediglich (PPP) Projekte mit 
rein öffentlichem Nutzungscharakter untersucht werden. 
 
6.2.1 Lichtenau/ Sachsen:  Schule in ehemaliger TRIKOTEX Fabrik 
 
Die Gemeinde Lichtenau nördlich von Chemnitz stellte Überlegungen für ein Schul-
bauvorhaben in PPP Struktur an, das auf einem Altstandort realisiert werden sollte201. 
Die ehemalige „Trikotex“ Fabrik in Lichtenau war ein Standort der Textilproduktion. 
Während der DDR Zeit waren dort ca. 400 Arbeiter beschäftigt. Nach 1990 wurde die 
Fabrik von der Firma Schiesser übernommen, wobei sich die Immobilie noch heute 
nach Schließung des Standortes in ihrem Eigentum befindet. Nach Aussagen des Bür-
germeisters sind auf dem Areal keine Kontaminationen bekannt.  
Es wird geprüft, ob die vorhandene Mittelschule in Lichtenwalde, die der sächsischen 
Schulbaurichtlinie nicht mehr entspricht (3 unabhängige Gebäude in 500-800 m Entfer-
nung, Struktur laut Ministerium nicht mehr passend), mit Hilfe eines PPP Modells am 
Altstandort Trikotex eingerichtet werden kann.202 Die bisherige Mittelschule befindet 
sich im Gemeindeteil Auerswalde, 50 % der Schüler stammen aus dem Stadtgebiet 
Chemnitz. 
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Als Standortvorteile einer Schule in der ehemaligen Trikotex Fabrik gelten für die Ge-
meinde zum einen die unmittelbare Nähe zum Bahnhof, zum anderen bietet der Fabrik-
Gebäudekomplex Platz für eine 2-zügige Mittelschule samt Turnhalle. Außerdem ist ein 
Lastenfahrstuhl vorhanden, der einen barrierefreien Zugang zu allen Etagen und Gebäu-
deteilen möglich macht. Die ehemalige Unternehmervilla würde entsprechend der Pla-
nung als Medienzentrum und Bibliothek fungieren. Das PPP Modell sieht die Beteili-
gung von Privaten lediglich in den Phasen Planung, Bau, Finanzierung vor, ein Betrei-
bermodell ist bisher nicht geplant. 
Die geschätzten Umbaukosten bedeuten einen Finanzierungsbedarf von 4 Mio. €. Diese 
würden aus Eigenmitteln in den Haushaltsjahren 2006-2011 mit einem Förderanteil von  
40 % aufgebracht.  Als PPP Vorbild dienen der Gemeinde Projekte in Sachsen-Anhalt, 
sowie die dortigen positiven Erfahrungen mit PPP im Schulbau. Inzwischen wurde eine 
Beraterfirma beauftragt, einen PPP Eignungstest zu erstellen. Zu bedenken hat die Ge-
meinde im Falle einer PPP Lösung, dass es sich kommunalrechtlich bei der PPP Varian-
te um ein kreditähnliches Rechtsgeschäft handelt, dessen Genehmigung durch die Auf-
sichtsbehörde erforderlich ist. Als Vorteile erhofft man sich von der PPP Lösung eine 
Risikoverlagerung (z.B. im Bauverzug: unkontrollierbare Mietkosten für Ersatzschule), 




Bei dem Schulprojekt in Lichtenau handelt es sich um ein geplantes PPP Projekt im 
engeren Sinne, das auf einer Brachfläche (Altstandort der Textilindustrie) entstehen soll. 
Der Projektumfang von 4 Mio. Euro ist allerdings für ein PPP Projekt (im engeren Sin-
ne) fast zu gering. Im Vergleich zur Eigenrealisierung fallen nämlich in der PPP Varian-
te zusätzliche Transaktionskosten (Vertragskosten, Beraterkosten) an, die die angestreb-
ten Wirtschaftlichkeitsvorteile u.U. wieder zunichte machten. Die Eignungstestkriterien, 
die von der Task Force PPP in NRW 203 entwickelt wurden, vgl. Abschnitt 3, verlangen 
ein Mindestinvestitionsvolumen  von 7,5 Mio. €. Ob die PPP Variante weiterverfolgt 
werden soll, wird nach einem Eignungstest entschieden. Davon unabhängig ist aller-
dings die Entscheidung, ob die gewählte Brachfläche weiterhin für das Schulprojekt in 
Frage kommt.  
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Ergibt der Eignungstest, dass das Projekt im Rahmen der Public Private Partnership 
rentabel ist, so wäre die öffentliche Nutzung der brachliegenden Immobilie mit Hilfe 
von PPP tatsächlich eine willkommene Lösung für die Mobilisierung dieser Brachflä-
che, für die sich bisher kein Interessent gefunden hat. 
 
6.2.2 Justizzentrum Chemnitz 
 
Der Freistaat Sachsen plant in Chemnitz die Errichtung eines Justizzentrums als PPP 
Projekt in Partnerschaft mit dem Baukonzern Bilfinger und Berger. Der Neubau entsteht 
auf einer Brachfläche im Chemnitzer Stadtteil Kaßberg direkt neben der bestehenden 
Justizvollzugsanstalt und dem Landgericht Chemnitz. Das Justizzentrum vereint Staats-
anwaltschaft  und Amtsgericht und wird Arbeitsplatz für 475 Mitarbeiter sein. Die Bil-
finger und Berger AG plant, baut, übernimmt die (Vor-) Finanzierung und betreibt das 
Justizzentrum, wobei der Freistaat Sachsen dieses für mindestens 20 Jahre mietet.204 
Das Justizzentrum in Chemnitz wird die erste Öffentlich Private Partnerschaft in Sach-
sen sein. Der Neubau umfasst eine Hauptnutzfläche von 10.800 m² und wird zum 
1.1.2009 fertig gestellt sein. Der Staatsbetrieb „Sächsisches Immobilien- und Baumana-
gement, Stabsstelle ÖPP-Projektmanagement, Dresden“ äußerte sich folgendermaßen 
zum Bieterverfahren und zum erwarteten Effizienzgewinn durch die PPP Variante: „Bil-
finger Berger hat von den 5 Bietern, die insgesamt 5 Angebote für den Standort Kaß-
berg und 2 Angebote für einen Standort im Stadtzentrum abgegeben haben, das wirt-
schaftlichste Angebot abgegeben. Gegenüber der Eigenrealisierung beträgt der Effi-
zienzgewinn aus dem Projekt bei den auf den Auftragnehmer übertragenen Leistungen 
für den Freistaat Sachsen 14,3 % (nominal, brutto).“205 
 
Die Stadt Chemnitz wehrte sich allerdings bis zuletzt gegen den Standort im Wohnge-
biet Kaßberg und favorisierte freie Flächen in der Innenstadt.206 Der Freistaat hat sich 
jedoch aus wirtschaftlichen Gründen für die Bebauung des landeseigenen Grundstücks 
entschieden, da man, bezogen auf den Nutzungszeitraum von 20 Jahren, mit dem 
Standort auf dem Kaßberg einen einstelligen Millionenbetrag spare. Als Nachteil im 
Vergleich zur Innenstadt erweist sich aber die Tatsache, dass im Wohngebiet Kaßberg 
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keinerlei Parkplätze zur Verfügung stehen und deswegen eine teuere Tiefgarage errich-
tet werden muss.207 
Das Betreibermodell im Rahmen der PPP Vereinbarung umfasst nur das neu zu errich-
tende Gebäude für Amtsgericht und Staatsanwaltschaft. Die Integration von Landgericht 
und JVA in das Betreibermodell wurde abgelehnt, da hierzu kein Beschluss seitens der 
Politik vorlag. Es ist lediglich eine (bauliche) Anbindung des bestehenden Landgerichts 
an das neue Gebäude vorgesehen.208 
Auf dem Brachengelände sind Kontaminationen aus einer ehemaligen Tankstelle be-
kannt, sowie ein Baugrundrisiko durch Altbergbau. Aufgrund des Baus der Tiefgarage 
und der damit einhergehenden tieferen Gründung plant man die Auskofferung kontami-
nierter Bodenschichten. Das Baugrundrisiko wird geteilt. Der private Auftragnehmer 
übernimmt das Risiko, das innerhalb der Prognose festgestellt wurde, der öffentliche 
Auftraggeber darüber hinaus gehende unerwartete Risiken.209 
 
Bewertung 
Das Justizzentrum Chemnitz wird vom Freistaat Sachsen mit Hilfe eines PPP Modells 
im engeren Sinne zusammen mit der Bilfinger & Berger AG realisiert (Betreibermo-
dell). Es wird hierbei eine innerstädtische Brachfläche genutzt, die sich im Eigentum 
des Freistaates Sachsen befindet. Nach Abriss bestehender Gebäude wird ein Neubau 
samt Tiefgarage errichtet. Man hat sich bewusst für den Standort Kaßberg entschieden, 
da er räumlich direkt an das Landgericht und die Justizvollzugsanstalt angrenzt. Die 
Fläche befindet sich zum anderen im Eigentum des Freistaates Sachsen und es sprachen 
wirtschaftliche Vorteile für die Wahl des Standortes. 
Es ergeben sich für den öffentlichen Auftraggeber anscheinend deutliche finanzielle 
Vorteile aus der Public Private Partnership, ein Effizienzgewinn von 14,3 % wurde er-
rechnet. Auch das Baugrundrisiko teilen sich die Partner. Das öffentliche Bauvorhaben 
wird auf einer Brachfläche realisiert werden, aber es handelt sich nicht um eine Umnut-
zung bestehender Gebäude, sondern um einen kompletten Neubau. Dieser Umstand war 
wohl auch für den privaten Auftragnehmer ausschlaggebend. Erst der Neubauauftrag 
macht die Partnerschaft für den Privaten interessant, da er die baulichen Optimalbedin-
gungen für die Betriebszeit von 20 Jahren nun besser steuern kann. Auch im Eignungs-
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test, der von der PPP Task Force in NRW entwickelt wurde, wird ein Neubauprojekt 
ökonomisch günstiger bewertet als eine Gebäudesanierung. Bei der Ermittlung der 
Punktzahl für das Investitionsvolumen wurde für das Kriterium „Neubauprojekt“ ein 
Erhöhungsfaktor von 0,5 vorgesehen.210  
 
Vergleicht man die beiden PPP Projekte Schule Lichtenau und Justizzentrum Chemnitz 
so lässt sich feststellen, dass beide Projekte Hochbauprojekte für die öffentliche Infra-
struktur sind, dass sie auf Brachflächen geplant werden in einer Öffentlich Privaten 
Partnerschaft im engeren Sinne. Dennoch wird innerhalb der Wirtschaftlichkeitskrite-
rien offenbar die Umnutzung bestehender Gebäude gegenüber dem Abriss und komplet-
ten Neubau wirtschaftlich schlechter bewertet. Hierbei müssen aber auch die beiden 
unterschiedlichen Auftraggeber Freistaat Sachsen und Gemeinde Lichtenau und ihr zur 
Verfügung stehendes Budget gegenübergestellt werden. Der Projektumfang für den 
Neubau des Justizzentrums ist wahrscheinlich deutlich höher als der für den Umbau der 
Fabrik zur Schule (4 Mio. €). Das Budget der Gemeinde Lichtenau lässt eben nur eine 
Sanierungsvariante zu. Schulsanierungen, die in NRW bzw. Sachsen-Anhalt durchge-
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7. Privates und Privatwirtschaftliches Engagement für Bra-
chen 
  
Brachflächen und insbesondere industrielle Altstandorte entsprechen den heutigen An-
sprüchen von Industrie und Gewerbe für ihre Unternehmenszwecke häufig nur ungenü-
gend oder gar nicht. Dies gilt insbesondere für solche Altstandorte, die neben Kontami-
nation und Gebäudebestand insbesondere ungünstige Lageeigenschaften aufweisen und 
deswegen für den Immobilienmarkt als unrentabel gelten („C-Projekte“). Dies gilt für 
Altstandorte in engen Flusstälern, wie am Beispiel des Chemnitztales deutlich gemacht, 
oder für Altstandorte im innerstädtischen Bereich, welche in Sachsen insbesondere in 
den Klein- und Mittelstädten in großer Zahl und Dichte zu finden sind, aber auch z.B. 
für militärische Brachen, die aufgrund der großen Flächen und der oft dezentralen Lage 
ein Problem sind. Für diese Brachenkategorien müssen lokal und regional maßge-
schneiderte Lösungen gefunden werden, da eine privatwirtschaftliche Entwicklung auf 
ihnen in vielen Fällen nicht in Gang kommt. Dagegen besteht aber ein großes öffentli-
ches Interesse an ihrer Sanierung und nachhaltigen Nutzung. Man möchte diese Flächen 
wieder zugänglich, sicher und nutzbringend machen. Doch die öffentlichen Mittel sind 
begrenzt und einen Sanierungszuschuss erhalten nur Projekte mit privatwirtschaftlichem 
Hintergrund.  
Aus diesen Überlegungen heraus würde ein Ansatz wie die Öffentlich Private Partner-
schaft neue Möglichkeiten bieten. Der öffentliche Nutzungszweck einer Brache ist auf 
der einen Seite häufig erwünscht. Ein unternehmerisches / privatwirtschaftliches Enga-
gement ist hierbei dennoch möglich, und Unternehmen sollten davon auch profitieren. 
 
Unternehmerisches Engagement auf Brachflächen kann und muss in den meisten Fällen 
nicht der Erwerb der Fläche und die betriebliche Tätigkeit auf dem ehemals brachlie-
genden Grundstück sein. Dennoch sprechen Gründe wie die gesellschaftliche Verant-
wortung für Umweltschäden und eine besondere soziale Verantwortung von Unterneh-
men der Gesellschaft gegenüber für ein solches Engagement. Unternehmen, die hierzu 
etwas beitragen können, sind aber meist nicht die Verursacher-Firmen, welche die Alt-
standorte z.B. aufgrund von Insolvenz aufgegeben haben. Leistungsfähige Unternehmen 
mit einem vitalen eigenständigen Unternehmensstandort können sich dennoch für die 
Weiterentwicklung der Brachenstandorte einsetzen, sei dies aus unternehmerischen 






Gründen (public relations, Sponsoring), oder um rechtliche, oder gesetzliche Vorgaben 
zu erfüllen (Flächenausgleichsmaßnahmen), bzw. um ihr Unternehmensumfeld zum 
Vorteil des eigenen Standortes aktiv mitzugestalten. Dabei muss betont werden, dass 
dem engagierten Unternehmen ein finanzieller Vorteil erwachsen muss. 
 
 
7.1 CSR – Unternehmerische Verantwortung und nachhaltige Partizipa-
tion 
 
Das in Abschnitt 4 entwickelte Modell DIAMANT Radweg für eine Öffentlich Private 
Partnerschaft für den Bau und Unterhalt eines Radweges bezieht den Partner aus der 
Privatwirtschaft dergestalt ein, dass er als Namensgeber des Radweges fungiert und 
dafür eine langfristige Unterstützung bei der Umsetzung des Projektes auf der Brachflä-
che leistet. Der Vorteil für den Privaten liegt in einem dauerhaften Gewinn für seinen 
Bekanntheitsgrad und damit erhöhte Absatzchancen für das Produkt Diamant Rad. Die 
öffentlichen Partner profitieren von einer beschleunigten Projektumsetzung und der 
finanziellen Unterstützung für den Radweg. Der Unternehmer aber übernimmt damit 
bewusst Verantwortung für eine Einrichtung mit öffentlichem Nutzungscharakter und 
geht eine dauerhafte Partnerschaft mit öffentlichen Stellen ein. PPP ist dabei letztend-
lich das Instrument, um die brachliegende, ungenutzte Bahnstrecke für eine neue Nut-
zung zu mobilisieren. 
Das Engagement der Privatwirtschaft zum Nutzen der Gesellschaft wird auch mit der 
Bezeichnung Corporate Social Responsibility (CSR) umschrieben. Dieses freiwillige 
Engagement von Unternehmen für die Gesellschaft wird vom Rat für Nachhaltige Ent-
wicklung als ein „wesentliches Kennzeichen der Nachhaltigkeitspolitik“ bezeichnet.  
 
„Nachhaltige Entwicklung heißt, Umweltgesichtspunkte gleichberechtigt mit sozialen 
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu berücksichtigen.“ 211 
„Die Berücksichtigung von sozialen und ökologischen Auswirkungen von Produkten 
und Produktionen stellt im internationalen Handel einen immer wichtiger werdenden 
Standard dar und erschließt neue, bewusste Konsumentengruppen.“ 212 
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Indem (insbesondere global agierende) Unternehmen ein klares CSR Profil nach außen 
hin zeigen, stärken sie ihre Wettbewerbsfähigkeit. Freiwillige Gütesiegel zum Nachweis 
einer nachhaltigen Erzeugung von Produkten (hinsichtlich der Menschenrechte und Ar-
beitsbedingungen während des Produktionsprozesses, der z.B. auch im Ausland statt-
findet, oder bezüglich der Einhaltung ökologischer Nachhaltigkeitsstandards bei der 
Rohstofferzeugung und Verarbeitung) spielen dabei eine große Rolle, da eine objektive 
Vergleichbarkeit für den Endverbraucher möglich sein muss. Als Pilotprojekt ist z.B. 
ein „Nachhaltiger Warenkorb“ im Gespräch. Andererseits bringen immer mehr Unter-
nehmen jährlich Nachhaltigkeitsberichte heraus, um auch damit Aufmerksamkeit zu 
erzeugen und ihre Glaubwürdigkeit in Bezug auf die Einhaltung sozialer und ökologi-
scher Standards zu unterstreichen. Der Gedanke, es handle sich bei CSR nur um eine 
Marketingstrategie, greift dabei zu kurz, wenn die unternehmerische Verantwortung in 
den Dimensionen Soziales/ Menschenrechte und Ökologie an den Unternehmensstand-
orten im In- und Ausland Teil der Unternehmenskultur sind. Der Rat für Nachhaltige 
Entwicklung geht in seinen Empfehlungen auch auf die Rolle des Staates ein und 
schlägt z.B. eine weitere Verbesserung des Instrumentes der Hermesbürgschaften vor. 
Die 2001 erfolgte Modernisierung der Leitlinien für die Vergabe der Hermesbürgschaf-
ten bedeutete bereits eine Abkehr von der unspezifischen Exportunterstützung hin zu 
mehr Kohärenz zwischen außenwirtschaftlichen, ökologischen, sozialen und menschen-
rechtlichen Zielen. Größere Transparenz, Prüfung von Standards und die Einbeziehung 
des CSR Engagements von Unternehmen seien aber nötig. Auch die Bestimmungen zur 
Kreditvergabe sollten um Nachhaltigkeitskriterien erweitert werden, die Bundesregie-
rung solle Kriterien für nachhaltiges Wirtschaften in die aktuelle Diskussion um Basel 
III einbringen, so der Rat.213 Zusätzlich sei ein sog. Nachhaltigkeits-Index an der Börse 
überfällig, der den wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens mit seinem spezifischen 
Nachhaltigkeitsmanagement in Verbindung bringt.214 Im Dow Jones Sustainability 
World Index finden sich z.B. 10% der Unternehmen wieder, die auch im Dow Jones 
Global Index vertreten sind, jedoch zusätzlich Nachhaltigkeitskriterien hinsichtlich 
Umweltpolitik, Risikomanagement, Produktverantwortung oder Nachhaltigkeitsbericht-
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erstattung erfüllen.215  In diese Richtung zielt z.B. auch die Auflage von Ethikfonds mit 
Ausrichtung auf ökologische und soziale Kriterien. Socially Responsible Investment 
oder die Zertifizierung nach EMAS (Eco Management Audit Scheme, ein System für 
Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung) bzw. die Vergabe von Ökosiegeln 
erhalten einen größeren Stellenwert.216  
Corporate Social Responsibility wird als umfassendes Konzept der verbesserten Zu-
sammenarbeit von Staat, Unternehmen und Drittem Sektor zur Lösung komplexer Prob-
leme gesehen, wobei den Unternehmen wichtige Zukunftsaufgaben übertragen wer-
den.217 Ein Vergleich der Berthelsmann Stiftung innerhalb von Europa zur politischen 
Diskussion und Umsetzung von Corporate Social Responsibility stellt fest, dass CSR in 
Großbritannien am weitesten entwickelt ist. Einzigartig ist dort vor allem die Tatsache, 
dass im Ministerium für Wirtschaft und Industrie seit 2000 eigens ein Ministerposten 
für CSR eingerichtet wurde. In Großbritannien wurde 2004 ein Gesetz verabschiedet, 
das britische Unternehmen erstmals zur Veröffentlichung von jährlichen Nachhaltig-
keitsberichten verpflichtet (Corporate Responsibility Gesetz). Zudem wird durch dieses 
Gesetz die Verantwortung von Unternehmensführern für gesellschaftliche und ökologi-
sche Belange eingefordert. So können britische Unternehmen auch für Menschenrechts-
verletzungen und Umweltschäden im Ausland haftbar gemacht werden. In Großbritan-
nien setzt man aber zugleich auch auf Anreizsysteme für Corporate Social Responsibili-
ty, z.B. tragen Auszeichnungen und Rankings viel zur öffentlichen Wahrnehmung der 
CSR engagierten Unternehmen bei. Als sehr angesehene Auszeichnung gelten die 
„Queen’s Awards for Enterprise“ in den Kategorien Handel, Innovation und Nachhal-
tigkeit. 218  
 
Eine Befragung219 unter 500 Managern der deutschen Wirtschaft zur gesellschaftlichen 
Verantwortung von Unternehmen, die ebenfalls von der Berthelsmann Stiftung durch-
geführt wurde, hat ergeben, dass die Unternehmenskultur eines der wichtigsten Motive 
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für gesellschaftlich verantwortliches Handeln ist. Die Dimensionen gesellschaftlicher 
Verantwortung von Unternehmen wurden hierbei in folgender Reihenfolge ermittelt: 
1. Verantwortung für Mitarbeiter (u.a. Sichern von Arbeitsplätzen) 
2. gesamtgesellschaftliche Verantwortung  
3. Innovationsbereitschaft/ Antrieb der Wirtschaft 
4. Verantwortung für die Region 
5. Verantwortung für die Umwelt  
 
 Als Einflussfaktoren für gesellschaftliches Engagement gelten die Unternehmenskultur, 
die wirtschaftliche Situation des Unternehmens, die Eigentümerstruktur und die Erwar-
tungen des Kunden. Als Hindernisse für ein verstärktes Engagement für die Gesell-
schaft wurden aber eine zu hohe zeitliche Belastung, zu hohe Kosten, die fehlende 
Messbarkeit der Wirkung und zu wenig Unterstützung von staatlicher Seite genannt. 
Eine große Mehrheit spricht sich innerhalb der Befragung weiterhin für eine Privatisie-
rung staatlicher Aufgaben aus, mehr als die Hälfte der befragten Manager sieht in die-
sem Punkt eine größere Verantwortung auf die Unternehmen zukommen. Drückt man 
das gesellschaftliche Engagement der befragten Unternehmen allerdings in Zahlen aus, 
so wird deutlich, dass bisher nur geringe Ressourcen aufgewendet werden, zum Teil 
weniger als ein Promille des Umsatzes. 
 
Seit einigen Jahren beschäftigt sich auch die STIFTUNG WARENTEST mit der Beur-
teilung von Unternehmen hinsichtlich ihrer sozial-ökologischen Unternehmensverant-
wortung.220 In vier  Themenfeldern werden u.a. folgende Kernkriterien für die Beurtei-
lung herangezogen:  
• Soziales/ Beschäftigte: Bekenntnis zur unternehmerischen Verantwortung ge-
genüber Mitarbeitern, Arbeitnehmervertretung, Beschäftigungssicherung, Zah-
lungen und Leistungen, Gesundheitsförderung, Familienfreundlichkeit, Chan-
cengleichheit, Integration ausländischer Beschäftigter, Weiterbildung, Mitarbei-
terzufriedenheit 
• Soziales/ Zulieferer: Zusicherung der Anwendung international anerkannter 
Mindestsozialstandards (ILO Kernarbeitsnormen) durch das Unternehmen bei 
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Lieferanten und Zulieferern in Ländern, in denen die Einhaltung fundamentaler 
Mindestsozialstandards nicht eindeutig gewährleistet werden kann 
• Umwelt: Verpflichtung des Unternehmens zum Schutz der Umwelt, Veranke-
rung des Wertes „Umweltschutz“ in der Unternehmenskultur, Implementierung 
eines Umweltmanagementsystems an den für die Produktherstellung relevanten 
Fertigungsstätten, EMAS - Validierungen und / oder ISO 14001-
Zertifizierungen, Reduzierung der Umweltbelastungen in den Fertigungsstätten 
• Verbraucher/ Gesellschaft: Beschwerdemanagementsystem, Unterstützung des 
Gemeinwesens durch das Unternehmen, Geld-, Sach- oder Dienstleistungsspen-
den für ökologische, soziale, karitative, regionale bzw. bildungs- oder entwick-
lungspolitische Zwecke, Regelmäßige Freistellung von Mitarbeitern für gemein-
nützige Zwecke („Corporate Volunteering“) 
 
„Der Wohlfühlfaktor Ethik spielt bei der Kaufentscheidung eine immer größere Rolle.“  
So lautet das Fazit einer Studie des Hamburger Otto-Konzerns. Soziales und umwelt-
bewusstes Handeln von Unternehmen würden immer wichtiger.221 Und umgekehrt füh-
ren unethische Unternehmensentscheidungen und Geschäftspraktiken aufgrund der ho-
hen Informationsdichte und Schnelligkeit, mit der sich negative Nachrichten über ein 
Unternehmen z.B. über das Internet verbreiten, zu Umsatzrückgang und einem Image-
Schaden, weil die Verbraucher Produkte boykottieren. Diesen Zusammenhang haben 
auch Analysten erkannt und achten inzwischen sehr darauf, wie sich ein Unternehmen 
positioniert. Die Konsumenten erwarten von den Unternehmen, dass diese einen sozial 
verträglichen und umweltgerechten Konsum ermöglichen.222  
 
 
Unternehmenskommunikation und Nachhaltigkeitsmarketing 
 
Unternehmen betreiben Marketing, um ihre ökonomischen Ziele zu verwirklichen, d.h. 
die hergestellten Produkte erfolgreich zu verkaufen. Nachhaltigkeitsmarketing dagegen 
setzt zusätzlich noch die ökologischen und sozialen Ziele eines Unternehmens in Szene, 
verfolgt aber gleichsam ein ökonomisches Grundziel. Nachhaltigkeitsmarketing kann 
darin bestehen, das Angebot von sozial-ökologischen Produkten zu bewerben, um 
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nachhaltige Konsumgüter zu positionieren, oder die unternehmenseigenen Anstrengun-
gen für eine nachhaltige Produktionsweise zu verdeutlichen. Voraussetzung dazu ist 
einerseits die Nachfrage nach sozial-ökologischen Produkten und das Einfordern von 
Transparenz und Information zu den Produkten durch kritische Konsumenten.223 Nach-
haltigkeitsmarketing ist das Instrument, um weiche Ziele eines Unternehmens zu kom-
munizieren, d.h. der Öffentlichkeit die eigenen Anstrengungen zu Corporate Social 
Responsibility zu verdeutlichen. Dabei ist die Unternehmensgröße für den Erfolg des 
Nachhaltigkeitsmarketings nicht maßgeblich, schon eher muss sich das Konzept an den 
spezifischen Eigenschaften einer Branche orientieren.   
 
Unter diesem Grundtenor haben sich finanzstarke Unternehmen in Deutschland, die zur 
ersten Reihe in der Wirtschaft gehören, zusammengeschlossen und präsentieren sich als 
Forum für Nachhaltige Entwicklung der Deutschen Wirtschaft e.V. Dieses Forum ist ein 
Zusammenschluss führender global agierender Unternehmen und Organisationen der 
deutschen Wirtschaft, die das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung in ihre Unterneh-
mensstrategie integriert haben. Das branchenübergreifende Unternehmensnetzwerk mit 
derzeit 23 Mitgliedern224 versteht sich als Dialogplattform und „Think Tank“ für nach-
haltige Entwicklung und Corporate Social Responsibility (CSR).225 Die Mitgliedsunter-
nehmen veröffentlichen ihre Anstrengungen in jährlichen firmeneigenen Nachhaltig-
keits- und CSR-Berichten und unterhalten jeweils unternehmenseigene Abteilungen, die 
nur für die Themen Corporate Social Responsibility und Nachhaltigkeit zuständig sind. 
 
Diese Zusammenhänge werden allerdings auch für kleine und mittelständische Unter-
nehmen im regionalen Maßstab in Zukunft mehr und mehr von Bedeutung sein. In ei-
nem Vortrag vor dem Industrieverein Sachsen 1828 e.V.226 von Frau Prof. Zanger 
(Lehrstuhl für Marketing und Handelsbetriebslehre an der TU Chemnitz) wurde ein 
großes Kompetenzgefälle zwischen erfolgreichen und weniger erfolgreichen Unterneh-
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 Frank-Martin Belz u.a.: Aktive Verantwortungsübernahme von Unternehmen durch Nachhaltigkeits-
Marketing: Implikationen für Theorie und Praxis in: Nachhaltigkeits-Marketing in Theorie und Praxis, 
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Verein vergibt u.a. jährlich den Förderpreis „Richard Hartmann“ und zeichnet Studenten mit Stipendien 
aus.  






men in der Region Südwestsachsen festgestellt. Erfolgreiche Unternehmen haben dem-
nach eine ausreichende Kompetenz im Bereich der strategischen Gestaltung von Au-
ßenbeziehungen und der Außenkommunikation. Weniger erfolgreiche Unternehmen 
dagegen haben Defizite bei Netzwerkbildung und Kommunikation, sowie bei der Ent-
wicklung eines strategischen Marketings. Firmen sollten nach Ansicht der Expertin ihr 




Bezug zum Flächenrecycling  
 
Corporate Social Responsibility, die unternehmerische Verantwortung für gesellschaft-
liche Belange erreicht in ihrer Wirkung verschiedene Anspruchsgruppen („Stakehol-
der“). Mitarbeiter, Lieferanten, Kunden, die Gesellschaft in der Region bzw. im In- und 
Ausland haben berechtigte Interessen gegenüber einem Unternehmen. Ein Nachweis, 
dass das Unternehmen in ethisch-moralischer Hinsicht und im ökologischen Sinne 
nachhaltig handelt, wie man dies mit einer CSR Strategie anstrebt, wird zukünftig im 
Wettbewerb um Kunden einen hohen Stellenwert erhalten.  
 
Die Nachhaltigkeitsfaktoren Flächenschonung, Flächenrecycling und Brachflächenrevi-
talisierung werden über kurz oder lang ebenfalls in den Kanon unternehmerischer Ver-
antwortung aufgenommen werden. Dabei wird sich die Unternehmenskultur an der 
maßvollen Nutzung von Grund und Boden und am nachhaltigen Umgang mit Flächen-
reserven sowohl im In- als auch im Ausland messen müssen. Beteiligt sich ein Unter-
nehmen gar an der Revitalisierung eines Altstandortes und trägt so signifikant zur Ver-
besserung der Umwelt bei, so beweist es dadurch ein besonders Maß an Verantwortung. 
Hierbei soll und darf es sich aber nicht um selbstloses Handeln bei einer unternehmeri-
schen Entscheidung handeln, sondern das Unternehmen muss in entsprechender Weise 
von seinem Engagement profitieren. Im Falle des Artery Projektes „Mersey Basin 
Campaign“ (vgl. Abschnitt 5) konnte man die Peel Holding von einer Beteiligung an 
einem Revitalisierungsprojekt überzeugen, die Holding profitierte anschließend von 
einer erheblichen Aufwertung des anliegenden Grundbesitzes und von dem gewonnenen 
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öffentlichen Ansehen. Die Motive eines Unternehmens für ein besonderes Engagement 
im Umweltbereich müssen immer gleichzeitig die Interessen des Unternehmens selbst 
berücksichtigen. „Tue Gutes und sprich darüber“ im Sinne des PR Effektes ist dabei nur 
ein Aspekt. Strategische Vorteile können sich aus unternehmerischer Sicht durchaus 
auch bei Berücksichtigung der Nachhaltigkeitsaspekte Flächenschonung und Revitali-
sierung ergeben. Beispielsweise führen eine ökologisch sinnvolle Auswahl des Unter-
nehmensstandortes und eine ökologisch nachhaltige Bauweise zu ökonomischer Nach-
haltigkeit. Die Aufwertung eines Brachengeländes im Umfeld des betrieblichen Grund-
besitzes führt zu einer Wertsteigerung desselben oder dient evtl. als Ausgleichsmaß-
nahme im Rahmen der Eingriffsregelung.  
 
 
7.2 Ökosponsoring für Brachflächen, Stiftungswesen 
 
Ökosponsoring ist eine bestimmte Form der Demonstration von unternehmerischer Ver-
antwortung im Rahmen einer CSR Strategie, die sich besonders für eine ökologische 
Ausrichtung unterstützter Projekte einsetzt. Dem Sponsor wird Gelegenheit gegeben, 
seine gesellschaftspolitische und ökologische Verantwortung gegenüber der Öffentlich-
keit zu kommunizieren. Zu beachten ist hierbei aber, dass das engagierte Unternehmen 
seine Glaubwürdigkeit für das Ökoprojekt überzeugend vertreten kann, ohne sich den 
Vorwurf gefallen lassen zu müssen, dass es sich um eine oberflächliche Werbeaktion 
handelt. Sponsoring basiert allgemein auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit. Dem Spon-
soring liegt zwar zum einen eine gewisse Förderabsicht zugrunde, dennoch erwartet sich 
das Unternehmen hiervon einen konkreten ökonomischen Nutzen.228 Im Sinne der be-
triebswirtschaftlichen Umweltökonomie soll ein Unternehmen ökologische Aspekte 
gezielt als Wettbewerbsvorteil nutzen können.  
 
Kann aber Ökosponsoring auch für Brachflächenprojekte im Sinne des Allgemeinwohls 
gezielt eingesetzt werden? Besonders dort, wo großes öffentliches Interesse an einer 
Brache bekundet wird, mag sich ein Engagement möglicherweise lohnen. Es müsste 
allerdings schon einen außerordentlichen, überregionalen Effekt für die öffentliche 
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Aufmerksamkeit zugunsten des Ökosponsors zur Folge haben. Auch muss erst ein 
glaubwürdiger, direkter Bezug zwischen dem Projekt und der Unternehmenstätigkeit 
hergestellt sein, um den angestrebten Zusatznutzen im Marketing zu erzeugen.  
 
Ökosponsoring könnte insbesondere dort zu Revitalisierungsprojekten passen, wo eine 
Öffentlich Private Partnerschaft im weiteren Sinne zugunsten der Brachfläche umge-
setzt wird. Weil z.B. keine unternehmerische Nutzung des Brachenareals angestrebt 
wird, dagegen aber ein öffentlicher Nutzungszweck sinnvoll sein könnte, wäre ein 
Sponsoring Beitrag aus der Privatwirtschaft zugunsten einer Fläche, die von der Allge-
meinheit genutzt wird, durchaus denkbar. Zentral gelegene Brachenstandorte, deren 
öffentliche Umnutzung eine hohe Frequentierung durch die Bevölkerung erwarten las-
sen und zudem auch überregionale öffentliche Aufmerksamkeit erfahren, sind hierbei 
von Interesse für ein Engagement von Unternehmen. Für diese Art von öffentlich priva-
ter Partnerschaft hat man der Begriff der „Public Social Private Partnership“ (PSPP) 
etabliert. PSPP gründet sich auf dem Begriff des Public Private Partnerships, hat jedoch 
eine spezielle Zielsetzung: mittels PSPP wird die Umsetzung sozialer Interessen finan-
ziert. Projekte für benachteiligte Menschen, sowie Projekte im Bereich des Umwelt-
schutzes stehen bei PSPP im Vordergrund. Die Finanzierung dieser Projekte und das 
Aufbringen der dafür notwendigen Ressourcen erfolgt in Partnerschaft zwischen dem 
öffentlichen, privatwirtschaftlichen und sozialwirtschaftlichen Bereich.229 
 
Von mehr Wert und Beständigkeit sind allerdings Partnerschaften für Umwelt- und Ge-
sellschaftsprojekte auf Brachflächen, bei denen das beteiligte privatwirtschaftliche Un-
ternehmen einen direkten Geschäftserfolg erzielt. Wird die Unternehmenstätigkeit stark 
in das zu fördernde Projekt einbezogen, bedeutet dies einen größeren Anreiz für den 
Unternehmer, als lediglich die Erwartung von wohlwollender öffentlicher Meinung und 
einer positiven PR. 
So profitieren Sponsoren von Projekten mit einem umweltrelevanten Hintergrund, wie 
z.B. im Falle der Partnerschaft zwischen dem Landschaftspflegeverband Neumarkt/ 
Oberpfalz230 und der BIONORICA AG, einem Hersteller von pflanzlichen Arzneimit-
teln. Durch gezieltes Ökosponsoring für eine bedrohte Landschaft stellt BIONORICA 
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sicher, dass dort ideale Naturbedingungen für Pflanzen herrschen, die als Rohstoffe für 
pflanzliche Arzneimittel weiterverarbeitet werden. Mit dem hohen Anspruch an den 
Umweltschutz verbindet sich gleichzeitig der unternehmenseigene Anspruch an die 
Produktqualität. BIONORICA demonstriert sein Selbstverständnis als Unternehmen, 




In Deutschland existierten Ende 2005 mehr als 13.000 rechtsfähige Stiftungen bürgerli-
chen Rechts. Mit 880 Neuerrichtungen von Stiftungen gab es 2005 einen neuen Re-
kord.232 Der Gedanke privaten Stiftens und die Tätigkeit der Stiftungen, sowie 
das bürgerschaftliche Engagement insgesamt gewinnen immer mehr an Bedeutung. Stif-
tungen zum Schutz der Umwelt gehören dabei inzwischen fest dazu. So unterstützte die 
Deutsche Bundesstiftung Umwelt seit ihrer Gründung 1991 über 6.500 Projekte mit 
einem Fördervolumen von 1,2 Mrd. Euro.233 Gefördert werden Projekte in den Berei-
chen Umwelttechnik, Umweltforschung/ Naturschutz und Umweltkommunikation. 
Stiftungen speziell zum Zweck von Brachflächenrecycling existieren in Deutschland 
bisher aber nicht. Dagegen berühren Umweltstiftungen teilweise das Thema, wenn es 
sich z.B. um den Schutz von Fauna und Flora auf brachliegenden Flächen handelt234. 
Auch die Allianz Umweltstiftung hat Projekte mit dem Ziel von Flächenrecycling und 
Renaturierung gefördert. Mit dem „Mauerpark“ in Berlin entstand ab 1992 mit Hilfe der 
Allianz Umweltstiftung ein 10 Hektar großer Grünzug auf Flächenarealen, auf denen 
sich vormals die Berliner Mauer und der Todesstreifen befanden.235 Als Versicherungs-
unternehmen hat die Allianz auch ein besonderes Interesse, Projekte zur Erforschung 
von Naturkatastrophen zu unterstützen und zu ihrer Prävention beizutragen. So wurde 
im Auftrag der Allianz Umweltstiftung z.B. ein Info-System für den Hochwasserschutz 
im Einzugsgebiet der Oder entwickelt, und man ließ erforschen, wie sich eine Änderung 
der Flächennutzung auf die Stärke des Hochwassers auswirkt.  
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Ökosponsoring ist inzwischen ein probates Kommunikationsinstrument für privatwirt-
schaftliche Unternehmen, um die Unternehmensphilosophie im Hinblick auf Umwelt-
schutz zu demonstrieren. Der Bereich Brachflächen/ Flächenrecycling ist hierbei aber 
noch nicht in besonderem Maße als Gegenstand unternehmerischer Verantwortung er-
kannt worden, zumindest gibt es keine zufrieden stellenden dokumentierten Beispiele. 
Auch Stiftungen im Bereich Umweltschutz lassen noch keine Fokussierung auf Um-
weltprobleme durch Brachflächen erkennen. Hierbei ist durchaus Nachholbedarf vor-
handen. Die Kommunikation des Brachflächenthemas durch wissenschaftliche Instituti-
onen und öffentliche Einrichtungen kann in den nächsten Jahren vielleicht einen Beitrag 
leisten, um dem Brachflächenrecycling neue Finanzierungsquellen durch privatwirt-
schaftliches Engagement zu sichern. Wenn es gelingt, der Öffentlichkeit den Zusam-
menhang zwischen Flächenverbrauch (bzw. dem Entstehen neuer Brachflächen) und 
den negativen Umweltauswirkungen deutlich zu machen, werden sich auch private In-
stitutionen wie z.B. Stiftungen des Themas annehmen. Dabei ist das Ziel nicht allein der 
Landschaftsschutz und die Verhinderung von übermäßiger Versiegelung. Auch der 




7.3 Beteiligung von Privatunternehmen in gemischtwirtschaftlichen Ge-
sellschaften zur Altlastensanierung 
 
 
In einigen Bundesländern gibt es gemischtwirtschaftliche Gesellschaften speziell zur 
Bewältigung der Altlastensanierung, an denen sowohl die Öffentliche Hand als auch 
Unternehmen der Privatwirtschaft beteiligt sind. In Bayern existiert ein solches Koope-
rationsmodell unter der Bezeichnung „Gesellschaft zur Altlastensanierung in Bayern 
mbH“ (GAB mbH). Der Freistaat Bayern und die Bayerische Wirtschaft gründeten 
1989 die GAB mit dem Ziel, „Altlastensanierung dort fachlich und finanziell zu unter-
stützen, wo Verantwortliche nicht mehr greifbar oder zahlungsunfähig sind.“236 Bei die-
sem freiwilligen Kooperationsmodell beteiligt sich der Freistaat Bayern mit 50 % Ge-
sellschafteranteilen an der GAB mbH. 150 Unternehmen der bayerischen Wirtschaft 
halten weitere 25 % an der GAB mbH und organisieren sich selbst in der Rechtsform 
eines eingetragenen Vereins (Gemeinschaftseinrichtung zur Altlastensanierung in Bay-
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ern e.V., GAB e.V.). Bayerischer Städtetag und Bayerischer Gemeindetag sind im April 
2006 als neue Gesellschafter der GAB mbH hinzugekommen und halten jeweils 12,5 % 
der Gesellschafteranteile. Die GAB mbH wurde zu diesem Zeitpunkt um ein neues Ge-
schäftsfeld erweitert, nämlich um einen Unterstützungsfonds zur Erkundung und Sanie-
rung gemeindeeigener Hausmülldeponien.  
Die GAB mbH steuert, koordiniert und überwacht den Sanierungsablauf. Die Finanzie-
rung wird dabei mit den Beiträgen der Gesellschafter geleistet. Im Sinne eines Gruppen-
lastprinzips, d.h. eines Mittelweges zwischen Verursacher- und Gemeinlastprinzip 
beteiligen sich freiwillig gewerbliche Unternehmen in Bayern. Zudem veranstaltet die 
GAB mbH Fachsymposien und Fortbildungsseminare zum Informationsaustausch zwi-
schen Behörden, Fachfirmen und Forschungseinrichtungen.  
Der GAB e.V. besteht wie beschrieben aus Unternehmen der bayerischen Wirtschaft. 
Diese zeigen mit ihrer Mitgliedschaft „Solidarität mit dem Wirtschaftsstandort Bayern, 
sowie ihre Bereitschaft, Mitverantwortung für die Beseitigung von Altlasten mit indus-
trieller / gewerblicher Herkunft in Bayern zu übernehmen.“237 Vorteile einer Mitglied-
schaft sind die kostenlose Erstberatung für ein Altlastenproblem, ein Preisnachlass für 
die Teilnahme an Symposien und der Kontakt zu Entscheidungsträgern in Wirtschaft 
und Verwaltung. Weiterhin erfüllt ein Unternehmen damit die Voraussetzung für eine 
Mitgliedschaft beim Umweltpakt Bayern. 
Seit Bestehen der GAB mbH wurde die Erkundung und Gefahrenabwehr in 55 Altlas-
tenfällen fachlich und finanziell unterstützt. Für die übernommenen Fälle mit einem 
Finanzierungsvolumen von 37 Mio. Euro stellte die GAB mbH 33 Mio. Euro ihrer Mit-
tel bereit.238 
 
Eine weitere Kooperationsvereinbarung dieser Art gibt es in Nordrhein-Westfalen zwi-
schen dem Land NRW, Wirtschaft und Kommunen: der Verband zur Altlastensanierung 
und Altlastenaufbereitung (AAV). Das zugehörige AAV Gesetz sieht vor, dass der Ver-
band  
1. „bei Maßnahmen zur Sanierungsuntersuchung, -planung und Sanierung von Altlas-
ten oder schädlichen Bodenveränderungen nach den Vorschriften des Bundes-
Bodenschutzgesetzes tätig werden kann und 
2. bei Maßnahmen zur weiter gehenden Sanierung von Altlasten oder schädlichen Bo-
denveränderungen, um Grundstücke für eine konkret angestrebte Nutzung aufzube-
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reiten, soweit die Aufwendungen hierfür in einem angemessenen Verhältnis zur an-
gestrebten Nutzung stehen.“239 
Der Verband stellt bis zu 80% der Sanierungskosten bei Maßnahmen zur Gefahrenab-
wehr bereit. Die technische Umsetzung der Projekte erfolgt durch den AAV als Maß-
nahmeträger und Auftraggeber. Die Kommunen melden die Projekte beim AAV an. 
Dabei werden öffentlich-rechtliche Verträge geschlossen, in denen Aufgaben und Zu-
ständigkeiten aller Beteiligten geregelt sind.240 
 
Bewertung 
Bei der genannten Gesellschaft GAB bzw. dem Verband AAV geht es grundsätzlich um 
Gefahrenabwehr und die Beseitigung von Altlasten nach einem Kooperationsabkom-
men zwischen Land, Wirtschaft und Kommunen. In Bayern basiert die Kooperation auf 
einer freiwilligen Zusammenarbeit, in NRW auf dem AAV Gesetz. Im Fokus der Auf-
gabenstellung steht dabei aber weniger, konkrete Nachnutzungen für brachliegende 
Grundstücke zu ermöglichen, als vielmehr die Schadensbeseitigung. Die genannten 
Partnerschaften zwischen Öffentlichen und Privaten zugunsten der Altlastensanierung 
haben jedoch Vorbildcharakter auf Länderebene.  
  
 
7.4 Privatanlegermodelle für Brachflächenprojekte 
 
Welche Möglichkeiten bestehen oder können für die Zukunft erschlossen werden, um 
Finanzierungen von Flächenrecyclingprojekten durch private Anleger attraktiv zu ma-
chen? Brachflächen stellen einen Teil der (nicht mehr genutzten) Infrastruktur von Städ-
ten und im ländlichen Räumen dar und ihre Sanierung/ Renaturierung oder Nachnut-
zung stellen ein gesellschaftliches Problem dar, das sich in vielen Fällen nicht mehr 
vom ehemaligen Eigentümer oder derzeitigen Besitzer alleine lösen lässt. Es besteht 
allerdings auch keine Verpflichtung der öffentlichen Verwaltung und sonstiger Instituti-
onen, für jede Brachfläche ein Nachnutzungskonzept und die zugehörige Finanzierung 
zu realisieren. Vielmehr sollte die Gesellschaft und damit die einzelnen Bürger die 
Möglichkeit erhalten, sich in besonderer Weise freiwillig für die Brachflächenbeseiti-
gung einzusetzen. Der Anreiz für dieses Engagement ist jedoch ebenso von Bedeutung, 
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da erst günstige Anlagebedingungen einen Geldstrom von ausreichender Größe erzeu-
gen. Rein altruistische Motive für ein Umweltinvestment bringen Anleger nicht auf. 
Anreize könnten geschaffen werden durch Minderung der Steuerlast des Bürgers oder 
eine spezielle staatliche Förderung des Investments.  
 
Infrastrukturfonds zugunsten von PPP Projekten auf Brachflächen 
 
Eine Investmentform, die aktuell stark diskutiert wird, sind sog. Infrastrukturfonds. Das 
Investmentgesetz241 solle dahingehend novelliert werden, dass deutsche Kapitalanlage-
gesellschaften künftig auch Infrastrukturfonds anbieten können. Der Entwurf für die 
Gesetzesnovelle befindet sich derzeit in einer internen und externen Abstimmung des 
Bundesfinanzministeriums. Als wesentliche Anlagen für Infrastruktursondervermögen 
nennt der Diskussionsentwurf zur Investmentgesetznovelle Beteiligungen an Öffentlich 
Privaten Partnerschaften, Immobilien und Wertpapiere. Der Gesetzgeber will allerdings 
PPP Investments der Fonds erst zulassen, wenn die betreffenden Objekte bereits die 
Betriebsphase erreicht haben, Bau oder Sanierung also bereits abgeschlossen sind.242 
Produktinnovationen wie PPP Fonds sollen durch die Gesetzesänderung bewusst geför-
dert werden. Dadurch solle vermehrt privates Kapital für Öffentlich Private Partner-
schaften mobilisiert werden und der PPP Markt Privatanlagern zugänglich gemacht 
werden. Dabei sollen die Infrastrukturfonds Infrastrukturprojekte innerhalb der ganzen 
EU finanzieren können243. Umstritten sind bisher aber noch Regelungen über die Rück-
nahme von Anteilen der Infrastrukturfonds. In den Fonds werden die Gelder grundsätz-
lich langfristig angelegt (PPP Verträge laufen 20-30 Jahre). Ziehen Anleger ihr Geld 
aber kurzfristig ab, gerät der Fonds in Liquiditätsnöte. Deswegen will der Gesetzgeber 
einen kurzfristigen Ausstieg unterbinden. Nach Schätzungen von PPP Experten gebe es 
in Deutschland einen über die Jahre aufgelaufenen Investitions- und Sanierungsstau im 
Bereich öffentlicher Infrastruktur von 700 Mrd. Euro. „Deutschland solle endlich Pro-
jekte in Größenordnungen von einer Mrd. Euro und mehr auflegen, statt der bisher übli-
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chen 50-Millionen-Vorhaben, wünschen sich die milliardenschweren Fonds, für die 
solch kleine Projekte uninteressant sind.“244 
 
Angesichts solcher Aussagen fällt es aber schwer, in der Finanzierung durch Infrastruk-
turfonds auch eine zukunftsfähige Lösung für Brachflächenprojekte zu sehen. Brachflä-
chenprojekte zeichnen sich gerade dadurch aus, dass die Infrastruktur, die einmal auf 
ihnen gebaut wurde, nun nicht mehr den Anforderungen entspricht. Brachflächen sind 
weiträumig verteilt und lassen sich nicht zu einem Milliardenprojekt zusammenfassen. 
Für jeden Standort muss eine maßgeschneiderte Lösung gefunden werden. Zudem ver-
sprechen Investitionen auf Brachflächen aufgrund ihrer negativen Ausgangsbedingun-
gen keine Erträge in dem Maße wie sie bei üblichen PPP Projekten an Tunneln, Auto-
bahnen, Brücken usw. durch  Nutzergebühren erzielt werden. 
 
Infrastrukturfonds stellen also nur bedingt eine Lösung als alternative Finanzierungsva-
riante von Brachflächenrevitalisierungen dar, trotzdem sollten sie als Denkansatz nicht 
verworfen werden. Brachflächenprojekte sind aufgrund ihrer überwiegend regionalen 
Bedeutung, ihres vergleichsweise geringen Projektumfangs und der fraglichen langfris-
tigen Refinanzierung für Fondsgesellschaften zunächst vielleicht uninteressant. Ergeben 
sich aber dennoch auf Schlüsselbrachflächen Chancen für Infrastrukturprojekte, sollten 




Das Interesse für Projekte auf Brachflächen ist in den meisten Fällen stark regional ge-
prägt. Die Bevölkerung nimmt Anteil an einem Vorhaben, bei dem eine Brachfläche 
saniert werden soll, die unter Umständen schon seit langer Zeit ohne Nutzungszweck ist 
und deren Gefahrenpotential und Schadstoffbestand vielleicht hoch sind. Ist der geplan-
te Nutzungszweck zudem für die Allgemeinheit von Bedeutung, wird also eine öffentli-
che Nutzung angestrebt, so kann dies durchaus ein besonderes Engagement bei der Be-
völkerung auslösen.  
Werden Genossenschaftsmodelle speziell für Brachflächen staatlich gefördert, so könn-
ten sie durchaus zu einem Investitionsschub führen. Als Beispiel für eine derartige staat-
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liche Förderung soll die Eigenheimzulage auf Anteile von Wohnungsbaugenossenschaf-
ten herangezogen werden. 
Ende der 1990er Jahre gab es eine Neuerung der Gesetzeslage in Deutschland bei den 
Wohnungsbaugenossenschaften. Mit der Intention, den ostdeutschen Genossenschaften 
finanzielle Unterstützung zukommen zu lassen, wurde beschlossen, dass auch Personen 
Mitglieder in Wohnbaugenossenschaften werden konnten, die keine Genossenschafts-
wohnung bewohnten. Diese neuen Genossenschaftsmitglieder erhielten auf ihre Anteile 
eine jährliche Eigenheimzulage samt Kinderzulage. Die Gesetzesneuerung war aller-
dings nur von Dauer und wurde nach einem knappen Jahr zurückgenommen. Einer neu 
gegründeten Genossenschaft in der Nähe von Landshut bescherte dies trotz der Stich-
tagsregelung einen Zulauf von mehr als 2.700 Mitgliedern und ein eingesammeltes Ge-
nossenschaftskapital von rund 45 Mio. DM. Das Vermögen wurde gemäß den Auflagen 
der Oberfinanzdirektion zu zwei Dritteln für den Bau und Kauf von Wohnungen und 
Häusern und zu einem Drittel auf dem Geldmarkt angelegt.245 Die Immobilienobjekte 
der neu gegründeten Genossenschaft wurden in der Region gekauft und gebaut, so dass 
die Genossenschaft den regionalen Wohnungsmarkt rund um die Wirtschaftsregion 
München mit ihrer Tätigkeit verstärken konnte. Die Anleger profitierten in zweifacher 
Hinsicht von Engagement bei der Baugenossenschaft, einerseits durch die Eigenheim-
zulage auf ihre Genossenschaftsanteile, die sich je nach Kinderzahl bereits als lukrative 




Ließen sich solche Genossenschaftsprojekte auch zum Zwecke der Brachflächenin-
standsetzung aufstellen, wäre ein ähnliches Förderinstrumentarium wie die Eigenheim-
zulage als Anreiz nötig. Als Pendant könnte eine sog. „Brachflächenzulage“ eingeführt 
werden, mit der Beteiligungen an Bau- und Umweltprojekten auf Brachflächen geför-
dert werden. Ein sinnvoller, begrenzter Förderzeitraum und die Ausweitung der Förder-
konditionen auf breite Bevölkerungsschichten wären notwendig. Im Gegensatz zur Ei-
genheimzulage hieße dies: keine Beschränkung der Fördermittel auf Familien mit Kin-
dern, sondern Förderung für alle privaten Anleger.  
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7.5 Ideenwettbewerbe für Brachflächen 
 
Wie bereits an anderer Stelle erwähnt, stehen Brachflächen und besonders solche in 
Innenstadtlage oder Flusstälern mit besonders schützenswerter Natur stark im öffentli-
chen Interesse. Die Bevölkerung wünscht eine Verbesserung der negativen Zustände 
z.B. auf Altstandorten, und in einigen Fällen liegen sogar konkrete Nachnutzungswün-
sche vor. Dieses Ideenpotential und das öffentliche Interesse für Brachflächen sollte vor 
allem im Hinblick auf die „Initialbrachflächen“ nicht unterschätzt und genutzt werden. 
Die Identifikation einer Initialbrachfläche setzt eine genaue Kenntnis ihrer Umgebung 
und aller relevanten regionalökonomischen Zusammenhänge voraus. Ein Gespür für 
das, was machbar und zukunftsfähig ist, haben aber nicht nur Flächenrecyclingexperten 
und Grundstücksentwickler. Favorisiert man bereits eine bestimmte Idee für die Nach-
nutzung einer Brache in der Öffentlichkeit, wie z.B. im Falle der stillgelegten Chem-
nitztalbahn die Nachnutzung als Radweg, so sollte man unterschiedliche Gruppen in-
volvieren und zum Weiterdenken animieren. Lösungsvorschläge sollten sowohl ökolo-
gische als auch ökonomische Aspekte berücksichtigen und gleichzeitig für die Bevölke-
rung in ihrer Lebenssituation eine Verbesserung bringen. Ein Anreiz für eine rege Teil-
nahme könnte dabei durchaus die Ausschreibung eines Preisgeldes sein, mit dem die 
besten Ideen prämiert werden. Hintergrund für einen solchen Ideenwettbewerb könnte 
dabei auch sein, innovative Finanzierungsideen für Brachenprojekte zu entwickeln. Da-
bei müssen sich die Teilnehmer in die Situation von Kommunen versetzen und deren 
beschränkte Haushaltsmittel berücksichtigen, aber auch den Standpunkt möglicher In-
vestoren verstehen.  
 
Bestandteile des Ideenwettbewerbs  
Anforderungen an die Brachfläche und die Aufgabenstellung 
• Die Brachfläche sollte einen exponierten Stellenwert im öffentlichen Bewusstsein 
haben. 
• Städtebauliche und genehmigungsrechtliche Rahmenbedingungen müssen klar be-
nannt sein. 
• Vorgabe bekannter Randbedingungen zu Sanierungserfordernis und Sanierungskos-
ten  
• Angaben über die Nutzungsgeschichte der Fläche (Kontamination, Bebauung, Alt-
bergbausituation) 






• Das Ideenkonzept muss baulich, soziologisch und wirtschaftlich nachhaltig sein. 
Der Zusammenhang zwischen der eingereichten Nachnutzungsidee und der Bevöl-
kerungs- und Wirtschaftssituation muss begründet werden. 
• Finanzierungsaspekte sollten ein Schwerpunkt in der Ausarbeitung sein  
 
Vorteile ergeben sich für die beteiligten Gruppen in verschiedener Weise. Ein Studen-
tenwettbewerb für Brachflächennachnutzungskonzepte fördert z.B. die fachübergreifen-
de, interdisziplinäre Zusammenarbeit. Studenten technischer, wirtschaftswissenschaftli-
cher oder gesellschaftspolitischer Studiengänge könnten zusammenarbeiten und werden 
dazu angehalten, sich mit der jeweils fachfremden Materie vertraut zu machen (Sanie-
rungstechnik, Wirtschaftlichkeit, Regionalökonomie). Zusätzlich sollte im Falle von 
Studenten nicht unterschätzt werden, dass der Leistungsanreiz zum einen mit Hilfe eines 
Preisgeldes gesteigert wird. Es bedeutet aber auch einen Anreiz, dass die eigene Idee 
tatsächlich in die Tat umgesetzt wird. Dies sind wichtige Erfahrungen, die man sonst 
erst im Berufsleben macht. Und Studenten werden fachübergreifend als zukünftige A-
kademiker für das Thema Flächensparen, Flächenrecycling und Brachflächennachnut-
zung sensibilisiert. 
Für die Fachdisziplin Flächenrecycling in Forschung und Praxis bringen Ideenwettbe-
werbe Aufmerksamkeit für das Brachflächenproblem insgesamt. Die öffentliche Mei-
nung nimmt das Thema unter Umständen erst richtig wahr. Für die jeweilige Kommune, 
die einen solchen Ideenwettbewerb für eine Brachfläche mit besonderem öffentlichem 
Interesse ausschreibt, sind natürlich in erster Linie verschiedene Projektvorschläge und 
Ideen von großem Wert. Die Bedürfnisse der interessierten Teilnehmer an ihr Lebens-
umfeld werden deutlich, ebenso wie ihre Sichtweise an eine zukunftsfähige Entwick-
lung. Zudem ist das Kosten Nutzen Verhältnis unter Umständen bei einem Ideenwett-
bewerb höher als bei einem Architekturwettbewerb. Dennoch darf der Arbeitsaufwand 
für die Vorbereitung, Betreuung und Auswertung eines solchen Wettbewerbs personell 
und damit finanziell nicht unterschätzt werden. 
 






8. Weitere Spielräume für die Mobilisierung von Brachflächen 
 
Brachflächen zu mobilisieren muss nicht unbedingt bedeuten, diese für eine wirtschaft-
liche Nachnutzung wiederherzurichten. Nicht für alle brachliegenden Flächen ist eine 
selbst tragende wirtschaftliche Nachnutzung möglich. Dort, wo die Aufwendungen für 
den Erwerb und die Sanierung eines Altstandortes höher sind als der zu erwartende 
Verkehrswert („C-Flächen“) und wo aufgrund schlechter Lageeigenschaften, hoher 
Kontamination usw. keine Nachfrage zu erwarten ist, müssen alternative Konzepte für 
eine Nachnutzung gefunden werden. Als Optionen verbleiben die Renaturierung oder 
eine „gesellschaftliche Revitalisierung“, d.h. eine Nutzung dieser Flächen durch die 
Öffentlichkeit, wie am Beispiel des „DIAMANT Radweges“ dargestellt. Für beide Op-
tionen eröffnen sich allerdings neue Chancen, wenn man auch die Privatwirtschaft in 
die Umsetzung einbinden kann. 
Indem Brachflächen samt ihrer Kontamination beseitigt und vor allem C-Flächen rena-
turiert werden, wird dazu beigetragen, dass die Flächenverbrauchsbilanz positiv beein-
flusst wird, auch wenn sich der Verbrauch neuer Flächen grundsätzlich nicht drastisch 
stoppen lässt. Es geht in diesem Fall nicht vorrangig um einen quantitativen Ausgleich 
der Flächenbilanz, sondern auch um eine qualitativ hochwertige Wiederherstellung von 
Natur und Landschaft. Das geeignete Instrument hierfür ist die Eingriffs-Ausgleichs-
Regelung nach §19 BNatSchG. Diese sollte verstärkt zugunsten von Brachflächen und 
Altstandorten angewendet werden, wobei Brachen in Flächenpools bzw. Maßnahme-
pools Priorität genießen sollten. Die Rolle der Privatwirtschaft wurde bereits hinsicht-
lich ihres freiwilligen Engagements zugunsten von Brachflächen und der Umwelt disku-
tiert (Stichwort CSR). Gesetzliche Pflichten, die sich für die Privatwirtschaft aus der 
Eingriffsregelung ergeben, sollten ebenso gezielt für die Brachflächensanierung ausge-
schöpft werden. 
Daneben sollten besonders die Ämter, die mit Umwelt-, Bau- und Wirtschaftsbelangen 
zu tun haben, stärker im Hinblick auf die Mobilisierung von Brachflächen zusammen-
arbeiten.  
 






8.1 Anwendung der Eingriffs-Ausgleichs-Regelung zugunsten von 
Brachflächen  
 
Nicht auf jeder Brachfläche ist eine bauliche Nachnutzung, sei es durch ein privatwirt-
schaftliches Projekt oder durch den Bau von öffentlicher Infrastruktur, sinnvoll. Für 
eine Vielzahl von Brachflächen eignen sich dagegen langfristig vielmehr Konzepte für 
eine Renaturierung. Diese Flächen würden unter Umständen einen wichtigen Beitrag 
zum Hochwasserschutz, Artenschutz oder dgl. leisten, z.B. aufgrund ihrer Lage an Flüs-
sen und in der freien Landschaft (insbesondere in Schutzgebieten). Die Brachflächenbe-
seitigung an Flüssen zur Verbesserung des Hochwasserschutzes ist dabei eine Maßnah-
me, die zum einen einleuchtend und notwendig und zum anderen von großem Nutzen 
für die Vermeidung zukünftiger Schäden ist. Doch Renaturierungsmaßnahmen sind kos-
tenintensiv, da sie hohen Qualitätsansprüchen an den Zustand der Fläche nach der Sa-
nierung gerecht werden müssen. Renaturierung bedeutet aber auch, dass eine Fläche 
nicht mehr für wirtschaftliche Zwecke genutzt wird und damit keinerlei Erträge mit ihr 
erwirtschaftet werden können, die den Kostenaufwand der Sanierung decken. Wie kön-
nen also Mittel für die Renaturierung von Brachen zu diesem Zweck beschafft werden? 
Ein Ansatzpunkt ist die Eingriffs-Ausgleichs-Regelung. Werden Neubauprojekte der 
Privatwirtschaft oder der Öffentlichen Hand im Außenbereich erstellt, so wird der Ein-
griff gemäß § 19 BNatSchG bewertet.246 Die Eingriffsregelung sieht eine Bewertung im 
Hinblick auf einzelne Schutzgüter und auf entsprechende Umweltbelange in folgender 
Reihenfolge bzw. Entscheidungskaskade vor. 
 
1. Vermeidung: Ist der Eingriff vermeidbar? (§ 19 Abs.1) 
2. Ausgleichen oder Kompensieren (§19 Abs.2) 
Der Verursacher wird verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege vorrangig auszugleichen (Aus-
gleichsmaßnahmen) oder in sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen).  
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3. Abwägung der Interessen (§19 Abs. 3) 
Sind weder Vermeidung, noch Ausgleich oder Ersatz möglich, so ist der Eingriff unzu-
lässig. Werden als Folge des Eingriffs Biotope zerstört, so ist dieser nur aus zwingenden 
Gründen des öffentlichen Interesses gerechtfertigt. 
4. Ersatzzahlung (§19 Abs. 4)247 
Für nicht ausgleichbare oder nicht kompensierbare Beeinträchtigungen ist Ersatz in 




Ausgleichsmaßnahmen sind Maßnahmen zur Kompensation im räumlichen und funk-
tionalen Zusammenhang. Die beeinträchtigte Funktion des Naturhaushaltes soll am Ort 
des Eingriffs zeitnah durch eine andere Maßnahme verbessert werden.  
 
Ersatzmaßnahmen beinhalten eine Kompensation durch in der Regel nicht-
funktionale, aber „gleichwertige“ Maßnahmen im räumlichen Zusammenhang, nur in 
schwierigen Fällen nicht im räumlichen Zusammenhang. Ersatzmaßnahmen zielen auf 
„eine Kompensation der gestörten Werte und Funktionen von Natur und Landschaft im 
erweiterten naturräumlichen und sachlich-funktionalen Konzepten“, „Kompensation 
muss nicht mehr im artgleichen Ausgleich gesucht werden, sondern kann in gleichwer-
tigen Maßnahmen zur Verbesserung von Natur und Landschaft bestehen.“248  
 
Zur Festlegung der Maßnahmen bedient man sich meist sog. Biotopwertverfahren, die 
eine Bewertung der Fläche vor und nach dem Eingriff mit Hilfe von Punktzahlen pro m² 
vorsehen. Biotopwertverfahren gelten als umstritten, sind aber in verschiedenen Ge-
richtsentscheidungen dennoch in ihrer Validität bestätigt worden. 
 
Der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) hat z.B. in seinem Gutachten im Jahr 
2004 angemahnt, dass auch Flächen, die mit Altlasten behaftet sind, als Ersatzflächen 
im Sinne der Eingriffsregelung herangezogen werden sollten. Neuversiegelungen könn-
ten durch die Sanierung von Altlasten kompensiert werden. Versiegelung sollte grund-
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sätzlich durch Entsiegelungsmaßnahmen kompensiert werden, denkbar ist hierbei der 
Zugriff auf ein „Flächenkataster für Entsiegelungspotentiale, Abrissmaßnahmen für 
Hochbauten einschließlich Wiederherstellung der Böden oder Einzahlung in einen 
Fonds für bodenbezogenen Ausgleich/ Ersatz.“249 Durch den Erlass des Sächsischen 
Staatsministeriums für Umwelt- und Landwirtschaft vom 11.12.2000 werden die Unte-
ren Natur- und Bodenschutzbehörden in Sachsen z.B. dazu angehalten, „prioritär die 
Möglichkeit von Entsiegelungs- und Abrissmaßnahmen zur Umsetzung der Kompensa-
tionsverpflichtung zu prüfen.“250 Die Praxis zeigt jedoch, dass derartige Entsiegelungs-
maßnahmen an Eigentumsproblemen von ehemaligen Industrie- und Gewerbestandorten 
scheitern, sowie am Altlastenverdacht. Zudem wird eine Entsiegelung in den Punktesys-
temen für die Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen ungenügend berücksichtigt, so dass 
diese teilweise geringere Punktzahlen erreichen als Pflanzmaßnahmen.251 Man nutzt 
jedoch seit einigen Jahren verstärkt gesetzliche Möglichkeiten, die eine zeitliche Ent-
koppelung von Eingriff und Ausgleich ermöglichen und damit die genannten Probleme 
verringern. Durch den Aufbau kommunaler, interkommunaler und regionaler Flächen-
pools werden die Voraussetzungen geschaffen, Ausgleichs- und Kompensationsmaß-
nahmen durch langfristige Planung effektiver durchzuführen bzw. die Ausgleichs-/ Er-
satzmaßnahmen aus kleinflächigen Eingriffen zu bündeln.  
Die Durchführung der Kompensationsmaßnahmen muss dabei nicht unbedingt durch 
den Vorhabenträger erfolgen, sondern kann auch auf dessen Kosten von der zuständigen 
Behörde eingeleitet werden. Der Vorhabenträger ist zur Durchführung des Augleichs 
nur dann verpflichtet, wenn der Ausgleich auf seinem Grundstück stattfindet (§135a 
Abs. 1 BauGB). In allen anderen Fällen führt die Gemeinde die Maßnahmen auf Kosten 
des Vorhabenträgers durch (§135a Abs. 2 BauGB) bzw. im Rahmen eines städtebauli-
chen Vertrages.252 Diese Vorgehensweise bringt Vorteile für beide Seiten, setzt aber 
voraus, dass die Höhe der entstehenden Kosten zuverlässig abgeschätzt werden kann 
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(z.B. auch für zukünftig anfallende Pflegemaßnahmen). Aus diesem Grund bietet das 
Naturschutzrecht als Alternative die sog. Ausgleichsabgabe / Ersatzzahlung als monetä-
re Kompensation an, deren Ausgestaltung Sache der Länder ist. Die Abgabe ist „für den 
Naturschutz und die Landschaftspflege zu verwenden und wird in der Regel einem 
zweckgebundenen Naturschutzfonds zugeführt.“253 Die Bemessungsregeln folgen einem 
Schema, das den Eingriff typisierend erfasst und monetär bewertet.  
 
Betrachtet man den Sachverhalt aber nicht nur einseitig aus der Sicht der Kompensati-
onserfordernis für eine bauliche Beeinträchtigung, sondern aus dem Blickwinkel der 
Altstandorte / Brachflächen, so könnte mit den Instrumenten der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung auch die Möglichkeit entstehen, deutlich mehreren Problemstandorten 
zu einer Sanierung zu verhelfen. Der zielgerichtete Einsatz von Maßnahmen der Ein-
griffsregelung für die Brachflächen-Renaturierung setzt aber den Anspruch voraus, sich 
deutlich stärker an qualitativen als an quantitativen Maßstäben zu orientieren. D.h. es 
wird weniger eine flächenmäßige sondern eine auf Dekontamination ausgerichtete 
Kompensation angestrebt.  
Anzumerken wäre in diesem Zusammenhang aber auch, dass es eine räumlich ungleiche 
Verteilung der Brachflächen / Altstandorte innerhalb der Regionen, der Länder und über 
das Bundesgebiet gibt. Ebenso sind die Eingriffe in Natur und Landschaft ungleich ver-
teilt. Die räumliche, zeitliche, sachlich-funktionale und adressatenbezogene Entkoppe-
lung254 zwischen Eingriff und Ausgleich, die der Gesetzgeber inzwischen ermöglicht, 
erleichtert zwar die Praxis, dennoch ist die Umsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen an diejenigen Regionen gebunden, in denen wirtschaftliche Aktivität stattfindet, 
d.h. wo Bauvorhaben realisiert werden, die ausgeglichen oder kompensiert werden müs-
sen. Überregionale bzw. länderübergreifende Instrumente wie Ausgleichsfonds wären 
diesbezüglich wichtig, denn gerade sie würden das räumliche Ungleichgewicht zwi-
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8.2 Beispiele für Eingriffs-Kompensation zugunsten von Brachflächen  
 
8.2.1 Kompensationsflächenmanagement in Leipzig 
 
Die Stadt Leipzig255 plant, in Zukunft 50 % der Ausgleichsmaßnahmen Leipzigs im 
innerstädtischen Bereich zu realisieren. In den Flächenpool werden auch innerstädtische 
Brachflächen einbezogen, wenn sie naturschutzfachlich geeignet erscheinen. Als prob-
lematisch werden vor allem die hohen Kosten (kommunaler Ankauf innerstädtischer 
Flächen mit hohem Versiegelungsgrad), sowie die Dauerhaftigkeit der Maßnahme (zu-
künftige Überplanung von Ausgleichsflächen) gesehen. Der Flächenpool wird sowohl 
für BauGB Eingriffe, als auch für NatSchG Eingriffe genutzt und soll auch anderen 
Kommunen im Rahmen eines interkommunalen Ausgleichsflächenmanagements zur 
Verfügung stehen („Grüner Ring Leipzig“). Die Stadt Leipzig bedient sich einer Aus-
gleichskostenerstattungssatzung, auf deren Grundlage die Stadt Maßnahmen für den 
Investor im Vorgriff umsetzt und die tatsächlichen Kosten durch einen Bescheid refi-
nanzieren lässt. Es werden allerdings auch städtebauliche Verträge zur Zahlung einer 
Ablösesumme bzw. zur Einzahlung in das Ökokonto abgeschlossen.256 Beispiele für 
Ausgleichsmaßnahmen auf Brachflächen in Leipzig sind die Renaturierung der GUS 
Kaserne Windscheidstraße 2002/ 2003 und die Renaturierung der Altablagerung „Gra-
beland am Cottaweg“ 1999/2000. Leipzig engagiert sich hierbei an dem interkommuna-
len Projekt „Grüner Ring Leipzig“. An dem Projekt aus 14 Kommunen und zwei Land-
kreisen beteiligen sich Organisationen, Verbände, Bürger und Vereine. Ziele sind die 
Nutzung der Ausgleichspflicht für die Landschaftsgestaltung und die Lenkung der Aus-
gleichsmaßnahmen auf bevorzugte Flächen des Grünen Ringes. Als „Schlüsselprojekt 
16“ werden insbesondere Brachflächen in die Konzeption mit einbezogen. Brachflä-
chenrevitalisierung soll vornehmlich zur Durchgrünung von Siedlungsbereichen genutzt 
werden.257 
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8.2.2 Regionaler Kompensationsflächenpool Westsachsen 
 
Der Grunderwerb geeigneter Flächen zur Kompensation und damit eine Flächenbevor-
ratung werden betrieben, um sog. Flächenpools aufzubauen. Neubauvorhaben bzw. ihr 
Eingriff in die Umwelt sollen mit Hilfe der Flächenpools kompensiert werden. Flächen-
pools werden dann zu Maßnahmenpools. Die Regionalplanung in Sachsen hat die Auf-
gabe, gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 SächsLPlG, Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die 
Kompensation von Eingriffen darzustellen. Aus diesem Grund werden regionale Kom-
pensationsflächenpools erstellt. Das Forschungs- und Entwicklungsvorhaben „Regiona-
ler Kompensationsflächenpool Westsachsen“258 hat sich zum Ziel gesetzt, in einem rela-
tiv großräumigen Flächenpool alle Eingriffsvorhaben, sowie Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen zu erfassen. Der regionale Kompensationsflächenpool umfasst die gesamte 
Planungsregion Westsachsen mit 5 Landkreisen und der kreisfreien Stadt Leipzig, bzw. 
ca. 100 eigenständige Kommunen. Gründe für die Auswahl der Region Westsachsen als 
Modellregion für das F+E Vorhaben bestanden darin, dass in Westsachsen großflächige 
Siedlungserweiterungen, zahlreiche Verkehrsinfrastrukturausbauten und die Braunkoh-
lentagebaue einen hohen Bedarf an Kompensationsflächen verursachen.259 
Als „offener“ Pool kann dieser sowohl von Kommunen als auch von Fachplanungs- und 
privaten Trägern genutzt werden. Er erfasst die gesamte Planungsregion Westsachsen. 
Das Kartenwerk wird im Maßstab 1:25.000 erarbeitet und stellt die geprüften Flächen-
verfügbarkeiten dar, die bei Flächeneigentümern und Flächennutzern angefragt wurden. 
Bei einer Abfrage der Flächeneigentümer potentieller Ausgleichs- und Ersatzflächen 
konnten insbesondere die Deutsche Bahn AG und die BVVG (Boden- Verwertungs- 
und Vertriebsgesellschaft) erhebliche Flächengrößen melden. Die Systematik des Kar-
tenwerks, die innerhalb des F+E Vorhabens erstellt wurde, baut auf der Nutzung des 
GIS Systems Arc View auf, das bei den Behörden gegenwärtig angewandt wird. 
Die wesentlichen Zusammenhänge werden in sog. Views dargestellt. View 0 ist die To-
pographie, View 1 beinhaltet die erfassten Eingriffe und potentiellen Kompensations-
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maßnahmen, sowie die ermittelten Flächenverfügbarkeiten. View 2 stellt abiotische 
Daten und View 3 biotische Daten und solche zum Landschaftsbild zur Verfügung.  
Dieser Ansatz für den Aufbau und die Nutzung eines relativ großräumigen Flächen-
pools soll die Nachteile der bisherigen Praxis bei der Umsetzung der Eingriffsregelung, 
wie etwa die mangelnde Ausgleichsflächenverfügbarkeit, verbessern. Allerdings führt 
der Endbericht des Forschungsvorhabens den Zusammenhang mit einer stärkeren 
Brachflächenrenaturierung nicht explizit aus. Ein deutlicher Hinweis auf die Berück-
sichtigung der vorgenutzten Flächen als Ausgleichs- und Ersatzflächen ist aber der 
Verweis auf Bahn- und BVVG Flächen. 
 
 
8.2.3 Ersatzmaßnahmen zugunsten von Brachflächen in Thüringen 
 
Als Ersatzmaßnahmen für Straßenbauprojekte wurden in Thüringen Brachflächen rena-
turiert. Die Renaturierung auf der Fläche einer ehemaligen Möbel- und Leistenfabrik im 
Rustebachtal260 wurde 1999 in die Ausgleichsplanung für zwei Straßenbauvorhaben 
aufgenommen (Straßenbauverwaltung Nordthüringen). Der Zeitraum für die Renaturie-
rung umfasste die Jahre 2000-2004. Die Finanzierung des Vorhabens erfolgte als Aus-
gleich- und Ersatzmaßnahme für den in räumlicher Nähe stattfindenden Ausbau der B 
80. Gebäude und Infrastruktur der ehemaligen Fabrik wurde von der TLG (Treuhand-
liegenschaftsgesellschaft) zu einem geringen Preis an das Straßenbauamt Nordthüringen 
verkauft und die Renaturierungsmaßnahme in den landschaftspflegerischen Begleitplan 
zum Ausbau der B 80 aufgenommen. Abbruch und Entsiegelung der Brachfläche hatten 
weitere positive Effekte zur Folge. Der Verlauf des Rustebachs wurde renaturiert und 
die Biotopvernetzung gefördert. Insgesamt verbesserten die Aufwertungsmaßnahmen 
auch das touristische Potential des Gebietes. 
Das ehemalige Pionierlager Raila261 war eine 16 ha große Brache im Naturraum der 
Wettera. Der Gebäudebestand des Pionierlagers war mit Asbest verseucht. Das Ziel 
bestand darin, das Brachengelände zurückzubauen, zu renaturieren und naturschutzfach-
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lich aufzuwerten. Die Stadt Saalburg erwarb die Fläche im Jahr 2001. Die Renaturie-
rungsmaßnahmen wurden durch die DEGES (Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- 
und –bau GmbH) als Vorhabenträger des Autobahnbaus (Kompensation für Ausbau der 
A 9) umgesetzt. Abriss und Renaturierung erfolgten mit Hilfe von ABM-Kräften von 
2002 bis 2004. Die Gesamtkosten beliefen sich auf 1,3 Mio. €. 
 
 
8.3 Verknüpfung von Wirtschaftsförderung und Umweltbelangen zuguns-
ten der Brachflächenmobilisierung 
 
Brachflächen zu mobilisieren oder Ideen für neue Nutzungen zu finden, wenn eine ei-
genwirtschaftliche Revitalisierung von Altstandorten nicht in Gang kommt, ist eine be-
sondere Anforderung. Die Kommunalverwaltungen haben in den meisten Fällen den 
besten Überblick, wo sich in ihrem Bereich solche Flächen befinden. Dennoch ent-
schließen sich Gemeindevertreter in der Mehrzahl dafür, „neue“ Gewerbegebiete aus-
zuweisen, anstatt sich auf eigentumsrechtliche Probleme, Dekontamination und Abriss 
auf Altstandorten einzulassen. Schlechte Lageeigenschaften sind ein zusätzliches Hin-
dernis für eine Revitalisierung zugunsten einer Gewerbe/ Industrieansiedelung. Die 
oftmals geringe Zahl der Mitarbeiter auf kommunaler Ebene bzw. deren zeitliche Über-
lastung spricht ebenfalls gegen eigene Revitalisierungsanstrengungen und die Entwick-
lung von Alternativkonzepten für Brachflächen.  
Landratsämter und ihre Einrichtungen für Wirtschaftsförderung sind womöglich eher 
daran interessiert, sich einen Überblick über die regionale Brachensituation zu verschaf-
fen. Beispielsweise hat man im Landkreis Chemnitzer Land schon vor einigen Jahren 
eine Einschätzung vorgenommen, welche Arten an Brachflächen im Landkreis vor-
kommen und wie diese zahlenmäßig verteilt sind. Man hat die Brachflächen analog des 
ITVA Schemas nach A, B und C Flächen eingeteilt und die prozentualen Anteile darge-
stellt (vgl. nächste Abbildung). Die Einteilung nach A, B oder C-Flächen ist gleichzeitig 
eine Einschätzung nach deren Marktfähigkeit. C-Flächen lassen keinen ausreichenden 
Verkehrswert nach der Sanierung erwarten, da sie keinerlei Nachfrage erfahren werden 
aufgrund oftmals ungenügender Lage, Grundstücksgröße und weil ihre Dekontaminati-
ons- und Abrisskosten als zu hoch eingeschätzt werden. Wie im Beispiel Chemnitzer 
Land überwiegt aber meist gerade der Anteil der C-Flächen an den vorhandenen Brach-






flächen. Die Wirtschaftsförderungen der Landkreise können sich also einen Überblick 
über die Situation verschaffen und die Zusammenhänge zusätzlich in einem großräumli-
cheren Maßstab betrachten als die Gemeinden. Außerdem erweist es sich möglicherwei-
se als sinnvoll, mehrere Brachflächen in ihrem räumlichen Zusammenhang zu betrach-
ten, wie das Beispiel des Untersuchungsraumes Chemnitztal (vgl. Abschnitt 4) verdeut-
licht hat. Der gewählte Untersuchungsraum tangiert dort z.B. 7 Kommunen, und die 
diskutierte Initialwirkung kommt eben nur zustande, wenn ein gemeinsames Vorgehen 
eine Revitalisierung der Initialbrachfläche ermöglicht. Es macht also durchaus Sinn, die 
Einschätzung der Brachflächensituation auf eine interkommunale Ebene zu stellen bzw. 
Zuständigkeiten in den Landratsämtern und deren Wirtschaftsförderungen anzuregen.  
 
 
Abb. 37: Brachflächen im Landkreis Chemnitzer Land nach Kategorien262  
 
Voraussetzung für die Einschätzung der Brachflächensituation durch die Wirtschafts-
förderung ist allerdings die Zusammenarbeit mit dem entsprechenden Umweltamt. 
Brachflächen befinden sich meist in einem räumlichen Zusammenhang zueinander, der 
z.B. einen altindustriellen Wirtschaftsraum darstellt. Deswegen sollten Brachflächen-
pools unbedingt Informationen über zusammenhängende „Wirkungsräume“ beinhalten. 
Diese Informationen betreffen das naturräumliche Umfeld, die Lage der Brachen zuein-
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ander und im Hinblick auf ihre Anbindungssituation an Infrastruktur und Siedlungsker-
ne. Die Idee der „Initialbrache“ ist hierbei von entscheidender Bedeutung, da eine Initi-
albrache nur in einem definierten zusammenhängenden Raum zur Wirkung kommen 
kann, in dem alle relevanten Rand- und Anfangsbedingungen bekannt sind.      
Die personelle Verknüpfung zwischen Wirtschaftsförderung und Umweltamt hätte ins-
besondere Vorteile für PPP Projekte auf Brachen. Die angestrebte öffentliche Nutzung 
der Flächen mit einem privatwirtschaftlichen Hintergrund, z.B. im Sinne einer PPP im 
weiteren Sinne wie im Falle des DIAMANT Radweges, oder mit aktiver privatwirt-
schaftlicher Umsetzung in mehreren Lebenszyklusphasen des Projektes (PPP im enge-
ren Sinne) macht die Ämter für Wirtschaftsförderung zu einer wichtigen Anlaufstelle. 
Nutzungspotentiale für Brachflächen sollten gesellschaftlich, naturräumlich und wirt-
schaftlich nachhaltig sein, d.h. sie sollen in der Zukunft dauerhaft Bestand haben, sich 
selbst tragen und das Lebensumfeld des Menschen spürbar verbessern.  
 
Von Interesse in diesem Zusammenhang ist vielleicht auch ein Forschungsprojekt Göt-
tinger Wissenschaftler. Im Auftrag des Landes Baden-Württemberg und des For-
schungszentrums Karlsruhe in der Helmholtz Gemeinschaft untersuchten Forscher der 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Georg-August-Universität Göttingen im 
Zeitraum von 1.2.2006 bis 31.7.2007 den kommunalwirtschaftlichen Nutzen der Re-
vitalisierung von Brachflächen.  
„Ziel der Projektpartner ist es, praxisbezogene, kommunalwirtschaftliche Vorteile und 
Auswirkungen des städtischen Brachflächenrecyclings als Wirtschaftsfaktor anhand 
durchgeführter Projekte zu analysieren. Es sollen positive, wirtschaftliche Langzeitwir-
kungen nach Abschluss einer Flächenrevitalisierung aufgezeigt werden. Durch die Dar-
stellung nachvollziehbarer Kosten-Folgenutzungsbetrachtungen ergeben sich wichtige 
neue Handlungsgrundlagen für die kommunalen Entscheider. Anhand von wirtschaftli-
chen Aspekten soll dargelegt werden, dass durch eine Flächenrevitalisierung weitere 
und höhere (private) Folgeinvestitionen auf der Fläche erfolgen. Ebenso sollen Um-
feldwirkungen (weiche Faktoren), die die Arbeits- und Lebensqualität (Image, Attrakti-
vität, soziale und kulturelle Einrichtungen) erhöhen, aufgezeigt werden.“263   
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In der bisherigen Praxis der Eingriffsregelung überwiegen aufgrund des gängigen Bio-
topwertverfahrens häufig Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen in Form von Pflan-
zungsmaßnahmen auf ehemals landwirtschaftlich genutzten Flächen. Damit wird zwar 
auf diesen Flächen eine ökologische Aufwertung erreicht, jedoch trägt dies nicht dazu 
bei, Flächen zu schonen oder die Flächenbilanz positiv auszugleichen. Die Versiegelung 
der neu bebauten Flächen auf der einen Seite hat keine entsprechende Entsiegelung als 
Ausgleich. In der Flächenbilanz vergrößert sich die Siedlungs- und Verkehrsfläche, die 
Landwirtschaftsfläche nimmt ab zugunsten einer vergrößerten Waldfläche. Würden 
durch die Eingriffsregelung dagegen gezielt Maßnahmen unterstützt, die den Abriss und 
die Sanierung von brachliegenden, bebauten Standorten ermöglichen, sähe die Bilanz 
der Flächeninanspruchnahme positiver aus. Ansätze zu einer bevorzugten Renaturierung 
von Brachflächen bzw. Altstandorten auf Grundlage der Eingriffsregelung existieren, 
wie die aufgeführten Beispiele verdeutlichen sollten. Dennoch berücksichtigt man in 
diesem Zusammenhang Entsiegelung und Renaturierung noch nicht in dem Maße, wie 
es die Brachflächensituation in vielen Regionen erfordern würde. Die Forderung, dass 
Flächenversiegelungen in gleichem Maße durch Entsiegelungen auszugleichen sind, ist 
ein entscheidender Ansatzpunkt, der z.B. im Entsiegelungserlass264 des Sächsischen 
Ministeriums für Umwelt und Landwirtschaft deutlich ausgesprochen wird und um des-
sen Umsetzung man sich auch bemüht. Im Sinne der Brachflächensituation muss aber 
zusätzlich die Komponente des qualitativen Aufwertungspotentials von kontaminierten 
Altstandorten gesehen und in den einschlägigen naturschutzfachlichen Bewertungssys-
temen zur Eingriffsregelung entsprechend hoch gewichtet werden. Erst dann wird die 
Eingriffsregelung ein spürbares Instrument zur Brachflächenrenaturierung und damit 
zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme.  
Die Aufgaben der Wirtschaftsförderungen in den Landkreisen sollten diesbezüglich 
ausgebaut und organisatorisch mit den Belangen der Umweltämter verknüpft werden. 
Denn die Revitalisierung von Brachflächen und ihre mögliche Initialwirkung sollten 
generell stärker in einem regionalwirtschaftlichen Zusammenhang gestellt werden. 
Brachflächenrevitalisierung ist nicht allein eine Umweltaufgabe, sondern unter Umstän-
den von kommunalwirtschaftlichem Nutzen. 
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9. Geokunststoff Gabionen für die Verwertung von minerali-
schen Bauabfällen 
 
Wohnhäuser, Werkshallen, Bürogebäude und sonstige Bauten auf Altstandorten haben 
in vielen Fällen keine Aussicht auf eine Wieder- bzw. Umnutzung. Aufgrund ihrer 
Bauweise oder ihres baulichen Zustandes müssen Altbauten bei einem Grundstücksver-
kauf meist einem Neubau weichen, der den modernen Anforderungen in Bezug auf die 
Anzahl der Geschosse, Raumhöhe oder Energieerfordernisse entspricht. Altbauten wer-
den auch abgerissen, um die Grundstücke für einen Verkauf attraktiver zu gestalten, 
oder um die Fläche im Rahmen einer Renaturierungsmaßnahme endgültig zu begrünen. 
In allen Fällen entsteht Bauschutt, der aus Beton, Ziegel, Steinen, Putz, Holz, Glas usw. 
besteht. Die Entsorgung von Bauschutt ist in jedem Fall kostenintensiv, da die einzelnen 
Fraktionen häufig beim Abbruchgeschehen stark vermischt werden und in Bauschutt-
aufbereitungsanlagen getrennt und weiterverarbeitet werden müssen. Im Folgenden soll 
ein Lösungsansatz zur Verwertung von Bauschutt diskutiert werden, bei dem Gabionen 
aus Geokunststoffen mit Bauschutt befüllt werden.  
 
Geokunststoffe werden heute vielfältig angewendet, z.B. zur Verbesserung des Unter-
grundes im Straßenbau, zur Herstellung anspruchsvoller Böschungssicherung oder im 
Küstenerosionsschutz. Geokunststoffe werden aus polymeren Rohstoffen hergestellt 
und in Form von Textilien, Gittern, Dichtungsbahnen oder deren Kombinationen (Ver-
bundstoffe / Geokomposits) angeboten. Ihre Aufgabe ist es, den Baugrund zu stabilisie-
ren, zu bewehren, zu dränieren, zu filtern oder vor Erosion zu schützen. 
 
Gabionen sind geotechnische Baukomponenten, die in der Regel aus einem quaderför-
migen Drahtgeflecht bestehen und mit Natursteinen gefüllt sind. Sie werden z.B. im 
Landschaftsbau zur Böschungssicherung und zur Abstützung von Erdkörpern verwen-
det, zunehmend aber auch beim Bau von Lärm- und Sichtschutzwänden.  
 
Bau- und Abbruchabfälle in Deutschland 
In den Jahren 2002 bis 2004 fielen in Deutschland Bau- und Abbruchabfälle in Höhe 
von durchschnittlich 200 Mio. t jährlich an. Das Gesamtaufkommen nahm dabei auf-






grund sinkender Bautätigkeit stetig ab.265 Der überwiegende Teil der anfallenden Bau- 
und Abbruchabfälle in Deutschland wird dabei als „nicht gefährlich“ eingestuft.266 Aus 
Pressemitteilungen des Statistischen Bundesamtes geht zudem hervor, dass in den Jah-
ren 2002 und 2004 57,2 Mio. t bzw. 55,3 Mio. Tonnen Bau- und Abbruchabfälle in 
Bauschuttaufbereitungsanlagen zu Betonrecyklat, Ziegelrecyklat und Recyklat aus 
Sand, Kies, Pflaster und Gemischen mineralischer Stoffe verarbeitet wurden.267 Die 
Menge recycelter Bauabfälle blieb demnach relativ stabil, trotz der rückläufigen Ge-
samtbauschuttmenge. Die folgende Abbildung gibt einen Überblick über die Zahlen des 
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Abb. 38: Bau- und Abbruchabfälle in Deutschland in den Jahren 2002-2005, eigene 
Darstellung, Zahlenmaterial entnommen aus www.destatis.de  
 
 
Neben der Verwertung in Bauschuttaufbereitungsanlagen werden Bau- und Abbruchab-
fälle aber vor allem zur Verfüllung eingesetzt. Das Statistische Landesamt des Freistaa-
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 Quelle: Statistisches Bundesamt, August 2007 in www.destatis.de  
266
 Gefährliche Abfälle werden als „besonders überwachungsbedürftig“ bezeichnet. Dies sind Abfälle, die 
nach ihrer Art, Beschaffenheit oder Menge in besonderem Maße gesundheits-, Luft oder Wasser gefähr-
dend, explosibel, brennbar sind bzw. Erreger übertragbarer Krankheiten enthalten oder hervorbringen. 
Diese Abfälle werden auch als Sonderabfälle bezeichnet. Vgl. Besonders überwachungsbedürftige Abfäl-
le im Freistaat Sachsen, 2005, Hrsg. Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen, S. 4 
267
 Pressemitteilungen Statistisches Bundesamt Nr. 384 vom 14.9.2004, bzw. Nr. 405 vom 26.9.2006 






tes Sachsen weist z.B. für das Jahr 2004 eine Zahl von 10,9 Mio. Tonnen Abfälle aus, 
die in übertätigen Gruben und Tagebauen als Füllstoffe eingesetzt wurden, davon waren 
9 Mio. Tonnen Bau- und Abbruchabfälle. 
 
 
9.1 Beschreibung der Geokunststoff Gabionen 
 
Das Prinzip des bekannten Gabions aus Drahtgeflecht (auch als Steinkorb bezeichnet) 
wird hier weiterentwickelt zu einem Gabion aus einem Stahlkorpus mit Geokunststoff-
Überzug.  Anstelle der üblicherweise verwendeten Gesteinsschüttung bzw. Gesteinspa-
ckung als Füllmaterial, sollen bei der Neuentwicklung ausschließlich geeignete Fraktio-
nen aus Bau- und Abbruchabfällen verfüllt werden. Die Konstruktionsweise des Gabi-
ons mit einem quaderförmigen Stahlgerüst hat den Vorteil, dass der Gabion nicht mehr 
wie bisher an Ort und Stelle befüllt werden muss268, sondern aufgrund seiner Eigensta-
bilität bereits vorab fertig befüllt werden kann und mit Hebeeinrichtungen beliebig um-
gesetzt werden kann, bzw. nach einem zeitlich begrenzten Einsatz wieder verwendet 
werden kann.  
 
Die Befüllung von Gabionen mit Bau- und Abbruchabfällen ist insofern nachhaltig, 
weil Gesteinslagerstätten geschont werden. Selbstverständlich weist Abbruchmaterial 
andere mechanische Eigenschaften auf als der herkömmlich verwendete Naturstein. 
Dennoch gibt es Einsatzbereiche, bei denen auch alternatives Füllmaterial wie Klinker, 
Beton oder Naturstein aus Abbruchbaustellen den Anforderungen genügt. Geokunststoff 
ist ein Material, das wie bereits beschrieben in vielfältiger Form angeboten wird. Sein 
besonders breites Auswahlspektrum hinsichtlich Textur und Struktur gewährleistet, dass 
Gabionen mit Geokunststoff Überzug individuell auf das Füllmaterial und den Einsatz-
ort abgestimmt werden können.  Folgende Skizze zeigt das Schema für den Stahlquader, 
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 Die Ausnahme hierzu ist der RAWE Steinkorb, patentiert im Jahr 2002, der auch eine Werksbefüllung 
erlaubt und anschließend an den Einbauort transportiert wird. 










Abb. 39: Skizze des Stahlgerüsts für den Geokunststoff – Gabion 
 
 
9.2 Einordnung von Geokunststoff Gabionen im Vergleich zu herkömm-
lichen Gesteinsbehältern in der Geotechnik 
 
Die bekannten Gabionen aus Drahtgeflecht wurden in den letzten Jahren stark weiter-
entwickelt. Nachteile, wie z.B. Formänderungen oder Ausbeulen der Gesteinskörbe bei 
der Befüllung bzw. unter Lasteinwirkung, wurden ausgeglichen durch die Verwendung 
stabilerer Drahtgeflechte und kleinerer Maschenöffnungsweiten. Die Behälter wurden 
dadurch zuverlässiger für anspruchsvolle Hangsicherungen und sind inzwischen auch 
geeignet, um frei stehende Wände für Lärm- und Sichtschutz herzustellen. Mit dieser 
Verbesserung ging allerdings auch eine Erhöhung der Herstellungskosten einher. Auch 
sind Innovationen wie der erwähnte RAWE Steinkorb zu nennen, die nun auch einen 
Transport der fertigen Gabionen auf die Baustelle erlauben.  
 






In vielen Fällen ist es sicherlich von Vorteil, wenn die Gabionen vor Ort hergestellt 
werden. Die Anlieferung großer Mengen Gestein ist als lose Schüttung günstiger. Es 
gibt aber auch Einsatzfälle oder Baustellen, wo es angeraten ist, den Einbau möglichst 
zeitsparend zu gestalten. Dies ist z.B. an Autobahnen ein entscheidendes Kriterium. 
Transportable Gabionen haben deswegen in Zukunft durchaus ihre Bedeutung. 
 
Andere Gesteinsbehälter in der Geotechnik sind sog. Big Bags. Sie werden im Wasser-
bau eingesetzt, um Baumaßnahmen auf der Gewässersohle durchzuführen und den Bau-
raum mit Hilfe sog. Fangedämme wasserfrei zu halten. Die großen Textiltaschen wer-
den zumeist mit Sand gefüllt und an Laschen in den Baubereich gehoben. Eine mehrma-
lige Verwendung der Big Bags ist dagegen meist nicht der Fall, da die Laschen beim 
Ausbau häufig reißen.  
 
Böschungssicherung, Bau von Wänden und der Einsatz im Wasserbau sind Felder, die 
für Geokunststoff Gabionen zu erschließen wären, um dort ihre Vorteile auszunutzen. 
Ein Einsatzfeld, das im Zusammenhang mit der Transportfähigkeit der Geokunststoff 
Gabionen Beachtung finden sollte, ist der Hochwasserschutz. Darauf wird im Abschnitt 
9.4 noch stärker eingegangen. 
 
 
9.3 Durchführung von Modellversuchen  
 
Die Geokunststoffe, die für die durchgeführten Modellversuche eingesetzt wurden, 
werden von der Firma Naue GmbH & Co. KG269 unter den Namen Secugrid® und 
Combigrid® hergestellt und vertrieben.  
Secugrid® ist ein gelegtes Geogitter aus Polypropylen bzw. Polyester Flachstäben mit 
verschweißten Knoten.270 Es ist für den Einsatz als Ummantelung von Geokunststoff 
Gabionen deswegen besonders geeignet, weil es eine hohe Zugkraftaufnahme bei 
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 Naue GmbH & Co. KG, Gewerbestraße 2, 32339 Espelkamp-Fiestel 
270
 „Secugrid® wird als Bewehrungsgitter zur Tragschichtbewehrung im Verkehrsflächenbau auf wenig 
tragfähigem Untergrund, zur Bewehrung von Steilböschungen und Erdstützkörpern, zur Bewehrung von 
Dammgründungen, zur Herstellung von Flächenpolstern über Pfahlgründungen, zur Überbauung von 
Schlammteichen sowie zur Bewehrung von Rohrleitungsgräben und Grabensohlen eingesetzt. Mit Zug-
festigkeiten von 30 kN/m - 600 kN/m sowie einer einaxial (Secugrid® R-Geogitter) und zweiaxial (Se-
cugrid® Q-Geogitter) gerichteten Zugkraftaufnahme gestatten Secugrid® Geogitter vielfältige, objektbe-
zogene Problemlösungen. Die Verwendung von PET- oder PP-Rohstoff erlaubt Nutzungsmöglichkeiten 
in den verschiedensten Umgebungsmilieus.“ Aus: www.naue.com  






kleinsten Dehnungen gewährleistet, eine hohe Robustheit gegenüber Einbau- und Um-
weltbeanspruchungen aufweist (hohe Wetterbeständigkeit), und weil mit den Materia-
lien PET / PP Nutzungsmöglichkeiten in den verschiedensten Umgebungsmilieus 
durchführbar sind. 
Für einen weiteren Modellversuch wurde das Material Combigrid® gewählt. Das Ver-
bundmaterial aus Flachstäben und einem Vlieswerkstoff kann z.B. dafür verwendet wer-
den, feinkörnigere Füllstoffe in Gabionen zu verwenden.  
 
      
Abb. 40: Geokunststoff Secugrid®  Abb. 41: Geokunststoff Combigrid® 
 
Technische Daten271 der verwendeten Geokunststoffe:  
Bezeichnung     Secugrid® 40/40 Q6 (PES/PET) Combigrid® 40/40 Q1/151 GRK 3 
Höchstzugkraft272  40 kN/m     40 kN/m 
Masse pro Flächeneinheit 360 g/m²   240 g/m² + 150 g/m² (Vlies) 
Gitteröffnung    34 mm x 33 mm  33 mm x 33 mm 
 
Für den Modellversuch wurde ein Quader mit den Abmessungen 1 m x 0,5 m x 0,5 m 
konstruiert und aus Baustahlgewebe gebaut. Der netzförmige Geokunststoff wurde um 
das Stahlgerüst gespannt und an den Schnittkanten verdrahtet. Anschließend konnte der 
Gabion mit Klinkersteinen befüllt werden und wies ein Gesamtgewicht von ca. 350 kg 
auf. Ringe, die am Stahlquader angebracht wurden, dienten dazu, den Gabion anzuhe-
ben und auf seine Stabilität zu testen. Die folgende Abbildung zeigt die Vorbereitung 
für den Versuch mit dem Geokunststoff Secugrid®. 
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 Angaben des Herstellers Naue, entnommen aus den Produktbeschreibungen in www.naue.com  
272
 In Produktionsrichtung und quer zur Produktionsrichtung 







Abb. 42: Ummantelung des Stahlquaders mit Secugrid® 
 
 
Versuchsdaten für den Secugrid® Gabion: 
 
Geokunststoff: Secugrid® 40/40 Q6, Fa. Naue GmbH & Co KG 
Füllmaterial:  Klinkersteine (ca. 322 kg) 
Gesamtgewicht: ca. 350 kg  (Stahlkorb ca. 28 kg) 
Abmessung:   1 m x 0,5 m x 0,5 m 
Baustahlstäbe: 12 und 20 mm Dicke 
 
Der mit Klinkersteinen befüllte Gabion wurde mittels einer Kranbahn angehoben, um 
die Stabilität der Konstruktion zu testen. Der Versuch gelang: sowohl Drahtverbindun-
gen, als auch das Geotextilnetz hielten der Belastung ohne Probleme stand, vgl. nächste 
Abbildung. 







Abb. 43: Hebeversuch mit Secugrid® Gabion 
 
 
Versuch mit Combigrid® Gabion 
Es wurde ein zweiter Geokunststoff-Gabion mit dem Material Combigrid® hergestellt. 
Der Hebeversuch wurde unter gleichen Bedingungen wie bei dem Secugrid® Gabion 
durchgeführt. Auch hier blieb die Konstruktion stabil. Anzumerken ist jedoch, dass das 
Verdrahten des Verbundstoffes Combigrid® am Stahlquader zeitaufwändiger ist. Der 
Vorteil bei der Verwendung des Verbundmaterials aus Vlies und Geogitter ist, dass 
auch feinkörniges, bzw. inhomogenes und weit gestuftes Bauschuttmaterial als Füllstoff 
verwendet werden kann. 
 
Versuchsdaten für den Combigrid® Gabion: 
 
Geokunststoff: Combigrid® 40/40 Q1/151 GRK 3, Fa. Naue GmbH & Co KG 
Füllmaterial:  Klinkersteine (ca. 322 kg) 
Gewicht Stahlkorb ca. 28 kg 
Gesamtgewicht: ca. 350 kg 
Abmessung:   1 m x 0,5 m x 0,5 m 
Baustahlstäbe: 12 und 20 mm Dicke 
 







Abb. 44: Hebeversuch Combigrid® Gabion 
 
 
9.4 Geeignete Bau- und Abbruchabfälle für Geokunststoff Gabionen 
 
Beim Rückbau von Gebäuden, insbesondere bei größeren Gewerbe- und Industriebau-
ten, treten Schadstoffe auf, die entweder schon immer im Baumaterial vorhanden sind 
(primäre Belastung), oder es handelt sich um eine sekundäre Schadstoffbelastung auf-
grund nutzungsbedingter Kontaminationen.   
Für eine Verwertung von Abbruchmaterial für den hier beschriebenen Einsatzbereich in 
Geokunststoff Gabionen kommen zunächst einmal nur mineralische Abfälle in Frage. In 
einem zweiten Schritt ist zu prüfen, ob das anfallende Material den rechtlichen Anforde-
rungen genügt, d.h. ob die Schadstoffbelastung unter den geforderten Grenzwerten liegt. 
Zu beachten sind dabei Wasser-, Abfall273- und Bodenschutzrecht, hier insbesondere §6 
BBodSchG und §12 BBodSchV274. 
 
Die „Bau- und Abbruchabfälle“ gliedern sich innerhalb Kapitel 17 der Abfallverzeich-
nisverordnung in folgende Abfallgruppen: 
 
 
                                                 
273
 Für Materialien, die den Abfallbegriff erfüllen, enthält das KrW-/AbfG die entsprechenden Rechts-
pflichten hinsichtlich ihrer Verwertung. 
274
 In einzelnen Bundesländern wurde eine Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV eingeführt; nun gibt es eine 
Initiative zur Schaffung einer bundeseinheitlichen rechtsverbindlichen Regelung 






17     Bau- und Abbruchabfälle  
17 01  Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik 
17 02  Holz, Glas und Kunststoff  
17 03  Bitumengemische, Kohlenteer und teerhaltige Produkte 
17 04  Metalle (einschließlich Legierungen) 
17 05  Boden, Steine und Baggergut  
17 06  Dämmmaterial und asbesthaltige Baustoffe 
17 09  Sonstige Bau- und Abbruchabfälle  
 
Bau- und Abbruchabfälle unterliegen bei ihrer Verwertung und Entsorgung einer Reihe 
von Gesetzen, Verordnungen und technischen Merkblättern. Betroffen sind u.a. das 
BBodSchG, das KrW-/AbfG, die Abfallverordnungen der Länder, BBodSchV und Alt-
lastenverordnung, aber auch entsprechende DIN Vorschriften und die Merkblätter der 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall, LAGA. Grundsätzlich sieht der Gesetzgeber eine 
weitgehende „Verwertung“ der Bau- und Abbruchabfälle vor. Die LAGA Mitteilung M 
20 ist anzuwenden für die Bewertung der Schadlosigkeit bei der Verwertung von mine-
ralischen Abfällen und gliedert gleichzeitig die Verwertung in drei Bereiche275:  
 
Verwertung von mineralischen Abfällen in bodenähnlichen Anwendungen 
Als Grundlage für die Bewertung dient hier das Arbeitspapier „Verfüllung von Ab-
grabungen“, sowie Feststoffgehalte und Eluatkonzentrationen mit den entsprechen-
den Zuordnungswerten. Die LAGA M 20 ist aufgrund der veränderten rechtlichen 
Rahmenbedingungen im Abfallrecht und Bodenschutzrecht in diesem Bereich al-
lerdings nur noch anzuwenden für die Bewertung von Bodenmaterial, das unterhalb 
der durchwurzelbaren Bodenschicht in bodenähnlichen Anwendungen verwertet 
wird. 
 
Verwertung von mineralischen Abfällen in technischen Bauwerken  
Mineralische Abfälle, die gebunden oder ungebunden in technische Bauwerke ein-
gebaut werden, unterliegen wiederum Zuordnungswerten, um eine schadlose Ver-
wertung zu gewährleisten. Gleichzeitig werden in diesem Fall aber auch Gebiete 
definiert, in denen ein Einbau von mineralischen Abfällen in Bauwerken nicht ges-
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 LAGA M 20: Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 20, Anforderungen an die 
stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Technische Regeln – Allgemeiner Teil (Überarbei-
tung Endfassung vom 6.11.2003) 






tattet wird, sog. Ausschlussgebiete. Nur im Entwurf existiert bislang eine neue Ver-
ordnung (Stand 13.11.2007) die sog. „Ersatzbaustoffverordnung“ über den Einbau 
von mineralischen Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken. 
Der Geokunststoff Gabion mit Bauschuttbefüllung würde sich hierbei ebenfalls in 
den Verwertungsbereich „technische Bauwerke“ eingliedern.  
 
Verwertung von mineralischen Abfällen in Bauprodukten 
Maßgeblich ist hier das Merkblatt des Deutschen Instituts für Bautechnik276 (DIBt) 
„Bewertung der Auswirkungen von Bauprodukten auf Boden und Grundwasser“. 
Eine Obergrenze für die Feststoffgehalte, die eine Schadstoffanreicherung im Wert-
stoffkreislauf verhindern soll, muss noch in der Technischen Regel für den Abfall-
einsatz in Produkten festgelegt werden. Bis dahin ist nach §5 Abs. 3 KrW-/AbfG 
eine Einzelfallprüfung durchzuführen. 
 
Wie schwierig und konfliktreich sich die Festlegung der Technischen Regeln gestaltet, 
zeigt sich allein schon daran, dass die LAGA Arbeitsgruppe „Mineralische Abfälle“ 10 
Jahre lang versucht hat, das LAGA Merkblatt M 20 zu überarbeiten. 2004 wurde die 
Arbeitsgruppe aufgelöst, die eigentlich eine Harmonisierung der bestehenden Regeln 
infolge des Inkrafttretens des BBodSchG  zum Ziel hatte. Zugrunde lag ein Streit um 
Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern, sowie um die in der BBodSchV festge-
schriebenen Vorsorgewerte.277  
 
Die geltenden länderspezifischen Regelungen zur Verwertung mineralischer Abfälle in 
technischen Bauwerken werden unter www.LAGA-online.de278 zusammengefasst. Die 
einzelnen Bundesländer haben bis zur Gestaltung einheitlicher Regelungen „Vorläufige 
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 Das Deutsche Institut für Bautechnik ist eine gemeinsame Einrichtung von Bund und Ländern und ist 
die einzige deutsche Zulassungsstelle für Bauprodukte und Bauarten; siehe auch www.dibt.de  
277
 Prof. Christian Niemann-Delius: Darstellung bestehender sowie möglicher alternativer Ansätze zur 
Regelung der Verwertung mineralischer Abfälle, BMU Workshop 13.2.2006 
278
 Zur Sicherung der Schadlosigkeit der Verwertung mineralischer Abfälle enthält  weder das KrW-/ 
AbfG noch sein untergesetzliches Regelwerk konkrete schutzgutbezogene Normen. Zur Bewertung der 
Schadlosigkeit wird daher in den Bundesländern das LAGA Merkblatt M20 aus dem Jahr 1997 herange-
zogen. In diesem Zusammenhang werden derzeit vom Gesetzgeber auch zwei neue Verordnungen vorbe-
reitet: die Integrierte Deponie Verordnung und die Bundes Verwertungsverordnung, bzw. soll die 
BBSchV novelliert werden. Zudem existiert seit November 2007 ein Entwurf für eine neue Ersatzbaustoff 
Verordnung.  






Hinweise“279 für den Einsatz von mineralischen Abfällen bzw. die Verwertung von Bo-
denmaterial erlassen.  
Material, das für den Einsatz in Geokunststoff Gabionen zum Einsatz kommen könnte, 
muss ungefährlich sein. Infrage kommen deswegen lediglich Bau- und Abbruchabfälle, 
die laut Abfallverzeichnisverordnung den folgenden Untergruppen zugeordnet werden: 
17 01 01 Beton 
17 01 02 Ziegel 
17 01 03 Fliesen, Keramik 
17 05 04 Boden und Steine [ohne gefährliche Stoffe]280 
17 05 08 Gleisschotter [ohne gefährliche Stoffe] 
 
Der mineralische Bauschutt bedarf allerdings einer ausreichenden Vorsortierung, um 
z.B. im Falle einer Gabionenbefüllung homogene statische Bedingungen zu schaffen. 
Die Sortierung erfolgt zunächst nach mineralischem und nicht mineralischem Material, 
die mineralische Fraktion wird analog der genannten Untergruppen sortiert in Beton, 
Ziegel, Keramik und Steine. Nur durch eine ausreichende Vorsortierung gewinnt man 
einheitliches Füllmaterial hinsichtlich Farbigkeit, Zerfallsgeschwindigkeit/ Witterungs-
beständigkeit und Druckfestigkeit. Im Übrigen wird ein mineralisches Bauschuttge-
misch dauerhaft als Müll wahrgenommen, fraktionierter Bauschutt dagegen als homo-
gener Baustoff.  
 
Abb. 45: Inhomogener Bauschutt bei üblichen Abbruchverfahren 
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 In Sachsen gelten beispielsweise die „Vorläufigen Hinweise zum Einsatz von Baustoffrecyclingmate-
rial“ vom 11.1.2006 bzw. für die Verwertung von Bodenmaterial gilt der Erlass vom 27.9.2006, siehe 
www.smul.sachsen.de  
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 Die AVV Untergruppen 17 01 06, 17 05 03, 17 05 05 und 17 05 08 bezeichnen mineralische Bau- und 
Abbruchabfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 






Im Sinne einer höheren Recyclingquote von Bauschutt sollte auch darüber nachgedacht 
werden, wie sich das Abbruchgeschehen dahingehend optimieren lässt, möglichst ho-
mogene Schuttfraktionen zu erhalten. Aufwändigere Abrissverfahren setzen sich ande-
rerseits aber erst durch, wenn sie wirtschaftlich zu vertreten sind, d.h. wenn der wieder 
gewonnene Baustoff am Markt nachgefragt wird. Neue Verwertungsmöglichkeiten, wie 
z.B. Geokunststoff Gabionen erhöhen hier möglicherweise die Nachfrage nach sorten-
reinen Bau- und Abbruchabfällen.  
 
 
9.4 Einsatzbereiche für Geokunststoff Gabionen, z.B. für den Hochwas-
serschutz 
 
Geokunststoff Gabionen sind transportabel, dauerhaft haltbar und kostengünstig her-
stellbar. Das Füllmaterial aus Bau- und Abbruchabfällen ist überall verfügbar. Grund-
sätzlich sind solche Gabionen für alle Arten von Stützwänden, Lärmschutzwänden, 
Sichtschutzwänden usw. geeignet. Im Vergleich zu den herkömmlichen Drahtgabionen 
mit Steinfüllung, die inzwischen sogar in Privatgärten Einzug gehalten haben, bieten 
Geokunststoff Gabionen in ästhetischer Hinsicht noch einen ungewohnten Anblick. 
Wegen der oben genannten Vorteile hinsichtlich Transportfähigkeit usw. sind sie mög-
licherweise aber besonders für einen kurzfristigen Einsatz geeignet. Gedacht wird hier 
insbesondere an den Hochwasserfall, wenn z.B. im Bereich von gefährdeten innerstädti-
schen Flussufern schnell eine Barriere errichtet werden muss. Die Verwendung von 
Sandsäcken hat nämlich teilweise Nachteile. In Gegenden, wo es keine bedeutenden 
Sandvorkommen gibt, müssen Sandvorräte zu diesem Zweck eingelagert werden. Sand-
säcke werden in der Regel von Hand befüllt und auch von Hand aufgeschichtet. Dies 
erfordert Zeit und ausreichend Arbeitskräfte. Einmal verwendete Sandsäcke können 
zudem nicht aufbewahrt werden, da die Säcke unter Sonneneinstrahlung brüchig wer-
den, bzw. feuchter Sand zu modern beginnt. Diese Nachteile entfallen beim Einsatz  von 
Geokunststoff Gabionen.  
 
Ein entscheidender Vorteil im Hochwasserfall ist der zeitliche Vorsprung, der beim 
Aufbau fertig befüllter Gabionen vor allem an innerstädtischen Flussufern gewonnen 
wird. Die Gabionen könnten auf einer dafür vorgesehenen Lagerfläche (z.B. Brachflä-
che) bereitgehalten werden. LKWs mit Ladekran setzen die Gabionen auf ausgerollten 






Dichtfolien ab, diese werden an der Wasserseite umgeschlagen und an der Oberseite des 
Gabions befestigt. Entscheidend für die Wasserdichtheit ist, wie der Untergrund be-
schaffen ist, auf dem Folie und Gabionen aufgebaut werden. Handelt es sich um glatten 
Asphalt, mag die Dichtigkeit bei einer ausreichenden Folienstärke bereits durch genü-
gend Auflast (z.B. durch eine zusätzliche Gabionenlage) gegeben sein. Besteht der Un-
tergrund dagegen aus unebenen Pflastersteinen mit Fugen, ist eine zusätzliche Abdich-
tung erforderlich, um Unterläufigkeiten zu verhindern. Zum Einsatz kommen könnte 
hier z.B. eine Lage bzw. ein Keil aus Quellvlies zwischen Folie und Untergrund. Quell-
vlies ist ein Abdichtungsmaterial aus quellfähigem Polymer. Durch das Wasser quillt 
das wasserreaktive Polymer auf und schafft dadurch eine gelförmige Dichtschicht.281   














Abb. 46: Schematische Darstellung eines mobilen Hochwassersystems  
aus Geokunststoff Gabionen und Dichtfolie 
 
In diesem Zusammenhang sei auf eine aktuelle Forschungsarbeit am Institut für Bo-
denmechanik und Grundbau der Universität der Bundeswehr, München, hingewiesen: 
Erprobt wird ebenfalls ein mobiles Hochwasserschutzsystem durch Kombination von 
Gabionen und Quellmitteldichtungsbahnen (Quellvlies). Es handelt sich dabei aber um 
einen Drahtkorb, der komplett mit Quellvlies ausgekleidet, bzw. damit ummantelt wird. 
Als Schüttmaterial werden Kies oder Steine verwendet.282  
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Für Geokunststoff Gabionen sind weitere Anwendungsgebiete überall dort denkbar, wo 
ein schneller Einsatz erforderlich ist und wo für geotechnische Lösungen große Auflas-
ten nötig sind. Dabei muss der Einsatzort jedoch mit Fahrzeugen befahrbar sein. 
Ein Beispiel hierfür ist der Einsatz als Lastfilter, der gegen hydraulischen Grundbruch 
in Baugruben aufgebracht wird. Üblicherweise wird als Auflast eine Kiesschicht ge-
schüttet. Gabionen sind dagegen als Lastfilter wieder einfach zu entfernen, bevor z.B. 
die Bauwerkssohle in dem gefährdeten Bereich hergestellt wird. 
 
Bei einer Anwendung der Geokunststoff Gabionen als Stützelement für Böschungen 
sind zum Nachweis der äußeren Standsicherheit die Kippsicherheit, die Gleitsicherheit, 
der Grundbruchnachweis und der Geländebruchnachweis zu erbringen. Die innere 
Standsicherheit herkömmlicher Gabionenelemente wird beeinflusst durch das Verfüll-
material und den Drahtkäfig und dessen Aussteifung. Die Forschungsgesellschaft für 
Strassen- und Verkehrswesen hat ein „Merkblatt über Stützkonstruktionen aus Beton-
elementen, Blockschichtungen und Gabionen“ herausgegeben.283 Darin wird angemerkt, 
dass „eine zuverlässige rechnerische Bestimmung der inneren Standsicherheit wegen 
der Komplexität des Zusammenwirkens von Verfüllmaterial und Drahtgitter bisher 
kaum möglich ist“.284 Und weiter: „Gegebenenfalls kann das Nachweiskonzept der DIN 
1045 übernommen werden, wenn über Modellversuche ein zum Rechenwert der Beton-
druckfestigkeit (βr nach der DIN 1045) äquivalenter Wert der Gabionenelemente be-
stimmt werden kann.“ 
  
Der Nachweis der Gleitsicherheit in der Sohlfuge (äußere Standsicherheit) bzw. in den 
maßgebenden Lagerfugen (innere Standsicherheit) wird entsprechend der DIN 1054 
erbracht.  
Um die Reibungseigenschaften in der Gleitfuge zwischen Untergrund und Gabion zu 
ermitteln, bzw. um die Reibungseigenschaften des neuartigen Geokunststoff Gabions zu 
ermitteln, sind detaillierte Versuche notwendig. Die Versuchseinrichtung für Zugversu-
che, wie sie im genannten Forschungsvorhaben am Institut für Bodenmechanik und 
Grundbau der Universität der Bundeswehr, München, durchgeführt werden, sind vor-
bildhaft, um entscheidende Einflussgrößen auf den Sohlreibungswinkel im Feldversuch 
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zu erhalten. Die Sohlreibung ist insbesondere für den Anwendungsfall Hochwasser-
schutzkorb von Bedeutung. 
 
 
9.5 Verwertung von Abbruchschutt aus Industriebrachen im Chemnitztal 
 
In Abschnitt 4 wurde das Flusstal der Chemnitz mit seinem Bestand an Industriebrachen 
vorgestellt. Zahlreiche Fabriken stehen heute leer und werden im Laufe der nächsten 
Jahre wohl abgerissen, sobald die Finanzierung dazu steht. Große Mengen an Abbruch-
schutt werden dabei entstehen.  
   
Abb. 47: Abriss Industriebrache am Bahnhof Markersdorf, Dez. 2007 
 
   
Abb. 48: Abriss einer Industriebrache in Schweizerthal, Dez. 2007 
 
Der Abbruchschutt könnte infolge eines geplanten Abrissgeschehens und zusätzlicher 
Sortierung aber auch für den Ausbau des geplanten Radweges genutzt werden. Es ergä-
be sich dabei auch eine Anwendungsmöglichkeit für Geokunststoff Gabionen.285 Beim 
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Bau des Radweges wird z.B. eine Verbreiterung des bestehenden Bahndammes erfor-
derlich. Zusätzlich werden zahlreiche Brücken über die Chemnitz instand gesetzt wer-
den müssen, um eine gefahrlose Befahrbarkeit zu gewährleisten. Die Stützkonstruktio-
nen für eine Verbreiterung der Radwegtrasse oder die Sicherung von Uferböschungen, 
die Verstärkung von Brückenwiderlagern, oder auch der Bau von Rastplätzen am Rad-
weg könnten z.B. mit Hilfe von Geokunststoff Gabionen aus Abbruchschutt bzw. Geo-
kunststoffmatten mit Umschlagtechnik realisiert werden. Kurze Transportwege, kosten-
günstiges Material und eingesparte Deponiekosten wären dabei von Vorteil.  
 
Um den Bauschutt aus Ziegel und Naturstein der gründerzeitlichen Fabriken effektiv 
während der Bauzeit des Radweges nutzen zu können, bedarf es allerdings eines ausrei-
chenden Planungs- und Abstimmungsvorlaufs mit den Eigentümern der Industriebra-
chen. Sie müssten davon überzeugt werden, etwaige Abrissabsichten auf ihren Flächen 
zu realisieren und in einem gemeinsamen zeitlichen Korridor vorzunehmen. Notwendig 
wäre in diesem Zusammenhang auch ein strukturierter Abriss, der ein nachträgliches 
Sortieren der Schuttfraktionen minimal hält. Um die Kosten für einen strukturierten 
Abriss wiederum im Rahmen zu halten, ist möglicherweise auch ein gemeinsames Vor-
gehen bei der Auswahl der geeigneten Abrissunternehmen unter den Flächeneignern 
vorteilhaft. Der Abtransport der Schuttmassen von den Abrissbaustellen zur Einbaustel-
le am Radweg würde auf kurzem Wege über die Radwegtrasse erfolgen, wobei mit dem 
Baufortschritt des Radweges die Brachenflächen nacheinander erreicht werden. 
 
Um auf den Brachengrundstücken, die sich in unmittelbarer Flussnähe befinden, auch 
tatsächlich einen Abriss und eine Renaturierung im Zuge des Radwegbaues realisieren 
zu können, sollte andererseits auch über einen Anreiz zum Abriss für die Flächeneigner 
nachgedacht werden. Gerade die flussnahen Fabrikareale in den Auenbereichen bergen 
Möglichkeiten, um der Chemnitz bei zukünftigen Hochwasserereignissen wieder mehr 
Raum zu geben. Gemeinsame Gespräche im Vorfeld zwischen den Bauherren des Rad-
weges und möglichst vielen betroffenen Eigentümern ergeben vielleicht eine Koopera-
tion, bzw. eine neue Partnerschaft.  
 






10. Zusammenfassung und Ausblick 
  
Der Umgang mit der Ressource Fläche, die Schonung von Flächen vor Versiegelung, 
sowie Bodenschutz und „Flächenrecycling“ sind Aspekte, die in der derzeitigen Debatte 
über den Klimawandel in der Gesellschaft noch nicht ausreichend wahrgenommen wer-
den. Politik und Forschungsinstitutionen beklagen zwar den hohen Flächenverbrauch, 
der zudem von Wirtschaftswachstum und Bevölkerungsentwicklung abgekoppelt zu 
sein scheint, und setzen Zielvorgaben, um die negative Entwicklung mittelfristig zu 
bremsen. Auf der anderen Seite sind die Mittel oder Sanktionen, die man gegen den 
übermäßigen Flächenverbrauch zur Verfügung hat, nicht ausreichend. Mit der Eingriffs-
Ausgleichs-Regelung wird z.B. bei einer Flächenneuinanspruchnahme meist nur er-
reicht, dass als Ausgleich dafür bestehende Naturflächen aufgewertet werden. Landwirt-
schaftsfläche wird durch Pflanzungen zu Wald, die versiegelte Fläche nimmt dennoch 
zu.  
 
Flächenverbrauch lässt sich andererseits weder in einem Zeitalter der Industrialisierung 
noch in einem Zeitalter der Informationstechnik und Globalisierung gänzlich vermei-
den. Neue Flächen für Wirtschaft und Gesellschaft werden gebraucht, weil sich wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen und Lebensumstände ändern. Was die Autobahnen 
heute für die Wirtschaft bedeuten, waren früher Eisenbahnlinien und Flüsse: sie sind die 
wirtschaftlichen Lebensadern eines Landes, entlang derer Flächen in Anspruch genom-
men werden bzw. wurden. Wer aber den Flächenverbrauch senken will, muss sich um 
das Abfallprodukt in diesem Prozess kümmern, die Brachflächen.  
 
Die Dissertation untersucht, inwieweit PPP Modelle eine Lösung für die Mobilisierung 
von Brachflächen darstellen könnten. Public Private Partnerships, also Öffentlich Priva-
te Partnerschaften, kennt man inzwischen als probates Mittel, um öffentliche Infrastruk-
tur, wie Autobahnen, Tunnel oder Brücken mit Hilfe von privaten Partnern planen, fi-
nanzieren, bauen und betreiben zu lassen. Die Öffentliche Hand tritt dabei als reiner 
Leistungsnachfrager auf und zahlt die vertraglich vereinbarte Nutzungsgebühr für die 
öffentliche Einrichtung an den privaten Betreiber. Eine andere Möglichkeit besteht dar-
in, dass der private Betreiber das Recht erhält, von den Infrastrukturnutzern direkt Ge-
bühren zu verlangen.  
 






Im Falle von Brachflächen ist das Interesse der Privatwirtschaft an einer Nutzung für 
eigene Firmenzwecke gering. Es besteht jedoch in den meisten Fällen ein starkes Inte-
resse der Gesellschaft an einer Revitalisierung. In einigen Fällen stellt deswegen ein 
öffentlicher Nutzungszweck eine nachhaltige Lösung für Brachflächen dar. Da in vielen 
Kommunen Gelder für Revitalisierungen fehlen und Fördergelder oft nur privatwirt-
schaftlichen Nutzungen gewährt werden, scheitern solche Projekte an der Finanzie-
rungsfrage. Wie lassen sich öffentliche Nutzungen auf Brachflächen also privat/ privat-
wirtschaftlich planen, finanzieren, bauen, betreiben? Beispiele hierzu wurden sowohl 
national als auch international recherchiert und werden innerhalb der Dissertation be-
wertet.  
 
PPP Experten machen im Rahmen von Eignungstests die Rentabilität eines PPP Enga-
gements im engeren Sinne vom Projektumfang abhängig und vertreten die Ansicht, dass 
sich der Aufwand für die Bildung einer PPP erst lohnt, wenn das Projektvolumen über 7 
Mio. € liegt. Bei den Bewertungskriterien wird außerdem der Neubau von Infrastruktur-
einrichtungen deutlich besser bewertet als der Umbau bestehender Bauwerke. Vom 
Standpunkt der Privatwirtschaft mag dies richtig sein, weil man offensichtlich die lang-
fristigen Betriebskosten eines Neubaus besser beeinflussen kann. Für Altstandorte be-
deuten diese Anforderungen jedoch in den meisten Fällen das vorzeitige Aus für PPP 
Lösungen, wenn die Kriterien der Eignungstests als Maßstab angelegt werden. Anderer-
seits besteht aber auch die Möglichkeit, den privaten Partner für ein öffentliches Projekt 
zu gewinnen, indem man ihn gezielt für eine Cofinanzierung des Projektes einsetzt.  
Öffentlich Private Partnerschaften im weiteren Sinne, die den privaten Partner in weni-
ger als drei Lebenszyklusphasen einbeziehen, ermöglichen eine PPP Lösung auch bei 
kleinen Projektumfängen und zugunsten der bestehenden Bausubstanz. Solche Flächen-
recyclingbeispiele mit einer Beteiligung Privater in Form von Sponsoring wurden ange-
führt und ihre positiven Auswirkungen auf das ehemalige Brachenumfeld demonstriert. 
Die Nutzung eines Brachenareals für öffentliche Zwecke und das langfristige finanzielle 
privatwirtschaftliche Engagement sind dabei durchaus eine Basis für eine PPP.  
Erläutert wurde aber auch Zusammenschlüsse von Öffentlichen und Privaten zu ge-
mischtwirtschaftlichen Gesellschaften, die sich speziell um die Aufbereitung von Alt-
lasten kümmern (GAB, AAV). Auch diese Form der Zusammenarbeit wird als PPP be-
zeichnet. 
 






Als wichtige Erkenntnis der Dissertation ist festzuhalten, dass Brachflächen in einem 
räumlichen Zusammenhang zu sehen sind und dass es vorteilhaft ist, sie in Untersu-
chungsgebiete einzuordnen. Brachen haben einerseits räumlichen Bezug zueinander, 
andererseits gibt es Bezüge zu wirtschaftlichen Zentren. Gelingt es, eine Initialbrachflä-
che innerhalb eines Untersuchungsraumes zu identifizieren, so wird die Entwicklung 
auf der Initialbrachfläche auch Auswirkungen auf die Brachen in ihrem räumlichen Um-
feld haben. Die Konzentration von Mitteln auf eine Initialbrachfläche macht also überall 
dort Sinn, wo eine Vielzahl von Brachen ähnlicher Problemstruktur in einem begrenzten 
Raum auszumachen ist. Nutzt man speziell für die Initialbrachfläche eine Öffentlich 
Private Partnerschaft (PPP) als Umsetzungsstrategie, so erreicht man damit folgende 
Vorteile: 
• Es kann ein dauerhafter Nutzungszweck für die Fläche umgesetzt werden (öf-
fentliche Nutzung). 
• Die Initialbrachfläche erfährt positive öffentliche Aufmerksamkeit.  
• Private und öffentliche Partner setzen ihre jeweils begrenzten Ressourcen ge-
meinsam ein. 
• Private und öffentliche Partner profitieren langfristig von der Zusammenarbeit, 
wenn das PPP Konzept stimmt. 
• Die Initialbrachfläche hat durch ihre Nutzung Auswirkungen auf ihre Umge-
bung, d.h. auch auf die Brachflächen im Umfeld. 
• Die Revitalisierung von Brachen modernisiert das lebensräumliche Umfeld und 
bezieht diese schlafenden Flächen wieder mit ein.  
• Die Revitalisierung einer Initialbrachfläche hat Modell- und Vorbildcharakter 
für ähnliche Brachflächen. 
 
 
Theoriebeispiel „DIAMANT Radweg“ 
Um den Begriff der Initialbrachfläche zu veranschaulichen, wurde ein Beispiel entwor-
fen. Dafür wurde als Untersuchungsgebiet das Chemnitztal im Norden der Stadt Chem-
nitz ausgewählt. Während der Industrialisierung und bis zur politischen Wende 1990 
war dieses Tal für die Region Chemnitz ein wichtiger Standort u.a. für die Textil-, Pa-
pier- und Chemieindustrie. Nach 1990 wurden die ansässigen Betriebe innerhalb kür-
zester Zeit geschlossen, die Flächen fielen brach. Nach Recherchen im Umweltamt 
Mittweida gibt es im unmittelbaren Bereich des Tales (von der Stadtgrenze Chemnitz 






bis zur Mündung der Chemnitz in die Zwickauer Mulde auf ca. 25 km) mehr als 60 Alt-
lasten (Altablagerungen und Altstandorte). Die Altablagerungen sind nach Angaben des 
Umweltamtes zum größten Teil bearbeitet und saniert. Die Altstandorte stellen jedoch 
für die Zukunft eine große Herausforderung dar. Als Initialbrachfläche in diesem Unter-
suchungsgebiet wurde die ehemalige Eisenbahnstrecke Chemnitz – Wechselburg identi-
fiziert. Da man in der Öffentlichkeit schon seit längerem eine Nachnutzung der Eisen-
bahnstrecke als Radwanderweg favorisiert, ist auch ein öffentlicher Nutzungszweck der 
Initialbrachfläche vorhanden. 2 Tunnel und 15 Flusstalbrücken bedeuten allerdings ei-
nen hohen finanziellen Aufwand für den Bau und Unterhalt des Radweges. Im Juli 2002 
ließ das Landratsamt Mittweida (Wirtschaftsförderung) innerhalb der Touristischen 
Radwegekonzeption für den Landkreis Mittweida den Kostenaufwand schätzen. Die 
reinen Umbaukosten der Bahnstrecke zum Radweg, ohne Grunderwerbskosten, liegen 
der Schätzung zufolge bei 3,8 Mio. Euro.  
 
Als Initialbrachfläche „erschließt“ der zukünftige Radweg auch die übrigen Brachflä-
chen im Tal, da die Eisenbahnstrecke das Tal in seiner gesamten Länge durchzieht und 
die ehemaligen Fabriken tangiert. Die Umnutzung würde sich für die anliegenden Alt-
standorte positiv auswirken, da ein Bedarf  nach touristischer Infrastruktur zu erwarten 
ist. Durch die Erschließung des Tals als Naherholungsgebiet von Chemnitz steigt au-
ßerdem das öffentliche Interesse für die Sanierung bzw. Renaturierung der verbliebenen 
Altstandorte. Der Radweg hätte zudem überregionale Bedeutung, da er die Stadt Chem-
nitz mit dem länderübergreifenden  „Muldental - Radweg“ verbinden würde.  
 
Für die Projektrealisierung des Radweges im Chemnitztal wurde eine Beteiligung der 
Privatwirtschaft in einem PPP Modell im weiteren Sinne vorgesehen, und die Bezeich-
nung DIAMANT Radweg gewählt. Das in Hartmannsdorf bei Chemnitz ansässige Un-
ternehmen DIAMANT Fahrradwerke GmbH wurde für das Beispiel ausgewählt und 
man erteilte bei DIAMANT die Erlaubnis, dass der Name des Unternehmens im Rah-
men der Arbeit gebraucht werden dürfe. Der private Partner befindet sich innerhalb des 
PPP Projekts nicht in einer aktiven Führungsrolle (im Gegensatz zu PPPs im engeren 
Sinne, bei denen der Private in den einzelnen Lebenszyklusphasen Aufgaben der öffent-
lichen Hand übernimmt und diese als reiner Nachfrager auftritt), sondern er beteiligt 
sich z.B. finanziell, mit Hilfe von Ressourcen seines Unternehmens oder organisatorisch 
an dem Projekt. Die DIAMANT Fahrradwerke würden in diesem Falle von der Partner-






schaft durch einen PR Gewinn und damit langfristig durch einen höheren Bekanntheits-
grad der Fahrradmarke DIAMANT und durch höhere Absatzzahlen profitieren. Der 
Partner Deutsche Bahn würde zum Erfolg dieser PR Strategie einen wichtigen Beitrag 
leisten können, indem er das Projekt DIAMANT Radweg über seine unternehmenseige-
nen Medien bekanntmacht: die Zeitschriften der Deutschen Bahn in den Zügen und 
Bahnhöfen, sowie Hinweise auf der Internetseite der Deutschen Bahn, welche eine ex-
trem hohe Zugriffrate durch Internetnutzer in ganz Deutschland und darüber hinaus hat. 
Die Partnerschaft bestünde folglich aus den beteiligten 7 Kommunen, DIAMANT, 
Deutscher Bahn und z.B. dem Tourismusverband Sächsisches Burgen- und Heideland. 
 
Bedeutung der „Initialbrachfläche“ 
 
Die Bedeutung von privatwirtschaftlichem Engagement für öffentliche Projekte, die 
Phänomene „Corporate Social Responsibility“ (CSR), „Public Social Private Partners-
hip“ (PSPP), sowie Ökosponsoring werden in der Dissertation in diesem Zusammen-
hang eingeordnet. Es wird jedoch festgestellt, dass es bisher in Deutschland noch wenig 
bis kein unternehmerisches/ privatwirtschaftliches Engagement für eine öffentliche/ 
gesellschaftliche Nachnutzung bzw. zugunsten von Brachflächen gibt. Es ist aber 
gleichzeitig festzuhalten, dass die öffentliche Nachnutzung von Brachflächen mit Hilfe 
von privat(wirtschaftlichen) Partnern in einem PPP Modell keine Standardlösung für 
alle Brachflächen darstellt. Sie könnte aber durchaus einen wichtigen Zweck auf Initi-
albrachflächen erfüllen. Die Initialbrachfläche wird gegebenenfalls für den pri-
vat(wirtschaftlichen) Investor/ Sponsor von Interesse sein, wenn sie eine möglichst ü-
berregionale Bekanntheit erfährt und man mit besonderer Aufmerksamkeit durch die 
Öffentlichkeit rechnen kann. Die Initialbrachfläche hat aber auch einen Dominoeffekt 
für umliegende Brachflächen, wie es das Beispiel des DIAMANT Radweges verdeutli-
chen soll. Das privatwirtschaftliche Interesse an den umliegenden Brachflächen wird 
unter folgenden Umständen geweckt. Die Nachfrage am Grundstücksmarkt, welche bis 
dahin nicht vorhanden war, steigt, weil das Initialprojekt eine hohe Nutzerfrequenz aus-
löst. Ehemalige C-Flächen werden zu B-Flächen, da der zu erwartende Verkehrswert 
einer Brache nach der Sanierung angesichts der neuen Rahmenbedingungen höher sein 
wird als ohne die Entwicklung auf der Initialbrachfläche. Und wenn ein wirtschaftlicher 
Nachnutzungszweck für eine Brachfläche gefunden ist, tritt auch die negative Bedeu-






tung einer Kontamination weiter in den Hintergrund. Die Sanierung wird dann als Teil 
der Projektkosten angesehen, weniger als Hindernis insgesamt. 
 
Zukünfte Altlasten und Brachflächen 
 
Ein Ausblick in die Zukunft der Brachflächen aus heutiger Sicht lässt vermuten, dass 
die Brachflächenproblematik kein zeitlich und zahlenmäßig endliches Phänomen ist. 
Durch dynamische Prozesse in Wirtschaft und Gesellschaft werden auch in Zukunft 
neue Brachen entstehen. Die Qualität der Zukunftsbrachen in Deutschland wird in je-
dem Falle von einem geringeren Kontaminationsmaß als bei den bisher vorherrschen-
den Brachentypen bestimmt sein. Militärbrachen, altindustrielle Liegenschaften mit 
großflächiger Kontamination und aufwendigen Altbauten, sowie die Fraktion der Altab-
lagerungen werden abgelöst durch gering kontaminierte, dagegen aber großflächig ver-
siegelte Brachflächen.  
 
Die Beseitigung der Kontaminationsschwerpunkte aus den letzten 50 bis 100 Jahren ist 
eine Gegenwartsaufgabe. Die kontaminierten Altstandorte sind zwar räumlich innerhalb 
Deutschlands ungleich verteilt, verdienen dabei aber die gleiche Aufmerksamkeit, mit 
der bisher oftmals nur die Altablagerungen behandelt wurden. Eigentumsrechtliche Fra-
gen werden immer wieder als Hinderungsgrund für die Dekontamination und Regenera-
tion dieser Brachflächen angeführt. Umso mehr müssen offensiv Partnerschaften aus 
Öffentlichen und Privaten gebildet werden, um den Beharrungszustand, in dem sich 
diese Brachen befinden, zu überwinden.  
 
Als Antwort auf die Frage, ob PPP ein Instrument zur Mobilisierung von Brachflächen 
sein kann, ist zu geben: 
Ja, ein Zusammenwirken von Öffentlichen und Privaten Partnern in einer PPP kann 
durchaus eine lang ersehnte Mobilisierung von Brachflächen bewirken. Eine Initi-
albrachfläche mit öffentlichem Nutzungszweck, der in Zusammenarbeit mit der Privat-
wirtschaft umgesetzt wird, kann positive Auswirkungen auf umgebende Brachflächen 
haben. Eine hohe Nutzerfrequenz und öffentliche Aufmerksamkeit durch ein stimmiges, 
nachhaltiges Nutzungskonzept auf der Initialbrache, von dem die private wie die öffent-
liche Seite langfristig profitiert (win – win – Situation) sind dabei entscheidende Vor-
aussetzungen. Aber auch die naturräumlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 






Gegebenheiten des regionalen Umfeldes der Initialbrachfläche sind als Anfangs- und 
Randbedingungen sorgfältig einzubeziehen. 
 
Internationale Vorbilder im Bereich Brachflächenbeseitigung und entsprechende zu-
kunftsweisende Konzepte der Zusammenarbeit gibt es, und einige davon wurden im 
Rahmen dieser Arbeit auch beschrieben. Die Gesamtsituation ist dagegen noch als un-
befriedigend zu bezeichnen, vor allem wenn man bedenkt, dass heute in den Industrie-
staaten der Globalisierung (China, Indien, Indonesien) die Altlasten der Zukunft entste-
hen. Europa und Nordamerika werden mit Sicherheit Modellregionen dafür sein. Nur 
werden die europäischen Maßstäbe kein Vergleich sein zu dem, was Asien in Zukunft 
an Altlasten bzw. Brachflächenausmaßen erwartet. Verantwortung und Vorsorge der 
internationalen Wirtschaft für die in Anspruch genommenen Flächen sind deswegen 
heute schon einzufordern und auch über staatliche Grenzen hinweg anzustreben.  
 
Welche Bedeutung man sich durch das Thema PPP für das Flächenmanagement erhofft, 
zeigt sich z.B. an einem aktuellen Forschungsprojektes des BMBF mit dem Titel „Pub-
lic-Private-Partnership im Flächenmanagement auf regionaler Ebene“. Kernpunkt ist 
eine bessere Abstimmung zwischen privaten und öffentlichen Interessen bei der Flä-
chennutzung, um Flächen nachhaltig zu nutzen und die Flächeninanspruchnahme insge-
samt endlich zu reduzieren. „Ziel ist die Synchronisierung öffentlichen Planungshan-
delns mit privatwirtschaftlichen Entwicklungszielen im regionalen Flächenmanage-
ment.“286 Das Forschungsvorhaben wird bis Mitte 2010 einen Leitfaden mit Handlungs-
empfehlungen zum Flächenmanagement auf regionaler Ebene entwickeln. 
 
Entwicklung von Geokunststoff Gabionen  
 
Flächenmanagement soll allgemein das Ziel verfolgen, die Flächenneuinanspruchnahme 
gering zu halten und bereits vorher genutzte Flächen für neue Zwecke zur Verfügung zu 
stellen. Aber auch dieser vorausschauende Umgang mit Flächen kann nicht verhindern, 
dass ungenutzte Gebäude auf Altstandorten abgerissen werden müssen. Ein Teil der 
Bauschuttmassen in Deutschland wird zu Recyclingbaustoffen aufbereitet und wieder 
verwendet. Der größte Teil aber dient als Füllstoff und Versatzmaterial, um bergbauli-
che Hohlräume zu verfüllen. Um die Wiederverwertung des anfallenden Bauschutts aus 
                                                 
286
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Flächenrecyclingmaßnahmen zu erhöhen, wurden Überlegungen angestellt zur Kon-
struktion von sog. Geokunststoff Gabionen. 
Das Prinzip des herkömmlichen Drahtgabions oder Steinkorbs wurde weiterentwickelt 
und auf den Verfüllstoff „Bauschutt“ abgestimmt. Ein Quadergerüst aus Stahlstäben 
dient als Rahmen des Gabions, der mit netzförmigem oder auch vliesartigem Geokunst-
stoff überzogen wird. Textur und Struktur des Geokunststoffs wird dabei an das Füllma-
terial Bauschutt angepasst. Ein großer Vorteil solcher Gabionen besteht darin, transpor-
tabel zu sein. Das stabile Stahlgerüst mit Geokunststoffüberzug ist verformungsarm, 
deswegen kann der fertig befüllte Gabion direkt an seinen Einsatzort gebracht werden. 
Verwendet werden könnten diese Gabionen daher z.B. als mobiles Hochwasserschutz-
system in Verbindung mit einer Dichtungsfolie insbesondere im Bereich von Innenstäd-
ten bzw. innerstädtischen Flussufern.  
 
Unzweifelhaft hat auch der übermäßige Flächenverbrauch dazu beigetragen, die Intensi-
tät und Frequenz der Hochwasserereignisse in der Vergangenheit zu erhöhen. Flächen-
recycling und Renaturierung von Altstandorten an Flussufern, die Nutzung der Ab-
bruchmassen in Geokunststoff Gabionen, sowie die Lagerung solcher Gabionen auf 
ehemaligen Brachflächen für das nächste Hochwasser wären wichtige Teile eines Pla-
nes, für die Zukunft vorzusorgen. 
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1 Altabl. Wech. 82100367 Deponie am Friedhof privat GW 
Hist. 
Erkund.   
2 Altabl. 
 

















saniert   
5 Altst. 
 
Wech. 82201017 Sägewerk  
andere gew. 
Nutzung   keine k. Ang. 
6 Altst. 
 

























möglich k. Ang. 
10 Altst. 
 
Wech. 82201016 Mechanische Schmiede 
andere gew. 







Nutzung   keine k. Ang. 






Papierfabrik zu Penig 
Werk I 
andere gew. 







waltung   keine k. Ang. 
15 Altst. 
 
Lunz. 82200960 Motorrad Hentschel 
andere gew. 
Nutzung   keine k. Ang. 
16 Altst. 
 
Lunz. 82200601 Dienstleistungskombinat 
Treuhandver-
waltung   keine k. Ang. 



















Deponie an der Wende-








































































geschl. k. Ang. 
24 Altst. Kö.-Wie. 82200709 ehem. Pappenfabrik 
andere gew. 
Nutzung   keine k. Ang. 
25 Altabl. 
Burg-















































städt 82200110 Gesenkschmiede 
andere gew. 
Nutzung 


















  keine k. Ang. 










Clauß. 82100022 Aschedeponie privat   keine k. Ang. 
34 Altabl. 
 
Clauß. 8210037 Hang zum Chemnitztal privat   HE   
35 Altst. 
 
Clauß. 82200103 Meliobau Taura 
andere gew. 












waltung   keine k. Ang. 
38 Altst. 
 
Clauß. 82200102 ehem. Tankstelle privat   keine k. Ang. 
39 Altst. 
 
Clauß. 82200820 LPG Tierproduktion privat   keine k. Ang. 




Nutzung   keine k. Ang. 
41 Altst. Taura 82200860 Schweinezucht  
Treuhandver-
waltung   keine k. Ang. 






möglich k. Ang. 
43 Altst. Taura 82200862 Harlaßguß GmbH 
and. gew. Nut-
zung    keine k. Ang. 








möglich k. Ang. 
45 Altst. Taura 82200812 Doppelmoppel GmbH 
andere gew. 
Nutzung       
46 Altst. 
 
Taura 82202061 ehem. Gleisanlage Sonstige   keine k. Ang. 



























Taura 82100032 Steinbruch VKSK Privat, Treuhand   HE  erkunden 
49 Altabl. 
 
Taura 82100033 Irmscher privat   keine k. Ang. 
50 Altabl. Taura 82100034 
wilde Ablagerung bei 
Doppelmoppel Gemeinde   OE  belassen 




Nutzung   keine k. Ang. 
52 Altabl. Licht. 82100025 Garnsdorf, Alte Mühle 
Treuhandver-










talstr. Gemeinde   keine k. Ang. 
55 Altabl. 
 





keller Bund   keine k. Ang. 
57 Altabl. 
 
Licht. 82100001 Am Spiegel     keine k. Ang. 
58 Altst. 
 
Licht. 82200068 Georgenhof privat   keine k. Ang. 
59 Altst. 
 
Licht. 82200069 Feldscheune, Schafstall 
andere gew. 
Nutzung   keine k. Ang. 
60 Altst. 
 







werkstatt privat   keine k. Ang. 
62 Altst. 
 
Licht. 82200732 Tankstelle Peterskeller privat   keine k. Ang. 
 
 
Altabl.  Altablagerung 
Altst.  Altstandort 
 
Wech.  Wechselburg 
Kö.-Wie.  Königshain – Wiederau 
Clauß.  Claußnitz 
Taura  Taura / Markersdorf 
Licht.  Lichtenau / Auerswalde 
 
HE  Historische Erkundung 
OE  Orientierende Erkundung 
DE  Detailerkundung 
SU   Sanierungsuntersuchung 
 
GW  Grundwasser 
gew.  gewerblich 
k. Ang.  keine Angaben 
































„Touristische Radwegekonzeption des 
Landkreises Mittweida“
Gewinner der Studie innerhalb eines Vergleichs 
von 4 Routen: Das Chemnitztal
Nachfrage: Note 1
Tour. Ziele, Naturraumausstattung: Note 2
Topographie : Note 1
Verbindungsfunktion: Note 1
Durchführung: Uhlig & Wehling, Beratende Ingenieure Mittweida, 






• Anforderungskriterien für eine touristische 
Radrote werden sehr gut erfüllt
• Erwartung einer hohen Auslastung 
• Kostenaufwand für den Umbau der 

















(Lichtenau, Taura, Claußnitz, Königshain-Wiederau, Burgstädt, Lunzenau, 
Wechselburg)
Bahn





















Name „DIAMANT – Radweg“
Fahrradverleih DIAMANT Räder






• Beginn des Radweges im Zentrum von 
Chemnitz, dort Verleih von DIAMANT Rädern
• Rückgabe der Leihräder an einem Bahnhof der 
Parallelbahnstrecke Leipzig - Chemnitz, 
Rückfahrt nach Chemnitz mit der Bahn
• Verbindung zum Muldentalradweg ermöglicht 
Radfahrt bis Eilenburg oder Bad Düben, 

















Freie Presse 960.000 Leser
Sächsische Zeitung Auflage > 300.000
Bahnmagazin „Mobil“ Auflage 500.000
(Monatlich 950.000 Leser des Mobil Magazins!)







und Heideland, Tourismusverband 
Erzgebirge



















Was haben Sie vom DIAMANT Radweg?
• PR in Lokalzeitungen (Leserschaft von 1,3 Mio. Personen Sachsen weit)
• PR im Mobil Magazin der Bahn (mit monatlich 0,95 Mio Lesern bundesweit)
• Präsenz von DIAMANT Leihrädern auf dem DIAMANT Radweg
• CSR: Unternehmen zeigt soziale und ökologische Verantwortung, positive 
Belegung der Marke DIAMANT
• Nachhaltigkeitsmarketing: Umweltvorteile + Sozialvorteile + 
Wettbewerbsvorteile
• Glaubwürdigkeit der Marketingstrategie
• Wirtschaftsförderung: Kommunen unterstützen die Vermarktung mit der 






Gegenleistung der DIAMANT GmbH?
• DIAMANT als traditionsreiches, ortsansässiges Unternehmen 
fungiert als Namensgeber für den DIAMANT Radweg
• Finanzielles Engagement beim Bau und Unterhalt des DIAMANT 
Radweges entsprechend der langfristigen, positiven PR Wirkung














Partner Deutsche Bahn AG
Vorteile für die Deutsche Bahn durch das PPP Projekt
• Flächenverwertung für Bahntrasse und ehem. Bahnhöfe
• Public Relations: Engagement der Bahn am PPP Projekt bringt 
Aufmerksamkeit, Imagegewinn
• neue Kunden: Angebot Bahnurlaub Sachsen (Bahn + Fahrrad) 
ausbauen
• Zentrale Bedeutung des Hauptbahnhofes Chemnitz als Start und 
Zielort des Diamant Radweges 





Vorteile für die Stadt Chemnitz durch das PPP Projekt
• PR: Bundesweite Aufmerksamkeit durch das Projekt
• Innovation: Vorreiterrolle gegenüber anderen Städten und Gemeinden
• Beschleunigte Projektdurchführung Radweg
• Wirtschaftsförderung: DIAMANT als traditionsreiches Unternehmen stärken
• Image: Chemnitz als naturnahe Stadt mit Lebensqualität (Radweg in 
Flusstal, Naherholung), Einnahmequelle Tourismus stärken


















• Vermarktung des DIAMANT Radweges über die 
Unternehmenszeitschriften der Bahn: „Bahnzeit“ und „Mobil“
denkbar, auch aktive Vermarktung über Reisebüro der Bahn -> 
www.start.de (Seite der DB Vertrieb GmbH, Berlin) 
• Radverkehrskonzeption Sachsen: bisher hat keine Zusammenarbeit 
mit der Bahn stattgefunden (vgl. Veloland Schweiz PPP Initiative mit 
der Schweizer Bundesbahn), von Seiten der Bahn aber erwünscht
• Radweg im Chemnitztal: Gespräche mit LRA Mittweida haben 
stattgefunden, es besteht jedoch von Seiten der Kommunen nur 
eine Kaufabsicht für den Streckenabschnitt von Chemnitz bis 
Markersdorf; Bahn möchte gesamte Strecke veräußern. (Anm.: 
Verkauf hat zum 1.1.2008 stattgefunden)
• Hinweis gegeben, dass Bahn eigene Rückbau-Abteilung und 














• „Mittel für Grunderwerb bereits bei einigen Gemeinden im Haushalt 
eingestellt; laufende Kosten unklar, Problem ist der Erhalt der 
Strecke“
• „Idee seit 4 Jahren vorhanden, Kommunen sollen Grundstücke 
erwerben und ausbauen mit 90 % Förderung; mit Schreiben vom 
11.8.05 wurde durch das Bundesverkehrsministerium bestätigt, dass 
der Radweg begleitend zur B 107 ausgebaut werden kann; Konsens 
mit Eisenbahnverein Markersdorf: Bahnabschnitt Markersdorf –
Diethensdorf mit Schiene erhalten, in diesem Bereich 
Parallelführung von Radweg und Bahnschienen“
• Gemeinden Taura, Claußnitz und Lichtenau wollen Zweckverband 
gründen und die Grunderwerbskosten für den Abschnitt bis 






• Lücke im Radwegenetz für die Chemnitzer tatsächlich vorhanden. 
Gemeinden wurden vom Radweg grundsätzlich überzeugt. 
• Überschneidung von zwei Tourismusverbänden wird als Hemmnis gesehen: 
Tourismusverband Erzgebirge (Radfahren keine Größe mit Gewicht) und 
Tourismusverband Sächsisches Burgen- und Heideland mit großem 
Schwerpunkt auf Radverkehr.
• Stimmt Effekten zu, die im Tal zu erwarten sind: Infrastruktur für Tourismus 
noch im Dornröschenschlaf.
• DB AG will Bahnstrecke bisher nur komplett verkaufen (von Chemnitz bis 
Wechselburg, nicht nur Teilstück bis Markersdorf). 
• Gemeinden nördlich von Markersdorf haben bisher nur vage 
Absichtserklärungen gegeben.
• Hinweis auf Zschopautalradweg: Anbindung vom Chemnitztal in Richtung 
Mittweida brächte zusätzliche Verknüpfung zum Zschopautalradweg
• Nach Bau des Radweges im Chemnitztal dürfen Radfahrer Bundesstraße 
nicht mehr befahren (Verbot für Radfahrer auf B107): hier sind 
Kompromisse denkbar insbesondere für die Rad-Anbindung von 
Auerswalde ins Chemnitztal
• Geschätzte Unterhaltungskosten (ohne Tunnel): 1,20 €/m² pro Jahr














• Nutzung des Hauptbahnhofs Chemnitz als Startpunkt 
des Radweges in Chemnitz denkbar (Bahn - Rad 
Verknüpfung gut) 
• Marketing  Strategie: Tourismus in Sachsen neu 
ausgerichtet auf zahlungskräftige und kulturinteressierte 
Zielgruppen, generell Ältere (mehr Geld und Zeit zum 
Verreisen)
• Verknüpfung Radweg und Tal der Burgen wichtig: 
Burgen als Tourismusmagneten, daher enge Verbindung 
in der Vermarktung des zukünftigen Radweges wichtig
• Hinweis: bestehende Kooperation  zwischen DIAMANT 






• Geplanter Radweg im Chemnitztal ist laut Verkehrsentwicklungsplan 
als Route 12 gekennzeichnet, kein Fernradweg, hat keine Priorität; 
• Chemnitzer Stadtfahrrad (von Futturetec, Niederwiesa) als Parallel-
System zum Diamant Verleih (keine Konkurrenzsituation schaffen);
• Planung, den Chemnitz-Fluss im Stadtgebiet wieder erlebbarer zu 
machen, auch durch Fahrradweg
• Man ist bereit zu weiterführenden Gesprächen auf Bürgermeister 
Ebene, unter Federführung der Wirtschaftsförderung des Lkr. MW; 














• Planung für Radweg in Baulastträgerschaft des Straßenbauamts läuft. Die Auflage, 
die Bundesstraße vom Radverkehr völlig freizuhalten, wird schlecht durchführbar 
sein. Insbesondere zwischen Auerswalde und Wittgensdorf wird kein 100% Verbot für 
Radfahrer auf der Bundesstraße möglich sein. 
• Die Kosten für den Unterhalt des Radweges werden sehr hoch eingeschätzt (Tunnel, 
Brücken). 
• Eine Voruntersuchung des Tunnels am Schusterstein (Auerswalde) für eine 
Alternativvariante (Neubau des Radweges um den Berg herum) hat ergeben, dass 
diese ökologisch wegen des FFH Gebiets/ Mehrlänge nicht möglich sein wird, die 
Tunnelvariante ist besser. 
• Die B107 soll langfristig zur Staatsstraße herabgestuft werden, da die Verbindung 
von Chemnitz nach Rochlitz nicht mehr die Bedeutung hat wie die Verbindung 
Chemnitz-Mittweida. Derzeit ist MW an keine Bundesstraße angeschlossen (Plan: S 
200 Ausbau als Bundesstraße)
• Konzept zum Radwegausbau: Bund übernimmt Ausbau des Radweges auf 
bestehenden Verkehrsanlagen, Unterhaltung/ Eigentum bleibt bei den jeweiligen 
Besitzern. Finanzielle Beteiligung Privater ist möglich, der Unterhalt obliegt den 
Gemeinden. Dies gilt für den Teilabschnitt bis zur Kolonie Markersdorf, einen 
Weiterbau des Radweges bis Wechselburg wäre dann Sache des Freistaates 




Ingenieurbüro Uhlig und Wehling, Mittweida
• Planung Radweg Chemnitztal: Uhlig & Wehling sind mit Planung der 
freien Strecke beauftragt, Ingenieurbauwerke anderweitig. 
Umstufung B107 und Anbindung von Mittweida an Bundesstraße 
schon ewig geplant, bisher unklar wann. 
• Unterhaltskosten: nur interne Zahlen
• Vorgesehene Ausführung des Radweges: nur ungebundene, Sand 
geschlämmte Schotterdecke, kein Asphalt (Kosten Schotter 3,75-
4,25 €/m², Asphalt 11,20 €/m²). Entscheidung zugunsten von 
Schotter jedoch aus Naturschutzgründen. Unterhalt dann aber 
aufwendiger, manuelle Reinigung. 
• Richtliniengesetze wurden überarbeitet: auch Radwege, die nicht 












Anlage 4: Argumente für das PPP Projekt DIAMANT Radweg 
 
 
Initialfunktion des DIAMANT 
Radwegs
• Durch die Vielzahl von Nutzern wird die öffentliche Aufmerksamkeit 
auf das Chemnitztal gelenkt, Nachfrage nach angrenzenden 
Grundstücken für Tourismusinfrastruktur, fortschreitende 
Entwicklung brachgefallener Standorte
• Im öffentlichen Interesse: Hochwasserschutz an der Chemnitz, 
Naturschutz und Dekontaminierung der Industriebrachen, 
• Aufwertung der Lebensbedingungen für die Stadt Chemnitz, 




Vorteile des Radweges auf der 
Eisenbahntrasse im Chemnitztal
• Leichte Befahrbarkeit auch für ungeübte Radfahrer (Ältere, Familien mit Kindern als 
Zielgruppen) weil sanftes Gefälle, schattiges Tal
• Für Radfahrer mit hohem Sicherheitsbedürfnis geeignet (Ältere, Kinder)
• Hohe Nutzerfrequenz durch Beginn des Radweges in Chemnitz
• Naturräumliche Schönheit des Chemnitztals
• Ingenieurbauwerke als Bestandteile des Radweges wahrscheinlich einzigartig in 
Deutschland: 2 Tunnel und 15 Brücken
• Sanfter Tourismus im FFH Gebiet und in einer Region mit großer Industriegeschichte
• Radweg zum „Tal der Burgen“
• Anschluss an den Muldentalradweg und an den Zschopautalradweg
• Bahn-Baudenkmal Göhrener Brücke in Sichtweite, Eisenbahnmuseum Markersdorf















Für Radweg im Chemnitztal 1,20 €/m² (ohne Tunnel)
Fläche Radweg (gesamte Strecke Chemn.-Wechs.)
3,0 m * 27 * 1.000 m = 81.000 m²
Unterhaltungskosten 
81.000 m² * 1,20 €/m² = 97.200 € im Jahr






• Marke kann nur wachsen durch Bekanntheit (vgl. Bruno Banani aus 
dem Nichts zur Lifestyle Marke und führendem Unternehmen)
• Name DIAMANT sehr einprägsam und „wertvoll“
• PR Strategie im Freizeitbereich direkt in der Region Chemnitz 
verankern; dies stärkt zuerst den regionalen Absatzmarkt der 
Fahrräder, bei steigender Bekanntheit der Region als Radfahrerziel 
(DIAMANT Radweg + Muldentalradweg) wächst die 
deutschlandweite Bekanntheit von DIAMANT
• PPP Engagement von DIAMANT kein kurzfristiges Sponsoring, 
sondern langfristige Einbindung in alle Lebensphasen des 
Radweges, von der Planung bis zum Betrieb
• Dienstleistungen rund um den Radweg mit DIAMANT verknüpfen 
(z.B. Fahrradverleih, Radfahrerhotel) 













Vorteile für das Unternehmen 
DIAMANT
• Außenbeziehungen und Außenkommunikation werden gestärkt 
durch das Engagement am Radweg
• Netzwerkbildung in der Region
• Imagestärkung durch strategisches Marketing
• Neue Form der direkten Kundenbeziehung 
• CSR Corporate Social Responsibility: Unternehmensverantwortung
für gesellschaftliche Belange, Verantwortung für die Region zeigen
• Verantwortung für Umweltfragen demonstrieren (Brachflächen-
Wiederverwendung) und umweltschonendes Freizeitverhalt durch 
Radfahren unterstützen
• Glaubwürdigkeit von DIAMANT weil inhaltliche Übereinstimmung 






• Deutschland und USA: seit 1990 bilaterale 
Forschungskooperation zwischen US Umweltbehörde 
EPA und Bundesministerium für Bildung und Forschung 
auf dem Gebiet Flächenrecycling
• Evtl. Aufnahme des Chemnitztals als Modellprojekt, 
sowie einer Partnerregion in den USA (z.B. in 
Wisconsin) mit vergleichbaren Bedingungen 
(Industrietal, Eisenbahnstrecke als TREK-Radweg, z.B. 
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